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ERSTER TEIL
Allgemeine Vorschriften

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die Versorgung der Beamten 
im Anwendungsbereich des Hessischen Beamtenge-
setzes.

(2) Dieses Gesetz gilt entsprechend für die Versorgung 
der Richter des Landes.

§ 1
Geltungsbereich

Dieses Gesetz regelt die Versorgung der Beamtinnen 
und Beamten im Anwendungsbereich des Hessischen 
Beamtengesetzes.

Die Vorschrift regelt den sachlichen und persönlichen 
Geltungsbereich des Gesetzes.

§ 2
Arten der Versorgung

(1) Versorgungsbezüge sind

1. Ruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag,
2. Hinterbliebenenversorgung,
3. Bezüge bei Verschollenheit,
4. Unfallfürsorge,
5. Übergangsgeld,
6. Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen,
7. Erhöhungsbetrag nach § 14 Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 

1,
8. Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 Satz 2,
9. Leistungen nach den §§ 50a bis 50e,
10. Ausgleichsbetrag nach § 50 Abs. 3,
11. Anpassungszuschlag nach § 69b Abs. 2 Satz 5.

(2) Zur Versorgung gehört ferner die jährliche Sonder-
zahlung nach § 50 Abs. 4 und 5.

§ 2
Versorgungsbezüge

Versorgungsbezüge sind

1. Leistungen, die nach diesem Gesetz versor-
gungsberechtigten Personen gewährt werden,

2. monatliche Sonderzahlungen nach dem Hessi-
schen Sonderzahlungsgesetz vom 22. Oktober 
2003 (GVBl. I S. 280), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218), für ver-
sorgungsberechtigte Personen und

3. Einmalzahlungen aufgrund besoldungs- und 
versorgungsrechtlicher Anpassungsgesetze für 
versorgungsberechtigte Personen.

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 2 
HBeamtVG mit folgender Änderung:

Die bisherigen Detailregelungen sind zur besseren
Übersichtlichkeit zusammengefasst.

§ 3
Regelung durch Gesetz

(1) Die Versorgung der Beamten und ihrer Hinterblie-
benen wird durch Gesetz geregelt.

§ 3
Regelung durch Gesetz

(1) Die Versorgung wird durch Gesetz geregelt.

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 3 
HBeamtVG.
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(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, 
die dem Beamten eine höhere als die ihm gesetzlich 
zustehende Versorgung verschaffen sollen, sind un-
wirksam. Das Gleiche gilt für Versicherungsverträge, 
die zu diesem Zweck abgeschlossen werden.

(3) Auf die gesetzlich zustehende Versorgung kann 
weder ganz noch teilweise verzichtet werden.

(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, 
die eine höhere als die gesetzlich zustehende Versor-
gung verschaffen sollen, sind unwirksam. Das Gleiche 
gilt für Versicherungsverträge, die zu diesem Zweck 
abgeschlossen werden.

(3) Auf die gesetzlich zustehende Versorgung kann 
weder ganz noch teilweise verzichtet werden.

ZWEITER TEIL
Ruhegehalt, Bewertung der Dienstzeit

§ 4
Entstehen und Berechnung des Ruhegehalts

(1) Ein Ruhegehalt wird nur gewährt, wenn der Beamte

1. eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abge-
leistet hat oder

2. infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Be-
schädigung, die er sich ohne grobes Verschulden
bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes 
zugezogen hat, dienstunfähig geworden ist.

Die Dienstzeit wird vom Zeitpunkt der ersten Berufung 
in das Beamtenverhältnis ab gerechnet und nur be-
rücksichtigt, soweit sie ruhegehaltfähig ist. Zeiten, die 
kraft gesetzlicher Vorschrift als ruhegehaltfähig gelten 
oder nach § 10 als ruhegehaltfähige Dienstzeit berück-
sichtigt werden, sind einzurechnen. Satz 3 gilt nicht für 
Zeiten, die der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 in 
dem in Art. 3 des Einigungsvertrages genannten Ge-
biet zurückgelegt hat.

(2) Der Anspruch auf Ruhegehalt entsteht mit dem 
Beginn des Ruhestandes, in den Fällen des § 4 des 

§ 4
Wartefrist und Berechnung des Ruhegehalts

(1) Ein Ruhegehalt wird nur gewährt, wenn die Beam-
tin oder der Beamte

1. eine ruhegehaltfähige Dienstzeit nach den §§ 6, 
8 bis 10 und § 18 Abs. 1 Satz 1 und 2 von min-
destens fünf Jahren abgeleistet hat oder

2. infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Be-
schädigung, die sie oder er sich ohne Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit bei Ausübung oder aus 
Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienst-
unfähig geworden ist.

(2) Der Anspruch auf Ruhegehalt entsteht mit dem 
Beginn des Ruhestandes, in den Fällen des § 4 des 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 4 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen: 

In Abs. 1 wird die anzuerkennende Dienstzeit in Nr. 1 
aufgeführt, deshalb entfällt Satz 2 bis 4. Bisher war die 
anzuerkennende Dienstzeit nur in den Verwaltungsvor-
schriften geregelt.

Der Begriff in Nr. 2 „grobes Verschulden“ wird durch 
„Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit“ entsprechend der 
Regelung in § 50 Abs. 4 ersetzt.
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Bundesbesoldungsgesetzes nach Ablauf der Zeit, für 
die Dienstbezüge gewährt werden.

(3) Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge und der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit berechnet.

Hessischen Besoldungsgesetzes in der Fassung vom 
27. Mai 2013 (GVBl. S. 218) nach Ablauf der Zeit, für 
die Dienstbezüge gewährt werden.

(3) Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge und der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit berechnet.

§ 5
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge

(1) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind

1. das Grundgehalt,
2. der Familienzuschlag (§ 50 Abs. 1) der Stufe 1,

3. sonstige Dienstbezüge, die im Besoldungsrecht als 
ruhegehaltfähig bezeichnet sind,

4. Leistungsbezüge nach § 33 Abs. 1 des Bundesbe-
soldungsgesetzes, soweit sie nach § 33 Abs. 3 des 
Bundesbesoldungsgesetzes ruhegehaltfähig sind,

die dem Beamten in den Fällen der Nr. 1 und 3 zuletzt 
zugestanden haben oder in den Fällen der Nr. 2 nach 
dem Besoldungsrecht zustehen würden. 

Bei Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung ohne 
Dienstbezüge (Freistellung) gelten als ruhegehaltfähi-
ge Dienstbezüge die dem letzten Amt entsprechenden 
vollen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge.
Satz 2 gilt entsprechend bei eingeschränkter Verwen-
dung eines Beamten wegen begrenzter Dienstfähigkeit 
nach § 42a des Bundesbeamtengesetzes oder ent-
sprechendem Landesrecht.

(2) Ist der Beamte wegen Dienstunfähigkeit auf Grund 
eines Dienstunfalls im Sinne des § 31 in den Ruhe-
stand getreten, so ist das Grundgehalt der nach Abs. 1 

§ 5
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge

(1) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind

1. das Grundgehalt,
2. der Familienzuschlag nach § 55 Abs. 1 der Stufe 1 

und
3. sonstige Bezüge, die im hessischen Besoldungs-

recht als ruhegehaltfähig bezeichnet sind,

die der Beamtin oder dem Beamten in den Fällen der 
Nr. 1 und 3 zuletzt zugestanden haben oder in den 
Fällen der Nr. 2 nach dem hessischen Besoldungs-
recht zustehen würden. 
Bemessungsgrundlage sind die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge, die bei Vollzeitbeschäftigung zum 
Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand zu zahlen 
gewesen wären.

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 5 
HBeamtVG mit folgenden Anpassungen:

In Abs. 1 wird wegen der Begriffserweiterung in Nr. 3 
die bisherige Nr. 4 nicht übernommen. 

Ebenso ist wegen der klareren Definition der Bemes-
sungsgrundlage in Satz 2 der bisherige Satz 3 obsolet.

Der bisherige Abs. 2 wird im Fünften Teil (Unfallfürsor-
ge § 41) geregelt.
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Satz 1 Nr. 1, Abs. 3 oder 5 maßgebenden Besol-
dungsgruppe nach der Stufe zugrunde zu legen, die er 
bis zum Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens 
der Altersgrenze hätte erreichen können.

(3) Ist ein Beamter aus einem Amt in den Ruhestand 
getreten, das nicht der Eingangsbesoldungsgruppe 
seiner Laufbahn oder das keiner Laufbahn angehört, 
und hat er die Dienstbezüge dieses oder eines mindes-
tens gleichwertigen Amtes vor dem Eintritt in den Ru-
hestand nicht mindestens zwei Jahre erhalten, so sind 
ruhegehaltfähig nur die Bezüge des vorherigen Amtes. 
Hatte der Beamte vorher kein Amt inne, so setzt die 
oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem für 
das Beamtenversorgungsrecht zuständigen Ministeri-
um oder mit der von diesem bestimmten Behörde die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zur Höhe der ru-
hegehaltfähigen Dienstbezüge der nächstniedrigeren 
Besoldungsgruppe fest. 
In die Zweijahresfrist einzurechnen ist die innerhalb 
dieser Frist liegende Zeit einer Beurlaubung ohne 
Dienstbezüge, soweit sie als ruhegehaltfähig berück-
sichtigt worden ist.

(4) Abs.3 gilt nicht, wenn der Beamte vor Ablauf der 
Frist infolge von Krankheit, Verwundung oder sonstiger 
Beschädigung, die er sich ohne grobes Verschulden 
bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes 
zugezogen hat, in den Ruhestand getreten ist.

(5) Das Ruhegehalt eines Beamten, der früher ein mit 
höheren Dienstbezügen verbundenes Amt bekleidet 
und diese Bezüge mindestens zwei Jahre erhalten hat,
wird, sofern der Beamte in ein mit geringeren Dienst-
bezügen verbundenes Amt nicht lediglich auf seinen im 
eigenen Interesse gestellten Antrag übergetreten ist, 
nach den höheren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen 

(2) Ist eine Beamtin oder ein Beamter aus einem Amt 
in den Ruhestand getreten, das nicht der Eingangsbe-
soldungsgruppe ihrer oder seiner Laufbahn oder kei-
ner Laufbahn angehört, und hat sie oder er die 
Dienstbezüge dieses oder eines mindestens gleichwer-
tigen Amtes vor dem Eintritt in den Ruhestand nicht 
mindestens zwei Jahre erhalten, so sind ruhegehaltfä-
hig nur die Bezüge des vorherigen Amtes. Hatte die 
Beamtin oder der Beamte vorher kein Amt inne, so 
setzt die oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit 
dem für das Beamtenversorgungsrecht zuständigen 
Ministerium die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis 
zur Höhe der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge der 
nächstniedrigeren Besoldungsgruppe fest.

(3) Das Ruhegehalt einer Beamtin oder eines Beam-
ten, die oder der früher ein mit höheren Dienstbezü-
gen verbundenes Amt innehatte und diese Bezüge 
mindestens zwei Jahre erhalten hat, wird, sofern die 
Beamtin oder der Beamte in ein mit geringeren 
Dienstbezügen verbundenes Amt nicht lediglich auf 
ihren oder seinen im eigenen Interesse gestellten 

Abs. 2 entspricht dem bisherigen Abs. 3 Satz 1 und 2.

Der bisherige Satz 2 wird in Abs. 5 geregelt.

Der bisherige Abs. 4 wird in Abs. 5 geregelt.

Abs. 3 entspricht inhaltlich dem bisherigen Abs. 5 Satz 
1 und 2.
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des früheren Amtes und der gesamten ruhegehaltfähi-
gen Dienstzeit berechnet. Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4 
gelten entsprechend. Das Ruhegehalt darf jedoch die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des letzten Amtes 
nicht übersteigen.

Antrag übergetreten ist, nach den höheren ruhegehalt-
fähigen Dienstbezügen des früheren Amtes und der 
gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit berechnet.

(4) Verringern sich bei einem Wechsel in ein Amt 
der hessischen Besoldungsordnung W die ruhege-
haltfähigen Dienstbezüge, berechnet sich das Ru-
hegehalt aus den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen 
des früheren Amtes und der gesamten ruhegehalt-
fähigen Dienstzeit, sofern die Beamtin oder der 
Beamte die Dienstbezüge des früheren Amtes min-
destens zwei Jahre erhalten hat; hierbei ist die zum 
Zeitpunkt des Wechsels in die hessische Besol-
dungsordnung W erreichte Stufe des Grundgehal-
tes zugrunde zu legen. Auf die Zweijahresfrist wird 
der Zeitraum, in dem die Beamtin oder der Beamte 
Dienstbezüge aus einem Amt der hessischen Be-
soldungsordnung W erhalten hat, angerechnet.

(5) In die Zweijahresfrist nach Abs. 2, 3 oder 4 ein-
zurechnen ist die innerhalb dieser Frist liegende 
Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, soweit
sie als ruhegehaltfähig berücksichtigt worden ist. 
Die Zweijahresfrist gilt nicht, wenn die Beamtin 
oder der Beamte vor Ablauf der Frist infolge von 
Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädi-
gung, die sie oder er sich ohne Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit bei Ausübung oder aus Veranlas-
sung des Dienstes zugezogen hat, in den Ruhe-
stand getreten ist.

(6) Das Ruhegehalt aus einem früheren Amt darf 
die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des letzten 
Amtes nicht übersteigen.

Neu aufgenommen wurde Abs. 4: 
Bei einem Wechsel in ein Amt der Besoldungsordnung 
W können versorgungsrechtliche Nachteile entstehen, 
wenn die bisherigen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
das Grundgehalt der neuen Besoldungsgruppe über-
steigen. Diese werden durch die Regelung beseitigt.

Der neue Abs. 5 fasst die Gründe für die Nichtanwen-
dung der Zweijahresfrist in den Abs. 2 bis 4 zusam-
men. Der Urlaub ohne Dienstbezüge wurde bisher in 
Abs. 3 Satz 3 geregelt. Die Dienstbeschädigung war im 
bisherigen Abs. 4 geregelt. Der Begriff „grobes Ver-
schulden“ wird durch „Vorsatz und grobe Fahrlässig-
keit“ entsprechend der Regelung in § 50 Abs. 4 ersetzt.

Der neue Abs. 6 nimmt die Regelung des bisherigen 
Abs. 5 Satz 3 einzeln auf (Begrenzung des Ruhege-
halts aus einem früheren Amt).

§ 6
Regelmäßige ruhegehaltfähige Dienstzeit

§ 6
Regelmäßige ruhegehaltfähige Dienstzeit

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 6 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen:



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

6

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

(1) Ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit, die der Beamte 
vom Tage seiner ersten Berufung in das Beamtenver-
hältnis an im Dienst eines öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn im Beamtenverhältnis zurückgelegt hat. 
Dies gilt nicht für die Zeit

1. vor Vollendung des 17. Lebensjahres,
2. in einem Amt, das die Arbeitskraft des Beamten 

nur nebenbei beansprucht,
3. einer Tätigkeit als Beamter, der ohne Ruhege-

haltsberechtigung nur Gebühren bezieht, soweit sie 
nicht nach § 11 Nr. 1 Buchst. a berücksichtigt wird,

4. einer ehrenamtlichen Tätigkeit,
5. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge; die Zeit 

einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge kann be-
rücksichtigt werden, wenn spätestens bei Beendi-
gung des Urlaubs schriftlich zugestanden worden 
ist, dass dieser öffentlichen Belangen oder dienstli-
chen Interessen dient,

6. eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst unter 
Verlust der Dienstbezüge,

7. für die eine Abfindung aus öffentlichen Mitteln ge-
währt ist.

Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung sind nur zu dem Teil 
ruhegehaltfähig, der dem Verhältnis der ermäßigten 
zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht;

Zeiten einer Altersteilzeit nach § 72b des Bundesbe-
amtengesetzes oder entsprechendem Landesrecht 

(1) Ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit, die die Beamtin 
oder der Beamte vom Tage ihrer oder seiner ersten 
Berufung in das Beamtenverhältnis an im Dienst eines 
inländischen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im 
Beamtenverhältnis zurückgelegt hat. Dies gilt nicht für 
die Zeit

1. in einem Neben- oder Ehrenamt,

2. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge oder ohne 
Anwärterbezüge; diese Zeit wird berücksichtigt, 
wenn spätestens bei Beendigung des Urlaubs 
schriftlich zugesichert worden ist, dass dieser öf-
fentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen 
dient und

3. eines ganztägigen schuldhaften Fernbleibens vom 
Dienst unter Verlust der Dienstbezüge.

Die Kindererziehungszeit nach § 56 Abs. 3 für bis 
zum 31. Dezember 1991 geborene Kinder ist bis zu 
dem Tag ruhegehaltfähig, an dem das Kind sechs 
Monate alt wurde.

Die Altersteilzeit nach § 85b des Hessischen Beam-
tengesetzes in der Fassung vom 11. Januar 1989 

In Abs. 1 wird der öffentlich-rechtliche Dienstherr mit 
dem Zusatz „inländisch“ definiert.

Die bisherige Nr. 1 (Begrenzung auf das 17. Lebens-
jahr) ist weggefallen.
In Nr. 1 werden die bisherigen Nr. 2 und 4 begrifflich 
neu zusammengefasst.
Die bisherige Nr. 3 ist veraltet und deshalb entbehrlich.

In Nr. 2 wird die bisherige Nr. 5 redaktionell angepasst. 
Zusätzlich zu dem Begriff der „Dienstbezüge“ wird der 
Begriff der „Anwärterbezüge“ aufgenommen. Die bis-
herige Kannvorschrift wird der Praxis entsprechend als 
Mussvorschrift gefasst.

In Nr. 3 wird die bisherige Nr. 6 dahingehend klarge-
stellt, dass Teile eines Tages unberücksichtigt bleiben.
Die bisherige Nr. 7 (Abfindung) ist in § 13 Abs. 4 auf-
genommen.

Die bisherige Regelung der Anerkennung von Teilzeit-
beschäftigung (Satz 3 und 4) ist nun in § 13 Abs. 2 
geregelt.

Der neue Satz 3 regelt die ruhgehaltfähige Dienstzeit 
für die Kindererziehung für Kinder, die vor dem 1. Ja-
nuar 1992 geboren sind. Diese Regelung ersetzt den 
bisherigen § 85 Abs. 7 Satz 1 HBeamtVG.

Satz 4 entspricht dem bisherigen Satz 3 in Bezug auf 
die Anerkennung von Altersteilzeit.
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sowie nach entsprechenden Bestimmungen für Richter 
sind zu neun Zehnteln der Arbeitszeit ruhegehaltfähig, 
die der Bemessung der ermäßigten Arbeitszeit wäh-
rend der Altersteilzeit zugrunde gelegt worden ist.

Zeiten der eingeschränkten Verwendung eines Beam-
ten wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach § 42a des 
Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem Lan-
desrecht sind nur zu dem Teil ruhegehaltfähig, der 
dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Ar-
beitszeit entspricht, mindestens im Umfang des § 13 
Abs. 1 Satz 1.

(2) Nicht ruhegehaltfähig sind Dienstzeiten

1. in einem Beamtenverhältnis, das durch eine Ent-
scheidung der in § 48 des Bundesbeamtengeset-
zes bezeichneten Art oder durch Disziplinarurteil 
beendet worden ist,

2. in einem Beamtenverhältnis auf Probe oder auf 
Widerruf, wenn der Beamte entlassen worden ist, 
weil er eine Handlung begangen hat, die bei einem 
Beamten auf Lebenszeit mindestens eine Kürzung 
der Dienstbezüge zur Folge hätte,

3. in einem Beamtenverhältnis, das durch Entlassung 
auf Antrag des Beamten beendet worden ist,

a) wenn ihm ein Verfahren mit der Folge des Ver-
lustes der Beamtenrechte oder der Entfernung 
aus dem Dienst drohte oder

b) wenn der Beamte den Antrag gestellt hat, um 
einer drohenden Entlassung nach Nr. 2 zuvor-

(GVBl. I S. 25), in der bis zum 28. Februar 2014 gel-
tenden Fassung, ist zu neun Zehnteln der Arbeitszeit 
ruhegehaltfähig, die der Bemessung der ermäßigten 
Arbeitszeit während der Altersteilzeit zugrunde gelegt 
worden ist.

Die Zeit der eingeschränkten Verwendung wegen be-
grenzter Dienstfähigkeit nach § 27 des Beamtensta-
tusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010),
geändert durch Gesetz vom 5. Februar 2009 (BGBl. I 
S. 160), ist mindestens im Umfang nach § 7 Abs. 4 
ruhegehaltfähig.
Beim Zusammentreffen von Altersteilzeit und be-
grenzter Dienstfähigkeit ist die Zeit der begrenzten 
Dienstfähigkeit während der Altersteilzeit zu neun 
Zehnteln ruhegehaltfähig, mindestens jedoch im 
Umfang nach Satz 5.

(2) Nicht ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit

1. in einem Beamtenverhältnis, das durch Verlust der 
Beamtenrechte nach § 24 Abs. 1 des Beamten-
statusgesetzes oder durch Disziplinarurteil been-
det worden ist,

2. in einem Beamtenverhältnis auf Probe oder auf 
Widerruf, das durch Entlassung wegen einer 
Handlung beendet worden ist, die im Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit mindestens eine Kür-
zung der Dienstbezüge zur Folge hätte, und

3. in einem Beamtenverhältnis, das durch Entlassung 
auf Antrag der Beamtin oder des Beamten been-
det worden ist, wenn
a) ihr oder ihm ein Verfahren mit der Folge des 

Verlustes der Beamtenrechte oder der Entfer-
nung aus dem Dienst drohte oder

b) der Antrag gestellt wurde, um einer drohenden 
Entlassung nach Nr. 2 zuvorzukommen.

Satz 5 entspricht dem bisherigen Satz 4.

Im neuen Satz 6 wird gesetzlich klargestellt, wie bei 
einem Zusammentreffen von begrenzter Dienstfähig-
keit und Altersteilzeit vorzugehen ist.
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zukommen.

Die oberste Dienstbehörde kann Ausnahmen zulassen. 

(3) Der im Beamtenverhältnis zurückgelegten Dienst-
zeit stehen gleich

1. die im Richterverhältnis zurückgelegte Dienstzeit,
2. die nach dem 8. Mai 1945 zurückgelegte Zeit als 

Mitglied der Bundesregierung oder einer Landes-
regierung,

3. die Zeit der Bekleidung des Amtes eines Parlamen-
tarischen Staatssekretärs bei einem Mitglied der 
Bundesregierung nach dem 14. Dezember 1972 
oder bei einem Mitglied einer Landesregierung, 
soweit entsprechende Voraussetzungen vorliegen,

4. die im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen Einrichtung zurückgeleg-
te Dienstzeit; 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 findet keine Anwendung.

Die oberste Dienstbehörde kann im Einvernehmen 
mit dem für das Beamtenversorgungsrecht zu-
ständigen Ministerium Ausnahmen zulassen.

(3) Der im Beamtenverhältnis zurückgelegten Dienst-
zeit stehen gleich

1. die im Richterverhältnis zurückgelegte Dienstzeit,
2. die Zeit als Mitglied der Bundesregierung oder 

einer Landesregierung,

3. die Zeit als parlamentarische Staatssekretärin 
oder parlamentarischer Staatssekretär bei einem 
Mitglied der Bundesregierung oder bei einem Mit-
glied einer Landesregierung, soweit entsprechende 
Voraussetzungen vorliegen,

4. die im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen Einrichtung zurückgeleg-
te Dienstzeit,

5. die Zeit des juristischen Vorbereitungsdienstes 
im öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis 
und

6. auf Antrag die Zeit als Mitglied des Bundesta-
ges oder eines Landtages, soweit das jeweils
einschlägige Abgeordnetengesetz dies vor-
sieht.

In Abs. 2 Satz 2 wurde die Zuständigkeit für Ausnah-
men der im § 5 Abs. 2 angeglichen.

Die Regelung aus Abs. 3 Nr. 4 2. Halbsatz findet sich 
nun in § 13 Abs. 5.

Die neue Nr. 5 nimmt die Zeit des juristischen Vorbe-
reitungsdienstes im öffentlich-rechtlichen Ausbildungs-
verhältnis auf. Bisher bestand eine Regelungslücke.

Nach der neu aufgenommenen Nr. 6 kann die Zeit als 
Mitglied des Bundestages oder eines Landtages auf 
Antrag als ruhegehaltfähig anerkannt werden. Auch 
hier wird eine Regelungslücke geschlossen.

§ 7
Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit

Die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach § 6 erhöht sich 

§ 7
Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit und 

Zurechnungszeit

(1) Die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach § 6 erhöht 

Die Vorschrift nimmt den bisherigen § 7 HBeamtVG mit 
folgenden Änderungen auf: 
Weitere Erhöhungstatbestände aus anderen Vorschrif-
ten werden integriert.



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

9

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

um die Zeit, die ein Ruhestandsbeamter

1. in einer seine Arbeitskraft voll beanspruchenden 
entgeltlichen Beschäftigung als Beamter, Richter, 
Berufssoldat oder in einem Amtsverhältnis im Sin-
ne des § 6 Abs. 3 Nr. 2 und 3 zurückgelegt hat, 
ohne einen neuen Versorgungsanspruch zu erlan-
gen,

2. in einer Tätigkeit im Sinne des § 6 Abs. 3 Nr. 4 
zurückgelegt hat.

§ 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und 6 und Abs. 2 gilt entspre-
chend, für die Anwendung des Satz 1 Nr. 1 außerdem 
§ 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7.

sich um die Zeit, die eine Ruhestandsbeamtin oder
ein Ruhestandsbeamter

1. in einer ihre oder seine Arbeitskraft voll beanspru-
chenden entgeltlichen Beschäftigung als Beamtin, 
Beamter, Richterin, Richter, Berufssoldatin oder 
Berufssoldat oder in einem Amtsverhältnis im Sin-
ne des § 6 Abs. 3 Nr. 2 und 3 zurückgelegt hat, 
ohne einen neuen Versorgungsanspruch zu erlan-
gen, oder

2. in einer Tätigkeit im Sinne des § 6 Abs. 3 Nr. 4 
zurückgelegt hat.

Die ruhegehaltfähige Dienstzeit ist erst nach dem 
Ausscheiden aus dem in Satz 1 genannten Dienst-
oder Amtsverhältnis zu erhöhen. Die Neufestset-
zung ist mit Wirkung vom Ersten des auf die Been-
digung der Beschäftigung folgenden Monats vor-
zunehmen. Eine Neufestsetzung ist entbehrlich, 
wenn ohne die Zeit nach Satz 1 der Höchstruhege-
haltssatz erreicht wird.

(2) Die ruhegehaltfähige Zeit der Verwendung einer 
Beamtin oder eines Beamten in Ländern, in denen 
sie oder er gesundheitsschädigenden klimatischen 
Einflüssen ausgesetzt ist, ist doppelt zu berück-
sichtigen, wenn sie ununterbrochen mindestens 
ein Jahr unabhängig vom Beschäftigungsumfang 
gedauert hat.

Die Regelung des bisherigen Satz 2 wird in § 13 Abs. 3 
bis 5 aufgenommen.

Satz 2 bis 4 dient der gesetzlichen Klarstellung und 
ersetzt Verwaltungsvorschriften.

Abs. 2 ersetzt den bisherigen § 13 Abs. 2 HBeamtVG. 
Der bisherige Satz 2, der Verweis auf eine Beurlau-
bungszeit, ist entbehrlich, da diese Zeit bereits nach § 
6 Abs. 1 Nr. 2 ruhegehaltfähig ist und bei Erfüllung der 
Voraussetzung nach Satz 1 bereits berücksichtigt wird.
Die bisherigen Verwaltungsvorschriften zu § 13 Abs. 2
BeamtVG sind in Bezug auf die Liste der Länder und 
Unterbrechungen weiter anzuwenden.
Der bisherige § 13 Abs. 3 HBeamtVG wird nicht über-
nommen. Die Anerkennung einer Dienstzeit in gesund-
heitsschädlichen Gebieten wird vereinfacht, es findet 
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(3) Die Zeit der Verwendung einer Beamtin, eines 
Beamten, einer Richterin, eines Richters, einer 
Berufssoldatin oder eines Berufssoldaten aus dem 
früheren Bundesgebiet zum Zwecke der Aufbauhil-
fe im Beitrittsgebiet im Zeitraum vom 3. Oktober 
1990 bis zum 31. Dezember 1995 ist doppelt als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit zu berücksichtigen, 
wenn sie ununterbrochen mindestens ein Jahr 
gedauert und spätestens am 1. Januar 1995 be-
gonnen hat.

(4) Ist die Beamtin oder der Beamte vor Vollendung 
des 60. Lebensjahres wegen Dienstunfähigkeit in 
den Ruhestand getreten, wird die Zeit vom Eintritt 
in den Ruhestand bis zum Ablauf des Monats der 
Vollendung des 60. Lebensjahres, soweit diese 
nicht nach anderen Vorschriften als ruhegehaltfä-
hig berücksichtigt wird, für die Berechnung des 
Ruhegehalts der ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu 
zwei Dritteln hinzugerechnet (Zurechnungszeit).

keine Vergleichsberechnung mit der Zurechnungszeit
mehr statt.

Abs. 3 ersetzt die bisherige Regelung des § 3 der Be-
amten-Übergangsverordnung.

Abs. 4 entspricht der bisherigen Regelung des § 13 
Abs. 1 Satz 1 HBeamtVG. Die Vergleichsberechnun-
gen bei Reaktivierungen des bisherigen Satz 2 entfal-
len, da das Ruhegehalt vor der Reaktivierung gewahrt 
bleibt (§ 14 Abs. 7).

§ 13
Zurechnungszeit und Zeit gesundheitsschädigender 

Verwendung

(1) Ist der Beamte vor Vollendung des 60. Lebensjah-
res wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand getre-
ten, wird die Zeit vom Eintritt in den Ruhestand bis zum 
Ablauf des Monats der Vollendung des 60. Lebensjah-
res, soweit diese nicht nach anderen Vorschriften als 
ruhegehaltfähig berücksichtigt wird, für die Berechnung 
des Ruhegehalts der ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu 
zwei Dritteln hinzugerechnet (Zurechnungszeit). Ist der 
Beamte nach § 45 des Bundesbeamtengesetzes oder 

wird in § 7 geregelt
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dem entsprechenden Landesrecht erneut in das Beam-
tenverhältnis berufen worden, so wird eine der Be-
rechnung des früheren Ruhegehalts zugrunde gelege-
ne Zurechnungszeit insoweit berücksichtigt, als die 
Zahl der dem neuen Ruhegehalt zugrunde liegenden 
Dienstjahre hinter der Zahl der dem früheren Ruhege-
halt zugrunde gelegenen Dienstjahre zurückbleibt.

(2) Die Zeit der Verwendung eines Beamten in Län-
dern, in denen er gesundheitsschädigenden klimati-
schen Einflüssen ausgesetzt ist, kann, soweit sie nach 
Vollendung des 17. Lebensjahres liegt, bis zum Dop-
pelten als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt 
werden, wenn sie ununterbrochen mindestens ein Jahr 
gedauert hat. Entsprechendes gilt für einen beurlaub-
ten Beamten, dessen Tätigkeit in den in Satz 1 ge-
nannten Gebieten öffentlichen Belangen oder dienstli-
chen Interessen diente, wenn dies spätestens bei Be-
endigung des Urlaubs anerkannt worden ist.

(3) Sind sowohl die Voraussetzungen des Abs. 1 als 
auch die Voraussetzungen des Abs. 2 erfüllt, findet nur 
die für den Beamten günstigere Vorschrift Anwendung.

§ 8
Berufsmäßiger Wehrdienst und vergleichbare Zeiten

(1) Als ruhegehaltfähig gilt die Dienstzeit, in der ein 
Beamter nach Vollendung des 17. Lebensjahres vor 
der Berufung in das Beamtenverhältnis berufsmäßig im 
Dienst der Bundeswehr, der Nationalen Volksarmee 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 
oder im Vollzugsdienst der Polizei gestanden hat.

(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 bis 7, Satz 3 bis 5 und Abs. 
2 gilt entsprechend.

§ 8
Berufsmäßiger Wehrdienst und vergleichbare Zeit

Als ruhegehaltfähig gilt die Dienstzeit, in der eine Be-
amtin oder ein Beamter vor der Berufung in das Be-
amtenverhältnis berufsmäßig im Dienst der Bundes-
wehr, der Nationalen Volksarmee der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik oder im Voll-
zugsdienst der Polizei gestanden hat.

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 8 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen.

Die bisherige Begrenzung auf das 17. Lebensjahr ist 
weggefallen.

Die Verweise im bisherigen Abs. 2 sind in § 13 Abs. 2 
bis 5 geregelt.

§ 9 § 9 Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 9 
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Nichtberufsmäßiger Wehrdienst und vergleichbare 
Zeiten

(1) Als ruhegehaltfähig gilt die Zeit, während der ein 
Beamter nach Vollendung des 17. Lebensjahres vor 
der Berufung in das Beamtenverhältnis

1. nichtberufsmäßigen Wehrdienst oder Polizeivoll-
zugsdienst geleistet hat oder

2. sich insgesamt länger als drei Monate in einem 
Gewahrsam (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 9 
des Häftlingshilfegesetzes in der bis zum 28. De-
zember 1991 geltenden Fassung) befunden hat 
oder

3. sich auf Grund einer Krankheit oder Verwundung 
als Folge eines Dienstes nach Nr. 1 oder im Sinne 
des § 8 Abs. 1 im Anschluss an die Entlassung ar-
beitsunfähig in einer Heilbehandlung befunden hat.

(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 5 bis 7 und Abs. 2 gilt ent-
sprechend.

Nicht berufsmäßiger Wehrdienst und vergleichbare 
Zeit

(1) Als ruhegehaltfähig gilt die Zeit, während der eine 
Beamtin oder ein Beamter vor der Berufung in das 
Beamtenverhältnis

1. nicht berufsmäßigen Wehrdienst in der Bundes-
wehr oder der Nationalen Volksarmee der ehema-
ligen Deutschen Demokratischen Republik oder ei-
nen vergleichbaren zivilen Ersatzdienst oder im Po-
lizeivollzugsdienst geleistet hat oder

2. sich aufgrund einer Krankheit oder Verwundung als 
Folge eines Dienstes nach Nr. 1 oder im Sinne des 
§ 8 im Anschluss an die Entlassung arbeitsunfähig 
in einer Heilbehandlung befunden hat.

(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 gilt entsprechend.

HBeamtVG mit folgenden Änderungen:

Die bisherige Begrenzung auf das 17. Lebensjahr ist 
weggefallen.

In Nr. 1 wird die Definition des Wehrdienstes des § 8 
übernommen und zur Klarstellung der zivile Ersatz-
dienst mit aufgenommen.

Die bisherige Nr. 2 (Gewahrsam) ist wegen des Zeitab-
laufs obsolet geworden.

Die bisherige Nr. 3 wird deshalb zu Nr. 2.

Ein Teil der Verweise des Abs. 2 wird nun in § 13 Abs. 
3 bis 5 geregelt.

§ 10
Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im öf-

fentlichen Dienst

Als ruhegehaltfähig sollen auch folgende Zeiten be-
rücksichtigt werden, in denen ein Beamter nach Voll-
endung des 17. Lebensjahres vor der Berufung in das 
Beamtenverhältnis im privatrechtlichen Arbeitsverhält-
nis im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
ohne von dem Beamten zu vertretende Unterbrechung 
tätig war, sofern diese Tätigkeit zu seiner Ernennung 
geführt hat:

§ 10
Zeit im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im öffentli-

chen Dienst

Als ruhegehaltfähig soll auch folgende Zeit berücksich-
tigt werden, in der eine Beamtin oder ein Beamter vor 
der Berufung in das Beamtenverhältnis im privatrecht-
lichen Arbeitsverhältnis im Dienst eines öffentlich-
rechtlichen Dienstherrn tätig war, sofern diese Tätigkeit 
zur Ernennung geführt hat:

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 10 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen: 

Die bisherige Begrenzung auf das 17. Lebensjahr ist 
weggefallen.
Der Passus „ohne von dem Beamten zu vertretende 
Unterbrechung“ ist aus Verwaltungsvereinfachungs-
gründen gestrichen.
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1. Zeiten einer hauptberuflichen in der Regel einem 
Beamten obliegenden oder später einem Beamten 
übertragenen entgeltlichen Beschäftigung oder

2. Zeiten einer für die Laufbahn des Beamten förderli-
chen Tätigkeit.

Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn steht die Tätigkeit im Dienst von Einrich-
tungen gleich, die von mehreren der im Satz 1 be-
zeichneten Dienstherren durch Staatsvertrag oder 
Verwaltungsabkommen zur Erfüllung oder Koordinie-
rung ihnen obliegender hoheitsrechtlicher Aufgaben 
geschaffen worden sind. 
Zeiten mit einer geringeren als der regelmäßigen Ar-
beitszeit dürfen nur zu dem Teil als ruhegehaltfähig 
berücksichtigt werden, der dem Verhältnis der tatsäch-
lichen zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht.

1. die Zeit einer hauptberuflichen, in der Regel einer 
Beamtin oder einem Beamten obliegenden oder 
später einer Beamtin oder einem Beamten über-
tragenen entgeltlichen Beschäftigung oder

2. die Zeit einer für die Laufbahn der Beamtin oder
des Beamten förderlichen hauptberuflichen Tätig-
keit.

Dies gilt auch für eine hauptberufliche Tätigkeit im 
Dienst von Einrichtungen, die von mehreren Diensther-
ren durch Staatsvertrag oder Verwaltungsabkommen 
zur Erfüllung oder Koordinierung ihnen obliegender 
hoheitsrechtlicher Aufgaben geschaffen worden sind.

Der bisherige Satz 3 (Teilzeitbeschäftigung) ist in § 13 
Abs. 2 aufgenommen.

§ 11
Sonstige Zeiten

Die Zeit, während der ein Beamter nach Vollendung 
des 17. Lebensjahres vor der Berufung in das Beam-
tenverhältnis
1.

a) als Rechtsanwalt oder Verwaltungsrechtsrat 
oder als Beamter oder Notar, der ohne Ruhe-
gehaltsberechtigung nur Gebühren bezieht, 
oder

b) hauptberuflich im Dienst öffentlich-rechtlicher 
Religionsgesellschaften oder ihrer Verbände 
(Art. 140 des Grundgesetzes) 
oder im öffentlichen oder nichtöffentlichen 
Schuldienst oder

c) hauptberuflich im Dienst der Fraktionen des 
Bundestages oder der Landtage oder kommu-

§ 11
Sonstige Zeit

(1) Die Zeit, während der eine Beamtin oder ein Be-
amter vor der Berufung in das Beamtenverhältnis

1. hauptberuflich

a) im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgesell-
schaften oder ihrer Verbände nach Art. 140 des 
Grundgesetzes,

b) im öffentlichen oder nicht öffentlichen Schul-
dienst im Rahmen einer Unterrichtserteilung
mit Lehrbefähigung,

c) im Dienst der Fraktionen des Bundestages 
oder der Landtage oder kommunaler Vertre-

Die Vorschrift greift den bisherigen § 11 HBeamtVG 
auf. Die Vorschrift wird entzerrt und deshalb neu ge-
gliedert. Sie wird wie folgt geändert:
In Abs. 1 ist die bisherige Begrenzung auf das 17. Le-
bensjahr weggefallen.

Die bisherige Nr. 1 a) wird in Abs. 2 geregelt.
Die Nr. 1 umfasst die bisherige Nr. 1 b) bis d).
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naler Vertretungskörperschaften oder
d) hauptberuflich im Dienst von kommunalen Spit-

zenverbänden oder ihren Landesverbänden so-
wie von Spitzenverbänden der Sozialversiche-
rung oder ihren Landesverbänden 

tätig gewesen ist oder

2. hauptberuflich im ausländischen öffentlichen Dienst 
gestanden hat oder

3.
a) auf wissenschaftlichem, künstlerischem, tech-

nischem oder wirtschaftlichem Gebiet besonde-
re Fachkenntnisse erworben hat, die die not-
wendige Voraussetzung für die Wahrnehmung 
seines Amtes bilden, oder

b) als Entwicklungshelfer im Sinne des Entwick-
lungshelfergesetzes tätig gewesen ist, kann als 
ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt wer-
den, die Zeit nach Nr. 1 Buchst. a und Nr. 3 je-
doch höchstens bis zur Hälfte und in der Regel 
nicht über zehn Jahre hinaus.

tungskörperschaften,
d) im Dienst von kommunalen Spitzenverbänden 

oder ihren Landesverbänden oder
e) im Dienst von Spitzenverbänden der Sozialver-

sicherung oder ihren Landesverbänden
tätig gewesen ist,

2. hauptberuflich im ausländischen öffentlichen Dienst 
gestanden hat,

3. hauptberuflich als Entwicklungshelferin oder
Entwicklungshelfer im Sinne des § 1 des Entwick-
lungshelfergesetzes vom 18. Juni 1969 (BGBl. I 
S. 549), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. 
Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854), tätig gewesen 
ist oder

4. nicht berufsmäßigen Wehrdienst im Dienst ei-
nes ausländischen Staates geleistet hat,

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt 
werden. 
In den Fällen des Satz 1 Nr. 1 und 2 muss die Tätig-
keit in einem inneren Zusammenhang mit dem Be-

Die bisherige Nr. 3 a) wird in Abs. 2 geregelt.

Zur Klarstellung erfolgt in Nr. 3, bisher Nr. 3 b), ein 
Verweis auf § 1 des Entwicklungshelfergesetzes.

Bisher wurde die ausländische nichtberufsmäßige 
Wehrdienstzeit nach § 9 HBeamtVG anerkannt (Ver-
waltungsvorschriften Tz 9.1.3.2 und 9.1.3.3). Durch 
neuere Rechtsprechung im Hinblick auf Mitgliedstaaten 
der EU besteht Anpassungsbedarf. Die Anerkennung 
als sog. Kann-Dienstzeit ermöglicht die Anrechnung 
von anderen Versorgungsleistungen nach § 13 Abs. 9 
zur Vermeidung von Doppelversorgungen.

In Satz 2 wird klargestellt, dass die anzuerkennende 
Tätigkeit in einem inneren Zusammenhang mit dem 
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ginn des Beamtenverhältnisses stehen. In den Fällen 
des Satz 1 Nr. 3 gilt die zeitliche Begrenzung des 
Abs. 2 Satz 1.

(2) Die Zeit, während der die Beamtin oder der Be-
amte vor der Berufung in das Beamtenverhältnis 
hauptberuflich besondere Fachkenntnisse erwor-
ben hat, die die Voraussetzung für die Wahrneh-
mung ihres oder seines Amtes bilden, kann insge-
samt bis zu zehn Jahren als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit zur Hälfte berücksichtigt werden. In be-
sonders begründeten Einzelfällen kann die Zeit mit 
Zustimmung des für das Beamtenversorgungsrecht 
zuständigen Ministeriums über diese Grenze hinaus 
berücksichtigt werden.

Beamtenverhältnis stehen muss, analog der bisherigen 
Verwaltungsvorschrift Tz 11.1.5. In Satz 3 wird die Zeit 
in der Entwicklungshilfe wie bisher zeitlich begrenzt.

Abs. 2 ersetzt die bisherige Nr. 1 a) und 3 a). Der bis-
herige Begriff in Nr. 3 a) „auf wissenschaftlichem, 
künstlerischem, technischem oder wirtschaftlichem 
Gebiet besondere Fachkenntnisse“ ist auf „besondere 
Fachkenntnisse“ verkürzt, deshalb ist die bisherige Nr. 
1 entbehrlich. Satz 2 entspricht der bisherigen Verwal-
tungsvorschrift Tz 11.1.2. Diese Änderung führt zu 
einer Vollzugsvereinfachung, die bisherige Rechtslage 
wird im Ergebnis nicht geändert.

§ 12
Ausbildungszeiten

(1) Die nach Vollendung des 17. Lebensjahres ver-
brachte Mindestzeit

1. der außer der allgemeinen Schulbildung vorge-
schriebenen Ausbildung (Fachschul-, Hochschul-
und praktische Ausbildung, Vorbereitungsdienst, 
übliche Prüfungszeit),

2. einer praktischen hauptberuflichen Tätigkeit, die für 
die Übernahme in das Beamtenverhältnis vorge-
schrieben ist,

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt 
werden, die Zeit einer Fachschul- oder Hochschulaus-
bildung einschließlich der Prüfungszeit bis zu drei Jah-
ren.
Wird die allgemeine Schulbildung durch eine andere 
Art der Ausbildung ersetzt, so steht diese der Schulbil-
dung gleich.

§ 12
Ausbildungszeit

(1) Die für die Übernahme in das Beamtenverhältnis 
vorgeschriebene Mindestzeit

1. der außer der allgemeinen Schulbildung abge-
schlossenen Ausbildung (Fachschul-, Hochschul-
und praktische Ausbildung, Vorbereitungsdienst, 
übliche Prüfungszeit) und

2. einer praktischen hauptberuflichen Tätigkeit

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt 
werden.

Wird die allgemeine Schulbildung durch eine andere 
Art der Ausbildung ersetzt, so steht diese der Schulbil-
dung gleich.

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 12 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen:

In Abs. 1 ist die bisherige Begrenzung auf das 17. Le-
bensjahr weggefallen. 

In Nr. 1 wird der Umfang der Möglichkeit der Anerken-
nung von einer Ausbildungszeit dadurch klarer defi-
niert, dass der Begriff „abgeschlossen“ aufgenommen 
wurde.
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(2) Für Beamte des Vollzugsdienstes und des Einsatz-
dienstes der Feuerwehr können nach Vollendung des 
17. Lebensjahres verbrachte Zeiten einer praktischen 
Ausbildung und einer praktischen hauptberuflichen 
Tätigkeit anstelle einer Berücksichtigung nach Abs. 1 
bis zu einer Gesamtzeit von fünf Jahren als ruhege-
haltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, wenn sie 
für die Wahrnehmung des Amtes förderlich sind. Abs.1 
Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Hat der Beamte sein Studium nach der Festsetzung 
von Regelstudienzeiten in dem jeweiligen Studiengang 
begonnen, kann die tatsächliche Studiendauer nur 
insoweit berücksichtigt werden, als die Regelstudien-
zeit einschließlich der Prüfungszeit nicht überschritten 
ist.

(4) Bei anderen als Laufbahnbewerbern können Zeiten 
nach Abs. 1 als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, 
wenn und soweit sie für Laufbahnbewerber vorge-
schrieben sind. Ist eine Laufbahn der Fachrichtung des 
Beamten bei einem Dienstherrn noch nicht gestaltet, 
so gilt das Gleiche für solche Zeiten, die bei Gestaltung 
der Laufbahn mindestens vorgeschrieben werden 
müssen.

Die Anerkennung der Mindest- oder Regelstudien-
zeit einer Fachschul- oder Hochschulausbildung ist 
einschließlich der Prüfungszeit auf insgesamt drei Jah-
re begrenzt.

Die Promotionszeit kann bis zu zwei Jahren aner-
kannt werden.

(2) Für Beamtinnen und Beamte des Vollzugsdiens-
tes und des feuerwehrtechnischen Dienstes kann 
die in einer praktischen Ausbildung und einer prakti-
schen hauptberuflichen Tätigkeit verbrachte Zeit an-
stelle einer Berücksichtigung nach Abs. 1 bis zu einer 
Gesamtzeit von fünf Jahren als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit berücksichtigt werden, wenn sie für die 
Wahrnehmung des Amtes förderlich ist. Abs. 1 Satz 2 
gilt entsprechend.

(3) Bei der Bemessung der vorgeschriebenen Min-
dest- oder Regelstudienzeit einer Fachschul- oder 
Hochschulausbildung sind für das Semester sechs 
Monate anzusetzen. Die Mindest- oder Regelstudi-
enzeit im Sinne dieser Vorschrift beginnt ab Se-
mesterbeginn mit dem Monatsersten. Sie verlängert 
sich nicht um eine ruhegehaltfähige Zeit, die sich 
mit der Studienzeit überschneidet.

(4) Bei anderen Bewerberinnen und Bewerbern 
nach § 19 des Hessischen Beamtengesetzes kann 
die Zeit nach Abs. 1 als ruhegehaltfähig berücksichtigt 
werden, wenn und soweit sie für die Laufbahn vorge-
schrieben ist. Ist die Laufbahn der Fachrichtung der 
Beamtin oder des Beamten bei einem Dienstherrn 
noch nicht gestaltet, so gilt das Gleiche für die Zeit, die 
bei Gestaltung der Laufbahn mindestens vorgeschrie-
ben werden muss.

In Satz 4 ist die Promotionszeit aufgenommen, die 
bisher nur in den Verwaltungsvorschriften (Tz 12.1.14) 
berücksichtigt wurde.

In Abs. 2 ist die bisherige Begrenzung auf das 17. Le-
bensjahr weggefallen.

In Abs. 3 erfolgt die Klarstellung der Anerkennung von
Semestern beim Studium. Bisher wurde dies nur in den 
Verwaltungsvorschriften geregelt (z. B. Tz 12.1.7).
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§ 13
Grundsätze der Bewertung der ruhegehaltfähigen 

Dienstzeit

(1) Hauptberuflich ist eine Tätigkeit, die entgeltlich 
erbracht wird, den Schwerpunkt der beruflichen 
Tätigkeit darstellt sowie dem durch Ausbildung und 
Berufswahl geprägten Berufsbild entspricht. Das 
Verhältnis von geleisteten Wochenstunden einer 
Teilzeitbeschäftigung zu denen einer Vollzeitbeschäf-
tigung muss mindestens 0,35 betragen; weitere 
Dezimalstellen bleiben unberücksichtigt.

(2) Die Zeit einer Teilzeitbeschäftigung ist nur zu 
dem Teil ruhegehaltfähig, der dem Verhältnis der 
ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht. Bei 
Altersteilzeit und begrenzter Dienstfähigkeit gilt § 6 
Abs. 1 Satz 4 bis 6 entsprechend.

(3) Bei Unterbrechung einer Zeit gilt § 6 Abs. 1 Satz
2 Nr. 2 und 3 entsprechend.

(4) Eine Zeit ist nicht ruhegehaltfähig, wenn für den 
Zeitraum eine Abfindung anstelle der Versorgung 
beim Ausscheiden gezahlt und diese nicht vor Ein-
tritt des Versorgungsfalles zurückgezahlt wurde. 
Dies gilt nicht in Fällen des § 6 Abs. 3 Nr. 4.

Diese Regelung fasst Begriffsdefinitionen für die Aner-
kennung von einer Dienstzeit zusammen. Bisher war 
die Hauptregelung in § 6 HBeamtVG enthalten. In wei-
teren Vorschriften wurden diese Vorschriften wieder-
holt oder es wurde auf § 6 HBeamtVG verwiesen. Zum 
Teil ergaben sich die Regelungen auch nur aus Ver-
waltungsvorschriften.
Abs. 1 definiert den Begriff der Hauptberuflichkeit. Auf-
grund der höchstrichterlichen Rechtsprechung ist eine 
gesetzliche Klarstellung notwendig. Dabei ist auch eine 
Regelung zur Berücksichtigung von Teilzeitbeschäfti-
gung als hauptberuflich erforderlich. Eine Beschäfti-
gung im Beamtenverhältnis ist nach HBG mit mindes-
tens 15 Wochenstunden zulässig. Eine Übertragung 
insbesondere bei Pflichtstunden mit einer Vielzahl von 
möglichen Konstellationen ist nur mit Hilfe eines Ver-
hältnisses möglich. Das Verhältnis von 0,35 ergibt sich 
aus 15 geteilt durch 42 Wochenstunden aus dem Be-
amtenbereich.

Abs. 2 regelt die Ruhegehaltfähigkeit einer Dienstzeit 
bei Teilzeitbeschäftigung. Bisher war dies nicht für jede 
Dienstzeit gesetzlich geregelt.

Abs. 3 regelt die Berücksichtigung bei Unterbrechun-
gen einer Dienstzeit.

Abs. 4 regelt die Ruhegehaltfähigkeit beim Bezug einer 
Abfindung.
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(5) § 31 des Hessischen Besoldungsgesetzes und § 6 
Abs. 2 gelten entsprechend.

(6) Die ruhegehaltfähige Zeit nach den §§ 8 bis 11 und 
17 Abs. 7 sowie § 18 Abs. 1, die die Beamtin oder 
der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 in dem in Art.
3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet zurück-
gelegt hat, wird nicht als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt, wenn die allgemeine Wartezeit für die 
gesetzliche Rentenversicherung erfüllt ist und diese 
Zeit als rentenrechtliche Zeit berücksichtigungsfähig 
ist. Die Ausbildungszeit nach den §§ 12 und 17 Abs. 7
ist nicht ruhegehaltfähig, wenn die allgemeine War-
tezeit für die gesetzliche Rentenversicherung erfüllt 
ist. Dies gilt entsprechend für die Zeit im Sinne des 
Art. 2 des Renten-Überleitungsgesetzes vom 25. Juli 
1991 (BGBl. I S. 1606), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1864). Sofern die 
allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenver-
sicherung nicht erfüllt ist, kann die genannte Zeit im 
Rahmen der dort genannten Vorschriften insge-
samt höchstens bis zu fünf Jahren als ruhegehaltfähig 
berücksichtigt werden.

(7) Eine Doppelanerkennung gleicher Zeiträume 
nach verschiedenen Rechtsvorschriften ist ausge-
schlossen. Zunächst ist die Zeit nach § 6 vor der Zeit
nach den §§ 8 und 9 zu berücksichtigen, danach folgt 
die Zeit nach den §§ 10 und 18 Abs. 1 Satz 1 und 2. 
Erst dann ist die Zeit nach den Kann-Vorschriften 
der §§ 11, 12 und 17 Abs. 7 sowie § 18 Abs. 1 Satz 3 
und 4 zu berücksichtigen.

(8) Bei einer Zeit, die nur begrenzt anerkennungsfä-
hig ist, erfolgt die Berücksichtigung ab deren tatsäch-
lichem Beginn.

Abs. 5 ersetzt die bisherige Regelung des § 12a 
HBeamtVG.

Abs. 6 ersetzt die bisherige Regelung des § 12b 
HBeamtVG.

Abs. 7 regelt Umfang und Reihenfolge von Berücksich-
tigung einer Dienstzeit.

Abs. 8 enthält die bislang gesetzlich fehlende Zuord-
nung einer Zeitspanne bei einer maximalen Anerken-
nungsdauer.



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

19

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

(9) Wird eine Versorgungsleistung bezogen, die 
nicht nach den Anrechnungsvorschriften dieses 
Gesetzes berücksichtigt werden kann und aus einer 
Tätigkeit der Kann-Vorschriften nach den §§ 11, 12 
und 17 Abs. 7 sowie § 18 Abs. 1 Satz 3 und 4 her-
vorgeht, erfolgt eine fiktive Anrechnung nach § 59. 
Die Zeit nach den Kann-Vorschriften wird monats-
weise gekürzt, bis kein Ruhensbetrag mehr ver-
bleibt.

Abs. 9 regelt die bislang nur in den Verwaltungsvor-
schriften zu § 11 BeamtVG festgelegte Anrechnung 
anderer Versorgungsleistungen. Durch diese Vorschrift 
wird die eine Doppelversorgung bei einer sog. „Kann-
Dienstzeit“ verhindert.

§ 12a
Nicht zu berücksichtigende Zeiten

Zeiten, die nach § 30 des Bundesbesoldungsgesetzes 
für das Besoldungsdienstalter nicht berücksichtigt wer-
den, sind nicht ruhegehaltfähig.

wird in § 13 geregelt

§ 12b
Zeiten in dem in Art. 3 des Einigungsvertrages ge-

nannten Gebiet

(1) Wehrdienstzeiten und vergleichbare Zeiten nach 
den §§ 8 und 9, Beschäftigungszeiten nach § 10 und 
sonstige Zeiten nach den §§ 11, 66 Abs. 9 und § 67 
Abs. 2, die der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 in 
dem in Art. 3 des Einigungsvertrages genannten Ge-
biet zurückgelegt hat, werden nicht als ruhegehaltfähi-
ge Dienstzeit berücksichtigt, sofern die allgemeine 
Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung er-
füllt ist und diese Zeiten als rentenrechtliche Zeiten 
berücksichtigungsfähig sind; Ausbildungszeiten nach 
den §§ 12 und 66 Abs. 9 sind nicht ruhegehaltfähig, 
soweit die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche 
Rentenversicherung erfüllt ist. Rentenrechtliche Zeiten 
sind auch solche im Sinne des Art. 2 des Renten-
Überleitungs-gesetzes.

(2) Sofern die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche 
Rentenversicherung nicht erfüllt ist, können die in Abs. 

wird in § 13 geregelt
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1 genannten Zeiten im Rahmen der dort genannten 
Vorschriften insgesamt höchstens bis zu fünf Jahren 
als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden.

§ 14
Höhe des Ruhegehalts

(1) Das Ruhegehalt beträgt für jedes Jahr ruhegehalt-
fähiger Dienstzeit 1,79375 vom Hundert der ruhege-
haltfähigen Dienstbezüge (§ 5), insgesamt jedoch 
höchstens 71,75 vom Hundert. 
Der Ruhegehaltssatz ist auf zwei Dezimalstellen aus-
zurechnen. Dabei ist die zweite Dezimalstelle um eins 
zu erhöhen, wenn in der dritten Stelle eine der Ziffern 
fünf bis neun verbleiben würde. 
Zur Ermittlung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienst-
jahre sind etwa anfallende Tage unter Benutzung des 
Nenners 365 umzurechnen; Satz 2 und 3 gelten ent-
sprechend.

(2) (weggefallen)

(3) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 vom Hun-
dert für jedes Jahr, um das der Beamte vor Ablauf des 
Monats, in dem er

§ 14
Höhe des Ruhegehalts

(1) Das Ruhegehalt beträgt für jedes Jahr ruhegehalt-
fähiger Dienstzeit 1,79375 Prozent, insgesamt jedoch 
höchstens 71,75 Prozent der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge nach § 5.

Zur Ermittlung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienst-
jahre sind etwa anfallende Tage unter Benutzung des 
Nenners 365 umzurechnen. 
Die ruhegehaltfähige Dienstzeit ist, soweit sie nicht 
vom Beginn an gerechnet volle Jahre umfasst, 
nach Kalendertagen unter Berücksichtigung von 
Schalttagen zu berechnen. Bei der Zusammenfas-
sung sind je 365 Tage - ohne Rücksicht darauf, ob 
die einzelne Dienstzeit Schalttage enthält - als ein 
Jahr anzusetzen. Eine zeitlich nicht zusammenhän-
gende Dienstzeit und eine Dienstzeit mit unter-
schiedlichem Anerkennungsumfang sind geson-
dert zu berechnen.

(2) Ruhegehaltssatz, Versorgungsabschlagssatz 
und ruhegehaltfähige Dienstzeit sind bis auf zwei 
Dezimalstellen zu berechnen. Dabei ist die zweite 
Stelle um eins zu erhöhen, wenn in der dritten Stelle 
eine der Ziffern fünf bis neun verbleiben würde.

(3) 1Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 Prozent
für jedes Jahr, um das die Beamtin oder der Beamte 
vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 14 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen:

Der bisherige Satz 2 und 3 wird neu in Abs. 2 geregelt.

Abs. 1 Satz 2 entspricht dem bisherigen Satz 4 1. 
Halbsatz.

Satz 3 bis 5 regelt die Berücksichtigung von Schaltta-
gen nunmehr gesetzlich.

In Abs. 2 sind die Rundungsvorschriften des bisherigen 
Abs. 1 Satz 2 und 3 aufgenommen.
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1. das 65. Lebensjahr vollendet, nach § 51 Abs. 4 Nr. 
1 des Hessischen Beamtengesetzes in den Ruhe-
stand versetzt wird,

2. die für ihn geltende gesetzliche Altersgrenze er-
reicht, nach § 51 Abs. 4 Nr. 2 oder § 194 Abs. 1 
Satz 2, auch in Verbindung mit § 197, des Hessi-
schen Beamtengesetzes in den Ruhestand ver-
setzt wird oder

3. das 65. Lebensjahr vollendet, wegen Dienstunfä-
higkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, in 
den Ruhestand versetzt wird;

die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 vom Hundert 
in den Fällen der Nr. 1 und 3 und 18,0 vom Hundert in 
den Fällen der Nr. 2 nicht übersteigen. Abs. 1 Satz 2 
bis 4 gilt entsprechend. Gilt für den Beamten eine vor 
der Vollendung des 65. Lebensjahres liegende Alters-
grenze, tritt sie in den Fällen des Satz 1 Nr. 1 und 3 an 
die Stelle des 65. Lebensjahres. Gilt für den Beamten 
eine nach Vollendung des 67. Lebensjahres liegende 
Altersgrenze, wird in den Fällen des Satz 1 Nr. 2 nur 
die Zeit bis zum Ablauf des Monats berücksichtigt, in 
dem er das 67. Lebensjahr vollendet.

Das Ruhegehalt ist nicht zu vermindern, wenn der 
Beamte zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand

1. in den Fällen des Satz 1 Nr. 2 das 65. Lebensjahr 
vollendet und mindestens 45 Jahre

2. in den Fällen des Satz 1 Nr. 3 das 63. Lebensjahr 

1. das 65. Lebensjahr vollendet, nach § 35 Satz 1 Nr. 
1 des Hessischen Beamtengesetzes in den Ruhe-
stand versetzt wird,

2. die für sie oder ihn geltende gesetzliche Alters-
grenze erreicht, nach § 35 Satz 1 Nr. 2 oder § 112
Abs. 1 Satz 2, auch in Verbindung mit § 113 oder § 
114, des Hessischen Beamtengesetzes in den Ru-
hestand versetzt wird oder

3. das 65. Lebensjahr vollendet, wegen Dienstunfä-
higkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, in 
den Ruhestand versetzt wird;

die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 Prozent in 
den Fällen der Nr. 1 und 3 und 18,0 Prozent in den 
Fällen der Nr. 2 nicht übersteigen. 2Abs. 1 Satz 2 bis 4 
gilt entsprechend. 3Gilt für die Beamtin oder den Be-
amten eine vor der Vollendung des 65. Lebensjahres
liegende Altersgrenze, tritt sie in den Fällen des Satz 1 
Nr. 1 und 3 an die Stelle des 65. Lebensjahres. 4Gilt für 
die Beamtin oder den Beamten eine nach Vollendung 
des 67. Lebensjahres liegende Altersgrenze, wird in 
den Fällen des Satz 1 Nr. 2 nur die Zeit bis zum Ablauf 
des Monats berücksichtigt, in dem sie oder er das 67. 
Lebensjahr vollendet.
5Das Ruhegehalt ist nicht zu vermindern, wenn zum 
Zeitpunkt eines Laufbahnwechsels Abschlagsfrei-
heit bereits erreicht war.

6Das Ruhegehalt ist nicht zu vermindern, wenn die 
Beamtin oder der Beamte zum Zeitpunkt des Eintritts 
in den Ruhestand

1. in den Fällen des Satz 1 Nr. 2 das 65. Lebensjahr
vollendet und mindestens 45 Jahre oder

2. in den Fällen des Satz 1 Nr. 3 das 63. Lebensjahr

In Abs. 3 Satz 5 wird der Versorgungsabschlag beim
Laufbahnwechsel, wenn zu diesem Zeitpunkt eine Ver-
sorgungsabschlagsfreiheit bereits erreicht wurde, für 
nicht anwendbar erklärt.
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vollendet und mindestens 40 Jahre

mit ruhegehaltfähigen Dienstzeiten nach den §§ 6, 8 
bis 10 und nach § 14a Abs. 2 Satz 1 berücksichti-
gungsfähigen Pflichtbeitragszeiten, soweit sie nicht im 
Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit stehen, und Zeiten 
nach § 50d sowie Zeiten einer dem Beamten zuzuord-
nenden Erziehung eines Kindes bis zu dessen vollen-
detem zehnten Lebensjahr zurückgelegt hat. Den in 
den Satz 5 genannten Zeiten stehen Zeiten nach den 
§§ 8 bis 10 gleich, die der Beamte vor dem 3. Oktober 
1990 in dem in Art. 3 des Einigungsvertrages genann-
ten Gebiet zurückgelegt hat, soweit sie nicht von § 12a 
erfasst werden. 

Soweit sich bei der Berechnung nach Satz 5 und 6 
Zeiten überschneiden, sind diese nur einmal zu be-
rücksichtigen.

(4) Das Ruhegehalt beträgt mindestens 35 vom Hun-
dert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§ 5). An die 

vollendet und mindestens 40 Jahre

mit berücksichtigungsfähiger Zeit zurückgelegt hat. 
7Berücksichtigungsfähig ist
1. die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach den §§ 6, 8 bis 

10; dieser steht eine Zeit nach den §§ 8 bis 10 
gleich, die die Beamtin oder der Beamte vor dem 
3. Oktober 1990 in dem in Art. 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet zurückgelegt hat, soweit 
sie nicht von § 13 Abs. 5 erfasst wird, bei der Er-
mittlung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit wird 
die Zeit einer Teilzeitbeschäftigung in vollem Um-
fang berücksichtigt,

2. die Zeit einer der Beamtin oder dem Beamten zu-
zuordnenden Erziehung eines Kindes nach § 56 
Abs. 3 bis zu dessen vollendetem zehnten Lebens-
jahr oder die Zeit der nicht erwerbsmäßigen Pflege 
nach § 56 Abs. 6 Satz 1 und

3. die Pflichtbeitragszeit nach § 15 Abs. 2 Satz 1, so-
weit sie nicht im Zusammenhang mit Arbeitslosig-
keit steht und wenn die Voraussetzung nach § 15 
Abs. 1 Nr. 1 erfüllt ist.

8Soweit sich bei der Berechnung nach Satz 7 Nr. 1 bis 
3 ein Zeitraum überschneidet, ist die Zeit nur einmal zu 
berücksichtigen.
9Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für am 1. Januar 2001 vorhan-
dene Beamtinnen und Beamte, die bis zum 16. No-
vember 1950 geboren wurden und am 16. Novem-
ber 2000 schwerbehindert im Sinne des § 2 Abs. 2 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch vom 19. 
Juni 2001 (BGBl. I S. 1046), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 14. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2598),
waren.

(4) Das Ruhegehalt nach Anwendung von Abs. 3
beträgt mindestens 35 Prozent der ruhegehaltfähigen 

Satz 6 und 7 entspricht dem bisherigen Satz 5 und 6
mit neuer Gliederung und redaktioneller Anpassung. 
Zudem wird zur Klarstellung die Regelung bei Teilzeit-
beschäftigung zur Ermittlung der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit mit aufgenommen (volle Berücksichtigung).

Satz 8 entspricht dem bisherigen Satz 7.

Abs. 3 Satz 9 ersetzt den bisherigen § 69d Abs. 5 
HBeamtVG.

In Abs. 4 wird die amtsunabhängige Mindestversor-
gung angepasst, der Festbetrag von bisher 30,68 Euro 
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Stelle des Ruhegehalts nach Satz 1 treten, wenn dies 
günstiger ist, 65 vom Hundert der jeweils ruhegehaltfä-
higen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungs-
gruppe A 4. Die Mindestversorgung nach Satz 2 erhöht 
sich um 30,68 Euro für den Ruhestandsbeamten und 
die Witwe; der Erhöhungsbetrag bleibt bei einer Kür-
zung nach § 25 außer Betracht. 

Bleibt ein Beamter allein wegen langer Freistellungs-
zeiten (§ 5 Abs. 1 Satz 2) mit seinem erdienten Ruhe-
gehalt hinter der Mindestversorgung nach Satz 1 oder 
2 zurück, wird nur das erdiente Ruhegehalt gezahlt; 
dies gilt nicht, wenn ein Beamter wegen Dienstunfä-
higkeit in den Ruhestand getreten ist.

(5) Übersteigt beim Zusammentreffen von Mindestver-
sorgung nach Abs. 4 mit einer Rente nach Anwendung 
des § 55 die Versorgung das nach Abs. 1 erdiente 
Ruhegehalt, so ruht die Versorgung bis zur Höhe des 
Unterschieds zwischen dem erdienten Ruhegehalt und 
der Mindestversorgung; in den von § 85 erfassten Fäl-
len gilt das nach dieser Vorschrift maßgebliche Ruhe-
gehalt als erdient. Der Erhöhungsbetrag nach Abs. 4 
Satz 3 sowie der Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 
bleiben bei der Berechnung außer Betracht. Die Sum-
me aus Versorgung und Rente darf nicht hinter dem 
Betrag der Mindestversorgung zuzüglich des Unter-
schiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 zurückbleiben. 
Zahlbar bleibt mindestens das erdiente Ruhegehalt 
zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 
Satz 1 bis 4 gelten entsprechend für Witwen und Wai-
sen.

(6) Bei einem in den einstweiligen Ruhestand versetz-
ten Beamten beträgt das Ruhegehalt für die Dauer der 
Zeit, die der Beamte das Amt, aus dem er in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt worden ist, innehatte, 

Dienstbezüge nach § 5. An die Stelle des Ruhegehalts 
nach Satz 1 treten, wenn dies günstiger ist, 62 Prozent
der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe A 6; der Unter-
schiedsbetrag nach § 55 Abs. 1 bemisst sich aus 
der Besoldungsgruppe nach Satz 1.

(5) Bei einer oder einem in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzten Beamtin oder Beamten beträgt das 
Ruhegehalt für die Dauer der Zeit, die die Beamtin 
oder der Beamte das Amt, aus dem sie oder er in den 

wird durch die Änderung der bisherigen Besoldungs-
gruppe von A 4 auf A 6 mit Anpassung des Prozent-
satzes von 65 auf 62 kompensiert. Der bisherige Satz 
3 entfällt deshalb. Dadurch werden Versorgungsbe-
zugsberechnungen vereinfacht. Die Anwendung des 
Versorgungsabschlags wird in Satz 1 klargestellt. Be-
messungsgrundlage für den Unterschiedsbetrag für 
Kinder ist nach Satz 2 die ruhegehaltfähige Besol-
dungsgruppe und nicht A 6.
Der bisherige Satz 4 entfällt aus Gründen der Sachge-
rechtigkeit.

Die bisherige Anrechnungsvorschrift des § 14 Abs. 5 
HBeamtVG entfällt. Der Vollzugsaufwand wird verrin-
gert, komplizierte Vergleichsberechnungen entfallen.

Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 5.
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mindestens für die Dauer von sechs Monaten, längs-
tens für die Dauer von drei Jahren, 71,75 vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe 
der Besoldungsgruppe, in der sich der Beamte zur Zeit 
seiner Versetzung in den jeweiligen Ruhestand befun-
den hat. Das erhöhte Ruhegehalt darf die Dienstbezü-
ge, die dem Beamten in diesem Zeitpunkt zustanden, 
nicht übersteigen; das nach sonstigen Vorschriften 
ermittelte Ruhegehalt darf nicht unterschritten werden.

einstweiligen Ruhestand versetzt worden ist, innehatte, 
mindestens sechs Monate und höchstens drei Jahre, 
71,75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sich 
die Beamtin oder der Beamte zur Zeit ihrer oder
seiner Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 
befunden hat. Das erhöhte Ruhegehalt darf die 
Dienstbezüge, die der Beamtin oder dem Beamten in 
diesem Zeitpunkt zustanden, nicht übersteigen; das 
nach sonstigen Vorschriften ermittelte Ruhegehalt darf 
nicht unterschritten werden.

(6) Hat das Beamtenverhältnis, aus dem die Beamtin 
oder der Beamte in den Ruhestand tritt, oder ein 
unmittelbar vorangehendes anderes öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis bereits am 31. Dezem-
ber 1991 bestanden, bleibt der zu diesem Zeitpunkt 
erreichte Ruhegehaltssatz gewahrt. Dabei richtet 
sich die Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienst-
zeit und des Ruhegehaltssatzes nach dem Beam-
tenversorgungsgesetz in der Fassung vom 12. 
Februar 1987 (BGBl. I S. 570, 1339) in der am 31. 
Dezember 1991 geltenden Fassung mit Ausnahme 
des§ 14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 und 3. Der sich 
nach Satz 1 und 2 ergebende Ruhegehaltssatz 
steigt mit jedem Jahr, das vom 1. Januar 1992 an 
nach dem von diesem Zeitpunkt an geltenden 
Recht als ruhegehaltfähige Dienstzeit zurückgelegt 
wird, um ein Prozent der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge bis zum Höchstsatz von 75 Prozent;§ 14 Abs. 
2 gilt entsprechend. Bei der Anwendung von Satz 3 
bleibt die Zeit bis zur Vollendung einer zehnjährigen 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit außer Betracht; anstatt § 
7 Abs. 4 findet § 13 Abs. 1 des Beamtenversor-
gungsgesetzes in der am 31. Dezember 1991 gel-
tenden Fassung Anwendung. Der nach Satz 1 bis 4 
ermittelte Ruhegehaltssatz wird um den Faktor 

Abs. 6 enthält die bisherige Übergangsvorschrift des § 
85 Abs. 1 Satz 1 bis 5 HBeamtVG für am 31. Dezem-
ber 1991 vorhandene Beamtinnen und Beamte. Satz 5
ersetzt die Übergangsvorschrift des § 85 Abs. 4 Satz 1
und Abs. 11 HBeamtVG. Die Anwendung der Mindest-
versorgung wird in Satz 6 klargestellt. 
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0,95667 vervielfältigt; § 14 Abs. 2 gilt entsprechend.
Er wird der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde 
gelegt, wenn er höher ist als der Ruhegehaltssatz, 
der sich ansonsten nach diesem Gesetz für die ge-
samte ruhegehaltfähige Dienstzeit ergibt. § 14 Abs. 3 
und 4 findet Anwendung.

(7) Bei einer oder einem nach §§29, 30 Abs. 3 oder § 
31 Abs. 2 des Beamtenstatusgesetzes erneut in 
das Beamtenverhältnis berufenen Beamtin oder 
Beamten bleibt das am Tag vor der erneuten Beru-
fung in das Beamtenverhältnis zustehende Ruhege-
halt grundsätzlich gewahrt. Tritt die Beamtin oder 
der Beamte erneut in den Ruhestand, werden die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit und das Ruhegehalt 
nach dem im Zeitpunkt der Zurruhesetzung gelten-
den Recht berechnet. Die Zeit des Ruhestands gilt 
nicht als Unterbrechung des Beamtenverhältnisses 
und ist nicht ruhegehaltfähig. Das Ruhegehalt vor 
der Reaktivierung wird nach Anwendung des je-
weils geltenden Rechts für vorhandene versor-
gungsberechtigte Personen zum Zeitpunkt der 
erneuten Zurruhesetzung mit dem neu festgesetz-
ten Ruhegehalt nach der Reaktivierung verglichen. 
In den Vergleich werden der jeweils geltende Kin-
dererziehungs- und Pflegezuschlag, Versorgungs-
abschlag und die Mindestversorgung mit einbezo-
gen. Das höhere Ruhegehalt bildet die Berech-
nungsgrundlage für die zukünftige Zahlung und An-
wendung der Anrechnungs- und Kürzungsvorschrif-
ten.

Abs. 7 ersetzt die bisherige Regelung des § 85a 
HBeamtVG. Diese wird durch eine genauere Definition 
des Vergleichs zwischen dem Ruhegehalt ohne Reak-
tivierung und dem Ruhegehalt mit Reaktivierung zum 
Zeitpunkt des erneuten Eintritts in den Versorgungsfall 
ergänzt. Das Ruhegehalt zum Zeitpunkt der Reaktivie-
rung nimmt fiktiv an den folgenden gesetzlichen Ände-
rungen für vorhandene versorgungsberechtigte Perso-
nen teil, z. B. Absenkung des Ruhegehaltssatzes nach 
§ 69e Abs. 4 HBeamtVG.

§ 14a
Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes

(1) Der nach den sonstigen Vorschriften berechnete 
Ruhegehaltssatz erhöht sich vorübergehend, wenn der 
Beamte vor Erreichen der Regelaltersgrenze nach § 50 

§ 15
Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehalts

(1) Das nach § 14 Abs. 1 und 6, § 17 Abs. 2 oder§ 41 
Abs. 3 Satz 1 berechnete Ruhegehalt erhöht sich vo-
rübergehend, wenn die Beamtin oder der Beamte vor 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen des § 14a 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen:

In Abs. 1 wird klargestellt, nach welchen Vorschriften 
das Ruhegehalt erhöht wird. Die Mindestversorgung 
nach § 14 Abs. 4 und § 41 Abs. 3 Satz 2 und 3 wird
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Abs. 1 oder 3 des Hessischen Beamtengesetzes in 
den Ruhestand getreten ist und er

1. bis zum Beginn des Ruhestandes die Wartezeit 
von 60 Kalendermonaten für eine Rente der ge-
setzlichen Rentenversicherung erfüllt hat,

2.
a) wegen Dienstunfähigkeit im Sinne des § 42 

Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder ent-
sprechenden Landesrechts in den Ruhestand 
versetzt worden ist oder

b) wegen Erreichens einer besonderen Alters-
grenze in den Ruhestand getreten ist oder auf 
Antrag vor Erreichen dieser Altersgrenze in den 
Ruhestand versetzt wurde und die besondere 
Altersgrenze erreicht hat, und

3. einen Ruhegehaltssatz von 66,97 vom Hundert 
noch nicht erreicht hat.

(2) Die Erhöhung des Ruhegehalts beträgt 0,95667 
vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge für 
je zwölf Kalendermonate der für die Erfüllung der War-
tezeit (Abs. 1 Nr. 1) anrechnungsfähigen Pflichtbei-
tragszeiten, soweit sie nicht von § 50e Abs. 1 erfasst 
werden, nach Vollendung des 17. Lebensjahres und 
vor Begründung des Beamtenverhältnisses zurückge-
legt wurden und nicht als ruhegehaltfähig berücksich-
tigt sind.
Der hiernach berechnete Ruhegehaltssatz darf 66,97 
vom Hundert nicht überschreiten. In den Fällen des § 
14 Abs. 3 ist das Ruhegehalt, das sich nach Anwen-
dung des Satz 1 und 2 ergibt, entsprechend zu ver-
mindern. 

Für die Berechnung nach Satz 1 sind verbleibende 
Kalendermonate unter Benutzung des Nenners 12 

Erreichen der Regelaltersgrenze nach § 33 Abs. 1 oder 
3 des Hessischen Beamtengesetzes in den Ruhestand 
getreten ist und sie oder er

1. bis zum Beginn des Ruhestandes die Wartezeit 
von 60 Kalendermonaten für eine Rente der ge-
setzlichen Rentenversicherung erfüllt hat,

2.
a) wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand 

versetzt worden ist oder

b) wegen Erreichens einer besonderen Alters-
grenze in den Ruhestand getreten ist oder auf 
Antrag vor Erreichen dieser Altersgrenze in den 
Ruhestand versetzt wurde und die besondere 
Altersgrenze erreicht hat und

3. einen Ruhegehaltssatz von 66,97 Prozent noch 
nicht erreicht hat.

(2) Die Erhöhung des Ruhegehalts beträgt 0,95667 
Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge für je 
zwölf Kalendermonate der für die Erfüllung der Warte-
zeit nach Abs. 1 Nr. 1 anrechnungsfähigen Pflichtbei-
tragszeit, soweit sie nicht von Abs. 3 erfasst wird, vor 
Begründung des Beamtenverhältnisses zurückgelegt 
wurde und nicht als ruhegehaltfähig berücksichtigt
worden ist.

Der hiernach berechnete Ruhegehaltssatz darf 66,97 
Prozent nicht überschreiten. In den Fällen des § 14 
Abs. 3 ist das Ruhegehalt, das sich nach Anwendung 
des Satz 1 und 2 ergibt, entsprechend zu vermindern. 
Erst danach erfolgt die Anwendung von § 14 Abs. 4
oder § 41 Abs. 3.
Für die Berechnung nach Satz 1 sind verbleibende 
Kalendermonate unter Benutzung des Nenners 12 

nicht erhöht. Dies ist vor allem in Hinblick auf gefestigte 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts not-
wendig geworden.

In Abs. 2 entfällt die Begrenzung für die Zeit ab dem 
vollendeten 17. Lebensjahr.

In Satz 4 wird der Vergleich mit der Mindestversorgung 
klargestellt. 
Der bisherige Satz 4 wird Satz 5.
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umzurechnen; § 14 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend.

(3) Die Erhöhung fällt spätestens mit  Ablauf des Mo-
nats weg, in dem der Ruhestandsbeamte die Regelal-
tersgrenze nach § 50 Abs. 1 oder 3 des Hessischen 
Beamtengesetzes erreicht. Sie endet vorher, wenn der 
Ruhestandsbeamte

1. eine Versichertenrente der gesetzlichen Renten-
versicherung bezieht, mit Ablauf des Tages vor 
dem Beginn der Rente, oder

2. in den Fällen des Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a nicht mehr 
dienstunfähig ist, mit Ablauf des Monats, in dem 
ihm der Wegfall der Erhöhung mitgeteilt wird.

§ 35 Abs. 3 Satz 2 gilt sinngemäß.

(4) Die Erhöhung des Ruhegehaltssatzes wird auf An-
trag vorgenommen. Anträge, die innerhalb von drei 
Monaten nach Eintritt des Beamten in den Ruhestand 
gestellt werden, gelten als zum Zeitpunkt des Ruhe-
standseintritts gestellt. Wird der Antrag zu einem spä-

umzurechnen; § 14 Abs. 2 gilt entsprechend.

(3) Entgeltpunkte für die Pflichtbeitragszeit für Kin-
dererziehung nach § 70 Abs. 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch in der Fassung vom 19. Februar 
2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. Dezember 2012 (BGBl. I S. 
2781), und nicht erwerbsmäßige Pflege nach § 166 
Abs. 2 in Verbindung mit § 70 Abs. 1 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch, werden mit dem aktuel-
len Rentenwert vervielfältigt und erhöhen zusätzlich 
das Ruhegehalt. § 56 Abs. 7 gilt entsprechend.

(4) Die Erhöhung fällt spätestens mit Ablauf des Mo-
nats weg, in dem die Ruhestandsbeamtin oder der 
Ruhestandsbeamte die Regelaltersgrenze nach § 33 
Abs. 1 oder 3 des Hessischen Beamtengesetzes er-
reicht. Sie endet vorher, wenn die Ruhestandsbeam-
tin oder der Ruhestandsbeamte

1. aus der anrechnungsfähigen Pflichtbeitragszeit
eine Versichertenrente einer inländischen oder 
ausländischen Alterssicherungseinrichtung be-
zieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der 
Rente, oder

2. in den Fällen des Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a nicht mehr 
dienstunfähig ist, mit Ablauf des Monats, in dem ihr 
oder ihm der Wegfall der Erhöhung mitgeteilt wird.

§ 40 Abs. 3 Satz 2 gilt sinngemäß.

(5) Die Erhöhung des Ruhegehalts wird auf Antrag 
vorgenommen. Anträge, die innerhalb von drei Mona-
ten nach Eintritt in den Ruhestand gestellt werden, 
gelten als zum Zeitpunkt des Ruhestandseintritts ge-
stellt. Wird der Antrag zu einem späteren Zeitpunkt 
gestellt, so tritt die Erhöhung vom Beginn des An-

Der neue Abs. 3 ersetzt die bisherige Regelung des § 
50e.

Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4. In Nr. 1 wird klarge-
stellt, dass nicht nur der Bezug der gesetzlichen Rente 
zum Wegfall führt, sondern auch der Bezug einer aus-
ländischen Rente, sofern deren Pflichtbeitragszeit zu 
einer Erhöhung des Ruhegehalts geführt hat.



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

28

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

teren Zeitpunkt gestellt, so tritt die Erhöhung vom Be-
ginn des Antragsmonats an ein.

(5) Die Höchstgrenze für den Hinzuverdienst bestimmt 
sich nach § 53 Abs. 2 Nr. 3.

tragsmonats an ein.

Abs. 5 entfällt aufgrund der Neuregelung des § 57.

DRITTER TEIL
Versorgung besonderer Beamtengruppen

§ 15
Unterhaltsbeitrag für entlassene Beamte auf Le-

benszeit und auf Probe

(1) Einem Beamten auf Lebenszeit, der vor Ableistung 
einer Dienstzeit von fünf Jahren (§ 4 Abs. 1 Nr. 1) we-
gen Dienstunfähigkeit oder Erreichens der Altersgren-

ze nach § 35 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes 
oder entsprechendem Landesbeamtenrecht entlassen 
ist, kann ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Ruhe-

gehalts bewilligt werden.

(2) Das Gleiche gilt für einen Beamten auf Probe, der 
wegen Dienstunfähigkeit oder wegen Erreichens der 
Altersgrenze entlassen ist (§ 31 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 
des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendes 
Landesrecht).

§ 16
Unterhaltsbeitrag für entlassene Beamtinnen und 

Beamte

(1) Einer Beamtin oder einem Beamten auf Lebens-
zeit oder einer Beamtin oder einem Beamten auf 
Probe, die oder der vor Ableistung einer ruhegehalt-
fähigen Dienstzeit von fünf Jahren nach § 4 Abs. 1 Nr. 
1 wegen Dienstunfähigkeit oder Erreichens der für sie 
oder ihn geltenden Altersgrenze entlassen ist, kann 
ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Ruhegehalts 
bewilligt werden.

(2) Über die Bewilligung eines Unterhaltsbeitrags 
ist grundsätzlich erst nach Durchführung der 
Nachversicherung nach § 8 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch zu entscheiden. Ein Unterhalts-
beitrag kann nur bewilligt werden, soweit dies nach 
der wirtschaftlichen Lage der Beamtin oder des 
Beamten bei Antragstellung geboten ist; dabei sind 
subsidiäre Leistungen nicht zu berücksichtigen. 
Ebenso soll die Dauer der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit angemessen berücksichtigt werden; es 
erfolgt grundsätzlich eine Kürzung für jedes feh-
lende Jahr bezogen auf die Wartezeit von fünf Jah-
ren um 20 Prozent; die Mindestversorgung kann 
dabei unterschritten werden.

(3) Die Abs. 1 und 2 finden auf Beamtenverhältnis-

Zu § 16 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 15 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen:

Die bisherigen Abs. 1 und 2 werden in Abs. 1 zusam-
mengefasst.

In Abs. 2 werden Regelungen aus Verwaltungsvor-
schriften aufgenommen.

Abs. 3 ersetzt den bisherigen § 15a Abs. 1 und 2 
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se auf Probe in Ämtern mit leitender Funktion nach 
§ 4 des Hessischen Beamtengesetzes keine An-
wendung. Aus diesen Beamtenverhältnissen ergibt 
sich kein selbstständiger Anspruch auf Versor-
gung. Die Unfallfürsorge bleibt hiervon unberührt.

HBeamtVG. 

§ 15a
Beamte auf Probe und auf Zeit in leitender Funkti-

on

(1) § 15 findet auf Beamtenverhältnisse auf Probe und 
auf Zeit nach den §§ 12a und 12b des Beamtenrechts-
rahmengesetzes und nach den entsprechenden Vor-
schriften des Bundesbeamtengesetzes keine Anwen-
dung.

(2) Aus diesen Beamtenverhältnissen auf Probe und 
auf Zeit ergibt sich kein selbständiger Anspruch auf 
Versorgung; die Unfallfürsorge bleibt hiervon unbe-
rührt.

(3) Tritt ein Beamter auf Zeit nach Ablauf der ersten 
Amtszeit wieder in sein vorheriges Amt im Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit oder im Richterverhältnis auf 
Lebenszeit ein, berechnen sich die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus dem Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit oder aus dem Richterverhältnis auf Lebens-
zeit zuzüglich eines Unterschiedsbetrages zwischen 
diesen und den Dienstbezügen, die im Beamtenver-
hältnis auf Zeit ruhegehaltfähig wären. Der Unter-
schiedsbetrag wird gewährt in Höhe eines Viertels, 
wenn dem Beamten das Amt mindestens fünf Jahre, in 
Höhe der Hälfte, wenn es mindestens fünf Jahre und 
zwei Amtszeiten übertragen war.

(4) Tritt der Beamte auf Zeit wegen Erreichens der 
gesetzlichen Altersgrenze in den Ruhestand, berech-

§ 15a Abs. 1 und 2 wird in § 16 geregelt.

Die bisherige hessische Regelung zu Führungsämtern 
auf Zeit (ehem. § 19 b HBG) wurde aufgehoben. Diese 
Ämter werden nur noch im Beamtenverhältnis auf Pro-
be vergeben (§ 19 a HBG). Die Absätze 3 bis 5 entfal-
len daher ersatzlos.
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nen sich die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus dem 
Beamtenverhältnis auf Zeit, wenn dem Beamten das 
Amt mindestens fünf Jahre übertragen war.

(5) Wird der Beamte auf Zeit während seiner Amtszeit 
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt, 
gilt Abs. 4 entsprechend.

§ 66
Beamte auf Zeit

(1) Für die Versorgung der Beamten auf Zeit und ihrer 
Hinterbliebenen gelten die Vorschriften für die Versor-
gung der Beamten auf Lebenszeit und ihrer Hinterblie-
benen entsprechend, soweit in diesem Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist.

(2) Für Beamte auf Zeit, die eine ruhegehaltfähige 
Dienstzeit von zehn Jahren zurückgelegt haben, be-
trägt das Ruhegehalt, wenn es für sie günstiger ist, 
nach einer Amtszeit von acht Jahren als Beamter auf 
Zeit 33,48345 vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge und steigt mit jedem weiteren vollen 
Amtsjahr als Beamter auf Zeit um 1,91333 vom Hun-
dert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zum 
Höchstruhegehaltssatz von 71,75 vom Hundert. Als 
Amtszeit rechnet hierbei auch die Zeit bis zur Dauer 
von fünf Jahren, die ein Beamter auf Zeit im einstweili-
gen Ruhestand zurückgelegt hat. § 14 Abs. 3 findet 
Anwendung. Satz 1 bis 3 finden auf zu Beamten auf 
Zeit ernannte Militärgeistliche keine Anwendung.

(3) Ein Übergangsgeld nach § 47 wird nicht gewährt, 
wenn der Beamte auf Zeit einer gesetzlichen Verpflich-
tung, sein Amt nach Ablauf der Amtszeit unter erneuter 
Berufung in das Beamtenverhältnis weiterzuführen, 
nicht nachkommt.

§ 17
Beamtinnen und Beamte auf Zeit

(1) Für die Versorgung der Beamtinnen und Beamten 
auf Zeit und ihrer Hinterbliebenen gelten die Vorschrif-
ten für die Versorgung der Beamtinnen und Beamten 
auf Lebenszeit und ihrer Hinterbliebenen entspre-
chend, soweit in diesem Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist.

(2) Für Beamtinnen und Beamte auf Zeit, die eine 
ruhegehaltfähige Dienstzeit von zehn Jahren zurückge-
legt haben, beträgt das Ruhegehalt, wenn es für sie 
günstiger ist, nach einer Amtszeit von acht Jahren als 
Beamtin oder Beamter auf Zeit 33,48345 Prozent der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und steigt mit jedem 
weiteren vollen Amtsjahr als Beamtin oder Beamter 
auf Zeit um 1,91333 Prozent der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge bis zum Höchstruhegehaltssatz von 
71,75 Prozent. Als Amtszeit rechnet hierbei auch die 
Zeit bis zur Dauer von fünf Jahren, die eine Beamtin 
oder ein Beamter auf Zeit im einstweiligen Ruhestand 
zurückgelegt hat. § 14 Abs. 3 findet Anwendung.

Zu § 17 

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 66 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen: 

Der bisherige Abs. 3 wird durch § 19 Abs. 4 Satz 1 Nr. 
5 ersetzt.
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(4) Führt der Beamte auf Zeit nach Ablauf seiner 
Amtszeit sein bisheriges Amt unter erneuter Berufung 
als Beamter auf Zeit oder durch Wiederwahl für die 
folgende Amtszeit weiter, gilt für die Anwendung die-
ses Gesetzes das Beamtenverhältnis als nicht unter-
brochen. Satz 1 gilt entsprechend für Beamte auf Zeit, 
die aus ihrem bisherigen Amt ohne Unterbrechung in 
ein vergleichbares oder höherwertiges Amt unter er-
neuter Berufung als Beamter auf Zeit gewählt werden.

(5) Wird ein Beamter auf Zeit wegen Dienstunfähigkeit 
entlassen, gelten die §§ 15 und 26 entsprechend.

(6) Bei einem wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe-
stand versetzten Wahlbeamten auf Zeit ist § 14 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3 nicht anzuwenden, wenn er nach Ablauf 
seiner Amtszeit sein Amt weitergeführt hatte, obwohl er 
nicht gesetzlich dazu verpflichtet war und mit Ablauf 
seiner Amtszeit bereits eine Versorgungsanwartschaft 
erworben hatte. § 13 Abs. 1 Satz 1 findet in der bis 
zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung Anwen-
dung.

(7) (aufgehoben)

(8) Wird ein Wahlbeamter auf Zeit abgewählt, erhält er 
bis zum Ablauf seiner Amtszeit, bei einem vorherigen 
Eintritt in den Ruhestand oder der Entlassung längs-
tens bis zu diesem Zeitpunkt, Versorgung mit der 
Maßgabe, dass das Ruhegehalt während der ersten 
fünf Jahre 71,75 vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgrup-
pe, in der sich der Beamte zur Zeit seiner Abwahl be-
funden hat, beträgt. Die ruhegehaltfähige Dienstzeit 

(3) Führen Beamtinnen oder Beamte auf Zeit nach 
Ablauf ihrer Amtszeit ihr bisheriges Amt unter erneuter 
Berufung in das Beamtenverhältnis auf Zeit oder 
durch Wiederwahl für die folgende Amtszeit weiter, gilt 
das Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. Satz 1 
gilt entsprechend für Beamtinnen oder Beamte auf 
Zeit, die aus ihrem bisherigen Amt ohne Unterbre-
chung in ein vergleichbares oder höherwertiges Amt 
unter erneuter Berufung in das Beamtenverhältnis
auf Zeit gewählt werden.

(4) Wird eine Beamtin oder ein Beamter auf Zeit we-
gen Dienstunfähigkeit entlassen, gelten die §§ 16 und 
32 entsprechend.

(5) Bei einer oder einem wegen Dienstunfähigkeit in 
den Ruhestand versetzten Wahlbeamtin oder Wahl-
beamten auf Zeit ist § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 nicht an-
zuwenden, wenn sie oder er nach Ablauf ihrer oder
seiner Amtszeit ihr oder sein Amt weitergeführt hatte, 
obwohl sie oder er nicht gesetzlich dazu verpflichtet 
war und mit Ablauf ihrer oder seiner Amtszeit bereits 
eine Versorgungsanwartschaft erworben hatte. § 13 
Abs. 1 Satz 1 des Beamtenversorgungsgesetzes in 
der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung ist 
anzuwenden.

(6) Wird eine Wahlbeamtin oder ein Wahlbeamter auf 
Zeit abgewählt, erhält sie oder er bis zum Ablauf ihrer 
oder seiner Amtszeit, bei einem vorherigen Eintritt in 
den Ruhestand oder der Entlassung längstens bis zu 
diesem Zeitpunkt, Versorgung mit der Maßgabe, dass 
das Ruhegehalt während der ersten fünf Jahre 71,75 
Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sich die Beam-
tin oder der Beamte zur Zeit ihrer oder seiner Abwahl 
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nach § 6 erhöht sich um die Zeit, in der ein Wahlbeam-
ter auf Zeit Versorgung nach Satz 1 erhält, bis zu fünf 
Jahren; das Höchstruhegehalt nach Abs. 2 darf nicht 
überschritten werden.

(9) Zeiten, während der ein Wahlbeamter auf Zeit nach 
Vollendung des 17. Lebensjahres durch eine hauptbe-
rufliche Tätigkeit oder eine Ausbildung außerhalb der 
allgemeinen Schulbildung Fachkenntnisse erworben 
hat, die für die Wahrnehmung des Amtes förderlich 
sind, können bis zu einer Gesamtzeit von vier Jahren 
als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, die Zeit 
einer Fachschul- oder Hochschulausbildung ein-
schließlich der Prüfungszeit bis zu drei Jahren. § 49 
Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

befunden hat, beträgt. Die ruhegehaltfähige Dienstzeit 
nach § 6 erhöht sich um die Zeit, in der eine Wahlbe-
amtin oder ein Wahlbeamter auf Zeit Versorgung nach 
Satz 1 erhält, höchstens jedoch bis zu fünf Jahren; 
das Höchstruhegehalt nach Abs. 2 darf nicht über-
schritten werden.

(7) Zeiten nach den §§ 10 bis 12 können für Wahl-
beamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit als ruhege-
haltfähig anerkannt werden, soweit sie für die 
Wahrnehmung des Wahlamtes förderlich sind. Der 
Umfang der Zeiten nach Satz 1 ist insgesamt auf 
die ruhegehaltfähige Zeit nach § 6 bis zum Ende 
des Wahlamtes zu begrenzen.
(8) Für die Beamtinnen und Beamten auf Zeit, de-
ren Beamtenverhältnis auf Zeit seit dem 31. De-
zember 1991 ununterbrochen fortbesteht, ist § 66 
Abs. 2, 4 und 6 des Beamtenversorgungsgesetzes 
in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fas-
sung anzuwenden.

Der bisherige Abs. 9 wird Abs. 7 und enthält eine Neu-
regelung zur Anerkennung von ruhegehaltfähigen 
Dienstzeiten bei Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten 
auf Zeit. 
Bisher kann bei Wahlbeamtinnen und Wahlbeamten 
auf Zeit zusätzlich die Zeit nach Vollendung des 17. 
Lebensjahres, in der durch eine hauptberufliche Tätig-
keit oder eine Ausbildung außerhalb der allgemeinen 
Schulbildung Fachkenntnisse erworben wurden, die für 
die Wahrnehmung des Amtes förderlich waren, bis zu 
einer Gesamtzeit von vier Jahren als ruhegehaltfähig 
berücksichtigt werden, die Zeit einer Fachschul- oder 
Hochschulausbildung einschließlich der Prüfungszeit 
bis zu drei Jahren. Dabei war die Anwendung der §§ 
10 bis 12 HBeamtVG nicht ausgeschlossen, sondern 
sollte vielmehr eine zusätzliche Möglichkeit bieten, 
entsprechende Zeiten als ruhegehaltfähig zu berück-
sichtigen. Insbesondere direkt gewählte kommunale 
Wahlbeamte auf Zeit konnten jedoch meist die Voraus-
setzungen für die Anrechnung von Vordienstzeiten 
nach den §§ 10 bis 12 HBeamtVG nicht erfüllen, weil in 
der Regel eine bestimmte Ausbildung oder praktische 
Tätigkeit nicht Voraussetzung für die Wahl oder Ernen-
nung war. In vielen dieser Fälle war deshalb die Be-
rücksichtigung von Vordienstzeiten faktisch auf vier 
Jahre begrenzt, weil eine zweifelsfreie Anerkennung 
regelmäßig nur für förderliche Tätigkeiten möglich war. 
Durch die Neuregelung können Zeiten nach §§ 10 bis 
12 HBeamtVG in entsprechender Anwendung aner-
kannt werden, soweit sie für das Wahlbeamtenverhält-
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nis förderlich waren. Der Umfang der Anerkennung 
dieser Zeiten ist auf die Summe der Amts- und Dienst-
zeiten begrenzt.

§ 67
Professoren an Hochschulen, Hochschuldozenten, 
Oberassistenten, Oberingenieure, Wissenschaftli-

che und Künstlerische Assistenten mit Bezügen nach 
§ 77 Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes sowie 
Professoren und hauptberufliche Leiter und Mit-
glieder von Leitungsgremien an Hochschulen mit 

Bezügen nach der Bundesbesoldungsord-
nung W

(1) Für die Versorgung der zu Beamten ernannten 
Professoren an Hochschulen, Hochschuldozenten, 
Oberassistenten, Oberingenieure, Wissenschaftlichen 
und Künstlerischen Assistenten mit Bezügen nach § 77 
Abs. 3 des Bundesbesoldungsgesetzes und ihrer Hin-
terbliebenen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes, 
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. Satz 1 
gilt auch für die Versorgung der zu Beamten ernannten 
Professoren und der hauptberuflichen Leiter und Mit-
glieder von Leitungsgremien an Hochschulen mit Be-
zügen nach der Bundesbesoldungsordnung W und ihre 
Hinterbliebenen.

(2) Ruhegehaltfähig ist auch die Zeit, in der die Profes-
soren, Hochschuldozenten, Oberassistenten, Oberin-
genieure, Wissenschaftlichen und Künstlerischen As-
sistenten nach der Habilitation dem Lehrkörper einer
Hochschule angehört haben. Als ruhegehaltfähig gilt 
auch die zur Vorbereitung für die Promotion benötigte 
Zeit bis zu zwei Jahren. Die in einer Habilitationsord-
nung vorgeschriebene Mindestzeit für die Erbringung 
der Habilitationsleistungen oder sonstiger gleichwerti-
ger wissenschaftlicher Leistungen kann als ruhegehalt-

§ 18
Hochschulbeamtinnen und Hochschulbeamte

(1) Für Professorinnen und Professoren ist die Zeit 
der hauptberuflichen Angehörigkeit zum Lehrkörper 
einer Hochschule nach der Habilitation oder sons-
tiger gleichwertiger wissenschaftlicher Leistungen 
ruhegehaltfähig. Als ruhegehaltfähig gilt auch die zur 
Vorbereitung für die Promotion benötigte Zeit bis zu 
zwei Jahren. Zeiten für die Erbringung der Habilita-
tionsleistungen oder sonstiger gleichwertiger wis-
senschaftlicher Leistungen können bis zu drei Jah-
ren berücksichtigt werden, es sei denn die Habilita-
tionsordnung schreibt eine andere Mindestzeit vor. 
Die nach erfolgreichem Abschluss eines Hoch-
schulstudiums vor der Ernennung zur Professorin 
oder zum Professor liegende Zeit einer hauptberuf-
lichen Tätigkeit, in der besondere Fachkenntnisse 
erworben wurden, die für die Wahrnehmung des 
Amtes förderlich sind, soll im Falle des §62 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 des Hessischen Hochschulgesetzes 
vom 14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 
218), als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden; im 
Übrigen kann sie bis zu fünf Jahren in vollem Umfang, 
darüber hinaus bis zur Hälfte als ruhegehaltfähig be-

Zu § 18 

Abs. 1 entspricht dem bisherigen § 67 Abs. 2 
HBeamtVG mit kleineren inhaltlichen und redaktionel-
len Änderungen. Auf die Regelung des § 67 Abs. 1 
HBeamtVG wird verzichtet, da sie keinen eigenständi-
gen Regelungsgehalt hatte. Die Regelung des § 67 
Abs. 3 HBeamtVG findet sich in § 64 Abs. 2. Die Vor-
schrift gilt für Professorinnen und Professoren der Be-
soldungsordnungen W und C. Juniorprofessorinnen 
und Juniorprofessoren sind ausgenommen, weil sie mit 
Ablauf der Amtszeit nicht in den Ruhestand treten. 
Gleiches gilt für Akademische Rätinnen und Räte so-
wie Oberrätinnen und Oberräte. 
Die Sätze 1 bis 5 enthalten lediglich redaktionelle Än-
derungen und sind gegenüber der bisherigen Regelung 
inhaltlich unverändert.
Die Regelung des bisherigen Satzes 6 des § 67 Abs. 2 
HBeamtVG findet sich allgemein in § 13 Abs. 2.



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

34

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

fähige Dienstzeit berücksichtigt werden; soweit die 
Habilitationsordnung eine Mindestdauer nicht vor-
schreibt, sind bis zu drei Jahre berücksichtigungsfähig. 
Die nach erfolgreichem Abschluss eines Hochschul-
studiums vor der Ernennung zum Professor, Hoch-
schuldozenten, Oberassistenten, Oberingenieur, Wis-
senschaftlichen und Künstlerischen Assistenten lie-
gende Zeit einer hauptberuflichen Tätigkeit, in der be-
sondere Fachkenntnisse erworben wurden, die für die 
Wahrnehmung des Amtes förderlich sind, soll im Falle
des § 44 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. c des Hochschulrah-
mengesetzes als ruhegehaltfähig berücksichtigt wer-
den; im übrigen kann sie bis zu fünf Jahren in vollem 
Umfang, darüber hinaus bis zur Hälfte als ruhegehalt-
fähig berücksichtigt werden. Zeiten nach Satz 4 kön-
nen in der Regel insgesamt nicht über zehn Jahre hin-
aus als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. Zeiten 
mit einer geringeren als der regelmäßigen Arbeitszeit 
dürfen nur zu dem Teil als ruhegehaltfähig berücksich-
tigt werden, der dem Verhältnis der tatsächlichen zur 
regelmäßigen Arbeitszeit entspricht.

(3) Über die Ruhegehaltfähigkeit von Zeiten nach Abs. 
2 sowie auf Grund der §§ 10 bis 12 soll in der Regel 
bei der Berufung in das Beamtenverhältnis entschie-
den werden. Diese Entscheidungen stehen unter dem 
Vorbehalt eines Gleichbleibens der Rechtslage, die 
ihnen zugrunde liegt.

(4) Für Hochschuldozenten, Oberassistenten, Oberin-
genieure, Wissenschaftliche und Künstlerische Assis-
tenten beträgt das Übergangsgeld abweichend von § 
47 Abs. 1 Satz 1 für ein Jahr Dienstzeit das Einfache, 
insgesamt höchstens das Sechsfache der Dienstbezü-
ge (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 des Bundesbesoldungsge-
setzes) des letzten Monats.

rücksichtigt werden. Zeiten nach Satz 4 können in der 
Regel insgesamt nicht über zehn Jahre hinaus als 
ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. 

(2) Abs. 1 gilt entsprechend für Hochschuldozen-
tinnen, Hochschuldozenten, Oberassistentinnen, 
Oberassistenten, Oberingenieurinnen, Oberingeni-
eure sowie wissenschaftliche und künstlerische 
Assistentinnen und Assistenten.

(3) Die §§ 69 und 91 des Hessischen Beamtenversor-
gungsgesetzes in der bis zum 28. Februar 2014
geltenden Fassung finden für die dort genannten 
Hochschulbeamtinnen und Hochschulbeamten und 
ihre Hinterbliebenen weiterhin Anwendung. Dabei 
treten an die Stelle der Vorschriften des Hessi-
schen Beamtenversorgungsgesetzes in der bis 
zum 28. Februar 2014 geltenden Fassung die ent-
sprechenden Vorschriften dieses Gesetzes.

Nach Abs. 2 ist § 18 auch auf die noch vorhandenen 
und fortgeführten Hochschuldozentinnen, Hochschul-
dozenten, Oberassistentinnen, Oberassistenten, Ober-
ingenieurinnen, Oberingenieure sowie wissenschaftli-
che und künstlerische Assistentinnen und Assistenten 
anzuwenden. Diese waren bisher durch § 67 Abs. 2 
HBeamtVG erfasst.

Abs. 3 übernimmt die für entpflichtete Professorinnen 
und Professoren und deren Hinterbliebene geltenden 
Übergangsregelungen der bisherigen §§ 69 und 91 
HBeamtVG.
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§ 47
Übergangsgeld

(1) Ein Beamter mit Dienstbezügen, der nicht auf eige-
nen Antrag entlassen wird, erhält als Übergangsgeld 
nach vollendeter einjähriger Beschäftigungszeit das 
Einfache und bei längerer Beschäftigungszeit für jedes 
weitere volle Jahr ihrer Dauer die Hälfte, insgesamt 
höchstens das Sechsfache der Dienstbezüge (§ 1 Abs. 
2 Nr. 1 bis 4 des Bundesbesoldungsgesetzes) des 
letzten Monats. § 5 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.
Das Übergangsgeld wird auch dann gewährt, wenn der 
Beamte im Zeitpunkt der Entlassung ohne Dienstbezü-
ge beurlaubt war. Maßgebend sind die Dienstbezüge, 
die der Beamte im Zeitpunkt der Entlassung erhalten 
hätte.

(2) Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbroche-
ner hauptberuflicher entgeltlicher Tätigkeit im Dienste 
desselben Dienstherrn oder der Verwaltung, deren 
Aufgaben der Dienstherr übernommen hat, sowie im 
Falle der Versetzung die entsprechende Zeit im Diens-
te des früheren Dienstherrn; die vor einer Beurlaubung 
ohne Dienstbezüge liegende Beschäftigungszeit wird 
mit berücksichtigt. Zeiten mit einer Ermäßigung der 
regelmäßigen Arbeitszeit sind nur zu dem Teil anzu-
rechnen, der dem Verhältnis der ermäßigten zur re-
gelmäßigen Arbeitszeit entspricht.

§ 19
Übergangsgeld für entlassene Beamtinnen und Be-

amte

(1) Eine Beamtin oder ein Beamter mit Dienstbezü-
gen, die oder der nicht auf eigenen Antrag entlassen 
wird, erhält als Übergangsgeld nach vollendeter einjäh-
riger Beschäftigungszeit das Einfache und bei längerer 
Beschäftigungszeit für jedes weitere volle Jahr ihrer 
Dauer die Hälfte, insgesamt höchstens das Sechsfa-
che der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. § 4 Abs. 1 
findet keine Anwendung.

(2) Für die in § 18 Abs. 2 genannten Personen be-
trägt das Übergangsgeld abweichend von Abs. 1 
für ein Jahr Dienstzeit das Einfache, insgesamt 
höchstens das Sechsfache der Besoldung nach § 1 
Abs. 2 und 3 des Hessischen Besoldungsgesetzes 
des letzten Monats.

(3) Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbroche-
ner hauptberuflicher entgeltlicher Tätigkeit im Dienste 
desselben Dienstherrn oder der Verwaltung, deren 
Aufgaben der Dienstherr übernommen hat, sowie im 
Falle der Versetzung die entsprechende Zeit im Diens-
te des früheren Dienstherrn; die vor einer Beurlaubung 
ohne Dienstbezüge liegende Beschäftigungszeit wird 
mit berücksichtigt. Zeiten mit einer Ermäßigung der 
regelmäßigen Arbeitszeit sind nur zu dem Teil anzu-
rechnen, der dem Verhältnis der ermäßigten zur re-
gelmäßigen Arbeitszeit entspricht.

Zu § 19 
Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 47 
HBeamtVG mit folgender Änderung:

In Abs. 1 wird bestimmt, dass maßgebend für die Zah-
lung des Übergangsgeldes die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge ohne Wartezeiterfüllung sind. Die bishe-
rigen Sätze 2 und 3 können deshalb entfallen.

Nach Abs. 2 gilt für die in § 18 Abs. 2 genannten Per-
sonen entsprechend der bisherigen Regelung in § 67 
Abs. 4 BeamtVG eine Sonderregelung zur Bemessung 
des Übergangsgeldes nach § 19.
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(3) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt, wenn

1. der Beamte wegen eines Verhaltens im Sinne der 
§§ 28, 29 und 31 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesbeam-
tengesetzes oder des entsprechenden Landes-
rechts oder des § 33 Abs. 2 des Beamtenrechts-
rahmengesetzes entlassen wird oder

2. ein Unterhaltsbeitrag nach § 15 bewilligt wird oder
3. die Beschäftigungszeit als ruhegehaltfähige

Dienstzeit angerechnet wird oder
4. der Beamte mit der Berufung in ein Richterverhält-

nis oder mit der Ernennung zum Beamten auf Zeit 
entlassen wird.

(4) Das Übergangsgeld wird in Monatsbeträgen für die 
der Entlassung folgende Zeit wie die Dienstbezüge 
gezahlt. Es ist längstens bis zum Ende des Monats zu 
zahlen, in dem der Beamte die für sein Beamtenver-
hältnis bestimmte gesetzliche Altersgrenze erreicht 
hat. Beim Tode des Empfängers ist der noch nicht 
ausgezahlte Betrag den Hinterbliebenen in einer 
Summe zu zahlen.

(5) Bezieht der entlassene Beamte Erwerbs- oder Er-
werbsersatzeinkommen im Sinne des § 53 Abs. 7, 
verringert sich das Übergangsgeld um den Betrag die-
ser Einkünfte.

(4) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt, wenn
1. die Beamtin oder der Beamte wegen eines 

Verhaltens im Sinne des § 22 Abs. 1 Nr. 1, 
Abs. 2, § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 oder 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des Beamtenstatusge-
setzes entlassen wird, 

2. ein Unterhaltsbeitrag nach § 16 bewilligt wird, 
3. die Beschäftigungszeit als ruhegehaltfähige 

Dienstzeit angerechnet wird, 
4. die Beamtin oder der Beamte mit der Beru-

fung in ein Richterverhältnis oder mit der Er-
nennung zur Beamtin oder zum Beamten auf 
Zeit entlassen wird oder

5. die Beamtin oder der Beamte auf Zeit einer 
gesetzlichen Verpflichtung, ihr oder sein 
Amt nach Ablauf der Amtszeit unter erneu-
ter Berufung in das Beamtenverhältnis wei-
terzuführen, nicht nachkommt.

(5) Das Übergangsgeld wird in Monatsbeträgen für die 
der Entlassung folgende Zeit wie die Dienstbezüge 
gezahlt. Es ist längstens bis zum Ende des Monats zu 
zahlen, in dem die Beamtin oder der Beamte die für 
ihr oder sein Beamtenverhältnis bestimmte gesetzli-
che Altersgrenze erreicht hat. Beim Tod der Beamtin 
oder des Beamten ist der noch nicht ausgezahlte Be-
trag ihren oder seinen Hinterbliebenen in einer Sum-
me zu zahlen.

(6) § 57 ist entsprechend anzuwenden. Abs. 6 regelt die entsprechende Anwendung des § 57 
beim Bezug von Einkommen.

§ 47a
Übergangsgeld für entlassene politische Beamte

§ 20
Übergangsgeld für entlassene politische Beamtinnen 

und Beamte

Zu § 20 
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(1) Ein Beamter, der aus einem Amt im Sinne des § 36 
des Bundesbeamtengesetzes oder des entsprechen-
den Landesrechts nicht auf eigenen Antrag entlassen 
wird, erhält ein Übergangsgeld in Höhe von 71,75 vom 
Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe, in der er sich zur Zeit 
seiner Entlassung befunden hat. § 4 des Bundesbe-
soldungsgesetzes gilt entsprechend.

(2) Das Übergangsgeld wird für die Dauer der Zeit, die 
der Beamte das Amt, aus dem er entlassen worden ist,
innehatte, mindestens für die Dauer von sechs Mona-
ten, längstens für die Dauer von drei Jahren, gewährt.

(3) § 47 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 und Abs. 4 gilt entspre-
chend.

(4) Bezieht der entlassene Beamte Erwerbs- oder Er-
werbsersatzeinkommen im Sinne des § 53 Abs. 7, so 
verringern sich die in entsprechender Anwendung des 
§ 4 des Bundesbesoldungsgesetzes fortgezahlten 
Bezüge und das Übergangsgeld um den Betrag dieser 
Einkünfte; § 63 Nr. 10 findet keine Anwendung.

(1) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der aus 
einem Amt im Sinne des § 7 Abs. 1 des Hessischen 
Beamtengesetzes nicht auf eigenen Antrag entlassen 
wird, erhält ein Übergangsgeld in Höhe von 71,75 Pro-
zent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sie oder er 
sich zur Zeit ihrer oder seiner Entlassung befunden 
hat. § 4 des Hessischen Besoldungsgesetzes gilt 
entsprechend.

(2) Das Übergangsgeld wird für die Dauer der Zeit, die 
die Beamtin oder der Beamte das Amt, aus dem sie 
oder er entlassen worden ist, innehatte, mindestens 
für die Dauer von sechs Monaten, längstens für die 
Dauer von drei Jahren, gewährt.

(3) § 19 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 und Abs. 4 und § 57 gelten 
entsprechend.

Durch die Änderung des bisherigen § 47a Abs. 4 (jetzt 
in Abs. 3 integriert) wird Erwerbs- und Erwerbsersatz-
einkommen künftig wie bei den übrigen Versorgungs-
berechtigten nach § 57 angerechnet. 

Ansonsten entspricht § 20 inhaltlich der Regelung des 
bisherigen § 47a HBeamtVG.

§ 48
Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen

(1) Beamte des Vollzugsdienstes, Beamte des Ein-
satzdienstes der Feuerwehr und Beamte im Flugver-
kehrskontrolldienst, die vor Vollendung des 67. Le-
bensjahres wegen Erreichens der Altersgrenze in den 
Ruhestand treten, erhalten neben dem Ruhegehalt 
einen Ausgleich in Höhe des Fünffachen der Dienstbe-
züge (§ 1 Abs. 2 Nr. 1, 3 und 4 des Bundesbesol-
dungsgesetzes) des letzten Monats, jedoch nicht über 

§ 21
Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen

(1) Beamtinnen und Beamte des Vollzugsdienstes 
und des feuerwehrtechnischen Dienstes, die vor 
Erreichen der Regelaltersgrenze wegen Erreichens 
der besonderen Altersgrenze in den Ruhestand tre-
ten, erhalten neben dem Ruhegehalt einen Ausgleich 
in Höhe von 4 091 Euro. Dieser Betrag verringert sich 
um jeweils ein Fünftel für jedes Jahr, das über das 
Erreichen der besonderen Altersgrenze hinaus oder 

Zu § 21 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 48 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen: 
In Abs. 1 entfällt der Flugverkehrskontrolldienst, da es 
diesen bei den hessischen Dienstherren nicht gibt.
Die fünffachen monatlichen Dienstbezüge sind immer 
höher als der Ausgleichsbetrag in Höhe von 4091 Eu-
ro, deshalb kann die bisherige Begrenzung in Satz 1 
sowie Satz 3 entfallen.
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4 091 Euro. Dieser Betrag verringert sich um jeweils 
ein Fünftel für jedes Jahr, das über die besondere Al-
tersgrenze hinaus oder das vor Erreichen der beson-
deren Altersgrenze aufgrund einer Zurruhesetzung auf 
Antrag nicht abgeleistet wird. § 5 Abs. 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. Der Ausgleich ist bei Eintritt in den Ru-
hestand in einer Summe zu zahlen. Der Ausgleich wird 
nicht neben einer einmaligen (Unfall-)Entschädigung 
im Sinne des § 43 gewährt.

(2) Schwebt zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhe-
stand gegen den Beamten ein Verfahren auf Rück-
nahme der Ernennung oder ein Verfahren, das nach § 
48 des Bundesbeamtengesetzes oder nach dem ent-
sprechenden Landesrecht zum Verlust der Beamten-
rechte führen könnte, oder ist gegen den Beamten 
Disziplinarklage erhoben worden, darf der Ausgleich 
erst nach dem rechtskräftigen Abschluss des Verfah-
rens und nur gewährt werden, wenn kein Verlust der 
Versorgungsbezüge eingetreten ist. Die disziplinar-
rechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.

(3) Der Ausgleich wird im Falle der Bewilligung von 
Urlaub bis zum Eintritt in den Ruhestand nach § 72e 
Abs. 1 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes oder ent-
sprechendem Landesrecht nicht gewährt.

das vor Erreichen der besonderen Altersgrenze auf-
grund einer Zurruhesetzung auf Antrag nicht abgeleis-
tet wird. Der Ausgleich ist bei Eintritt in den Ruhestand 
in einer Summe zu zahlen. Der Ausgleich wird nicht 
neben einer einmaligen (Unfall-) Entschädigung im 
Sinne des § 49 gewährt.

(2) Schwebt zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhe-
stand gegen die Beamtin oder den Beamten ein Ver-
fahren auf Rücknahme der Ernennung oder ein Verfah-
ren, das nach § 24 des Beamtenstatusgesetzes zum 
Verlust der Beamtenrechte führen könnte, oder ist 
gegen die Beamtin oder den Beamten Disziplinarkla-
ge erhoben worden, darf der Ausgleich erst nach dem 
rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens und nur 
gewährt werden, wenn kein Verlust der Versorgungs-
bezüge eingetreten ist. Die disziplinarrechtlichen Vor-
schriften bleiben unberührt.

(3) Der Ausgleich wird im Falle der Bewilligung von 
Urlaub bis zum Eintritt in den Ruhestand nach § 65
Abs. 1 Nr. 2 des Hessischen Beamtengesetzes nicht 
gewährt.

VIERTER TEIL
Hinterbliebenenversorgung

§ 16
Allgemeines

Die Hinterbliebenenversorgung (§§ 17 bis 28) umfasst

1. Bezüge für den Sterbemonat,
2. Sterbegeld,
3. Witwengeld,

Auf die zusätzliche Aufzählung der nachfolgenden 
Vorschriften wird verzichtet.
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4. Witwenabfindung,
5. Waisengeld,
6. Unterhaltsbeiträge,
7. Witwerversorgung.

§ 17
Bezüge für den Sterbemonat

(1) Den Erben eines verstorbenen Beamten, Ruhe-
standsbeamten oder entlassenen Beamten verbleiben 
für den Sterbemonat die Bezüge des Verstorbenen. 
Dies gilt auch für eine für den Sterbemonat gewährte 
Aufwandsentschädigung.

(2) Die an den Verstorbenen noch nicht gezahlten Tei-
le der Bezüge für den Sterbemonat können statt an die 
Erben auch an die in § 18 Abs. 1 bezeichneten Hinter-
bliebenen gezahlt werden.

§ 22
Bezüge für den Sterbemonat

(1) Den Erben einer verstorbenen Beamtin oder
eines verstorbenen Beamten, einer Ruhestandsbe-
amtin oder eines Ruhestandsbeamten, einer entlas-
senen Beamtin oder eines entlassenen Beamten 
verbleiben für den Sterbemonat die Bezüge der oder
des Verstorbenen. Dies gilt auch für eine für den Ster-
bemonat gewährte Aufwandsentschädigung.

(2) Die an die Verstorbene oder den Verstorbenen 
noch nicht gezahlten Teile der Bezüge für den Sterbe-
monat können statt an die Erben auch an die in § 23
Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Hinterbliebenen gezahlt 
werden.

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung des § 
17 HBeamtVG.

§ 18
Sterbegeld

(1) Beim Tode eines Beamten mit Dienstbezügen oder 
eines Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
erhalten der überlebende Ehegatte und die Abkömm-
linge des Beamten Sterbegeld. Das Sterbegeld ist in 
Höhe des Zweifachen der Dienstbezüge oder der 
Anwärterbezüge des Verstorbenen ausschließlich der 
Auslandskinderzuschläge und der Vergütungen in ei-
ner Summe zu zahlen; § 5 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend.
Satz 1 und 2 gelten entsprechend beim Tode eines 
Ruhestandsbeamten oder eines entlassenen Beamten, 
der im Sterbemonat einen Unterhaltsbeitrag erhalten 
hat; an die Stelle der Dienstbezüge tritt das Ruhege-

§ 23
Sterbegeld

(1) Beim Tod einer Beamtin oder eines Beamten mit 
Dienstbezügen oder einer Beamtin oder eines Beam-
ten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst erhalten der 
überlebende Ehegatte oder Lebenspartner, die über-
lebende Ehegattin oder Lebenspartnerin oder ein
Abkömmling der Beamtin oder des Beamten Sterbe-
geld. Das Sterbegeld ist in Höhe des Zweifachen der 
Dienstbezüge oder der Anwärterbezüge der oder des 
Verstorbenen ausschließlich der Sonderzahlung, der 
Auslandskinderzuschläge, des Auslandsverwen-
dungszuschlags und der Vergütungen in einer Sum-
me zu zahlen; § 5 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
Satz 1 und 2 gelten entsprechend beim Tod einer 

Zu § 23 

Die Regelung entspricht § 18 HBeamtVG mit folgenden 
Änderungen: 
Abs. 1 beinhaltet eine redaktionelle Folgeänderung zur 
Neuregelung in § 5 Abs. 1. Ferner wird klargestellt, 
dass Sonderzahlung und Auslandsverwendungszu-
schlag nicht zur Bemessungsgrundlage des Sterbegel-
des gehören.
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halt oder der Unterhaltsbeitrag zuzüglich des Unter-
schiedsbetrages nach § 50 Abs. 1.

(2) Sind Anspruchsberechtigte im Sinne des Abs. 1 
nicht vorhanden, so ist Sterbegeld auf Antrag zu ge-
währen

1. Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwis-
tern, Geschwisterkindern sowie Stiefkindern, 
wenn sie zur Zeit des Todes des Beamten mit 
diesem in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben 
oder wenn der Verstorbene ganz oder überwie-
gend ihr Ernährer gewesen ist,

2. sonstigen Personen, die die Kosten der letzten 
Krankheit oder der Bestattung getragen haben, 
bis zur Höhe ihrer Aufwendungen, höchstens je-
doch in Höhe des Sterbegeldes nach Abs. 1 Satz 
2 und 3.

(3) Stirbt eine Witwe oder eine frühere Ehefrau eines 
Beamten, der im Zeitpunkt des Todes Witwengeld oder 
ein Unterhaltsbeitrag zustand, so erhalten die in Abs. 1 
genannten Kinder Sterbegeld, wenn sie berechtigt 
sind, Waisengeld oder einen Unterhaltsbeitrag zu be-
ziehen und wenn sie zur Zeit des Todes zur häuslichen 
Gemeinschaft der Verstorbenen gehört haben. Abs. 1 
Satz 2 erster Halbsatz gilt entsprechend mit der Maß-
gabe, dass an die Stelle der Dienstbezüge das Wit-
wengeld oder der Unterhaltsbeitrag tritt.

Ruhestandsbeamtin oder eines Ruhestandsbeamten 
oder einer entlassenen Beamtin oder eines entlas-
senen Beamten, die oder der im Sterbemonat einen 
Unterhaltsbeitrag erhalten hat; an die Stelle der 
Dienstbezüge tritt das Ruhegehalt oder der Unterhalts-
beitrag zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 55
Abs. 1.

(2) Sind Anspruchsberechtigte im Sinne des Abs. 1 
nicht vorhanden, so ist Sterbegeld auf Antrag zu ge-
währen

1. Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwis-
tern, Geschwisterkindern sowie Stiefkindern, wenn 
sie zur Zeit des Todes der Beamtin oder des Be-
amten mit dieser oder diesem in häuslicher Ge-
meinschaft gelebt haben oder wenn die oder der 
Verstorbene ganz oder überwiegend für deren 
Lebensunterhalt aufgekommen ist,

2. sonstigen Personen, die die Kosten der letzten 
Krankheit oder der Bestattung getragen haben, bis 
zur Höhe ihrer Aufwendungen, höchstens jedoch 
in Höhe des Sterbegeldes nach Abs. 1 Satz 2 und 
3.

(3) Stirbt eine Witwe, ein Witwer, eine hinterbliebene 
Lebenspartnerin, ein hinterbliebener Lebenspart-
ner, eine frühere Ehefrau eines Beamten, ein früherer 
Ehemann einer Beamtin, eine frühere Lebenspart-
nerin einer Beamtin oder ein früherer Lebenspart-
ner eines Beamten, der oder dem im Zeitpunkt des 
Todes Witwengeld oder Witwergeld oder ein Unter-
haltsbeitrag zustand, so erhalten die Kinder der Beam-
tin oder des Beamten Sterbegeld, wenn sie berechtigt 
sind, Waisengeld oder einen Unterhaltsbeitrag zu be-
ziehen und wenn sie zur Zeit des Todes zur häuslichen 
Gemeinschaft der oder des Verstorbenen gehört ha-
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(4) Sind mehrere gleichberechtigte Personen vorhan-
den, so ist für die Bestimmung des Zahlungsempfän-
gers die Reihenfolge der Aufzählung in Abs. 1 und 2 
maßgebend; bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
kann von dieser Reihenfolge abgewichen oder das 
Sterbegeld aufgeteilt werden.

ben. Abs. 1 Satz 2 erster Halbsatz gilt entsprechend 
mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Dienstbezüge 
das Witwengeld oder Witwergeld oder der Unter-
haltsbeitrag tritt.

(4) Sind mehrere gleichberechtigte Personen vorhan-
den, so ist für die Bestimmung der Zahlungsempfän-
gerin oder des Zahlungsempfängers die Reihenfolge 
der Aufzählung in den Abs. 1 und 2 maßgebend; bei 
Vorliegen eines wichtigen Grundes kann von dieser 
Reihenfolge abgewichen oder das Sterbegeld aufge-
teilt werden.

§ 19
Witwengeld

(1) Die Witwe eines Beamten auf Lebenszeit, der die 
Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 erfüllt hat, oder eines 
Ruhestandsbeamten erhält Witwengeld. Dies gilt nicht, 
wenn

1. die Ehe mit dem Verstorbenen nicht mindestens 
ein Jahr gedauert hat, es sei denn, dass nach den 
besonderen Umständen des Falles die Annahme 
nicht gerechtfertigt ist, dass es der alleinige oder 
überwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe ei-
ne Versorgung zu verschaffen, oder

2. die Ehe erst nach dem Eintritt des Beamten in den 
Ruhestand geschlossen worden ist und der Ruhe-
standsbeamte zur Zeit der Eheschließung die Re-
gelaltersgrenze nach § 50 Abs. 1 oder 3 des Hes-
sischen Beamtengesetzes erreicht hatte.

(2) Abs. 1 gilt auch für die Witwe eines Beamten auf 

§ 24
Witwengeld oder Witwergeld

(1) Die Witwe eines Beamten auf Lebenszeit oder der 
Witwer einer Beamtin auf Lebenszeit, die oder der 
die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 erfüllt hat, oder 
eines Ruhestandsbeamten oder einer Ruhestands-
beamtin erhält Witwengeld oder Witwergeld. Dies gilt 
nicht, wenn

1. die Ehe mit der oder dem Verstorbenen nicht 
mindestens drei Monate gedauert hat, es sei 
denn, dass der Tod durch ein auf äußerer Ein-
wirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und 
zeitlich bestimmbares Ereignis eingetreten ist 
oder

2. die Ehe erst nach dem Eintritt der Beamtin oder 
des Beamten in den Ruhestand geschlossen wor-
den ist und die Ruhestandsbeamtin oder der 
Ruhestandsbeamte zur Zeit der Eheschließung 
die Regelaltersgrenze nach § 33 Abs. 1 oder 3
des Hessischen Beamtengesetzes erreicht hatte.

(2) Abs. 1 gilt auch für die Witwe eines Beamten auf 

Zu § 24 

Zur Frage, wann eine sog. "Versorgungsehe" vorliegt, 
wird eine klarere Regelung geschaffen (Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1). Die bisherige Regelung hat regelmäßig zu einer 
sowohl für die Verwaltung als auch die betroffenen 
Hinterbliebenen kaum zumutbaren Überprüfung der 
genauen Umstände des Zustandekommens der Ehe 
geführt. Durch die Neureglung wird einerseits der Tat-
bestand der Annahme einer „Nichtversorgungsehe“ auf 
die Fälle begrenzt, in denen der Tod durch einen Unfall 
verursacht worden ist. Auf der anderen Seite vermin-
dert sich die Mindestehedauer, bis zu der die Prüfung 
auf „Versorgungsehe“ überhaupt vorgenommen wird, 
von zwölf auf drei Monate. Die Neuregelung bewirkt so 
insgesamt eine Besserstellung der Betroffenen. An-
sonsten entspricht die Vorschrift inhaltlich der Rege-
lung des bisherigen § 19 HBeamtVG. 
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Probe, der an den Folgen einer Dienstbeschädigung (§ 
46 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder entspre-
chendes Landesrecht) verstorben ist oder dem die 
Entscheidung nach § 46 Abs. 2 des Bundesbeamten-
gesetzes oder dem entsprechenden Landesrecht zu-
gestellt war.

Probe oder den Witwer einer Beamtin auf Probe, 
der oder die an den Folgen einer Dienstbeschädigung 
nach § 28 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes ver-
storben ist oder dem oder der die Entscheidung nach 
§ 42 Abs. 2 des Hessischen Beamtengesetzes zu-
gestellt war.

(3) Für einen Anspruch auf Witwengeld oder Wit-
wergeld gelten als Witwe oder Witwer auch eine 
überlebende Lebenspartnerin oder ein überleben-
der Lebenspartner, als Eheschließung auch die 
Begründung einer Lebenspartnerschaft, als Ehe 
auch eine Lebenspartnerschaft, und als Ehegattin 
oder Ehegatte auch eine Lebenspartnerin oder ein 
Lebenspartner. Der Auflösung oder Nichtigkeit 
einer erneuten Ehe entspricht die Aufhebung oder 
Auflösung einer erneuten Lebenspartnerschaft.

Durch den neuen Abs. 3 wird klargestellt, dass auch 
hinterbliebene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner 
anspruchsberechtigt sind.

§ 20
Höhe des Witwengeldes

(1) Das Witwengeld beträgt 55 vom Hundert des Ru-
hegehalts, das der Verstorbene erhalten hat oder hätte 
erhalten können, wenn er am Todestage in den Ruhe-
stand getreten wäre. Das Witwengeld beträgt nach 
Anwendung des § 50c mindestens 60 vom Hundert 
des Ruhegehaltes nach § 14 Abs. 4 Satz 2; § 14 Abs. 
4 Satz 3 ist anzuwenden. § 14 Abs. 6 und § 14a finden 
keine Anwendung. Änderungen des Mindestruhege-
halts (§ 14 Abs. 4) sind zu berücksichtigen.

§ 25
Höhe des Witwengeldes oder Witwergeldes

(1) Das Witwengeld oder Witwergeld beträgt

1. bei Eheschließung vor dem 1. Januar 2002, 
wenn 
a) mindestens ein Ehegatte vor dem 2. Januar 

1962 geboren ist, 60 Prozent, 
b) kein Ehegatte vor dem 2. Januar 1962 gebo-

ren ist, 55 Prozent,
2. bei Eheschließung ab dem 1. Januar 2002 55 

Prozent

des Ruhegehaltes, das die oder der Verstorbene er-
halten hat oder hätte erhalten können, wenn sie oder
er am Todestag in den Ruhestand getreten wäre. Das 
Witwengeld oder Witwergeld beträgt mindestens 60 
Prozent des Ruhegehaltes nach § 14 Abs. 4 Satz 2. § 

Zu § 25 

Abs. 1 enthält eine Folgeänderung zur Änderung des § 
14 Abs. 4 HBeamtVG und zum Wegfall des § 50c 
HBeamtVG. Ferner wird die bisherige Übergangsrege-
lung des § 69e Abs. 5 Satz 2 HBeamtVG integriert.
Ansonsten entspricht § 25 inhaltlich den Regelungen 
des bisherigen § 20 HBeamtVG.
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(2) War die Witwe mehr als 20 Jahre jünger als der 
Verstorbene und ist aus der Ehe ein Kind nicht hervor-
gegangen, so wird das Witwengeld (Abs. 1) für jedes 
angefangene Jahr des Altersunterschiedes über 20
Jahre um fünf vom Hundert gekürzt, jedoch höchstens 
um 50 vom Hundert. Nach fünfjähriger Dauer der Ehe 
werden für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren 
Dauer dem gekürzten Betrag fünf vom Hundert des 
Witwengeldes hinzugesetzt, bis der volle Betrag wieder 
erreicht ist. Das nach Satz 1 errechnete Witwengeld 
darf nicht hinter dem Mindestwitwengeld (Abs. 1 in 
Verbindung mit § 14 Abs. 4) zurückbleiben.

(3) Von dem nach Abs. 2 gekürzten Witwengeld ist 
auch bei der Anwendung des § 25 auszugehen.

14 Abs. 5 und § 15 finden keine Anwendung. Ände-
rungen des Mindestruhegehaltes nach § 14 Abs. 4 
sind zu berücksichtigen. 

(2) War die Witwe oder der Witwer mehr als 20 Jahre 
jünger als der oder die Verstorbene und ist aus der 
Ehe ein Kind nicht hervorgegangen, so wird das Wit-
wengeld oder Witwergeld nach Abs. 1 für jedes ange-
fangene Jahr des Altersunterschiedes über 20 Jahre 
um fünf Prozent gekürzt, jedoch höchstens um 50 
Prozent. Nach fünfjähriger Dauer der Ehe werden für 
jedes angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer dem 
gekürzten Betrag fünf Prozent des Witwengeldes oder 
Witwergeldes hinzugesetzt, bis der volle Betrag wie-
der erreicht ist. Das nach Satz 1 errechnete Witwen-
geld oder Witwergeld darf nicht hinter dem Mindest-
witwengeld oder Mindestwitwergeld nach Abs. 1 in 
Verbindung mit § 14 Abs. 4 zurückbleiben.

(3) Von dem nach Abs. 2 gekürzten Witwengeld oder 
Witwergeld ist auch bei der Anwendung des § 31 aus-
zugehen.

(4) Der Prozentsatz nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Buchst. b und Nr. 2 erhöht sich um die nach § 56 
Abs. 2 und 3 der Witwe oder dem Witwer zuzuord-
nende Zeit einer Kindererziehung auf

1. 56 Prozent bei vollendeten 18 Monaten,
2. 57 Prozent bei vollendeten 36 Monaten,
3. 58 Prozent bei vollendeten 72 Monaten,
4. 59 Prozent bei vollendeten 108 Monaten 
und
5. 60 Prozent bei 144 oder mehr vollendeten 
Monaten.

§ 78a Abs. 2 Satz 1 bis 3 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

Der neue Abs. 4 ersetzt den bisherigen § 50c 
HBeamtVG. Der Zuschlag zum Witwen- bzw. Witwer-
geld ist aufgrund der Absenkung des Hinterbliebenen-
faktors von bisher 60 Prozent auf 55 Prozent eingeführt 
worden. Diese Kompensation durch einen rentenrecht-
lichen Zuschlag soll durch eine Regelung ersetzt wer-
den, die vollzugsfreundlich ist und sich am Beamten-
versorgungsrecht orientiert. Der Witwengeldfaktor wird 
je nach vollendeten Monaten Kindererziehung, die der 
Witwe bzw. dem Witwer zugeordnet sind, entspre-
chend bis zum Höchstsatz von 60 Prozent erhöht. Dies 
entspricht der zugeordneten Erziehungszeit von vier 
Kindern. Das Geburtsdatum des Kindes ist wie bisher 
unerheblich, es werden grundsätzlich 36 Monate Kin-
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dererziehung zugerechnet. Für Kinder, die nach dem 
Tode der Versorgungsurheberin oder des Versor-
gungsurhebers geboren werden, gilt die Regelung 
nach § 78a Abs. 2 Satz 1 bis 3 SGB VI entsprechend 
(bisher § 50c Abs. 2 HBeamtVG).
Durch die Erhöhung des Hinterbliebenenfaktors wird 
die Absenkung auf 55 Prozent abhängig von der Be-
soldungsgruppe durch die Kindererziehung und nicht 
mehr durch einen rentenrechtlichen Festbetrag kom-
pensiert.

§ 21
Witwenabfindung

(1) Eine Witwe, die Anspruch auf Witwengeld oder auf 
einen Unterhaltsbeitrag hat, erhält im Falle einer Wie-
derverheiratung eine Witwenabfindung.

(2) Die Witwenabfindung beträgt das Vierundzwanzig-
fache des für den Monat, in dem sich die Witwe wie-
derverheiratet, nach Anwendung der Anrechnungs-, 
Kürzungs- und Ruhensvorschriften zu zahlenden Be-
trages des Witwengeldes oder Unterhaltsbeitrages; 
eine Kürzung nach § 25 und die Anwendung der §§ 53 
und 54 Abs. 1 Nr. 3 bleiben jedoch außer Betracht. Die 
Abfindung ist in einer Summe zu zahlen.

(3) Lebt der Anspruch auf Witwengeld oder auf Unter-
haltsbeitrag nach § 61 Abs. 3 wieder auf, so ist die 
Witwenabfindung, soweit sie für eine Zeit berechnet ist, 

§ 26
Witwenabfindung oder Witwerabfindung

(1) Eine Witwe oder ein Witwer, die oder der An-
spruch auf Witwengeld oder Witwergeld oder auf 
einen Unterhaltsbeitrag hat, erhält im Falle einer Wie-
derverheiratung oder der Neubegründung einer Le-
benspartnerschaft eine Witwenabfindung oder Wit-
werabfindung.

(2) Die Witwenabfindung oder Witwerabfindung be-
trägt das Vierundzwanzigfache des für den Monat, in 
dem sich die Witwe oder der Witwer wiederverheira-
tet, nach Anwendung der Anrechnungs-, Kürzungs-
und Ruhensvorschriften zu zahlenden Betrages des 
Witwengeldes oder Witwergeldes oder Unterhaltsbei-
trages. Eine Kürzung nach § 31 und die Anwendung 
der §§ 57 und 58 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bleiben außer 
Betracht. Ein neben dem Witwengeld oder Witwer-
geld oder Unterhaltsbeitrag gezahlter Unter-
schiedsbetrag nach § 55 Abs. 1 bleibt unberück-
sichtigt. Die Abfindung ist in einer Summe zu zahlen.

(3) Lebt der Anspruch auf Witwengeld oder Witwer-
geld oder auf Unterhaltsbeitrag nach § 34 Abs. 3 wie-
der auf, so ist die Witwenabfindung oder Witwerab-

Zu § 26 

Abs. 2 enthält eine Klarstellung, wonach der kinderbe-
zogene Familienzuschlag nicht zur Bemessungsgrund-
lage der Abfindung gehört. Dies war bisher in den Ver-
waltungsvorschriften geregelt. 

Ansonsten entspricht § 26 inhaltlich der bisherigen 
Regelung des § 21 HBeamtVG. 
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die nach dem Wiederaufleben des Anspruchs auf Wit-
wengeld oder Unterhaltsbeitrag liegt, in angemessenen 
monatlichen Teilbeträgen einzubehalten.

findung, soweit sie für eine Zeit berechnet ist, die 
nach dem Wiederaufleben des Anspruchs auf Witwen-
geld oder Witwergeld oder Unterhaltsbeitrag liegt, in 
angemessenen monatlichen Teilbeträgen zurückzu-
fordern.

§ 22
Unterhaltsbeitrag für nicht witwengeldberechtigte 

Witwen und frühere Ehefrauen

(1) In den Fällen des § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 ist, so-
fern die besonderen Umstände des Falles keine volle 
oder teilweise Versagung rechtfertigen, ein Unterhalts-
beitrag in Höhe des Witwengeldes zu gewähren. Er-
werbseinkommen und Erwerbsersatzeinkommen sind 
in angemessenem Umfang anzurechnen. Wird ein 
Erwerbsersatzeinkommen nicht beantragt oder wird 
auf ein Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen ver-
zichtet oder wird an deren Stelle eine Kapitalleistung, 
Abfindung oder Beitragserstattung gezahlt, ist der Be-
trag zu berücksichtigen, der ansonsten zu zahlen wäre.

§ 27
Unterhaltsbeitrag bei fehlender Witwengeldberech-

tigung oder Witwergeldberechtigung

(1) In den Fällen des § 24 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 ist, so-
fern die besonderen Umstände des Falles keine volle 
oder teilweise Versagung rechtfertigen, ein Unterhalts-
beitrag in Höhe des Witwengeldes oder Witwergel-
des zu gewähren. 

(2) Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen sind in 
angemessenem Umfang anzurechnen. Erwerbs- und 
Erwerbsersatzeinkommen sind die in § 18a Abs. 2 
bis 3 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch vom 
23. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3845), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I 
S. 2474), aufgezählten Einkommensarten, Leistun-
gen aus eigenem Recht aus einer betrieblichen 
Altersversorgung einschließlich der Zusatzversor-
gung des öffentlichen Dienstes sowie Leistungen 
aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen des 
in Art. 3 des Einigungsvertrages vom 31. August 
1990 (BGBl. 1990 II S. 889), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20. Juni 2011 (BGBl. I S.1114), genann-
ten Gebiets mit Ausnahme des Dienstbeschädi-

Zu § 27 

Abs. 2 enthält eine Definition des anzurechnenden 
Einkommens, welche bisher entsprechend in den Ver-
waltungsvorschriften enthalten war.

Ansonsten entspricht § 27 inhaltlich der bisherigen 
Regelung des § 22 Abs. 1 HBeamtVG.
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(2) Der geschiedenen Ehefrau eines verstorbenen 
Beamten oder Ruhestandsbeamten, die im Falle des 
Fortbestehens der Ehe Witwengeld erhalten hätte, ist
auf Antrag ein Unterhaltsbeitrag insoweit zu gewähren, 
als sie im Zeitpunkt des Todes des Beamten oder Ru-
hestandsbeamten gegen diesen einen Anspruch auf 
schuldrechtlichen Versorgungsausgleich nach § 1587f 
Nr. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen einer An-
wartschaft oder eines Anspruchs nach § 1587a Abs. 2 
Nr. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs hatte. Der Unter-
haltsbeitrag wird jedoch nur gewährt,

1. solange die geschiedene Ehefrau erwerbsgemin-
dert im Sinne des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch ist oder mindestens ein waisengeldberechtig-
tes Kind erzieht oder

2. wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet hat.

gungsausgleichs oder der Dienstbeschädigungs-
teilrente. Vor der Anrechnung sind Erwerbs- und 
Erwerbsersatzeinkommen um Werbungskosten zu 
mindern. Ferner bleiben
1. vom Erwerbseinkommen 50 Prozent der jeweili-

gen amtsunabhängigen Mindestwitwenversor-
gung monatlich voll und von dem darüber hin-
ausgehenden Betrag die Hälfte und

2. vom Erwerbsersatzeinkommen 30 Prozent der 
amtsunabhängigen Mindestwitwenversorgung 
anrechnungsfrei.

Wird ein Erwerbsersatzeinkommen nicht beantragt 
oder wird auf ein Erwerbs- oder Erwerbsersatzein-
kommen verzichtet oder wird an deren Stelle eine Ka-
pitalleistung, Abfindung oder Beitragserstattung ge-
zahlt, ist der Betrag zu berücksichtigen, der ansonsten 
zu zahlen wäre.
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Der Erziehung eines waisengeldberechtigten Kindes 
steht die Sorge für ein waisengeldberechtigtes Kind mit 
körperlichen oder geistigen Gebrechen gleich. Der 
nach Satz 1 festgestellte Betrag ist in einem Vomhun-
dertsatz des Witwengeldes festzusetzen; der Unter-
haltsbeitrag darf fünf Sechstel des entsprechend § 57 
gekürzten Witwengeldes nicht übersteigen. § 21 gilt 
entsprechend.

(3) Abs. 2 gilt entsprechend für die frühere Ehefrau 
eines verstorbenen Beamten oder Ruhestandsbeam-
ten, deren Ehe mit diesem aufgehoben oder für nichtig 
erklärt war.

§ 28
Unterhaltsbeitrag für Geschiedene

(1) Der geschiedenen Ehefrau eines verstorbenen 
Beamten oder dem geschiedenen Ehemann einer
verstorbenen Beamtin, die oder der im Falle des 
Fortbestehens der Ehe Witwengeld oder Witwer-
geld erhalten hätte, ist auf Antrag ein Unterhaltsbei-
trag insoweit zu gewähren, als sie oder er im Zeit-
punkt des Todes des Beamten oder der Beamtin 
gegen diesen oder diese einen Anspruch auf 
schuldrechtlichen Versorgungsausgleich nach § 
1587f Nr. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der bis 
zum 31. August 2009 geltenden Fassung wegen 
einer Anwartschaft oder eines Anspruchs nach § 
1587a Abs. 2 Nr. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in 
der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung 
hatte. Der Unterhaltsbeitrag wird jedoch nur ge-
währt,

1. solange die geschiedene Ehefrau oder der ge-
schiedene Ehemann erwerbsgemindert im Sin-
ne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch ist 

Die Vorschrift fasst die Übergangsvorschriften des 
bisherigen HBeamtVG für Geschiedene in einem eige-
nen Paragrafen zusammen.
Abs. 1 entspricht grundsätzlich der bisherigen Vor-
schrift des § 22 Abs. 2 HBeamtVG. Die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches sind aufgrund der 
Strukturreform des Versorgungsausgleichs seit 1. Sep-
tember 2009 ohne Folgeregelung weggefallen, so dass 
hier nur noch befristet Bezug genommen werden kann.
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oder mindestens ein waisengeldberechtigtes 
Kind erzieht oder

2. wenn sie oder er das 60. Lebensjahr vollendet 
hat.

Der Erziehung eines waisengeldberechtigten Kin-
des steht die Sorge für ein waisengeldberechtigtes 
Kind mit körperlichen oder geistigen Gebrechen 
gleich. Der nach Satz 1 festgestellte Betrag ist in 
einem Prozentsatz des Witwengeldes oder Witwer-
geldes festzusetzen; der Unterhaltsbeitrag darf fünf 
Sechstel des nach§ 63 gekürzten Witwengeldes oder 
Witwergeldes nicht übersteigen. § 26 gilt entspre-
chend.

(2) Abs. 1 gilt entsprechend bei einer aufgehobe-
nen oder für nichtig erklärten Ehe oder Lebenspart-
nerschaft und bei verstorbenen Ruhestandsbeam-
tinnen und Ruhestandsbeamten.

(3) Die Gewährung von Unterhaltsbeiträgen an ge-
schiedene Ehegatten richtet sich nach den bis zum 
31. Dezember 1976 geltenden beamtenrechtlichen 
Vorschriften, wenn die Ehe vor dem 1. Juli 1977 
geschieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt wor-
den ist.

(4) § 22 Abs. 2 des Beamtenversorgungsgesetzes in 
der bis zum 31. Juli 1989 geltenden Fassung findet 
Anwendung, wenn ein Scheidungsverfahren bis 
zum 31. Juli 1989 rechtshängig geworden ist oder 
die Ehegatten bis zum 31. Juli 1989 eine Vereinba-
rung nach § 1587o des Bürgerlichen Gesetzbuches in 
der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung 
getroffen haben.

Abs. 2 entspricht der bisherigen Regelung des § 22 
Abs. 3 HBeamtVG.

Abs. 3 entspricht der bisherigen Regelung des § 86 
Abs. 1 HBeamtVG.

Abs. 4 entspricht grundsätzlich der bisherigen Rege-
lung des § 86 Abs. 4 HBeamtVG, die Vorschrift des 
Bürgerlichen Gesetzbuches ist wie in Abs. 1 um die 
korrekte Fassung ergänzt.

§ 23
Waisengeld

§ 29
Waisengeld
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(1) Die Kinder eines verstorbenen Beamten auf Le-
benszeit, eines verstorbenen Ruhestandsbeamten 
oder eines verstorbenen Beamten auf Probe, der an 
den Folgen einer Dienstbeschädigung (§ 46 Abs. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendes Lan-
desrecht) verstorben ist oder dem die Entscheidung 
nach § 46 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes oder 
dem entsprechenden Landesrecht zugestellt war, er-
halten Waisengeld, wenn der Beamte die Vorausset-
zungen des § 4 Abs. 1 erfüllt hat.

(2) Kein Waisengeld erhalten die Kinder eines verstor-
benen Ruhestandsbeamten, wenn das 
Kindschaftsverhältnis durch Annahme als Kind be-
gründet wurde und der Ruhestandsbeamte in diesem 
Zeitpunkt bereits im Ruhestand war und die Regelal-
tersgrenze nach § 50 Abs. 1 oder 3 des Hessischen 
Beamtengesetzes erreicht hatte. Es kann ihnen jedoch 
ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Waisengeldes 
bewilligt werden.

(1) Die Kinder einer verstorbenen Beamtin oder
eines verstorbenen Beamten auf Lebenszeit, einer 
verstorbenen Ruhestandsbeamtin, eines verstorbe-
nen Ruhestandsbeamten, einer verstorbenen Beam-
tin oder eines verstorbenen Beamten auf Probe, die 
oder der an den Folgen einer Dienstbeschädigung 
nach § 28 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes ver-
storben ist oder der oder dem die Entscheidung nach 
§ 42 Abs. 2 des Hessischen Beamtengesetzes zu-
gestellt war, erhalten Waisengeld, wenn die Beamtin 
oder der Beamte die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1
erfüllt hat.

(2) Kein Waisengeld erhalten die Kinder einer ver-
storbenen Ruhestandsbeamtin oder eines verstor-
benen Ruhestandsbeamten, wenn das 
Kindschaftsverhältnis durch Annahme als Kind be-
gründet wurde und die Ruhestandsbeamtin oder der 
Ruhestandsbeamte in diesem Zeitpunkt bereits im 
Ruhestand war und die Regelaltersgrenze nach § 33
Abs. 1 oder 3 des Hessischen Beamtengesetzes er-
reicht hatte. Es kann ihnen jedoch ein Unterhaltsbei-
trag bis zur Höhe des Waisengeldes bewilligt werden.

Die Vorschrift entspricht inhaltlich der Regelung des 
bisherigen § 23 HBeamtVG.

§ 24
Höhe des Waisengeldes

(1) Das Waisengeld beträgt für die Halbwaise zwölf 
vom Hundert und für die Vollwaise 20 vom Hundert 
des Ruhegehalts, das der Verstorbene erhalten hat 
oder hätte erhalten können, wenn er am Todestag in 
den Ruhestand getreten wäre. § 14 Abs. 6 und § 14a 
finden keine Anwendung. Änderungen des Mindestru-
hegehalts (§ 14 Abs. 4) sind zu berücksichtigen.

§ 30
Höhe des Waisengeldes

(1) Das Waisengeld beträgt für die Halbwaise zwölf 
Prozent und für die Vollwaise 20 Prozent des Ruhe-
gehaltes, das die oder der Verstorbene erhalten hat 
oder hätte erhalten können, wenn sie oder er am To-
destag in den Ruhestand getreten wäre. § 14 Abs. 5 
und § 15 finden keine Anwendung. Änderungen des 
Mindestruhegehaltes nach § 14 Abs. 4 sind zu be-
rücksichtigen. 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich der Regelung des 
bisherigen § 24 HBeamtVG.
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(2) Wenn die Mutter des Kindes des Verstorbenen 
nicht zum Bezuge von Witwengeld berechtigt ist und 
auch keinen Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwengel-
des erhält, wird das Waisengeld nach dem Satz für 
Vollwaisen gezahlt; es darf zuzüglich des Unterhalts-
beitrages den Betrag des Witwengeldes und des Wai-
sengeldes nach dem Satz für Halbwaisen nicht über-
steigen.

(3) Ergeben sich für eine Waise Waisengeldansprüche 
aus Beamtenverhältnissen mehrerer Personen, wird 
nur das höchste Waisengeld gezahlt.

(2) Wenn die Mutter oder der Vater des Kindes des 
oder der Verstorbenen nicht zum Bezug von Witwen-
geld oder Witwergeld berechtigt ist und auch keinen 
Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwengeldes oder 
Witwergeldes erhält, wird das Waisengeld nach dem 
Satz für Vollwaisen gezahlt; es darf zuzüglich des Un-
terhaltsbeitrages den Betrag des Witwengeldes oder 
Witwergeldes und des Waisengeldes nach dem Satz 
für Halbwaisen nicht übersteigen.

(3) Ergeben sich für eine Waise Waisengeldansprüche 
aus Beamtenverhältnissen mehrerer Personen, wird 
nur das höchste Waisengeld gezahlt.

§ 25
Zusammentreffen von Witwengeld, Waisengeld und 

Unterhaltsbeiträgen

(1) Witwen- und Waisengeld dürfen weder einzeln 
noch zusammen den Betrag des ihrer Berechnung 
zugrunde zu legenden Ruhegehalts übersteigen. Ergibt 
sich an Witwen- und Waisengeld zusammen ein höhe-
rer Betrag, so werden die einzelnen Bezüge im glei-
chen Verhältnis gekürzt.

(2) Nach dem Ausscheiden eines Witwen- oder Wai-
sengeldberechtigten erhöht sich das Witwen- oder 
Waisengeld der verbleibenden Berechtigten vom Be-
ginn des folgenden Monats an insoweit, als sie nach 
Abs. 1 noch nicht den vollen Betrag nach § 20 oder § 
24 erhalten.

(3) Abs. 1 und 2 gelten entsprechend, wenn neben 
Witwen- oder Waisengeld ein Unterhaltsbeitrag nach § 
22 Abs. 2 oder 3 oder § 86 Abs. 1 gewährt wird.

§ 31
Zusammentreffen von Hinterbliebenenversorgun-

gen

(1) Witwengeld oder Witwergeld und Waisengeld 
dürfen weder einzeln noch zusammen den Betrag des 
ihrer Berechnung zugrunde zu legenden Ruhegehaltes 
übersteigen. Ergibt sich an Witwengeld oder Witwer-
geld und Waisengeld zusammen ein höherer Betrag, 
so werden die einzelnen Bezüge im gleichen Verhält-
nis gekürzt.

(2) Nach dem Ausscheiden einer oder eines Witwen-
geldberechtigten, Witwergeldberechtigten oder 
Waisengeldberechtigten erhöht sich das Witwengeld, 
Witwergeld oder Waisengeld der verbleibenden Be-
rechtigten vom Beginn des folgenden Monats an inso-
weit, als sie nach Abs. 1 noch nicht den vollen Betrag 
nach § 25 oder § 30 erhalten.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten entsprechend, wenn neben 
Witwengeld, Witwergeld oder Waisengeld ein Unter-
haltsbeitrag nach § 28 gewährt wird.

Die Vorschrift entspricht inhaltlich der Regelung des 
bisherigen § 25 HBeamtVG.
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(4) Unterhaltsbeiträge nach § 22 Abs. 1 gelten für die 
Anwendung der Abs. 1 bis 3 als Witwengeld. Unter-
haltsbeiträge nach § 23 Abs. 2 dürfen nur insoweit 
bewilligt werden, als sie allein oder zusammen mit 
gesetzlichen Hinterbliebenenbezügen die in Abs. 1 
Satz 1 bezeichnete Höchstgrenze nicht übersteigen.

(4) Unterhaltsbeiträge nach § 27 Abs. 1 gelten für die 
Anwendung der Abs. 1 bis 3 als Witwengeld oder 
Witwergeld. Unterhaltsbeiträge nach § 29 Abs. 2 dür-
fen nur insoweit bewilligt werden, als sie allein oder 
zusammen mit Hinterbliebenenbezügen die in Abs. 1 
Satz 1 bezeichnete Höchstgrenze nicht übersteigen.

§ 26
Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene von Beamten 

auf Lebenszeit und auf Probe

(1) Der Witwe, der geschiedenen Ehefrau (§ 22 Abs. 2, 
3) und den Kindern eines Beamten, dem nach § 15 ein 
Unterhaltsbeitrag bewilligt worden ist oder hätte bewil-
ligt werden können, kann die in den §§ 19, 20 und 22 
bis 25 vorgesehene Versorgung bis zu der dort be-
zeichneten Höhe als Unterhaltsbeitrag bewilligt wer-
den.

(2) § 21 gilt entsprechend.

§ 32
Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene von entlasse-

nen Beamtinnen und Beamten 

(1) Der Witwe oder dem Witwer, der geschiedenen 
Ehefrau oder dem geschiedenen Ehemann (§ 28)
und den Kindern einer Beamtin oder eines Beamten, 
der oder dem nach § 16 ein Unterhaltsbeitrag bewilligt 
worden ist oder hätte bewilligt werden können, kann 
die in den §§ 24, 25 und 27 bis 31 vorgesehene Ver-
sorgung bis zu der dort bezeichneten Höhe als Unter-
haltsbeitrag bewilligt werden.

(2) § 26 gilt entsprechend.

Die Vorschrift entspricht inhaltlich der Regelung des 
bisherigen § 26 HBeamtVG.

§ 27
Beginn der Zahlungen

(1) Die Zahlung des Witwen- und Waisengeldes sowie 
eines Unterhaltsbeitrages nach § 22 Abs. 1 oder § 23 
Abs. 2 beginnt mit dem Ablauf des Sterbemonats. Kin-
der, die nach diesem Zeitpunkt geboren werden, erhal-
ten Waisengeld vom Ersten des Geburtsmonats an.

(2) Die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages nach § 22 
Abs. 2 oder 3 beginnt mit dem Ersten des Monats, in 
dem eine der in § 22 Abs. 2 Satz 2 genannten Voraus-
setzungen eintritt, frühestens jedoch mit Ablauf des 

§ 33
Beginn der Zahlungen

(1) Die Zahlung des Witwengeldes, Witwergeldes 
und Waisengeldes sowie eines Unterhaltsbeitrages 
nach den § 27 oder § 29 Abs. 2 beginnt mit dem Ab-
lauf des Sterbemonats. Kinder, die nach diesem Zeit-
punkt geboren werden, erhalten Waisengeld vom Ers-
ten des Geburtsmonats an.

(2) Die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages nach § 28
beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem eine der in 
§ 28 Abs. 1 Satz 2 genannten Voraussetzungen ein-
tritt, frühestens jedoch mit Ablauf des Sterbemonats.

§ 33 entspricht inhaltlich der Regelung des bisherigen 
§ 27 HBeamtVG.
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Sterbemonats.

(3) Abs.1 und 2 gelten entsprechend für die Zahlung 
eines Unterhaltsbeitrages nach § 26.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten entsprechend für die Zah-
lung eines Unterhaltsbeitrages nach § 32.

§ 61
Erlöschen der Witwen- und Waisenversorgung

(1) Der Anspruch der Witwen und Waisen auf Versor-
gungsbezüge erlischt

1. für jeden Berechtigten mit dem Ende des Monats, in 
dem er stirbt,
2. für jede Witwe außerdem mit dem Ende des Monats, 
in dem sie sich verheiratet,
3. für jede Waise außerdem mit dem Ende des Mo-
nats, in dem sie das 18. Lebensjahr vollendet,
4. für jeden Berechtigten, der durch ein deutsches 
Gericht im Geltungsbereich des Grundgesetzes im 
ordentlichen Strafverfahren wegen eines Verbrechens 
zu Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder 
wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschrif-
ten über Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des 
demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und 
Gefährdung der äußeren Sicherheit strafbar ist, zu 
Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten verur-
teilt worden ist, mit der Rechtskraft des Urteils.

Entsprechendes gilt, wenn der Berechtigte auf Grund 
einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
gemäß Art. 18 des Grundgesetzes ein Grundrecht 
verwirkt hat. In den Fällen des Satz 1 Nr. 4 und des 
Satz 2 gilt § 41 sinngemäß. Die §§ 50 und 51 des 
Bundesbeamtengesetzes oder das entsprechende 
Landesrecht finden entsprechende Anwendung.

§ 34
Erlöschen der Hinterbliebenenversorgung

(1) Der Anspruch der Witwen, Witwer und Waisen auf 
Versorgungsbezüge erlischt

1. für jede Berechtigte oder jeden Berechtigten mit 
dem Ende des Monats, in dem sie oder er stirbt,

2. für jede Witwe oder jeden Witwer außerdem mit 
dem Ende des Monats, in dem sie oder er sich ver-
heiratet,

3. für jede Waise außerdem mit dem Ende des Mo-
nats, in dem sie das 18. Lebensjahr vollendet,

4. für jede Berechtigte oder jeden Berechtigten, die 
oder der durch ein deutsches Gericht im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes im ordentlichen Straf-
verfahren wegen eines Verbrechens zu einer Frei-
heitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder wegen 
einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften 
über Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des 
demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat 
und Gefährdung der äußeren Sicherheit strafbar ist, 
zu Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten 
verurteilt worden ist, mit der Rechtskraft des Urteils.

Entsprechendes gilt, wenn die oder der Berechtigte 
aufgrund einer Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts nach Art. 18 des Grundgesetzes ein Grund-
recht verwirkt hat. In den Fällen des Satz 1 Nr. 4 und 
des Satz 2 gilt § 47 sinngemäß. Die §§ 31 und 32 des 
Hessischen Beamtengesetzes finden entsprechende 
Anwendung.

§ 34 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 61 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen:

Im Gleichklang mit den rentenrechtlichen Regelungen 
zur Waisenrente werden die Freiwilligen des Bundes-
freiwilligendienstes in die Regelungen des § 34 Abs. 2 
HBeamtVG zum Waisengeld aufgenommen.
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(2) Das Waisengeld wird nach Vollendung des 18. 
Lebensjahres auf Antrag gewährt, solange die in § 32 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a, b und d, Nr. 3 und Abs. 
5 Satz 1, 2 und 4 des Einkommensteuergesetzes ge-
nannten Voraussetzungen gegeben sind. Im Falle ei-
ner körperlichen, geistigen oder seelischen Behinde-
rung im Sinne des § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Ein-
kommensteuergesetzes wird das Waisengeld unge-
achtet der Höhe eines eigenen Einkommens dem 
Grunde nach gewährt; soweit ein eigenes Einkommen 
der Waise das Zweifache des Mindestvollwaisengeldes 
(§ 14 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 24 Abs. 1) 
übersteigt, wird es zur Hälfte auf das Waisengeld zu-
züglich des Unterschiedsbetrages (§ 50 Abs. 1) ange-
rechnet. Das Waisengeld nach Satz 2 wird über das 
27. Lebensjahr hinaus nur gewährt, wenn

1. die Behinderung bei Vollendung des 27. Lebensjah-
res bestanden hat oder bis zu dem sich nach § 32 Abs. 
5 des Einkommensteuergesetzes ergebenden Zeit-
punkt eingetreten ist, wenn die Waise sich in verzöger-
ter Schul- oder Berufsausbildung befunden hat, und

2. die Waise ledig oder verwitwet ist oder ihr Ehegatte 
oder früherer Ehegatte ihr keinen ausreichenden Un-
terhalt leisten kann oder dem Grunde nach nicht unter-
haltspflichtig ist und sie nicht unterhält.

(2) Das Waisengeld wird nach Vollendung des 18. 
Lebensjahres auf Antrag gewährt, solange die in § 32 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a, b und d, Nr. 3 und 
Abs. 5 Satz 1, 2 des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 
2002, 4210) in der am 31. August 2006 geltenden 
Fassung genannten Voraussetzungen gegeben sind. 
Im Falle einer körperlichen, geistigen oder seelischen 
Behinderung im Sinne des § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 
des Einkommensteuergesetzes in der am 31. August
2006 geltenden Fassung wird das Waisengeld unge-
achtet der Höhe eines eigenen Einkommens dem 
Grunde nach gewährt; soweit ein eigenes Einkommen 
der Waise das Zweifache des Mindestvollwaisengeldes 
nach § 14 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 30 Abs. 1 
übersteigt, wird es zur Hälfte auf das Waisengeld zu-
züglich des Unterschiedsbetrages nach § 55 Abs. 1 
angerechnet. Das Waisengeld nach Satz 2 wird über 
das 27. Lebensjahr hinaus nur gewährt, wenn

1. die Behinderung bei Vollendung des 27. Lebensjah-
res bestanden hat oder bis zu dem sich nach § 32 
Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes in der am 
31. August 2006 geltenden Fassung ergebenden 
Zeitpunkt eingetreten ist, wenn die Waise sich in 
verzögerter Schul- oder Berufsausbildung befunden 
hat, und

2. die Waise ledig oder verwitwet ist oder ihr Ehegatte 
oder früherer Ehegatte ihr keinen ausreichenden 
Unterhalt leisten kann oder dem Grunde nach nicht 
unterhaltspflichtig ist und sie nicht unterhält.

Das Waisengeld wird nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres auf Antrag auch dann gewährt, wenn die 
Waise vor Ablauf des Monats, in dem sie das 27. 
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(3) Hat eine Witwe sich wieder verheiratet und wird die 
Ehe aufgelöst, so lebt der Anspruch auf Witwengeld 
wieder auf; ein von der Witwe infolge Auflösung der 
Ehe erworbener neuer Versorgungs-, Unterhalts- oder 
Rentenanspruch ist auf das Witwengeld und den Un-
terschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 anzurechnen. Wird 
eine in Satz 1 genannte Leistung nicht beantragt oder 
wird auf sie verzichtet oder wird an ihrer Stelle eine 
Abfindung, Kapitalleistung oder Beitragserstattung 
gezahlt, ist der Betrag anzurechnen, der ansonsten zu 
zahlen wäre. Der Auflösung der Ehe steht die 
Nichtigerklärung gleich.

Lebensjahr vollendet, entweder den Bundesfreiwil-
ligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstge-
setz vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 687) in der je-
weils geltenden Fassung leistet oder sich in einer 
Übergangszeit von höchstens vier Monaten zwischen 
einem Ausbildungsabschnitt und der Ableistung 
des Bundesfreiwilligendienstes nach dem Bundes-
freiwilligendienstgesetz befindet.

(3) Hat eine Witwe oder ein Witwer sich wieder ver-
heiratet und wird die Ehe aufgelöst, so lebt der An-
spruch auf Witwengeld oder Witwergeld wieder auf; 
ein von der Witwe oder dem Witwer infolge Auflösung 
der Ehe erworbener neuer Versorgungs-, Unterhalts-
oder Rentenanspruch ist auf das Witwengeld oder 
Witwergeld und den Unterschiedsbetrag nach § 55
Abs. 1 anzurechnen. Wird eine in Satz 1 genannte 
Leistung nicht beantragt oder wird auf sie verzichtet 
oder wird an ihrer Stelle eine Abfindung, Kapitalleis-
tung oder Beitragserstattung gezahlt, ist der Betrag 
anzurechnen, der ansonsten zu zahlen wäre. Der Auf-
lösung der Ehe steht die Nichtigerklärung gleich.

§ 28
Witwerversorgung

Die §§ 19 bis 27 gelten entsprechend für den Witwer 
oder den geschiedenen Ehemann (§ 22 Abs. 2, 3) 
einer verstorbenen Beamtin oder Ruhestandsbeamtin. 
An die Stelle des Witwengeldes im Sinne der Vorschrif-
ten dieses Gesetzes tritt das Witwergeld, an die Stelle 
der Witwe der Witwer.

entfällt
Auf den bisherigen § 28 kann verzichtet werden, da 
sich die entsprechende Geltung auch für Witwer jetzt 
bereits aus den einzelnen Vorschriften selbst ergibt.

FÜNFTER TEIL
Unfallfürsorge

§ 30
Allgemeines

§ 35
Anspruchsberechtigung

Die Regelung entspricht § 30 HBeamtVG mit folgenden 
Änderungen:
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(1) Wird ein Beamter durch einen Dienstunfall verletzt, 
so wird ihm und seinen Hinterbliebenen Unfallfürsorge 
gewährt. Unfallfürsorge wird auch dem Kind einer Be-
amtin gewährt, das durch deren Dienstunfall während 
der Schwangerschaft unmittelbar geschädigt wurde. 
Satz 2 gilt auch, wenn die Schädigung durch besonde-
re Einwirkungen verursacht worden ist, die generell 
geeignet sind, bei der Mutter einen Dienstunfall im
Sinne des § 31 Abs. 3 zu verursachen.

(2) Die Unfallfürsorge umfasst

1. Erstattung von Sachschäden und besonderen Auf-
wendungen (§ 32),

2. Heilverfahren (§§ 33, 34),
3. Unfallausgleich (§ 35),
4. Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag (§§ 36 bis 

38),
5. Unfall-Hinterbliebenenversorgung (§§ 39 bis 42),
6. einmalige Unfallentschädigung (§ 43),
7. Schadensausgleich in besonderen Fällen (§ 43a),
8. Einsatzversorgung im Sinne des § 31a.

Im Fall von Abs. 1 Satz 2 und 3 erhält das Kind der 
Beamtin Leistungen nach Nr. 2 und 3 sowie nach § 
38a.

(3) Im Übrigen gelten die allgemeinen Vorschriften.

(1) Wird eine Beamtin oder ein Beamter durch einen 
Dienstunfall verletzt, so wird ihr oder ihm oder den 
Hinterbliebenen Unfallfürsorge nach den§§ 38 bis 52
gewährt.

(2) Unfallfürsorge nach den §§ 39, 40 und 44 wird auch 
dem Kind einer Beamtin gewährt, das durch deren 
Dienstunfall während der Schwangerschaft unmit-
telbar geschädigt wurde. Satz 1 gilt auch, wenn die 
Schädigung durch besondere Einwirkungen verur-
sacht worden ist, die generell geeignet sind, bei 
der Mutter einen Dienstunfall im Sinne des § 36 Abs. 
3 zu verursachen. 

Abs. 1 bestimmt den Personenkreis der Anspruchsbe-
rechtigten mit Ausnahme des Anspruchs des Kindes 
einer Beamtin, das durch deren Dienstunfall während 
der Schwangerschaft unmittelbar geschädigt wurde. 

Abs. 2 normiert den eigenständigen Anspruch des 
Kindes. Die Regelung entspricht der Regelung in § 12 
SGB VII.

Die bisherige Auflistung des Abs. 2 entfällt.

Abs. 3 entfällt.

§ 31
Dienstunfall

(1) Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung beru-
hendes, plötzliches, örtlich und zeitlich bestimmbares, 
einen Körperschaden verursachendes Ereignis, das in 
Ausübung oder infolge des Dienstes eingetreten ist. 
Zum Dienst gehören auch

§ 36
Dienstunfall

(1) Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung beru-
hendes, plötzliches, örtlich und zeitlich bestimmbares, 
einen Körperschaden verursachendes Ereignis, das in 
Ausübung oder infolge des Dienstes eingetreten ist. 
Zum Dienst gehören auch

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 31 BeamtVG mit nachfolgenden Änderungen:
In Abs. 1 umfasst die Definition des Begriffes „Dienst-
reise“ im Sinne des § 2 HRKG nunmehr auch Dienst-
gänge.
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1. Dienstreisen, Dienstgänge und die dienstliche Tä-
tigkeit am Bestimmungsort,

2. die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen und
3. Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst oder in 

dem ihm gleichstehenden Dienst, zu deren Über-
nahme der Beamte gemäß § 64 des Bundesbeam-
tengesetzes oder entsprechendem Landesrecht 
verpflichtet ist, oder Tätigkeiten, deren Wahrneh-
mung von ihm im Zusammenhang mit den Dienst-
geschäften erwartet wird, sofern der Beamte hier-
bei nicht in der gesetzlichen Unfallversicherung 
versichert ist (§ 2 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch).

(2) Als Dienst gilt auch das Zurücklegen des mit dem 
Dienst zusammenhängenden Weges nach und von der 
Dienststelle; hat der Beamte wegen der Entfernung 
seiner ständigen Familienwohnung vom Dienstort an 
diesem oder in dessen Nähe eine Unterkunft, so gilt 
Halbsatz 1 auch für den Weg von und nach der Fami-
lienwohnung. Der Zusammenhang mit dem Dienst gilt 
als nicht unterbrochen, wenn der Beamte von dem 
unmittelbaren Wege zwischen der Wohnung und der 
Dienststelle in vertretbarem Umfang abweicht, weil 
sein dem Grunde nach kindergeldberechtigendes Kind, 
das mit ihm in einem Haushalt lebt, wegen seiner oder 
seines Ehegatten beruflichen Tätigkeit fremder Obhut 
anvertraut wird oder weil er mit anderen berufstätigen 
oder in der gesetzlichen Unfallversicherung versicher-
ten Personen gemeinsam ein Fahrzeug für den Weg 
nach und von der Dienststelle benutzt.

1. Dienstreisen und die dienstliche Tätigkeit am Be-
stimmungsort,

2. die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen und
3. Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst oder in 

dem ihm gleichstehenden Dienst, zu deren Über-
nahme die Beamtin oder der Beamte nach § 72
des Hessischen Beamtengesetzes verpflichtet ist, 
oder Nebentätigkeiten, deren Wahrnehmung im 
Zusammenhang mit den Dienstgeschäften erwartet 
wird, sofern die Beamtin oder der Beamte hierbei 
nicht in der gesetzlichen Unfallversicherung nach § 
2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch vom 7. 
August 1996 (BGBl. I S. 1254), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S.
2447), in der jeweils geltenden Fassung versichert 
ist.

(2) Als Dienst gilt auch das Zurücklegen des mit dem 
Dienst zusammenhängenden Weges zur und von der 
Dienststelle. Hat die Beamtin oder der Beamte wegen 
der Entfernung der ständigen Familienwohnung vom 
Dienstort an diesem oder in dessen Nähe eine Unter-
kunft, so gilt Satz 1 auch für den Weg von und zur 
Familienwohnung. Der Zusammenhang mit dem Dienst 
gilt als nicht unterbrochen, wenn die Beamtin oder der 
Beamte von dem unmittelbaren Weg zwischen der 
Wohnung und der Dienststelle in vertretbarem Umfang 
abweicht, weil

1. ihr oder sein Kind im Sinne des § 32 Abs. 1 des 
Einkommensteuergesetzes in der Fassung vom 
8. Oktober 2009 (BGBl. I S.3366, 3862), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 8. Mai 2012 (BGBl. I 
S.1030), in der jeweils geltenden Fassung, das mit 
ihr oder ihm in einem Haushalt lebt, wegen ihrer 
oder seiner beruflichen Tätigkeit oder der berufli-

Abs. 2 entspricht § 31 Abs. 2 HBeamtVG mit redaktio-
nellen Änderungen.
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Ein Unfall, den der Verletzte bei Durchführung des 
Heilverfahrens (§ 33) oder auf einem hierzu notwendi-
gen Wege erleidet, gilt als Folge eines Dienstunfalles.

(3) Erkrankt ein Beamter, der nach der Art seiner 
dienstlichen Verrichtung der Gefahr der Erkrankung an 
bestimmten Krankheiten besonders ausgesetzt ist, an 
einer solchen Krankheit, so gilt dies als Dienstunfall, es 
sei denn, dass der Beamte sich die Krankheit außer-
halb des Dienstes zugezogen hat. Die Erkrankung an 
einer solchen Krankheit gilt jedoch stets als Dienstun-
fall, wenn sie durch gesundheitsschädigende Verhält-
nisse verursacht worden ist, denen der Beamte am Ort 
seines dienstlich angeordneten Aufenthaltes im Aus-
land besonders ausgesetzt war. Die in Betracht kom-
menden Krankheiten bestimmt die Landesregierung 
durch Rechtsverordnung.

(4) Dem durch Dienstunfall verursachten Körperscha-
den ist ein Körperschaden gleichzusetzen, den ein 

chen Tätigkeit beider Eheleute fremder Obhut an-
vertraut wird oder

2. sie oder er mit anderen berufstätigen oder in der 
gesetzlichen Unfallversicherung versicherten Per-
sonen gemeinsam ein Fahrzeug für den Weg zur 
und von der Dienststelle benutzt.

Ein Unfall, den die oder der Verletzte bei Durchfüh-
rung des Heilverfahrens nach § 39 oder auf einem hier-
zu notwendigen Weg erleidet, gilt als Folge eines 
Dienstunfalls.

(3) Erkrankt eine Beamtin oder ein Beamter, die oder
der nach der Art der dienstlichen Verrichtung der Ge-
fahr der Erkrankung an bestimmten Krankheiten be-
sonders ausgesetzt ist, an einer solchen Krankheit, so 
gilt dies als Dienstunfall, es sei denn, dass die Beam-
tin oder der Beamte sich die Krankheit außerhalb des 
Dienstes zugezogen hat. Die Erkrankung an einer sol-
chen Krankheit gilt jedoch stets als Dienstunfall, wenn 
sie durch gesundheitsschädigende Verhältnisse verur-
sacht worden ist, denen die Beamtin oder der Beamte 
am Ort ihres oder seines dienstlich angeordneten 
Aufenthalts im Ausland besonders ausgesetzt war. Die 
in Betracht kommenden Krankheiten bestimmen sich 
nach der Anlage 1 der Berufskrankheiten-
Verordnung vom 31. Oktober 1997 (BGBl. I S. 
2623), zuletzt geändert durch Verordnung vom 11. 
Juni 2009 (BGBl. I S. 1273), in der jeweils geltenden 
Fassung. Die Landesregierung wird ermächtigt, in 
einer Rechtsverordnung abweichende Regelungen 
zu treffen.

(4) Dem durch Dienstunfall verursachten Körperscha-
den ist ein Körperschaden gleichzusetzen, den eine 

Abs. 3 sieht eine Ermächtigungsgrundlage zum Erlass 
einer Rechtsverordnung vor. Die durch das 1. 
DRModG in Landesrecht übergeleitete Berufskrankhei-
ten-Verordnung gilt bis zur Ersetzung fort. 

Abs. 4 entspricht der bisherigen Regelung des § 31 
Abs. 4 HBeamtVG mit redaktionellen Änderungen.
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Beamter außerhalb seines Dienstes erleidet, wenn er 
im Hinblick auf sein pflichtgemäßes dienstliches Ver-
halten oder wegen seiner Eigenschaft als Beamter 
angegriffen wird. Gleichzuachten ist ferner ein Körper-
schaden, den ein Beamter im Ausland erleidet, wenn 
er bei Kriegshandlungen, Aufruhr oder Unruhen, denen 
er am Ort seines dienstlich angeordneten Aufenthaltes 
im Ausland besonders ausgesetzt war, angegriffen 
wird.

(5) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall kann 
auch gewährt werden, wenn ein Beamter, der zur 
Wahrnehmung einer Tätigkeit, die öffentlichen Belan-
gen oder dienstlichen Interessen dient, beurlaubt wor-
den ist und in Ausübung oder infolge dieser Tätigkeit 
einen Körperschaden erleidet.

Beamtin oder ein Beamter außerhalb des Dienstes 
erleidet, wenn sie oder er im Hinblick auf das pflicht-
gemäße dienstliche Verhalten oder wegen der Eigen-
schaft als Beamtin oder Beamter angegriffen wird. 
Gleiches gilt für einen Körperschaden, den eine Be-
amtin oder ein Beamter im Ausland erleidet, wenn sie 
oder er bei Kriegshandlungen, Aufruhr oder Unruhen, 
denen sie oder er am Ort des dienstlich angeordneten 
Aufenthaltes im Ausland besonders ausgesetzt war, 
angegriffen wird.

(5) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall kann 
auch gewährt werden, wenn eine Beamtin oder ein 
Beamter, die oder der zur Wahrnehmung einer Tätig-
keit, die öffentlichen Belangen oder dienstlichen Inte-
ressen dient, beurlaubt worden ist und in Ausübung 
oder infolge dieser Tätigkeit einen Körperschaden er-
leidet.

§ 45
Meldung und Untersuchungsverfahren

(1) Unfälle, aus denen Unfallfürsorgeansprüche nach 
diesem Gesetz entstehen können, sind innerhalb einer 
Ausschlussfrist von zwei Jahren nach dem Eintritt des 
Unfalles bei dem Dienstvorgesetzten des Verletzten zu 
melden. § 32 Satz 2 bleibt unberührt. Die Frist nach 
Satz 1 gilt auch dann als gewahrt, wenn der Unfall bei 
der für den Wohnort des Berechtigten zuständigen 
unteren Verwaltungsbehörde gemeldet worden ist.

(2) Nach Ablauf der Ausschlussfrist wird Unfallfürsorge 
nur gewährt, wenn seit dem Unfall noch nicht zehn 
Jahre vergangen sind und gleichzeitig glaubhaft ge-
macht wird, dass mit der Möglichkeit einer den An-
spruch auf Unfallfürsorge begründenden Folge des 
Unfalles nicht habe gerechnet werden können oder 

§ 37
Meldung und Untersuchungsverfahren

(1) Unfälle, aus denen Unfallfürsorgeansprüche nach 
diesem Gesetz entstehen können, sind innerhalb einer 
Ausschlussfrist von einem Jahr nach dem Eintritt des 
Unfalls bei der oder dem Dienstvorgesetzten der oder
des Verletzten zu melden. § 38 Satz 2 bleibt unberührt. 
Die Frist nach Satz 1 gilt auch dann als gewahrt, wenn 
der Unfall bei einer Polizeidienststelle gemeldet wor-
den ist.

(2) Nach Ablauf der Ausschlussfrist wird Unfallfürsorge 
nur gewährt, wenn seit dem Unfall noch nicht zehn 
Jahre vergangen sind und gleichzeitig glaubhaft ge-
macht wird, dass mit der Möglichkeit einer den An-
spruch auf Unfallfürsorge begründenden Folge des 
Unfalls nicht habe gerechnet werden können oder dass 

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 45 HBeamtVG mit folgenden Änderungen: 

In Abs. 1 wird die Meldefrist zur Erleichterung des Be-
weisverfahrens für die Betroffenen und die Verwal-
tungsbehörden (die Beweislast obliegt den verletzten 
Beamtinnen und Beamten) und zur Angleichung der 
Bestimmungen an das Beihilferecht auf ein Jahr ver-
kürzt. Fristwahrend kann nunmehr die Meldung eines 
Unfalls bei einer Polizeidienststelle erfolgen. Dies ent-
spricht den tatsächlichen Lebensumständen und dient 
der Erleichterung für die Betroffenen und der Verwal-
tungsvereinfachung.

Abs. 2 entspricht der bisherigen Regelung.



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

59

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

dass der Berechtigte durch außerhalb seines Willens 
liegende Umstände gehindert worden ist, den Unfall zu 
melden. Die Meldung muss, nachdem mit der Möglich-
keit einer den Anspruch auf Unfallfürsorge begründen-
den Folge des Unfalles gerechnet werden konnte oder 
das Hindernis für die Meldung weggefallen ist, inner-
halb dreier Monate erfolgen. Die Unfallfürsorge wird in 
diesen Fällen vom Tage der Meldung an gewährt; zur 
Vermeidung von Härten kann sie auch von einem frü-
heren Zeitpunkt an gewährt werden.

(3) Der Dienstvorgesetzte hat jeden Unfall, der ihm von 
Amts wegen oder durch Meldung der Beteiligten be-
kannt wird, sofort zu untersuchen. Die oberste Dienst-
behörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, 
ob ein Dienstunfall vorliegt und ob der Verletzte den 
Unfall vorsätzlich herbeigeführt hat. Die Entscheidung 
ist dem Verletzten oder seinen Hinterbliebenen be-
kanntzugeben.

(4) Unfallfürsorge nach § 30 Abs. 1 Satz 2 wird nur 
gewährt, wenn der Unfall der Beamtin innerhalb der 
Fristen nach den Abs. 1 und 2 gemeldet und als 
Dienstunfall anerkannt worden ist. Der Anspruch auf 
Unfallfürsorge nach § 30 Abs. 2 Satz 2 ist innerhalb 
von zwei Jahren vom Tag der Geburt an von den Sor-
geberechtigten geltend zu machen. Abs. 2 gilt mit der 
Maßgabe, dass die Zehnjahresfrist am Tag der Geburt 
zu laufen beginnt. Der Antrag muss, nachdem mit der 
Möglichkeit einer Schädigung durch einen Dienstunfall 
der Mutter während der Schwangerschaft gerechnet 
werden konnte oder das Hindernis für den Antrag 
weggefallen ist, innerhalb von drei Monaten gestellt 
werden.

Berechtigte durch außerhalb des Willens liegende Um-
stände gehindert worden sind, den Unfall zu melden. 
Die Meldung muss, nachdem mit der Möglichkeit einer 
den Anspruch auf Unfallfürsorge begründenden Folge 
des Unfalls gerechnet werden konnte oder das Hinder-
nis für die Meldung weggefallen ist, innerhalb von drei
Monaten erfolgen. Die Unfallfürsorge wird in diesen 
Fällen vom Tag der Meldung an gewährt; zur Vermei-
dung von Härten kann sie auch von einem früheren 
Zeitpunkt an gewährt werden.

(3) Die oder der Dienstvorgesetzte hat jeden Unfall, 
der gemeldet oder von Amts wegen bekannt wird, 
sofort zu untersuchen. Die oberste Dienstbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob ein 
Dienstunfall vorliegt und ob die oder der Verletzte den 
Unfall vorsätzlich herbeigeführt hat. Die Entscheidung 
ist der oder dem Verletzten oder den Hinterbliebenen 
schriftlich bekanntzugeben.

(4) Unfallfürsorge nach § 35 Abs. 2 Satz 1 wird nur 
gewährt, wenn der Unfall der Beamtin innerhalb der 
Fristen nach den Abs. 1 und 2 gemeldet und als 
Dienstunfall anerkannt worden ist. Der Anspruch auf 
Unfallfürsorge nach § 35 Abs. 2 Satz 3 ist innerhalb 
eines Jahres vom Tag der Geburt an von den Sorge-
berechtigten geltend zu machen. Abs. 2 gilt mit der 
Maßgabe, dass die Zehnjahresfrist am Tag der Geburt 
zu laufen beginnt. Der Antrag muss, nachdem mit der 
Möglichkeit einer Schädigung durch einen Dienstunfall 
der Mutter während der Schwangerschaft gerechnet 
werden konnte oder das Hindernis für den Antrag 
weggefallen ist, innerhalb von drei Monaten gestellt 
werden.

Die Regelung des Abs. 3 schließt die bisherige gesetz-
liche Lücke und folgt dem Urteil des BVerwG vom 14. 
Dezember 2004 - 2 C 66/03. 

Die Meldefrist in Abs. 4 wird ebenfalls auf ein Jahr 
verkürzt.

§ 32
Erstattung von Sachschäden und besonderen Auf-

wendungen

§ 38
Erstattung von Sachschäden und besonderen Auf-

wendungen
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Sind bei einem Dienstunfall Kleidungsstücke oder 
sonstige Gegenstände, die der Beamte mit sich geführt 
hat, beschädigt oder zerstört worden oder abhanden 
gekommen, so kann dafür Ersatz geleistet werden. 
Anträge auf Gewährung von Sachschadenersatz nach 
Satz 1 sind innerhalb einer Ausschlussfrist von drei 
Monaten zu stellen. Sind durch die erste Hilfeleistung 
nach dem Unfall besondere Kosten entstanden, so ist 
dem Beamten der nachweisbar notwendige Aufwand 
zu ersetzen.

Sind bei einem Dienstunfall Kleidungsstücke oder
sonstige mitgeführte Gegenstände beschädigt oder 
zerstört worden oder abhanden gekommen, so soll
dafür Ersatz geleistet werden. Anträge auf Gewährung 
von Sachschadensersatz nach Satz 1 sind innerhalb 
einer Ausschlussfrist von sechs Monaten zu stellen. 
Sind durch die erste Hilfeleistung nach dem Unfall 
besondere Kosten entstanden, so ist der Beamtin
oder dem Beamten der nachweisbar notwendige Auf-
wand zu ersetzen.

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 32 HBeamtVG mit folgender Ausnahme: 

Die Frist zur Antragstellung wird der Meldefrist nach 
den Sachschadensersatz-Richtlinien vom 13. April 
2012 (StAnz. S. 529) angeglichen.

§ 33
Heilverfahren

(1) Das Heilverfahren umfasst

1. die notwendige ärztliche Behandlung,
2. die notwendige Versorgung mit Arznei- und ande-

ren Heilmitteln, Ausstattung mit Körperersatzstü-
cken, orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die 
den Erfolg der Heilbehandlung sichern oder die Un-
fallfolgen erleichtern sollen,

3. die notwendige Pflege (§ 34).

§ 39
Heilverfahren

(1) Bei einem Dienstunfall besteht Anspruch auf 
Erstattung der angemessenen Kosten für

1. die notwendige ärztliche Behandlung,
2. die notwendige Versorgung mit Arznei- und ande-

ren Heilmitteln, Ausstattung mit Körperersatzstü-
cken, orthopädischen und anderen Hilfsmitteln, die 
den Erfolg der Heilbehandlung sichern oder die Un-
fallfolgen erleichtern sollen,

3. die notwendige Pflege,
4. die notwendige Haushaltshilfe,
5. außergewöhnlichen Kleider- und Wäscheverschleiß,
6. die Überführung und Bestattung, wenn die oder 

der Verletzte an den Folgen des Dienstunfalls 
verstorben ist.

Die Vorschrift regelt grundsätzlich die Kostenerstattung 
für dienstunfallbedingte Heilverfahren und entspricht 
der bisherigen Regelung des § 33 HBeamtVG mit fol-
genden Änderungen:
Abs. 1: Der Dienstherr verpflichtet sich zur Kostener-
stattung, da er das Heilverfahren nicht selbst durch-
führt.
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 entspricht dem bisherigen § 33 Abs. 
1 Nr. 1 bis 3.
Mit der Einführung eines Rechtsanspruchs auf eine 
Haushaltshilfe in Abs. 1 Nr. 4 wird der Fürsorgepflicht 
des Dienstherrn Rechnung getragen. Zudem besteht 
bereits ein Anspruch im Rahmen des Hessischen Bei-
hilferechts. Bei Beamtinnen und Beamten, die wegen 
der Unfallverletzung nicht in der Lage sind, einen 
Haushalt zu führen, reduziert sich unter Umständen die 
Dauer eines unfallbedingten Krankenhausaufenthalts. 
Hierdurch sind somit auch Einsparungen bei den un-
fallbedingten Aufwendungen möglich.
Abs. 1 Nr. 5 entspricht der bisherigen Regelung des § 
33 Abs. 4 Satz 1 HBeamtVG.
Abs. 1 Nr. 6 entspricht der bisherigen Regelung des § 
33 Abs. 4 Satz 2 HBeamtVG. Aufgrund der Fürsorge-
pflicht des Dienstherrn wird die Regelung nunmehr als 
Mussvorschrift formuliert.
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(2) An Stelle der ärztlichen Behandlung sowie der Ver-
sorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln kann 
Krankenhausbehandlung oder Heilanstaltspflege ge-
währt werden. Der Verletzte ist verpflichtet, sich einer 
Krankenhausbehandlung oder Heilanstaltspflege zu 
unterziehen, wenn sie nach einer Stellungnahme eines 
durch die Dienstbehörde bestimmten Arztes zur Siche-
rung des Heilerfolges notwendig ist.

(3) Der Verletzte ist verpflichtet, sich einer ärztlichen 
Behandlung zu unterziehen, es sei denn, dass sie mit 
einer erheblichen Gefahr für Leben oder Gesundheit 
des Verletzten verbunden ist. Das Gleiche gilt für eine 
Operation dann, wenn sie keinen erheblichen Eingriff 
in die körperliche Unversehrtheit bedeutet.

(4) Verursachen die Folgen des Dienstunfalles außer-
gewöhnliche Kosten für Kleider- und Wäschever-
schleiß, so sind diese in angemessenem Umfang zu 
ersetzen. Ist der Verletzte an den Folgen des Dienst-
unfalles verstorben, so können auch die Kosten für die 
Überführung und die Bestattung in angemessener 
Höhe erstattet werden.

(5) Die Durchführung regelt die Landesregierung durch 

(2) Die oder der Verletzte ist verpflichtet, sich einer 
Krankenhausbehandlung oder Heilanstaltspflege zu 
unterziehen, wenn diese nach einer ärztlichen Stel-
lungnahme zur Sicherung des Heilerfolgs notwen-
dig ist. Die ärztliche Stellungnahme ist von der für 
die Durchführung des Heilverfahrens zuständigen 
Dienstbehörde anzufordern.

(3) Die oder der Verletzte ist verpflichtet, sich einer 
ärztlichen Behandlung zu unterziehen, es sei denn, 
dass sie mit einer erheblichen Gefahr für Leben oder 
Gesundheit der oder des Verletzten verbunden ist. 
Gleiches gilt für eine Operation dann, wenn sie keinen 
erheblichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit 
bedeutet.

(4) Die Durchführung regelt die Landesregierung durch 
Rechtsverordnung.

Abs. 2 Satz 1 der bisherigen Regelung wird nunmehr 
von Abs. 1 Nr. 1 erfasst. Abs. 2 Satz 2 stellt klar, dass 
die ärztliche Stellungnahme von der zur Durchführung 
des Heilverfahrens zuständigen Stelle angefordert 
wird.

Abs. 3 entspricht inhaltlich der bisherigen Regelung. 
Die Vorschrift des Abs. 4 enthält eine Ermächtigungs-
grundlage für den Erlass einer Rechtsverordnung, die 
zur Konkretisierung des Leistungsumfangs auch wei-
terhin erforderlich ist. Die Heilverfahrensverordnung 
vom 25. April 1979 (BGBl. I S. 502) wurde mit dem 1. 
DRModG in Landesrecht überführt und gilt bis zur Er-
setzung fort. In einer neuen Hessischen Heilverfah-
rensverordnung wird dem Zweck der Unfallfürsorge 
folgend weiterhin bei der Ausgestaltung der Regelung 
zu berücksichtigen sein, dass der Dienstherr in beson-
derer Weise verpflichtet ist, die aufgrund des Dienstun-
falls herbeigeführte Schädigung im Rahmen des objek-
tiv Möglichen zu beheben. Bei Zweifeln an der Not-
wendigkeit und Angemessenheit der Kosten soll daher 
zum Vergleich und als Mindestmaß für die Erstattungs-
leistungen weiterhin das Beihilferecht herangezogen 
werden.
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Rechtsverordnung.
§ 34

Pflegekosten und Hilflosigkeitszuschlag

(1) Ist der Verletzte infolge des Dienstunfalles so hilf-
los, dass er nicht ohne fremde Wartung und Pflege 
auskommen kann, so sind ihm die Kosten einer not-
wendigen Pflege in angemessenem Umfang zu erstat-
ten. Die Dienstbehörde kann jedoch selbst für die Pfle-
ge Sorge tragen.

(2) Nach dem Beginn des Ruhestandes ist dem Ver-
letzten auf Antrag für die Dauer der Hilflosigkeit ein 
Zuschlag zu dem Unfallruhegehalt bis zum Erreichen 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zu gewähren; die 
Kostenerstattung nach Abs. 1 entfällt.

Abs. 1 wird in § 39 Abs. 1 Nr. 3 geregelt.

Abs. 2 entfällt, da es für den bisher gewährten Hilflo-
sigkeitszuschlag keinen Bedarf mehr gibt. Der Zu-
schlag wird durch die Erstattung von Pflegekosten 
abgedeckt.

§ 35
Unfallausgleich

(1) Ist der Verletzte infolge des Dienstunfalles in seiner 
Erwerbsfähigkeit länger als sechs Monate wesentlich 
beschränkt, so erhält er, solange dieser Zustand an-
dauert, neben den Dienstbezügen, den 
Anwärterbezügen oder dem Ruhegehalt einen Unfall-
ausgleich. Dieser wird in Höhe der Grundrente nach § 
31 Abs. 1 bis 4 des Bundesversorgungsgesetzes ge-
währt.

§ 40
Unfallausgleich

(1) Verursacht der Dienstunfall einen Grad der Schä-
digungsfolgen von mindestens 25 für länger als 
sechs Monate, so erhält die oder der Verletzte, so-
lange dieser Zustand andauert, neben den Dienstbe-
zügen, den Anwärterbezügen oder dem Ruhegehalt 
einen Unfallausgleich. Dieser wird in Höhe der Grund-
rente nach § 31 des Bundesversorgungsgesetzes in 
der Fassung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 21. Juni 2012
(BGBl. I S. 1391), in der jeweils geltenden Fassung auf 
Antrag gewährt.

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung des § 
35 Abs. 3 HBeamtVG mit folgenden Änderungen:
Der bisher verwendete Begriff der "Minderung der Er-
werbsfähigkeit" (MdE) erweckt den Anschein, dass sich 
die Bewertung der gesundheitlichen Schädigung allein 
oder überwiegend nach deren Auswirkungen auf die 
Arbeitsfähigkeit oder die Erwerbsaussichten der Be-
schädigten richtet. Daher wird er durch die Bezeich-
nung "Grad der Schädigungsfolgen" (GdS) ersetzt, der 
aus sich heraus das Kausalitätserfordernis zwischen 
der Schädigung und dem zu entschädigenden 
Gesundheitsschaden deutlich macht. Die Anpassung 
erfolgt entsprechend dem Gesetz zur Änderung des 
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) und anderer Vor-
schriften des Sozialen Entschädigungsrechts vom 13. 
Dezember 2007 (BGBl. I S. 2904).
Der Auszahlungsbetrag des Unfallausgleichs entspricht 
der Grundrente nach § 31 BVG. Der bisherige Begriff 
der „wesentlichen“ Beschränkung wird nunmehr durch 



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

63

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

(2) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist nach der 
körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen Er-
werbsleben zu beurteilen. Hat bei Eintritt des Dienstun-
falles eine abschätzbare Minderung der Erwerbsfähig-
keit bereits bestanden, so ist für die Berechnung des 
Unfallausgleichs von der individuellen Erwerbsfähigkeit 
des Verletzten, die unmittelbar vor dem Eintritt des 
Dienstunfalles bestand, auszugehen und zu ermitteln, 
welcher Teil dieser individuellen Erwerbsfähigkeit 
durch den Dienstunfall gemindert wurde. Beruht die 
frühere Erwerbsminderung auf einem Dienstunfall, so 
kann ein einheitlicher Unfallausgleich festgesetzt wer-
den. Für äußere Körperschäden können Mindestvom-
hundertsätze festgesetzt werden.

(3) Der Unfallausgleich wird neu festgestellt, wenn in 
den Verhältnissen, die für die Feststellung maßgebend 
gewesen sind, eine wesentliche Änderung eingetreten 
ist. Zu diesem Zweck ist der Beamte verpflichtet, sich 
auf Anordnung der obersten Dienstbehörde durch ei-
nen von ihr bestimmten Arzt untersuchen zu lassen; 
die oberste Dienstbehörde kann diese Befugnis auf 
andere Stellen übertragen.

(2) Der Grad der Schädigungsfolgen ist nach den 
allgemeinen Auswirkungen der Funktionsbeein-
trächtigungen, die durch als Schädigungsfolge aner-
kannten körperlichen, geistigen oder seelischen 
Gesundheitsstörungen bedingt sind, in allen Le-
bensbereichen zu beurteilen. Hat bei Eintritt des 
Dienstunfalls ein abschätzbarer Grad von Schädi-
gungsfolgen bereits bestanden, so ist für die Berech-
nung des Unfallausgleichs vom individuellen Grad der 
Schädigungsfolgen der oder des Verletzten, der un-
mittelbar vor dem Eintritt des Dienstunfalls bestand, 
auszugehen und zu ermitteln, inwieweit sich der vor-
bestehende Grad der Schädigungsfolgen auf den 
dienstunfallbedingten Grad der Schädigungsfolgen 
auswirkt. Beruht der frühere Grad der Schädigungs-
folgen auf einem Dienstunfall, so kann ein einheitlicher 
Unfallausgleich festgesetzt werden. Für äußere Kör-
perschäden können Mindestgrade festgelegt werden.

(3) Der Unfallausgleich wird neu festgestellt, wenn in 
den Verhältnissen, die für die Feststellung maßgebend 
gewesen sind, eine wesentliche Änderung eingetreten 
ist. Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, 
jede Änderung der maßgebenden Verhältnisse mitzu-
teilen und sich auf Anordnung der obersten Dienstbe-
hörde durch eine von ihr bestimmte Stelleärztlich
untersuchen zu lassen; die oberste Dienstbehörde 
kann diese Befugnis auf andere Stellen übertragen.

die Festlegung des Grades der Schädigungsfolgen 
konkretisiert.
In Abs. 1 wird für die Gewährung des Unfallausgleichs 
eine Antragspflicht normiert. Diese Regelung verhin-
dert, dass künftig in Bagatellfällen ärztliche Untersu-
chungen zur Feststellung des Grades der Schädi-
gungsfolgen durchgeführt werden müssen.

Zu Abs. 3: Die Durchführung der ärztlichen Untersu-
chung wird durch die oberste Dienstbehörde angeord-
net.
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(4) Der Unfallausgleich wird auch während einer Beur-
laubung ohne Dienstbezüge gewährt.

(4) Der Unfallausgleich wird auch während einer 
Krankenhausbehandlung oder Heilanstaltspflege,
einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge sowie in Fällen,
in denen das Ruhegehalt ruht, gewährt. Der Unfall-
ausgleich wird nicht neben einem Unterhaltsbei-
trag gewährt.

(5) Auf Dienstunfälle, die sich vor dem 1. Januar 
1992 ereignet haben, findet § 35 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes in der am 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung Anwendung.

Die Regelung des Abs. 4 übernimmt zur Klarstellung 
die bisherigen Verwaltungsvorschriften Tz 35.1.1 und 
35.1.2.

Abs. 5 übernimmt die bisherige Regelung des § 85 
Abs. 8 für die Ermittlung des Unfallausgleichs für vor 
dem 1. Januar 1992 erlittene Dienstunfälle.

§ 36
Unfallruhegehalt

(1) Ist der Beamte infolge des Dienstunfalles dienstun-
fähig geworden und in den Ruhestand getreten, so 
erhält er Unfallruhegehalt.

(2) Für die Berechnung des Unfallruhegehalts eines 
vor Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhe-
stand getretenen Beamten wird der ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit nur die Hälfte der Zurechnungszeit nach § 
13 Abs. 1 hinzugerechnet; § 13 Abs. 3 gilt entspre-
chend.

(3) Der Ruhegehaltssatz nach § 14 Abs. 1 erhöht sich 
um 20 vom Hundert. Das Unfallruhegehalt beträgt 
mindestens sechsundsechzigzweidrittel vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und darf 75 vom 

§ 41
Unfallruhegehalt

(1) Ist die Beamtin oder der Beamte infolge des 
Dienstunfalls dienstunfähig geworden und in den Ru-
hestand versetzt worden, so erhält sie oder er Unfall-
ruhegehalt. Dabei richtet sich das Grundgehalt der 
nach§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 oder Abs. 3 maß-
gebenden Besoldungsgruppe nach der Stufe, die 
die Beamtin oder der Beamte bis zum Eintritt in 
den Ruhestand wegen Erreichens der jeweils gel-
tenden Altersgrenze hätte erreichen können.

(2) Für die Berechnung des Unfallruhegehalts einer 
oder eines vor Vollendung des 60. Lebensjahres in den 
Ruhestand versetzten Beamtin oder Beamten wird 
der ruhegehaltfähigen Dienstzeit nur die Hälfte der 
Zurechnungszeit nach § 7 Abs. 4 hinzugerechnet.

(3) Der Ruhegehaltssatz nach § 14 Abs. 1 erhöht sich 
um 20 Prozent. Das Unfallruhegehalt beträgt mindes-
tens 66,67 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezü-
ge und darf 75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienst-

Abs. 1 Satz 1 entspricht der bisherigen Regelung des § 
36 Abs. 1 HBeamtVG. Satz 2 übernimmt die bisherige 
Vorschrift des § 5 Abs. 2 HBeamtVG.

Abs. 2 entspricht der bisherigen Regelung.

Zu Abs. 3: Die Regelung entspricht inhaltlich dem bis-
herigen § 36 Abs. 3 HBeamtVG mit Ausnahme der 
Verwaltungsvereinfachung infolge der veränderten 
Berechnung der amtsunabhängigen Mindestversor-
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Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht 
übersteigen. Es darf nicht hinter 75 vom Hundert der 
jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der End-
stufe der Besoldungsgruppe A 4 zurückbleiben; § 14 
Abs. 4 Satz 3 gilt entsprechend.

bezüge nicht übersteigen. Es darf nicht hinter 72 Pro-
zent der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus 
der Endstufe der Besoldungsgruppe A 6 zurückblei-
ben.

gung (§ 14 Abs. 4), die Besoldungsgruppe wird ent-
sprechend auf A 6 und erhöht und der Prozentsatz auf 
72 verringert.

§ 37
Erhöhtes Unfallruhegehalt

(1) Setzt sich ein Beamter bei Ausübung einer Dienst-
handlung einer damit verbundenen besonderen Le-
bensgefahr aus und erleidet er infolge dieser Gefähr-
dung einen Dienstunfall, so sind bei der Bemessung 
des Unfallruhegehalts 80 vom Hundert der ruhegehalt-
fähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der über-
nächsten Besoldungsgruppe zugrunde zu legen, wenn 
er infolge dieses Dienstunfalles dienstunfähig gewor-
den und in den Ruhestand getreten und im Zeitpunkt 
des Eintritts in den Ruhestand infolge des Dienstunfal-
les in seiner Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 vom 
Hundert beschränkt ist. Satz 1 gilt mit der Maßgabe, 
dass sich für Beamte der Laufbahngruppe des einfa-
chen Dienstes die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
mindestens nach der Besoldungsgruppe A 6, für Be-
amte der Laufbahngruppe des mittleren Dienstes min-
destens nach der Besoldungsgruppe A 9, für Beamte 
der Laufbahngruppe des gehobenen Dienstes mindes-
tens nach der Besoldungsgruppe A 12 und für Beamte 
der Laufbahngruppe des höheren Dienstes mindestens 
nach der Besoldungsgruppe A 16 bemessen; die Ein-
teilung in Laufbahngruppen gilt für die Polizeivollzugs-
beamten, die sonstigen Beamten des Vollzugsdienstes 
und die Beamten des Einsatzdienstes der Berufsfeu-
erwehr im Bereich der Länder entsprechend.

§ 42
Erhöhtes Unfallruhegehalt

(1) Setzt sich eine Beamtin oder ein Beamter bei 
Ausübung einer Diensthandlung einer damit verbunde-
nen besonderen Lebensgefahr aus und erleidet infolge 
dieser Gefährdung einen Dienstunfall, so sind bei der 
Bemessung des Unfallruhegehalts 80 Prozent der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der 
übernächsten Besoldungsgruppe zugrunde zu legen, 
wenn sie oder er infolge dieses Dienstunfalls dienstun-
fähig geworden und in den Ruhestand versetzt wor-
den ist und im Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand 
infolge des Dienstunfalls der Grad der Schädigungs-
folgen mindestens 50 beträgt. Dabei bemessen sich 
die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge der Beamtin oder 
des Beamten mindestens nach der Besoldungsgruppe

1. A 9 bei einem Einstieg in die Laufbahn des mitt-
leren Dienstes in einem Amt der Besoldungs-
gruppe A 6,

2. A 12 für die Laufbahngruppe des gehobenen 
Dienstes,

3. A 16 für die Laufbahngruppe des höheren 
Dienstes.

Die Entscheidung über die Gewährung eines erhöhten 
Unfallruhegehalts trifft die oberste Dienstbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle.

Zu Abs. 1: Die Regelung entspricht der bisherigen Re-
gelung des § 37 Abs. 1 HBeamtVG mit folgender Än-
derung:

Die Bemessung des erhöhten Unfallruhegehalts 
nach Satz 2 berücksichtigt die neuen besoldungs-
rechtlichen Vorschriften.

Der neue Satz 3 sieht einen Entscheidungsvorbehalt 
für die oberste Dienstbehörde vor. Hierdurch soll eine
einheitliche Verwaltungspraxis gewährleistet werden, 
die dem sensiblen Bereich der sogenannten „qualifi-
zierten Dienstunfälle“ auch gerecht wird.
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(2) Unfallruhegehalt nach Abs. 1 wird auch gewährt, 
wenn der Beamte

1. in Ausübung des Dienstes durch einen rechtswidri-
gen Angriff oder
2. außerhalb seines Dienstes durch einen Angriff im 
Sinne des § 31 Abs. 4 einen Dienstunfall mit den in 
Abs. 1 genannten Folgen erleidet.

(3) Unfallruhegehalt nach Abs. 1 wird auch gewährt, 
wenn ein Beamter einen Einsatzunfall oder ein diesem 
gleichstehendes Ereignis im Sinne des § 31a erleidet 
und er infolge des Einsatzunfalls oder des diesem 
gleichstehenden Ereignisses dienstunfähig geworden 
und in den Ruhestand getreten und im Zeitpunkt des 
Eintritts in den Ruhestand infolge des Einsatzunfalls 
oder des diesem gleichstehenden Ereignisses in seiner 
Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 vom Hundert be-
schränkt ist.

(2) Unfallruhegehalt nach Abs. 1 wird auch gewährt, 
wenn die Beamtin oder der Beamte
1. in Ausübung des Dienstes durch einen rechtswidri-

gen Angriff oder
2. außerhalb des Dienstes durch einen Angriff im 

Sinne des § 36 Abs. 4
einen Dienstunfall mit den in Abs. 1 genannten Folgen 
erleidet.

(3) Unfallruhegehalt nach Abs. 1 wird auch gewährt, 
wenn eine Beamtin oder ein Beamter einen Einsatz-
unfall oder ein diesem gleichstehendes Ereignis im 
Sinne des § 50 erleidet und sie oder er infolge des Ein-
satzunfalls oder des diesem gleichstehenden Ereignis-
ses dienstunfähig geworden und in den Ruhestand 
versetzt worden ist und im Zeitpunkt des Eintritts in 
den Ruhestand infolge des Einsatzunfalls oder des 
diesem gleichstehenden Ereignisses ein Grad der 
Schädigungsfolgen von mindestens 50 vorliegt.

§ 38
Unterhaltsbeitrag für frühere Beamte und frühere Ru-

hestandsbeamte

(1) Ein durch Dienstunfall verletzter früherer Beamter, 
dessen Beamtenverhältnis nicht durch Eintritt in den 
Ruhestand geendet hat, erhält neben dem Heilverfah-
ren (§§ 33, 34) für die Dauer einer durch den Dienstun-
fall verursachten Erwerbsbeschränkung einen Unter-
haltsbeitrag.

(2) Der Unterhaltsbeitrag beträgt

1. bei völliger Erwerbsunfähigkeit sechsundsechzig-

§ 43
Unfallunterhaltsbeitrag für entlassene Beamtinnen 

und Beamte

(1) Eine durch Dienstunfall verletzte frühere Beamtin 
oder ein durch Dienstunfall verletzter früherer Beam-
ter, deren oder dessen Beamtenverhältnis nicht durch 
Eintritt in den Ruhestand geendet hat, erhält neben 
den Kosten für das Heilverfahren nach § 39 für die 
Dauer einer durch den Dienstunfall verursachten Er-
werbsbeschränkung einen Unterhaltsbeitrag.

(2) Der Unterhaltsbeitrag beträgt

1. bei völliger Erwerbsunfähigkeit 66,67 Prozent der 

Die Bestimmung entspricht der bisherigen Regelung 
des § 38 HBeamtVG mit folgenden Ausnahmen:

Als Folgeänderung zu § 40 wird der Begriff der „Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit“ durch den „Grad der Schä-
digungsfolgen“ ersetzt.

Abs. 2 Nr. 1 enthält eine Folgeänderung zu § 41 Abs. 3 
HBeamtVG. 
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zweidrittel vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge nach Abs. 4,

2. bei Minderung der Erwerbsfähigkeit um wenigstens 
20 vom Hundert den der Minderung entsprechen-
den Teil des Unterhaltsbeitrages nach Nr. 1.

(3) Im Falle des Abs. 2 Nr. 2 kann der Unterhaltsbei-
trag, solange der Verletzte aus Anlass des Unfalles 
unverschuldet arbeitslos ist, bis auf den Betrag nach 
Nr. 1 erhöht werden. Bei Hilflosigkeit des Verletzten gilt 
§ 34 entsprechend.

(4) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmen 
sich nach § 5 Abs. 1. Bei einem früheren Beamten auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst sind die Dienstbezüge 
zugrunde zu legen, die er bei der Ernennung zum Be-
amten auf Probe zuerst erhalten hätte; das Gleiche gilt 
bei einem früheren Polizeivollzugsbeamten auf Wider-
ruf mit Dienstbezügen. Ist der Beamte wegen Dienst-
unfähigkeit infolge des Dienstunfalles entlassen wor-
den, gilt § 5 Abs. 2 entsprechend. Der Unterhaltsbei-
trag für einen früheren Beamten auf Widerruf, der ein 
Amt bekleidete, das seine Arbeitskraft nur nebenbei 
beanspruchte, ist nach billigem Ermessen festzuset-
zen.

(5) Ist der Beamte wegen Dienstunfähigkeit infolge des 
Dienstunfalles entlassen worden, darf der Unterhalts-
beitrag nach Abs. 2 Nr. 1 nicht hinter dem Mindestun-
fallruhegehalt (§ 36 Abs. 3 Satz 3) zurückbleiben. Ist 
der Beamte wegen Dienstunfähigkeit infolge eines 
Dienstunfalles der in § 37 bezeichneten Art entlassen 
worden und war er im Zeitpunkt der Entlassung infolge 
des Dienstunfalles in seiner Erwerbsfähigkeit um min-
destens 50 vom Hundert beschränkt, treten an die 

ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nach Abs. 4,
2. bei einem Grad der Schädigungsfolgen von we-

nigstens 20 den der Minderung entsprechenden 
Teil des Unterhaltsbeitrags nach Nr. 1.

(3) Im Falle des Abs. 2 Nr. 2 kann der Unterhaltsbei-
trag, solange aus Anlass des Unfalls unverschuldet 
Arbeitslosigkeit besteht, bis auf den Betrag nach 
Abs. 2 Nr. 1 erhöht werden.

(4) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmen 
sich nach § 5 Abs. 1. Bei einer früheren Beamtin oder
einem früheren Beamten auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst sind die Dienstbezüge zugrunde zu legen, 
die sie oder er bei der Ernennung zur Beamtin oder
zum Beamten auf Probe zuerst erhalten hätte; Glei-
ches gilt für eine frühere Polizeivollzugsbeamtin oder 
einen früheren Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf 
mit Dienstbezügen. Bei Entlassung wegen Dienstun-
fähigkeit infolge des Dienstunfalls gilt § 41 Abs. 1 
Satz 2 entsprechend. Der Unterhaltsbeitrag für eine 
frühere Beamtin oder einen früheren Beamten auf 
Widerruf, die oder der ein Amt innehatte, das die
Arbeitskraft nur nebenbei beanspruchte, ist nach billi-
gem Ermessen festzusetzen.

(5) Ist die Beamtin oder der Beamte wegen Dienstun-
fähigkeit infolge des Dienstunfalls entlassen worden, 
darf der Unterhaltsbeitrag nach Abs. 2 Nr. 1 nicht hin-
ter dem Mindestunfallruhegehalt nach § 41 Abs. 3 Satz 
3 zurückbleiben. Ist die Beamtin oder der Beamte 
wegen Dienstunfähigkeit infolge eines Dienstunfalls 
der in § 42 bezeichneten Art entlassen worden und hat 
im Zeitpunkt der Entlassung infolge des Dienstunfalls 
der Grad der Schädigungsfolgen mindestens 50 be-

In Abs. 3 entfällt der bisherige Satz 2, da § 34 Abs. 2 
HBeamtVG weggefallen ist.
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Stelle des Mindestunfallruhegehalts 80 vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe 
der Besoldungsgruppe, die sich bei sinngemäßer An-
wendung des § 37 ergibt. Abs. 4 Satz 4 gilt entspre-
chend.

(6) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist nach der 
körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen Er-
werbsleben zu beurteilen. Zum Zwecke der Nachprü-
fung des Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
ist der frühere Beamte verpflichtet, sich auf Anordnung 
der obersten Dienstbehörde durch einen von ihr be-
stimmten Arzt untersuchen zu lassen; die oberste 
Dienstbehörde kann diese Befugnis auf andere Stellen 
übertragen.

(7) Abs. 1 bis 6 gelten entsprechend für einen durch 
Dienstunfall verletzten früheren Ruhestandsbeamten, 
der seine Rechte als Ruhestandsbeamter verloren hat 
oder dem das Ruhegehalt aberkannt worden ist.

tragen, treten an die Stelle des Mindestunfallruhege-
halts 80 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, die sich bei 
sinngemäßer Anwendung des § 42 ergibt. Abs. 4 Satz 4 
gilt entsprechend.

(6) § 40 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(7) Die Abs. 1 bis 6 gelten entsprechend für eine 
durch Dienstunfall verletzte frühere Ruhestandsbe-
amtin oder einen durch Dienstunfall verletzten frühe-
ren Ruhestandsbeamten nach Verlust der Beamten-
rechte oder Aberkennung des Ruhegehalts.

Zu Abs. 6: Das Verfahren entspricht der in § 40 Abs. 1 
getroffenen Regelung.

Abs. 7 wurde lediglich redaktionell geändert.

§ 38a
Unterhaltsbeitrag bei Schädigung eines ungebore-

nen Kindes

(1) Der Unterhaltsbeitrag wird im Fall des § 30 Abs. 1 
Satz 2 und 3 für die Dauer der durch einen Dienstunfall 
der Mutter verursachten Minderung der Erwerbsfähig-
keit gewährt 1. bei Verlust der Erwerbsfähigkeit in 
Höhe des Mindestunfallwaisengeldes nach § 39 Abs. 1 
Nr. 2 in Verbindung mit § 36 Abs. 3 Satz 3, 
2. bei Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 
20 vom Hundert in Höhe eines der Minderung der Er-
werbsfähigkeit entsprechenden Teils des Unterhalts-
beitrages nach Nr 1.

§ 44
Unfallunterhaltsbeitrag bei Schädigung eines unge-

borenen Kindes

(1) Der Unterhaltsbeitrag wird im Falle des § 35 Abs. 2
Satz 1 und 2 für die Dauer der durch einen Dienstun-
fall der Mutter verursachten Grad der Schädigungs-
folgen gewährt

1. bei Verlust der Erwerbsfähigkeit in Höhe des Min-
destunfallwaisengelds nach § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
2 in Verbindung mit § 41 Abs. 3 Satz 3,

2. bei einem Grad der Schädigungsfolgen von min-
destens 20 in Höhe eines des Grades der Schä-

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 38a HBeamtVG mit folgender Änderung: 

Abs. 1 Nr. 2 enthält eine Folgeregelung zu § 40 Abs. 1 
HBeamtVG.
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(2) § 38 Abs. 6 gilt entsprechend. Bei Minderjährigen 
wird die Minderung der Erwerbsfähigkeit nach den 
Auswirkungen bemessen, die sich bei Erwachsenen 
mit gleichem Gesundheitsschaden ergeben würden. 
Die Sorgeberechtigten sind verpflichtet, Untersuchun-
gen zu ermöglichen.

(3) Der Unterhaltsbeitrag beträgt vor Vollendung des 
14. Lebensjahres 30 vom Hundert, vor Vollendung des 
18. Lebensjahres 50 vom Hundert der Sätze nach Abs.
1.

(4) Der Anspruch auf Unterhaltsbeitrag ruht insoweit, 
als während einer Heimpflege von mehr als einem 
Kalendermonat Pflegekosten gemäß § 34 Abs. 1 er-
stattet werden.

(5) Hat ein Unterhaltsbeitragsberechtigter Anspruch 
auf Waisengeld nach diesem Gesetz, wird nur der 
höhere Versorgungsbezug gezahlt.

digungsfolgen entsprechenden Teils des Unter-
haltsbeitrags nach Nr. 1.

(2) § 40 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2 gilt entspre-
chend. Bei Minderjährigen wird der Grad der Schädi-
gungsfolgen nach den Auswirkungen bemessen, die 
sich bei Erwachsenen mit gleichem Gesundheitsscha-
den ergeben würden. Die Sorgeberechtigten sind ver-
pflichtet, Untersuchungen zu ermöglichen.

(3) Der Unterhaltsbeitrag beträgt vor Vollendung des 
14. Lebensjahres 30 Prozent, danach bis zur Vollen-
dung des 18. Lebensjahres 50 Prozent der Sätze nach 
Abs. 1; er ist auf den vollen Satz zu erhöhen, wenn 
die minderjährige Person den Lebensunterhalt 
allein bestreiten muss. Der Anspruch auf Unter-
haltsbeitrag ruht insoweit, als während einer 
Heimpflege von mehr als einem Kalendermonat 
Pflegekosten nach § 39 Abs. 1 Nr. 3 erstattet wer-
den.

(4) § 43 Abs. 4 gilt entsprechend.

(5) Bei gleichzeitigem Anspruch auf Unterhaltsbei-
trag und Waisengeld nach diesem Gesetz wird nur 
der höhere Versorgungsbezug gezahlt.

Zu Abs. 3: Die Höhe des Unterhaltsbeitrages für Min-
derjährige ist entsprechend den Bestimmungen des § 
34 Abs. 1, 2. Halbsatz des Bundesversorgungsgeset-
zes auf den vollen Satz anzuheben, wenn der Lebens-
unterhalt allein bestritten werden muss.

Abs. 4 der bisherigen Bestimmung ist nunmehr in Abs. 
3 Satz 2 geregelt.

§ 39
Unfall-Hinterbliebenenversorgung

(1) Ist ein Beamter, der Unfallruhegehalt erhalten hätte, 
oder ein Ruhestandsbeamter, der Unfallruhegehalt 
bezog, an den Folgen des Dienstunfalles verstorben, 
so erhalten seine Hinterbliebenen Unfall-
Hinterbliebenenversorgung. Für diese gelten folgende 

§ 45
Unfall-Hinterbliebenenversorgung

(1) Ist eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der 
Unfallruhegehalt erhalten hätte, eine Ruhestandsbe-
amtin oder ein Ruhestandsbeamter, die oder der 
Unfallruhegehalt erhielt, an den Folgen des Dienstun-
falls verstorben, so erhalten die Hinterbliebenen Unfall-

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 39 HBeamtVG. Abs. 2 wurde redaktionell geändert.
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besondere Vorschriften:

1. Das Witwengeld beträgt 60 vom Hundert des Un-
fallruhegehaltes (§§ 36, 37).

2. Das Waisengeld beträgt für jedes waisengeldbe-
rechtigte Kind (§ 23) 30 vom Hundert des Unfallru-
hegehalts. Es wird auch elternlosen Enkeln ge-
währt, deren Unterhalt zur Zeit des Dienstunfalles 
ganz oder überwiegend durch den Verstorbenen 
bestritten wurde.

(2) Ist ein Ruhestandsbeamter, der Unfallruhegehalt 
bezog, nicht an den Folgen des Dienstunfalles verstor-
ben, so steht den Hinterbliebenen nur Versorgung 
nach Abschnitt III (§§ 16 bis 28) zu; diese Bezüge sind 
aber unter Zugrundelegung des Unfallruhegehalts zu 
berechnen.

Hinterbliebenenversorgung mit der Maßgabe, dass
1. das Witwengeld oder Witwergeld 60 Prozent des 

Unfallruhegehalts nach §§ 41 oder 42 beträgt,
2. das Waisengeld für jedes waisengeldberechtigte 

Kind nach § 29 30 Prozent des Unfallruhegehalts
beträgt; es wird auch elternlosen Enkelkindern ge-
währt, deren Unterhalt zur Zeit des Dienstunfalls 
ganz oder überwiegend durch die Verstorbene
oder den Verstorbenen bestritten wurde.

(2) Sind die Unfallfolgen nicht Todesursache, so 
steht den Hinterbliebenen nur Versorgung nach 
dem Vierten Teil zu; diese Bezüge sind aber unter 
Zugrundelegung des Unfallruhegehalts zu berechnen.

(3) § 24 Abs. 3 gilt entsprechend.
§ 40

Unterhaltsbeitrag für Verwandte der aufsteigenden 
Linie

Verwandten der aufsteigenden Linie, deren Unterhalt 
zur Zeit des Dienstunfalles ganz oder überwiegend 
durch den Verstorbenen (§ 39 Abs. 1) bestritten wurde, 
ist für die Dauer der Bedürftigkeit ein Unterhaltsbeitrag 
von zusammen 30 vom Hundert des Unfallruhegehalts 
zu gewähren, mindestens jedoch 40 vom Hundert des 
in § 36 Abs. 3 Satz 3 genannten Betrages. Sind meh-
rere Personen dieser Art vorhanden, so wird der Un-
terhaltsbeitrag den Eltern vor den Großeltern gewährt; 
an die Stelle eines verstorbenen Elternteiles treten 
dessen Eltern.

§ 46
Unfallunterhaltsbeitrag für Verwandte der aufstei-

genden Linie

Verwandten der aufsteigenden Linie, deren Unterhalt 
zur Zeit des Dienstunfalls ganz oder überwiegend 
durch die Verstorbene oder den Verstorbenen nach § 
45 Abs. 1 bestritten wurde, ist für die Dauer der Be-
dürftigkeit ein Unterhaltsbeitrag von zusammen 30 
Prozent des Unfallruhegehalts zu gewähren, mindes-
tens jedoch 40 Prozent des in § 41 Abs. 3 Satz 3 ge-
nannten Betrags. Sind mehrere Personen dieser Art 
vorhanden, so wird der Unterhaltsbeitrag den Eltern 
vor den Großeltern gewährt; an die Stelle eines ver-
storbenen Elternteils treten dessen Eltern.

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 40 HBeamtVG.

§ 41
Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene

§ 47
Unfallunterhaltsbeitrag für Hinterbliebene
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(1) Ist in den Fällen des § 38 der frühere Beamte oder 
der frühere Ruhestandsbeamte an den Folgen des 
Dienstunfalles verstorben, so erhalten seine Hinter-
bliebenen einen Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwen-
und Waisengeldes, das sich nach den allgemeinen 
Vorschriften unter Zugrundelegung des Unterhaltsbei-
trages nach § 38 Abs. 2 Nr. 1 ergibt.

(2) Ist der frühere Beamte oder der frühere Ruhe-
standsbeamte nicht an den Folgen des Dienstunfalles 
verstorben, so kann seinen Hinterbliebenen ein Unter-
haltsbeitrag bis zur Höhe des Witwen- und Waisengel-
des bewilligt werden, das sich nach den allgemeinen 
Vorschriften unter Zugrundelegung des Unterhaltsbei-
trages ergibt, den der Verstorbene im Zeitpunkt seines 
Todes bezogen hat.

(3) Für die Hinterbliebenen eines an den Unfallfolgen 
verstorbenen Beamten gilt Abs. 1 entsprechend, wenn 
nicht Unfall-Hinterbliebenenversorgung nach § 39 zu-
steht.

(4) § 21 gilt entsprechend.

(1) Ist in den Fällen des § 43 die frühere Beamtin oder
der frühere Beamte, die frühere Ruhestandsbeamtin 
oder der frühere Ruhestandsbeamte an den Folgen 
des Dienstunfalls verstorben, so erhalten die Hinter-
bliebenen einen Unterhaltsbeitrag in Höhe des Wit-
wengelds, Witwergelds oder Waisengelds, das sich 
nach den allgemeinen Vorschriften unter Zugrundele-
gung des Unterhaltsbeitrags nach § 43 Abs. 2 Nr. 1
ergibt.

(2) Ist die frühere Beamtin oder der frühere Beamte, 
die frühere Ruhestandsbeamtin oder der frühere Ru-
hestandsbeamte nicht an den Folgen des Dienstunfalls 
verstorben, so kann den Hinterbliebenen ein Unter-
haltsbeitrag bis zur Höhe des Witwengelds, Witwer-
gelds oder Waisengelds bewilligt werden, das sich 
nach den allgemeinen Vorschriften unter Zugrundele-
gung des Unterhaltsbeitrags ergibt, den die oder der
Verstorbene im Zeitpunkt des Todes erhalten hat.

(3) Für die Hinterbliebenen einer an den Unfallfolgen 
verstorbenen Beamtin oder eines an den Unfallfol-
gen verstorbenen Beamten gilt Abs. 1 entsprechend, 
soweit nicht Unfall-Hinterbliebenenversorgung nach§ 
45 zu gewähren ist.

(4) § 26 gilt entsprechend.

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 41 HBeamtVG.

§ 42
Höchstgrenzen der Hinterbliebenenversorgung

Die Unfallversorgung der Hinterbliebenen (§§ 39 bis 
41) darf insgesamt die Bezüge (Unfallruhegehalt oder 
Unterhaltsbeitrag) nicht übersteigen, die der Verstor-
bene erhalten hat oder hätte erhalten können. Abwei-
chend von Satz 1 sind in den Fällen des § 37 als 

§ 48
Höchstgrenzen der Unfall-

Hinterbliebenenversorgung

Die Unfallversorgung der Hinterbliebenen nach den §§ 
45 bis 47 darf insgesamt die Bezüge (Unfallruhegehalt 
oder Unterhaltsbeitrag) nicht übersteigen, die die oder
der Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten kön-
nen. Abweichend von Satz 1 sind in den Fällen des § 42

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 42 HBeamtVG mit folgender Ausnahme:

Auf die bisherige Regelung zum Hilflosigkeitszuschlag 
nach § 34 Abs. 2 HBeamtVG wird nicht mehr Bezug 
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Höchstgrenze mindestens die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der übernächsten an-
stelle der von dem Verstorbenen tatsächlich erreichten 
Besoldungsgruppe zugrunde zu legen. § 25 ist ent-
sprechend anzuwenden. Der Unfallausgleich (§ 35) 
sowie der Zuschlag bei Hilflosigkeit (§ 34 Abs. 2) oder 
bei Arbeitslosigkeit (§ 38 Abs. 3 Satz 1) bleiben sowohl 
bei der Berechnung des Unterhaltsbeitrages nach § 41 
als auch bei der vergleichenden Berechnung nach § 25
außer Betracht.

als Höchstgrenze mindestens die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der übernächsten an-
stelle der von der oder dem Verstorbenen tatsächlich 
erreichten Besoldungsgruppe zugrunde zu legen. § 31
ist entsprechend anzuwenden. Der Unfallausgleich 
nach § 40 sowie der Zuschlag bei Arbeitslosigkeit nach § 
43 Abs. 3 bleiben sowohl bei der Berechnung des 
Unterhaltsbeitrags nach § 47 als auch bei der verglei-
chenden Berechnung nach § 31 außer Betracht.

genommen, da dieser weggefallen ist.

§ 43
Einmalige Unfallentschädigung und einmalige Ent-

schädigung

(1) Ein Beamter, der einen Dienstunfall der in § 37 
bezeichneten Art erleidet, erhält neben einer beamten-
rechtlichen Versorgung bei Beendigung des Dienstver-
hältnisses eine einmalige Unfallentschädigung von
80 000 Euro, wenn er infolge des Unfalles in seiner 
Erwerbsfähigkeit in diesem Zeitpunkt um wenigstens 
50 vom Hundert beeinträchtigt ist.

(2) Ist ein Beamter an den Folgen eines Dienstunfalles 
der in § 37 bezeichneten Art verstorben, wird seinen 
Hinterbliebenen eine einmalige Unfallentschädigung 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen gewährt:

1. Die Witwe sowie die versorgungsberechtigten Kin-
der erhalten eine Entschädigung in Höhe von ins-
gesamt 60 000 Euro.

2. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nr. 1 nicht 
vorhanden, so erhalten die Eltern und die in Nr. 1 
bezeichneten, nicht versorgungsberechtigten Kin-
der eine Entschädigung in Höhe von insgesamt 
20 000 Euro.

§ 49
Einmalige Unfallentschädigung und einmalige Ent-

schädigung

(1) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der 
einen Dienstunfall der in § 42 bezeichneten Art erlei-
det, erhält neben einer beamtenrechtlichen Versorgung 
bei Beendigung des Dienstverhältnisses eine einmali-
ge Unfallentschädigung von 80 000 Euro, wenn infolge 
des Dienstunfalls in diesem Zeitpunkt ein Grad der
Schädigungsfolgen bei ihr oder ihm von wenigstens 
50 besteht.

(2) Ist eine Beamtin oder ein Beamter an den Folgen 
eines Dienstunfalls der in § 42 bezeichneten Art ver-
storben, wird ihren oder seinen Hinterbliebenen eine 
einmalige Unfallentschädigung nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen gewährt:

1. die Witwe oder der Witwer sowie die versor-
gungsberechtigten Kinder erhalten eine Entschädi-
gung in Höhe von insgesamt 60 000 Euro;

2. sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nr. 1 nicht 
vorhanden, so erhalten die Eltern und die in Nr. 1 
bezeichneten, nicht versorgungsberechtigten Kin-
der eine Entschädigung in Höhe von insgesamt 
20 000 Euro;

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 43 HBeamtVG mit nachfolgenden Änderungen:

Abs. 1 enthält eine Folgeänderung zu § 40 Abs. 1 
HBeamtVG.
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3. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nr. 1 und 
2 nicht vorhanden, so erhalten die Großeltern und 
Enkel eine Entschädigung in Höhe von insgesamt 
10 000 Euro.

(3) Abs. 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Beam-
ter, der

1. als Angehöriger des besonders gefährdeten flie-
genden Personals während des Flugdienstes,

2. als Helm- oder Schwimmtaucher während des 
besonders gefährlichen Tauchdienstes,

3. im Bergrettungsdienst während des Einsatzes und 
der Ausbildung oder

4. als Angehöriger des besonders gefährdeten Muni-
tionsuntersuchungspersonals während des dienst-
lichen Umgangs mit Munition oder

5. als Angehöriger eines Verbandes der Bundespoli-
zei für besondere polizeiliche Einsätze oder eines 
entsprechenden Polizeiverbandes der Länder bei 
einer besonders gefährlichen Diensthandlung im 
Einsatz oder in der Ausbildung dazu oder 

6. im Einsatz beim Ein- oder Aushängen von Außen-
lasten bei einem Drehflügelflugzeug

einen Unfall erleidet, der nur auf die eigentümlichen 
Verhältnisse des Dienstes nach den Nr. 1 bis 6 zu-
rückzuführen ist. Die Landesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung den Personenkreis des Satz 1 und 
die zum Dienst im Sinne des Satz 1 gehörenden 
dienstlichen Verrichtungen. Satz 1 und 2 gelten ent-
sprechend für andere Angehörige des öffentlichen 
Dienstes, zu deren Dienstobliegenheiten Tätigkeiten 
der in Satz 1 Nr. 1 bis 6 bezeichneten Art gehören.

3. sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nr. 1 und 
2 nicht vorhanden, so erhalten die Großeltern und 
Enkel eine Entschädigung in Höhe von insgesamt 
10 000 Euro.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten entsprechend, wenn eine 
Beamtin oder ein Beamter

1. als Angehörige oder Angehöriger des besonders 
gefährdeten fliegenden Personals während des 
Flugdienstes,

2. als Taucherin oder Taucher während des beson-
ders gefährlichen Tauchdienstes,

3. im Bergrettungsdienst während des Einsatzes und 
der Ausbildung,

4. als Angehörige oder Angehöriger des besonders 
gefährdeten Munitionsuntersuchungspersonals 
während des dienstlichen Umgangs mit Munition,

5. als Angehörige oder Angehöriger eines Polizeiver-
bands des Landes Hessen für besondere polizeili-
che Einsätze bei einer besonders gefährlichen 
Diensthandlung im Einsatz oder in der Ausbildung 
dazu oder

6. im Einsatz beim Ein- oder Aushängen von Außen-
lasten bei einem Drehflügler

einen Unfall erleidet, der nur auf die eigentümlichen 
Verhältnisse des Dienstes nach den Nr. 1 bis 6 zu-
rückzuführen ist. Die Landesregierung wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung den Personenkreis in Satz 1 
und die zum Dienst im Sinne von Satz 1 gehörenden 
dienstlichen Verrichtungen näher zu bestimmen. Satz 
1 und 2 gelten entsprechend für andere Angehörige 
des öffentlichen Dienstes, zu deren Dienstpflichten 
Tätigkeiten der in Satz 1 Nr. 1 bis 6 bezeichneten Art 
gehören.

Abs. 3 Nr. 2: Die bisherige Differenzierung ist für die 
neue landesrechtliche Regelung nicht mehr erforder-
lich.

Abs. 3 Nr. 6: Die Bezeichnung entspricht der Regelung 
des § 1 Abs. 2 Nr. LuftVG.
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(4) (weggefallen)

(5) Abs. 1 gilt entsprechend, wenn ein Beamter oder 
ein anderer Angehöriger des öffentlichen Dienstes 
einen Einsatzunfall oder ein diesem gleichstehendes 
Ereignis im Sinne des § 31a erleidet.

(6) Die Hinterbliebenen erhalten eine einmalige Ent-
schädigung nach Maßgabe des Abs. 2, wenn ein Be-
amter oder ein anderer Angehöriger des öffentlichen 
Dienstes an den Folgen eines Einsatzunfalls oder ei-
nes diesem gleichstehenden Ereignisses im Sinne des 
§ 31a verstorben ist.

(7) Für die einmalige Entschädigung nach Abs. 5 und 6 
gelten § 31 Abs. 5 und § 31a Abs. 4 entsprechend. 
Besteht auf Grund derselben Ursache Anspruch so-
wohl auf eine einmalige Unfallentschädigung nach 
Abs. 1 bis 3 als auch auf eine einmalige Entschädi-
gung nach Abs. 5 oder 6, wird nur die einmalige Ent-
schädigung gewährt.

(4) Abs. 1 gilt entsprechend, wenn eine Beamtin oder
ein Beamter oder eine andere Angehörige oder ein 
anderer Angehöriger des öffentlichen Dienstes einen 
Einsatzunfall oder ein diesem gleichstehendes Ereignis 
im Sinne des § 50 erleidet.

(5) Die Hinterbliebenen erhalten eine einmalige Ent-
schädigung nach Maßgabe des Abs. 2, wenn eine 
Beamtin oder ein Beamter oder eine andere Ange-
hörige oder ein anderer Angehöriger des öffentlichen 
Dienstes an den Folgen eines Einsatzunfalls oder ei-
nes diesem gleichstehenden Ereignisses im Sinne des 
§ 50 verstorben ist.

(6) Für die einmalige Entschädigung nach den Abs. 4
oder 5 gelten § 36 Abs. 5 und § 50 Abs. 4 entspre-
chend. Besteht aufgrund derselben Ursache Anspruch 
sowohl auf eine einmalige Unfallentschädigung nach 
den Abs. 1 bis 3 als auch auf eine einmalige Entschä-
digung nach den Abs. 4 oder 5, wird nur die einmalige 
Entschädigung gewährt.

(7) Eine Entschädigung aus einer Unfallversiche-
rung, für die der Dienstherr die Beiträge gezahlt 
hat, ist auf die einmalige Unfallentschädigung nach 
den Abs. 1 bis 4 anzurechnen.

Abs. 7: Die Regelung entspricht der bisherigen Rege-
lung des § 87 Abs. 3 HBeamtVG.

§ 31a
Einsatzversorgung

(1) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall wird auch 
dann gewährt, wenn ein Beamter auf Grund eines in 
Ausübung oder infolge des Dienstes eingetretenen 
Unfalls oder einer derart eingetretenen Erkrankung im 
Sinne des § 31 bei einer besonderen Verwendung im 

§ 50
Einsatzversorgung

(1) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall wird auch 
dann gewährt, wenn eine Beamtin oder ein Beamter 
aufgrund eines in Ausübung oder infolge des Dienstes 
eingetretenen Unfalls oder einer derart eingetretenen 
Erkrankung im Sinne des § 36 bei einer besonderen 

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung des § 
31a HBeamtVG.
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Ausland eine gesundheitliche Schädigung erleidet 
(Einsatzunfall). Eine besondere Verwendung im Aus-
land ist eine Verwendung, die auf Grund eines 
Übereinkommens oder einer Vereinbarung mit einer 
über- oder zwischenstaatlichen Einrichtung oder mit 
einem auswärtigen Staat auf Beschluss der Bundesre-
gierung im Ausland oder außerhalb des deutschen 
Hoheitsgebietes auf Schiffen oder in Luftfahrzeugen 
stattfindet, oder eine Verwendung im Ausland oder 
außerhalb des deutschen Hoheitsgebietes auf Schiffen 
oder in Luftfahrzeugen mit vergleichbar gesteigerter 
Gefährdungslage. Die besondere Verwendung im Aus-
land beginnt mit dem Eintreffen im Einsatzgebiet und 
endet mit dem Verlassen des Einsatzgebietes.

(2) Gleiches gilt, wenn bei einem Beamten eine Er-
krankung oder ihre Folgen oder ein Unfall auf gesund-
heitsschädigende oder sonst vom Inland wesentlich 
abweichende Verhältnisse bei einer Verwendung im 
Sinne des Abs. 1 zurückzuführen sind oder wenn eine 
gesundheitliche Schädigung bei dienstlicher Verwen-
dung im Ausland auf einen Unfall oder eine Erkran-
kung im Zusammenhang mit einer Verschleppung oder 
einer Gefangenschaft zurückzuführen ist oder darauf 
beruht, dass der Beamte aus sonstigen mit dem Dienst 
zusammenhängenden Gründen dem Einflussbereich 
des Dienstherrn entzogen ist.

(3) § 31 Abs. 5 gilt entsprechend.

(4) Die Unfallfürsorge ist ausgeschlossen, wenn sich 
der Beamte vorsätzlich oder grob fahrlässig der Ge-
fährdung ausgesetzt oder die Gründe für eine Ver-
schleppung, Gefangenschaft oder sonstige Einflussbe-
reichsentziehung herbeigeführt hat, es sei denn, dass 
der Ausschluss für ihn eine unbillige Härte wäre.

Verwendung im Ausland eine gesundheitliche Schädi-
gung erleidet (Einsatzunfall). Eine besondere Verwen-
dung im Ausland ist eine Verwendung, die aufgrund 
eines Übereinkommens oder einer Vereinbarung mit 
einer über- oder zwischenstaatlichen Einrichtung oder 
mit einem auswärtigen Staat auf Beschluss der Bun-
desregierung im Ausland oder außerhalb des deut-
schen Hoheitsgebiets auf Schiffen oder in Luftfahrzeu-
gen stattfindet, oder eine Verwendung im Ausland oder 
außerhalb des deutschen Hoheitsgebiets auf Schiffen 
oder in Luftfahrzeugen mit vergleichbar gesteigerter 
Gefährdungslage. Die besondere Verwendung im Aus-
land beginnt mit dem Eintreffen im Einsatzgebiet und 
endet mit dem Verlassen des Einsatzgebiets.

(2) Gleiches gilt, wenn bei einer Beamtin oder einem 
Beamten eine Erkrankung oder ihre Folgen oder ein 
Unfall auf gesundheitsschädigende oder sonst vom 
Inland wesentlich abweichende Verhältnisse bei einer 
Verwendung im Sinne des Abs. 1 zurückzuführen sind 
oder wenn eine gesundheitliche Schädigung bei einer 
dienstlichen Verwendung im Ausland auf einen Unfall 
oder eine Erkrankung im Zusammenhang mit einer 
Verschleppung oder einer Gefangenschaft zurückzu-
führen ist oder darauf beruht, dass die Beamtin oder
der Beamte aus sonstigen mit dem Dienst zusammen-
hängenden Gründen dem Einflussbereich des Dienst-
herrn entzogen ist.

(3) § 36 Abs. 5 gilt entsprechend.

(4) Die Unfallfürsorge ist ausgeschlossen, wenn sich 
die Beamtin oder der Beamte vorsätzlich oder grob 
fahrlässig der Gefährdung ausgesetzt oder die Gründe 
für eine Verschleppung, Gefangenschaft oder sonstige 
Einflussbereichsentziehung herbeigeführt hat, es sei 
denn, dass der Ausschluss eine unbillige Härte wäre.
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§ 43a
Schadensausgleich in besonderen Fällen

(1) Schäden, die einem Beamten oder anderen Ange-
hörigen des öffentlichen Dienstes während einer Ver-
wendung im Sinne des § 31a Abs. 1 infolge von be-
sonderen, vom Inland wesentlich abweichenden Ver-
hältnissen, insbesondere infolge von Kriegshandlun-
gen, kriegerischen Ereignissen, Aufruhr, Unruhen oder 
Naturkatastrophen oder als Folge der Ereignisse nach 
§ 31a Abs. 2 entstehen, werden ihm in angemessenem 
Umfang ersetzt. Gleiches gilt für Schäden des Beam-
ten oder anderen Angehörigen des öffentlichen Diens-
tes durch einen Gewaltakt gegen staatliche Amtsträ-
ger, Einrichtungen oder Maßnahmen, wenn der Beam-
te oder andere Angehörige des öffentlichen Dienstes 
von dem Gewaltakt in Ausübung des Dienstes oder 
wegen seiner Eigenschaft als Beamter oder anderer 
Angehöriger des öffentlichen Dienstes betroffen ist.

(2) Im Falle einer Verwendung im Sinne des § 31a 
Abs. 1 wird einem Beamten oder anderen Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes ein angemessener Ausgleich 
auch für Schäden infolge von Maßnahmen einer aus-
ländischen Regierung, die sich gegen die Bundesre-
publik Deutschland richten, gewährt.

(3) Ist ein Beamter oder anderer Angehöriger des öf-
fentlichen Dienstes an den Folgen des schädigenden 
Ereignisses der in Abs. 1 oder 2 bezeichneten Art ver-
storben, wird ein angemessener Ausgleich gewährt

1. der Witwe sowie den versorgungsberechtigten 

§ 51
Schadensausgleich in besonderen Fällen

(1) Schäden, die einer Beamtin oder einem Beamten 
oder einer anderen Angehörigen oder einem anderen 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes während einer 
besonderen Verwendung im Sinne des § 50 Abs. 1 
infolge von besonderen, vom Inland wesentlich abwei-
chenden Verhältnissen, insbesondere infolge von 
Kriegshandlungen, kriegerischen Ereignissen, Aufruhr, 
Unruhen oder Naturkatastrophen oder als Folge der 
Ereignisse nach § 50 Abs. 2 entstehen, werden ihr 
oder ihm in angemessenem Umfang ersetzt. Gleiches 
gilt für Schäden der Beamtin oder des Beamten oder 
einer anderen Angehörigen oder eines anderen An-
gehörigen des öffentlichen Dienstes durch einen Ge-
waltakt gegen staatliche Amtsträger, Einrichtungen 
oder Maßnahmen, wenn sie oder er von dem Gewalt-
akt in Ausübung des Dienstes oder wegen ihrer oder 
seiner Eigenschaft als Beamtin oder Beamter oder
Angehörige oder Angehöriger des öffentlichen Dienstes 
betroffen ist.

(2) Im Falle einer Verwendung im Sinne des § 50 Abs. 1
wird einer Beamtin oder einem Beamten oder einer 
anderen Angehörigen oder einem anderen Angehöri-
gen des öffentlichen Dienstes ein angemessener Aus-
gleich auch für Schäden infolge von Maßnahmen einer 
ausländischen Regierung, die sich gegen die Bundes-
republik Deutschland richten, gewährt.

(3) Ist eine Beamtin oder ein Beamter oder eine an-
dere Angehörige oder ein anderer Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes an den Folgen des schädigenden 
Ereignisses der in Abs. 1 und 2 bezeichneten Art ver-
storben, wird ein angemessener Ausgleich gewährt

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 43a HBeamtVG.
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Kindern,
2. den Eltern sowie den nicht versorgungsberechtig-

ten Kindern, wenn Hinterbliebene der in Nr. 1 be-
zeichneten Art nicht vorhanden sind.

Der Ausgleich für ausgefallene Versicherungen wird 
der natürlichen Person gewährt, die der Beamte oder 
andere Angehörige des öffentlichen Dienstes im Versi-
cherungsvertrag begünstigt hat.

(4) Der Schadensausgleich nach Abs. 1 bis 3 wird nur 
einmal gewährt. Wird er auf Grund derselben Ursache 
nach § 63b des Soldatenversorgungsgesetzes vorge-
nommen, sind Abs. 1 bis 3 nicht anzuwenden.

(5) Abs. 1 bis 4 sind auch auf Schäden bei dienstlicher 
Verwendung im Ausland anzuwenden, die im Zusam-
menhang mit einer Verschleppung oder einer Gefan-
genschaft entstanden sind oder darauf beruhen, dass 
der Geschädigte aus sonstigen mit dem Dienst zu-

1. der Witwe, dem Witwer sowie den versorgungsbe-
rechtigten Kindern,

2. den Eltern sowie den nicht versorgungsberechtig-
ten Kindern, wenn Hinterbliebene der in Nr. 1 be-
zeichneten Art nicht vorhanden sind.

Der Ausgleich für ausgefallene Versicherungen wird 
natürlichen Personen gewährt, die durch die Beamtin 
oder den Beamten oder die andere Angehörige oder 
den anderen Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
im Versicherungsvertrag begünstigt sind. Sind Ver-
sicherungsansprüche zur Finanzierung des Erwerbs 
von Wohneigentum an eine juristische Person oder 
an mehrere juristische Personen abgetreten wor-
den, wird der Ausgleich für die ausgefallene Versi-
cherung an diese gezahlt, wenn die Abtretung 
durch die Beamtin oder den Beamten oder die an-
dere Angehörige oder den anderen Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes dazu gedient hat, eine natürli-
che Person oder mehrere natürliche Personen von 
Zahlungspflichten aufgrund der Finanzierung des 
Wohneigentums freizustellen.

(4) Der Schadensausgleich nach Abs. 1 bis 3 wird nur 
einmal gewährt. Wird er aufgrund derselben Ursache 
nach § 63b des Soldatenversorgungsgesetzes in der 
Fassung vom 16. September 2009 (BGBl. I S. 3054), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Juli 2012
(BGBl. I S. 1583), vorgenommen, sind die Abs. 1 bis 3 
nicht anzuwenden.

(5) Die Abs. 1 bis 4 sind auch auf Schäden bei dienstli-
cher Verwendung im Ausland anzuwenden, die im 
Zusammenhang mit einer Verschleppung oder einer 
Gefangenschaft entstanden sind oder darauf beruhen, 
dass die oder der Geschädigte aus sonstigen mit dem 

Zu Abs. 3 Satz 3:
Im Falle des Ausgleichs von privatrechtlich vereinbar-
ten Lebensversicherungsleistungen, die wegen Kriegs-
oder Bürgerkriegsereignissen auf Grund einer vertrag-
lichen Ausschlussklausel nicht zustehen, wird ein Be-
trag bis zur Höhe von 250 000 Euro ohne weitere Prü-
fung als angemessen angesehen.
Zu Abs. 3 Satz 4:
Satz 4 enthält eine klarstellende Regelung, die die 
Ausgleichszahlung bei vertraglichen Ausschlussklau-
seln wegen Kriegs- oder Bürgerkriegsereignissen er-
leichtern soll.



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

78

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

sammenhängenden Gründen dem Einflussbereich des 
Dienstherrn entzogen ist.

(6) Für den Schadensausgleich gelten § 31 Abs. 5
und § 31a Abs. 4 entsprechend.

Dienst zusammenhängenden Gründen dem Einfluss-
bereich des Dienstherrn entzogen ist.

(6) Für den Schadensausgleich gelten § 36 Abs. 5 und § 
50 Abs. 4 entsprechend.

§ 68
Ehrenbeamte

Erleidet der Ehrenbeamte einen Dienstunfall (§ 31), so 
hat er Anspruch auf ein Heilverfahren (§ 33). Außer-
dem kann ihm Ersatz von Sachschäden (§ 32) und von 
der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimm-
ten Stelle, für Ehrenbeamte des Landes im Einver-
nehmen mit dem für das Versorgungsrecht zuständi-
gen Ministerium oder der von ihm bestimmten Stelle, 
ein nach billigem Ermessen festzusetzender Unter-
haltsbeitrag bewilligt werden. Das Gleiche gilt für seine 
Hinterbliebenen.

§ 52
Unfallfürsorge für Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeam-

te

Erleidet die Ehrenbeamtin oder der Ehrenbeamte 
einen Dienstunfall nach § 36, so hat sie oder er An-
spruch auf Leistungen nach § 39. Außerdem kann 
Ersatz von Sachschäden nach § 38 und von der obers-
ten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle, 
für Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte des Landes 
Hessen im Einvernehmen mit dem für das Beamten-
versorgungsrecht zuständigen Ministerium oder der 
von ihm bestimmten Stelle, ein nach billigem Ermes-
sen festzusetzender Unterhaltsbeitrag bewilligt wer-
den. Das Gleiche gilt für ihre oder seine Hinterbliebe-
nen.

Die Bestimmung entspricht der bisherigen Regelung 
des § 68 HBeamtVG.

§ 46
Begrenzung der Unfallfürsorgeansprüche

(1) Der verletzte Beamte und seine Hinterbliebenen 
haben aus Anlass eines Dienstunfalles gegen den 
Dienstherrn nur die in den §§ 30 bis 43a geregelten 
Ansprüche. Ist der Beamte nach dem Dienstunfall in 
den Dienstbereich eines anderen öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn versetzt worden, so richten sich die An-
sprüche gegen diesen; das Gleiche gilt in den Fällen 
des gesetzlichen Übertritts oder der Übernahme bei 
der Umbildung von Körperschaften.

§ 53
Begrenzung der Unfallfürsorgeansprüche

(1) Die verletzte Beamtin oder der verletzte Beamte 
und ihre oder seine Hinterbliebenen haben aus Anlass 
eines Dienstunfalls gegen den Dienstherrn nur die in 
den §§ 35 bis 52 geregelten Ansprüche. Ist die Beam-
tin oder der Beamte nach dem Dienstunfall in den 
Dienstbereich eines anderen öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes ver-
setzt worden, so richten sich die Ansprüche gegen 
diesen; das Gleiche gilt in den Fällen des gesetzlichen 
Übertritts oder der Übernahme bei der Umbildung von 
Körperschaften. Satz 1 gilt in den Fällen, in denen 
eine Beamtin oder ein Beamter aus dem Dienstbe-

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung des § 
46 HBeamtVG mit folgender Änderung:

In Abs. 1 wurde die bisherige, für alle Dienstherren-
wechsel innerhalb des Geltungsbereichs des Beamten-
rechtsrahmengesetzes geltende Regelung für den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes angepasst. Für Be-
amtinnen und Beamte, die innerhalb des Geltungsbe-
reichs dieses Gesetzes oder von außerhalb in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes den Dienstherrn 
wechseln, richten sich die Ansprüche nunmehr nach § 
53 HBeamtVG.
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(2) Weitergehende Ansprüche auf Grund allgemeiner 
gesetzlicher Vorschriften können gegen einen öffent-
lich-rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder gegen die in seinem Dienst stehenden 
Personen nur dann geltend gemacht werden, wenn der 
Dienstunfall durch eine vorsätzliche unerlaubte Hand-
lung einer solchen Person verursacht worden ist. Je-
doch findet das Gesetz über die erweiterte Zulassung 
von Schadenersatzansprüchen bei Dienst- und Ar-
beitsunfällen vom 7. Dezember 1943 (RGBl. I S. 674) 
Anwendung.

(3) Ersatzansprüche gegen andere Personen bleiben 
unberührt.

(4) Auf laufende und einmalige Geldleistungen, die 
nach diesem Gesetz wegen eines Körper-, Sach- oder 
Vermögensschadens im Rahmen einer besonderen 
Auslandsverwendung im Sinne des § 31a gewährt 
werden, sind Geldleistungen anzurechnen, die wegen 
desselben Schadens von anderer Seite erbracht wer-

reich eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn au-
ßerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes zu 
einem Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes versetzt wird mit der Maßgabe, dass die 
Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung finden.

(2) Weitergehende Ansprüche aufgrund allgemeiner 
gesetzlicher Vorschriften können gegen einen öffent-
lich-rechtlichen Dienstherrn im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder gegen die in seinem Dienst stehenden 
Personen nur dann geltend gemacht werden, wenn der 
Dienstunfall 

1. durch eine vorsätzliche unerlaubte Handlung einer 
solchen Person verursacht worden oder

2. bei der Teilnahme am allgemeinen Straßenver-
kehr eingetreten ist.

Im Falle von Satz 1 Nr. 2 sind Leistungen, die der Be-
amtin oder dem Beamten und ihren oder seinen
Hinterbliebenen nach diesem Gesetz gewährt werden, 
auf diese weitergehenden Ansprüche anzurechnen; 
der Dienstherr, der Leistungen nach diesem Gesetz 
gewährt, hat keinen Anspruch auf Ersatz dieser Leis-
tungen gegen einen anderen öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn im Bundesgebiet.

(3) Ersatzansprüche gegen andere Personen bleiben 
unberührt.

(4) Auf laufende und einmalige Geldleistungen, die 
nach diesem Gesetz wegen eines Körper-, Sach- oder 
Vermögensschadens gewährt werden, sind solche 
Geldleistungen anzurechnen, die wegen desselben 
Schadens von anderer Seite erbracht werden. Hierzu 
gehören insbesondere Geldleistungen, die von Dritt-

Abs. 2: Bei einem Dienstunfall bei der Teilnahme am 
allgemeinen Straßenverkehr sind die Schadensersatz-
ansprüche gegen die Verwaltung nicht auf die Unfall-
fürsorgeleistungen im Rahmen des Beamtenversor-
gungsrechts beschränkt. Dies war bisher nur durch 
Verweis auf das Gesetz über die erweiterte Zulassung 
von Schadensersatzansprüchen bei Dienst- und Ar-
beitsunfällen vom 7. Dezember 1943 geregelt.

Zu Abs. 4: Die Neuregelung erweitert die Anrech-
nungsmöglichkeiten der von dritter Seite gewährten 
laufenden und einmaligen Geldleistungen.
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den. Hierzu gehören insbesondere Geldleistungen, die 
von Drittstaaten oder von zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtungen gewährt oder veranlasst 
werden. Nicht anzurechnen sind Leistungen privater 
Schadensversicherungen, die auf Beiträgen der Beam-
ten oder anderen Angehörigen des öffentlichen Diens-
tes beruhen.

staaten oder von zwischenstaatlichen oder überstaatli-
chen Einrichtungen gewährt oder veranlasst werden. 
Nicht anzurechnen sind Leistungen privater Schadens-
versicherungen, die auf Beiträgen der Beamtinnen
oder Beamten oder anderen Angehörigen des öffentli-
chen Dienstes beruhen.

§ 44
Nichtgewährung von Unfallfürsorge

(1) Unfallfürsorge wird nicht gewährt, wenn der Verletz-
te den Dienstunfall vorsätzlich herbeigeführt hat.

(2) Hat der Verletzte eine die Heilbehandlung betref-
fende Anordnung ohne gesetzlichen oder sonstigen 
wichtigen Grund nicht befolgt und wird dadurch seine 
Dienst- oder Erwerbsfähigkeit ungünstig beeinflusst, so 
kann ihm die oberste Dienstbehörde oder die von ihr 
bestimmte Stelle die Unfallfürsorge insoweit versagen. 
Der Verletzte ist auf diese Folgen schriftlich hinzuwei-
sen.

(3) Hinterbliebenenversorgung nach den Unfallfürsor-
gevorschriften wird im Falle des § 22 Abs. 1 nicht ge-
währt.

§ 54
Nichtgewährung von Unfallfürsorge

(1) Unfallfürsorge wird nicht gewährt, wenn die oder
der Verletzte den Dienstunfall vorsätzlich herbeigeführt 
hat.

(2) Hat die oder der Verletzte eine die Heilbehandlung 
betreffende Anordnung ohne gesetzlichen oder sonsti-
gen wichtigen Grund nicht befolgt und wird dadurch die 
Dienst- oder Erwerbsfähigkeit ungünstig beeinflusst, so 
kann die oberste Dienstbehörde oder die von ihr be-
stimmte Stelle die Unfallfürsorge insoweit versagen. 
Die oder der Verletzte ist auf diese Folgen schriftlich 
hinzuweisen.

(3) Hinterbliebenenversorgung nach den Unfallfürsor-
gevorschriften wird im Falle des § 27 Abs. 1 nicht ge-
währt.

Die Regelung entspricht der bisherigen Regelung des 
§ 44 HBeamtVG.

SECHSTER TEIL
Gemeinsame Vorschriften

Erster Abschnitt
Familienzuschlag, Ausgleichsbetrag und Kinderer-

ziehungszuschlag
§ 50

Familienzuschlag, Ausgleichsbetrag, jährliche Son-
derzahlung

§ 55
Familienzuschlag und Ausgleichsbetrag

Zu § 55 



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

81

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

(1) Auf den Familienzuschlag (§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) 
finden die für die Beamten geltenden Vorschriften des 
Besoldungsrechts Anwendung. Der Unterschiedsbe-
trag zwischen der Stufe 1 und der nach dem Besol-
dungsrecht in Betracht kommenden Stufe des Fami-
lienzuschlags wird neben dem Ruhegehalt gezahlt. Er 
wird unter Berücksichtigung der nach den Verhältnis-
sen des Beamten oder Ruhestandsbeamten für die 
Stufen des Familienzuschlags in Betracht kommenden 
Kinder neben dem Witwengeld gezahlt, soweit die 
Witwe Anspruch auf Kindergeld für diese Kinder hat 
oder ohne Berücksichtigung der §§ 64, 65 des Ein-
kommensteuergesetzes oder der §§ 3, 4 des Bundes-
kindergeldgesetzes haben würde; soweit hiernach ein 
Anspruch auf den Unterschiedsbetrag nicht besteht, 
wird er neben dem Waisengeld gezahlt, wenn die Wai-
se bei den Stufen des Familienzuschlags zu berück-
sichtigen ist oder zu berücksichtigen wäre, wenn der 
Beamte oder Ruhestandsbeamte noch lebte. Sind 
mehrere Anspruchsberechtigte vorhanden, wird der 
Unterschiedsbetrag auf die Anspruchsberechtigten 
nach der Zahl der auf sie entfallenden Kinder zu glei-
chen Teilen aufgeteilt.

(2) (weggefallen)

(3) Neben dem Waisengeld wird ein Ausgleichsbetrag 
gezahlt, der dem Betrag für das erste Kind nach § 66 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes entspricht, 
wenn in der Person der Waise die Voraussetzungen 
des § 32 Abs. 1 bis 5 des Einkommensteuergesetzes 
erfüllt sind, Ausschlussgründe nach § 65 des Einkom-
mensteuergesetzes nicht vorliegen, keine Person vor-

(1) Auf den Familienzuschlag finden die für die Beam-
tinnen und Beamten geltenden Vorschriften des hes-
sischen Besoldungsrechts Anwendung. Der Unter-
schiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der nach dem 
Besoldungsrecht in Betracht kommenden Stufe des 
Familienzuschlags wird neben dem Ruhegehalt ge-
zahlt. Er wird unter Berücksichtigung der nach den 
Verhältnissen der Beamtin oder Ruhestandsbeamtin 
oder des Beamten oder Ruhestandsbeamten für die 
Stufen des Familienzuschlags in Betracht kommenden 
Kinder neben dem Witwengeld oder Witwergeld ge-
zahlt, soweit die Witwe oder der Witwer Anspruch auf 
Kindergeld für diese Kinder hat oder ohne Berücksich-
tigung der §§ 64 und 65 des Einkommensteuergeset-
zes oder der §§ 3 und 4 des Bundeskindergeldge-
setzes in der Fassung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I 
S. 142, 3177), zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. 
Dezember 2011 (BGBl. I S. 2492), haben würde; so-
weit hiernach ein Anspruch auf den Unterschiedsbe-
trag nicht besteht, wird er neben dem Waisengeld ge-
zahlt, wenn die Waise bei den Stufen des Familienzu-
schlags zu berücksichtigen ist oder zu berücksichtigen 
wäre, wenn die Beamtin oder Ruhestandsbeamtin 
oder der Beamte oder Ruhestandsbeamte noch lebte. 
Sind mehrere Anspruchsberechtigte vorhanden, wird 
der Unterschiedsbetrag auf die Anspruchsberechtigten 
nach der Zahl der auf sie entfallenden Kinder zu glei-
chen Teilen aufgeteilt.

(2) Neben dem Waisengeld wird ein Ausgleichsbetrag 
gezahlt, der dem Betrag für das erste Kind nach § 66 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes entspricht, 
wenn

1. in der Person der Waise die Voraussetzungen 
des § 32 Abs. 1 bis 5 des Einkommensteuer-

Die Vorschrift entspricht inhaltlich der Regelung des 
bisherigen § 50 Abs. 1 und 3 HBeamtVG. Die bisher in 
§ 50 Abs. 4 und 5 HBeamtVG enthaltenen Regelungen 
zur Sonderzahlung entfallen, da die Sonderzahlung im 
Hessischen Sonderzahlungsgesetz geregelt ist. 
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handen ist, die nach § 62 des Einkommensteuergeset-
zes oder nach § 1 des Bundeskindergeldgesetzes 
anspruchsberechtigt ist, und die Waise keinen An-
spruch auf Kindergeld nach § 1 Abs. 2 des Bundeskin-
dergeldgesetzes hat. Der Ausgleichsbetrag gilt für die 
Anwendung der §§ 53 und 54 nicht als Versorgungs-
bezug. Im Falle des § 54 wird er nur zu den neuen 
Versorgungsbezügen gezahlt.

(4) Soweit der Bund oder die Länder durch Gesetz 
eine jährliche Sonderzahlung an Versorgungsberech-
tigte gewähren, darf diese im Kalenderjahr den monat-
lichen Versorgungsbezug nicht überschreiten. Das 
Gesetz hat die Zahlungsweise zu bestimmen.
Es kann festlegen, dass die Sonderzahlung an der 
allgemeinen Anpassung nach § 70 teilnimmt. Daneben 
kann für jedes Kind eines Versorgungsberechtigten ein 
Sonderbetrag bis zur Höhe von 25,56 Euro gewährt 
werden.

(5) Bei der Anwendung von Ruhens- und Anrech-
nungsvorschriften ist die jährliche Sonderzahlung nach 
Abs.4 und eine entsprechende Leistung, die der Ver-
sorgungsberechtigte aus einer Erwerbstätigkeit oder zu 
seinen früheren Versorgungsbezügen erhält, entspre-
chend der gesetzlich bestimmten Zahlungsweise zu 
berücksichtigen. Die bei der Anwendung von 
Ruhensvorschriften maßgebenden Höchstgrenzen 
erhöhen sich um den Bemessungssatz der jährlichen 
Sonderzahlung und den Sonderbetrag nach Abs. 4 

gesetzes erfüllt sind,
2. Ausschlussgründe nach § 65 des Einkommen-

steuergesetzes nicht vorliegen,
3. keine Person vorhanden ist, die nach § 62 des 

Einkommensteuergesetzes oder nach § 1 des 
Bundeskindergeldgesetzes anspruchsberech-
tigt ist, und

4. die Waise keinen Anspruch auf Kindergeld 
nach § 1 Abs. 2 des Bundeskindergeldge-
setzes hat.

Der Ausgleichsbetrag gilt für die Anwendung der 
§§ 57 und 58 nicht als Versorgungsbezug. Im Falle 
des § 58 wird er nur zu den neuen Versorgungsbe-
zügen gezahlt.
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Satz 4.

§ 50a
Kindererziehungszuschlag

(1) Hat ein Beamter ein nach dem 31. Dezember 1991 
geborenes Kind erzogen, erhöht sich sein Ruhegehalt 
für jeden Monat einer ihm zuzuordnenden Kindererzie-
hungszeit um einen Kindererziehungszuschlag nach 
Maßgabe dieses Gesetzes. Dies gilt nicht, wenn der 
Beamte wegen der Erziehung des Kindes in der ge-
setzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig 
(§ 3 Satz 1 Nr. 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch) 
war und die allgemeine Wartezeit für eine Rente der 
gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt ist.

(2) Die Kindererziehungszeit beginnt nach Ablauf des 
Monats der Geburt und endet nach 36 Kalendermona-
ten, spätestens jedoch mit dem Ablauf des Monats, in 
dem die Erziehung endet. Wird während dieses Zeit-
raums vom erziehenden Elternteil ein weiteres Kind 
erzogen, für das ihm eine Kindererziehungszeit zuzu-
ordnen ist, wird die Kindererziehungszeit für dieses 
und jedes weitere Kind um die Anzahl der Kalender-
monate der gleichzeitigen Erziehung verlängert.

(3) Für die Zuordnung der Kindererziehungszeit zu 
einem Elternteil (§ 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 3 
Nr. 2 und 3 Erstes Buch Sozialgesetzbuch) gilt § 56 
Abs. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ent-
sprechend.

(4) Die Höhe des Kindererziehungszuschlags ent-
spricht für jeden Monat der Kindererziehungszeit dem 

§ 56
Kindererziehungs- und Pflegezuschlag

(1) Hat eine Beamtin oder ein Beamter ein nach dem 
31. Dezember 1991 geborenes Kind erzogen, wird 
neben dem Ruhegehalt für jeden Monat einer ihr oder 
ihm zuzuordnenden Kindererziehungszeit ein Kinde-
rerziehungszuschlag nach Maßgabe dieses Gesetzes 
gezahlt. Dies gilt nicht, wenn die Beamtin oder der 
Beamte wegen der Erziehung des Kindes in der ge-
setzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig 
nach § 3 Satz 1 Nr. 1 des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch war und die allgemeine Wartezeit für eine 
Rente der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt ist.

(2) Die Kindererziehungszeit beginnt nach Ablauf des 
Monats der Geburt und endet nach 36 Kalendermona-
ten, spätestens jedoch mit dem Ablauf des Monats, in 
dem die Erziehung endet.

(3) Für die Zuordnung der Kindererziehungszeit zu 
einem Elternteil nach § 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 
3 Nr. 2 und 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
vom 11. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3015), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23. Oktober 2012 (BGBl. I 
S. 2246), gilt § 56 Abs. 2 des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch entsprechend.

(4) Die Höhe des Kindererziehungszuschlags nach 
den Abs. 1 und 2 beträgt für 36 Monate Kindererzie-

Entspricht im Wesentlichen der bisherigen Regelung 
der §§ 50a und d HBeamtVG. Sie wird wie folgt ange-
passt:

Grundsätzlich wird ein dynamischer Festbetrag neben 
dem Ruhegehalt gezahlt, komplizierte Zeitstrahlmodel-
le und Höchstgrenzenberechnungen entfallen. Die 
Berechnung wird somit in dieser Hinsicht vom Renten-
recht gelöst.
In Abs. 1 wird geregelt, dass der Kindererziehungszu-
schlag neben dem Ruhegehalt gezahlt wird.

In Abs. 2 entfällt Satz 2, jedes Kind wird einzeln be-
trachtet. Komplizierte Zeitstrahlmodelle entfallen.

Abs. 4 regelt die Höhe des Kindererziehungszu-
schlags. Dieser Betrag war bisher an das Rentenrecht 
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in § 70 Abs. 2 Satz 1 des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch bestimmten Bruchteil des aktuellen Renten-
werts.

(5) Der um den Kindererziehungszuschlag erhöhte 
Betrag, der sich unter Berücksichtigung der ruhege-
haltfähigen Dienstbezüge und der auf die Kindererzie-
hungszeit entfallenden ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
als Ruhegehalt ergeben würde, darf die Höchstgrenze 
nicht übersteigen. Als Höchstgrenze gilt der Betrag, 
der sich unter Berücksichtigung
des aktuellen Rentenwerts nach dem Sechsten Buch 
Sozialgesetzbuch und des auf die Jahre der Kinderer-
ziehungszeit entfallenden Höchstwerts an Entgeltpunk-
ten in der Rentenversicherung nach Anlage 2b zum 
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch als Rente ergeben 
würde.

(6) Das um den Kindererziehungszuschlag erhöhte 
Ruhegehalt darf nicht höher sein als das Ruhegehalt, 

hungszeit für das erste Kind 80 Euro, für die Besol-
dungsgruppen bis A 8 85 Euro. Der Betrag in Satz 1 
erhöht sich für das zweite Kind um fünf Euro, für jedes 
weitere Kind um jeweils zehn Euro. Für jedes nach 
Abs. 3 zugeordnete pflegebedürftige Kind, das nach § 
3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch nicht 
erwerbsmäßig gepflegt wurde, erhöhen sich die Beträge 
in Satz 1 und 2 um 50 Cent für jedes vollendete Jahr 
der Pflege bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. Für 
anteilige Monate gilt § 14 Abs. 2 entsprechend. Satz 
1 bis 4 gelten nicht für den Fall des Abs. 1 Satz 2,
wenn die allgemeine Wartezeit nicht erfüllt ist; die 
Höhe des Kindererziehungszuschlags bemisst sich 
dann nach § 15 Abs. 3.

gekoppelt. Durch den Wegfall von Höchstbetrags-, 
Höchstgrenzenberechnungen und Zeitreihenmodelle 
reicht die Zahlung eines Kindererziehungszuschlags 
für 36 Monate aus. Insbesondere wird durch die Rege-
lung eine soziale Komponente eingeführt, d.h. eine 
Betragserhöhung für Besoldungsgruppen bis A 8. Au-
ßerdem wird der Kindererziehungszuschlag für zweite 
und mehr Kinder durch einen Betrag erhöht, genauso 
für pflegebedürftige Kinder, die nicht erwerbsmäßig 
gepflegt wurden. Dieses Modell ist einfach nachvoll-
ziehbar. Künftig wird unabhängig davon gezahlt, ob in 
der zugeordneten Erziehungszeit gearbeitet wurde 
oder nicht. Bisher wurden die meisten Zuschläge durch 
die parallele Beschäftigungszeit aufgezehrt. Satz 5 
regelt die Höhe des Kindererziehungszuschlags bei 
Nichterfüllung der Wartezeit in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung, hier berechnet sich der Kinderzu-
schlag wie er für die Pflichtversicherungsbeträge in der 
Rente berücksichtigt wird.

Die bisherigen Abs. 5 bis 6 entfallen, damit fallen die 
Höchstgrenzenberechnungen weg.
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das sich unter Berücksichtigung des Höchstruhege-
haltssatzes und der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich 
das Ruhegehalt berechnet, ergeben würde.

(8) Hat ein Beamter vor der Berufung in ein Beamten-
verhältnis ein vor dem 1. Januar 1992 geborenes Kind 
erzogen, gelten Abs. 1 bis 7 entsprechend mit der 
Maßgabe, dass die Kindererziehungszeit zwölf Kalen-
dermonate nach Ablauf des Monats der Geburt endet. 
Die §§ 249 und 249a des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch gelten entsprechend.

(7) Für die Anwendung des § 14 Abs. 3 sowie von 
Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften gilt 
der Kindererziehungszuschlag als Teil des Ruhege-
halts.

(5) Hat eine Beamtin oder ein Beamter vor der Beru-
fung in ein Beamtenverhältnis ein vor dem 1. Januar 
1992 geborenes Kind erzogen, gelten die Abs. 1 bis 4 
entsprechend mit der Maßgabe, dass die Kindererzie-
hungszeit zwölf Kalendermonate nach Ablauf des Mo-
nats der Geburt endet. Die §§ 249 und 249a des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gelten entspre-
chend.

(6) War eine Beamtin oder ein Beamter nach § 3 Satz 
1 Nr. 1a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
versicherungspflichtig, weil sie oder er eine pfle-
gebedürftige Person nicht erwerbsmäßig gepflegt hat, 
erhält sie oder er für die Zeit der Pflege einen Pflege-
zuschlag neben dem Ruhegehalt. Dies gilt nicht, 
wenn die allgemeine Wartezeit in der gesetzlichen 
Rentenversicherung erfüllt ist. Die Höhe des Pflege-
zuschlags ergibt sich aus der Vervielfältigung der 
nach § 166 Abs. 2 in Verbindung mit § 70 Abs. 1 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch für die Zeit der 
Pflege der nach Satz 1 ermittelten Entgeltpunkte 
mit dem aktuellen Rentenwert.

(7) Für die Anwendung von Anrechnungs- und Kür-
zungsvorschriften nach § 14 Abs. 3, § 16 Abs. 2, §25 
Abs. 2, den §§ 27, 31, 34 Abs. 2 und 3, den §§ 43, 44, 46, 
48 sowie den §§ 57 bis 63 und 77 gilt der Kindererzie-
hungs- und Pflegezuschlag als Teil des Ruhege-
halts oder der Hinterbliebenenversorgung. Der 
Zuschlag für Kindererziehung und Pflege ist Be-
messungsgrundlage für die Anteilssätze der Hinter-
bliebenenversorgung. Die Höchstgrenzen nach den §§ 
57 bis 60 sind um den Kindererziehungs- und Pfle-

Abs. 5 entspricht dem bisherigen Abs. 8.

Abs. 6 entspricht dem bisherigem § 50d Abs. 1 und 3 
HBeamtVG für die Gewährung des Pflegezuschlags.

In Abs. 7 erfolgt eine Klarstellung für die Behandlung 
bei Anrechnungs- und Kürzungsvorschriften. Auch die 
Behandlung bei der Hinterbliebenenversorgung wird 
geregelt.

Die bisherigen Vorschriften zur Gewährung von Kinde-
rerziehungszuschlägen nach § 50b HBeamtVG und 
Kinderpflegeergänzungszuschlag nach § 50d 
HBeamtVG entfallen. Diese in der Regel Kleinstbeträ-
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gezuschlag entsprechend zu erhöhen. ge werden durch die veränderte Zahlungshöhe des 
Kindererziehungszuschlags kompensiert.

Ebenso entfällt die Zahlung des Kinderzuschlags nach 
§ 50c HBeamtVG. Diese Regelung wird durch die Än-
derung des Hinterbliebenenfaktors in § 25 Abs. 4 kom-
pensiert.

Die bisherige Regelung der Zahlung von vorüberge-
henden Zuschlägen nach § 50e HBeamtVG wird durch 
§ 15 Abs. 2 ersetzt.

§ 50b
Kindererziehungsergänzungszuschlag

(1) Das Ruhegehalt erhöht sich um einen Kindererzie-
hungsergänzungszuschlag, wenn

1. nach dem 31. Dezember 1991 liegende Zeiten der 
Erziehung eines Kindes bis zur Vollendung des zehn-
ten Lebensjahres oder Zeiten der nichterwerbsmäßi-
gen Pflege eines pflegebedürftigen Kindes (§ 3 Sechs-
tes Buch Sozialgesetzbuch) bis zur Vollendung des 18. 
Lebensjahres
a) mit entsprechenden Zeiten für ein anderes Kind 
zusammentreffen oder
b) mit Zeiten im Beamtenverhältnis, die als ruhegehalt-
fähig berücksichtigt werden, oder Zeiten nach § 50d 
Abs. 1 Satz 1 zusammentreffen 
2. für diese Zeiten kein Anspruch nach § 70 Abs. 3a 
Satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch besteht 
und
3. dem Beamten die Zeiten nach § 50a Abs. 3 zuzu-
ordnen sind.

Der Kindererziehungsergänzungszuschlag wird nicht 
für Zeiten gewährt, für die ein Kindererziehungszu-
schlag zusteht.

entfällt – siehe Begründung § 56
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(2) Die Höhe des Kindererziehungsergänzungszu-
schlags entspricht für jeden angefangenen Monat, in 
dem die Voraussetzungen nach Abs. 1 erfüllt waren,

1. im Fall von Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a dem in § 70 Abs. 
3a Satz 2 Buchstabe b des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch bestimmten Bruchteil des aktuellen Ren-
tenwerts,
2. im Fall von Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b einem Bruchteil in 
Höhe von 0,0208 des aktuellen Rentenwerts.

(3) § 50a Abs. 5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, 
dass in Satz 1 neben den Kindererziehungszuschlag 
der Kindererziehungsergänzungszuschlag und eine 
Leistung nach § 50d Abs. 1 sowie bei der Ermittlung 
der Höchstgrenze an die Stelle des in Satz 2 genann-
ten Höchstwerts an Entgeltpunkten für jeden Monat der 
Zeiten nach den §§ 50a und 50b der in § 70 Abs. 2 
Satz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch be-
stimmte Bruchteil des aktuellen Rentenwerts tritt. § 50a 
Abs. 6 und 7 gilt entsprechend.

§ 50c
Kinderzuschlag zum Witwengeld

(1) Das Witwengeld nach § 20 Abs. 1 erhöht sich für 
jeden Monat einer nach § 50a Abs. 3 zuzuordnenden 
Kindererziehungszeit bis zum Ablauf des Monats, in 
dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet hat, um 
einen Kinderzuschlag. Der Zuschlag ist Bestandteil der 
Versorgung. Satz 1 gilt nicht bei Bezügen nach § 20 
Abs. 1 in Verbindung mit § 14 Abs. 4.

(2) War die Kindererziehungszeit dem vor Vollendung 
des dritten Lebensjahres des Kindes Verstorbenen 
zugeordnet, erhalten Witwen und Witwer den Kinder-
zuschlag anteilig mindestens für die Zeit, die bis zum 

Kompensation in § 25 Abs. 4 siehe auch Begründung § 
56



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

88

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

Ablauf des Monats, in dem das Kind das dritte Lebens-
jahr vollendet hat, fehlt. Stirbt ein Beamter vor der Ge-
burt des Kindes, sind der Berechnung des Kinderzu-
schlags 36 Kalendermonate zugrunde zu legen, wenn 
das Kind innerhalb von 300 Tagen nach dem Tod ge-
boren wird. Ist das Kind später geboren, wird der Zu-
schlag erst nach Ablauf des in § 50a Abs. 2 Satz 1 
genannten Zeitraums gewährt.
Verstirbt das Kind vor der Vollendung des dritten Le-
bensjahres, ist der Kinderzuschlag anteilig zu gewäh-
ren.

(3) Die Höhe des Kinderzuschlags entspricht für jeden 
Monat der Kindererziehungszeit, in dem die Voraus-
setzungen des Abs. 1 erfüllt waren, 55 vom Hundert 
des in § 78a Abs. 1 Satz 3 des Sechsten Buches Sozi-
algesetzbuch bestimmten Bruchteils des aktuellen 
Rentenwerts.

(4) § 50a Abs. 7 und § 69e Abs. 5 Satz 2 gelten ent-
sprechend.

§ 50d
Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag

(1) War ein Beamter nach § 3 Satz 1 Nr. 1a des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch versicherungs-
pflichtig, weil er einen Pflegebedürftigen nicht er-
werbsmäßig gepflegt hat, erhält er für die Zeit der Pfle-
ge einen Pflegezuschlag zum Ruhegehalt. Dies gilt 
nicht, wenn die allgemeine Wartezeit in der gesetzli-
chen Rentenversicherung erfüllt ist.

(2) Hat ein Beamter ein ihm nach § 50a Abs. 3 zuzu-
ordnendes pflegebedürftiges Kind nicht erwerbsmäßig 
gepflegt (§ 3 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch), erhält 
er neben dem Pflegezuschlag einen Kinderpflegeer-
gänzungszuschlag. Dieser wird längstens für die Zeit 

wird in § 56 geregelt
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bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres des pflege-
bedürftigen Kindes und nicht neben einem Kinderer-
ziehungsergänzungszuschlag oder einer Leistung nach 
§ 70 Abs. 3a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
gewährt.

(3) Die Höhe des Pflegezuschlags ergibt sich aus der 
Vervielfältigung der nach § 166 Abs. 2 in Verbindung 
mit § 70 Abs. 1 des Sechsten Buches Sozialgesetz-
buch für die Zeit der Pflege nach Abs. 1 ermittelten 
Entgeltpunkte mit dem aktuellen Rentenwert. Die Höhe 
des Kinderpflegeergänzungszuschlags ergibt sich aus 
dem in § 70 Abs. 3a Satz 2 Buchst. a und Satz 3 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bestimmten 
Bruchteil des aktuellen Rentenwerts.

(4) § 50a Abs. 5 bis 7 gilt entsprechend. § 50a Abs. 5 
gilt bei der Anwendung des Abs. 2 mit der Maßgabe, 
dass bei der Ermittlung der Höchstgrenze an die Stelle 
des in Satz 2 genannten Höchstwerts an Entgeltpunk-
ten für jeden Monat berücksichtigungsfähiger Kinder-
pflegezeit der in § 70 Abs. 2 Satz 1 des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch bestimmte Bruchteil des aktuel-
len Rentenwerts tritt.

§ 50e
Vorübergehende Gewährung von Zuschlägen

(1) Versorgungsempfänger, die vor Erreichen der Re-
gelaltersgrenze nach § 50 Abs. 1 oder 3 des Hessi-
schen Beamtengesetzes in den Ruhestand treten, 
erhalten vorübergehend Leistungen entsprechend den 
§§ 50a, 50b und 50d, wenn

1. bis zum Beginn des Ruhestandes die allgemeine 
Wartezeit für eine Rente der gesetzlichen Rentenversi-
cherung erfüllt ist,
2. a) sie wegen Dienstunfähigkeit im Sinne des § 42 

entfällt – siehe Begründung § 56
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Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder entspre-
chenden Landesrechts in den Ruhestand versetzt wor-
den sind oder
b) sie wegen Erreichens einer besonderen Altersgren-
ze in den Ruhestand getreten sind oder auf Antrag vor 
Erreichen dieser Altersgrenze in den Ruhestand ver-
setzt
wurden und die besondere Altersgrenze erreicht ha-
ben, und
3. entsprechende Leistungen nach dem Sechsten 
Buch Sozialgesetzbuch dem Grunde nach zustehen, 
jedoch vor dem Erreichen der maßgebenden Alters-
grenze noch nicht gewährt werden,
4. sie einen Ruhegehaltssatz von 66,97 vom Hundert 
noch nicht erreicht haben.

Durch die Leistung nach Satz 1 darf der Betrag nicht 
überschritten werden, der sich bei Berechnung des 
Ruhegehalts mit einem Ruhegehaltssatz von 66,97 
vom Hundert ergibt.

(2) Die Leistung entfällt spätestens mit Ablauf des Mo-
nats, in dem der Versorgungsempfänger die Regelal-
tersgrenze nach § 50 Abs. 1 oder 3 des Hessischen 
Beamtengesetzes erreicht. Sie endet vorher, wenn der 
Versorgungsempfänger eine Versichertenrente der 
gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, mit Ablauf 
des Tages vor dem Beginn der Rente.

(3) Die Leistung wird auf Antrag gewährt. Anträge, die 
innerhalb von drei Monaten nach Eintritt des Beamten 
in den Ruhestand gestellt werden, gelten als zum Zeit-
punkt des Ruhestandseintritts gestellt. Wird der Antrag 
zu einem späteren Zeitpunkt gestellt, so wird die Leis-
tung vom Beginn des Antragsmonats an gewährt.

(4) Die Höchstgrenze für den Hinzuverdienst bestimmt 
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sich nach § 53 Abs. 2 Nr. 3.
Zweiter Abschnitt

Anrechnungen und Kürzungen

§ 53
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 

Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen

(1) Beziehen Empfänger von Ruhegehalt, die nicht 
wegen Erreichens der für sie geltenden gesetzlichen 
Altersgrenze in den Ruhestand getreten sind, oder 
Empfänger von Hinterbliebenenbezügen Erwerbs- oder 
Erwerbsersatzeinkommen (Abs. 7), werden daneben 
die Versorgungsbezüge nur unter Berücksichtigung der 
in Abs. 2 bezeichneten Höchstgrenze gezahlt.

§ 57
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen 

mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen

(1) Beziehen Versorgungsberechtigte Erwerbs-
oder Erwerbsersatzeinkommen nach Abs. 4, erhal-
ten sie daneben ihre Versorgungsbezüge nur unter 
Berücksichtigung der in Abs. 2 bezeichneten 
Höchstgrenze. Die Versorgungsbezüge ruhen in 
Höhe von 50 Prozent des Betrages, um den sie und 
das Einkommen diese Höchstgrenze übersteigen. 
Satz 1 und 2 finden nur bis zum Ablauf des Monats 
Anwendung, in dem

1. Ruhestandesbeamtinnen oder Ruhestands-
beamte die für sie geltende gesetzliche Al-
tersgrenze für den Eintritt in den Ruhe-
stand,

2. Wahlbeamtinnen und Wahlbeamte auf Zeit 
im Ruhestand die Regelaltersgrenze nach § 
33 Abs. 1 oder 3 des Hessischen Beamten-
gesetzes oder

3. Hinterbliebene die Regelaltersgrenze nach § 
33 Abs. 1 oder 3 des Hessischen Beamten-
gesetzes 

erreicht haben. 

Zu § 57 

Bereits durch § 2 des Hessischen Gesetzes zur Erset-
zung der Fristen nach § 5 Abs. 3 und 5 des Beamten-
versorgungsgesetzes und zur Aufhebung der Hinzu-
verdienstgrenze für Versorgungsberechtigte vom 6. 
Juni 2007 (GVBl. I S. 302) und Art. 4 Nr. 13 des 1. 
DRModG sind die Hinzuverdienstmöglichkeiten für 
hessische Ruhestandsbeamtinnen und –beamte ver-
bessert worden. In einem dritten Schritt werden nun die 
Hinzuverdienstregelungen im Interesse einer Gleich-
behandlung aller Versorgungsberechtigten nochmals 
überarbeitet. 
Dadurch ergeben sich folgende Änderungen:
Einkommen wird bei Empfängerinnen oder Empfän-
gern von Ruhegehalt nur noch bis zum Erreichen der 
allgemeinen oder besonderen Altersgrenze für den 
Eintritt in den Ruhestand angerechnet, bei Hinterblie-
benen bis zum Erreichen der allgemeinen Regelalters-
grenze für Beamtinnen und Beamte. Soweit danach 
eine Anrechnung erfolgt, gilt Folgendes:

- Es wird nicht mehr zwischen Privateinkommen und 
Verwendungseinkommen im öffentlichen Dienst un-
terschieden. 

- Die verschärfte Höchstgrenze bei Ruhestandsver-
setzung wegen Dienstunfähigkeit und Schwerbehin-
derung (ehem. § 53 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 HBeamtVG) 
entfällt. 

- Der Versorgungsbezug vermindert sich bei allen 
Versorgungsberechtigten nur noch um die Hälfte 
des Betrags, um den die Summe aus Versorgung 
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(2) Als Höchstgrenze gelten

1. für Ruhestandsbeamte und Witwen die ruhegehalt-
fähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt be-
rechnet, mindestens ein Betrag in Höhe des Ei-
neinhalbfachen der jeweils ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungs-
gruppe A 4, zuzüglich des jeweils zustehenden Un-
terschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1,

2. für Waisen 40 vom Hundert des Betrages, der sich 
nach Nr. 1 unter Berücksichtigung des ihnen zu-
stehenden Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 
ergibt,

3. für Ruhestandsbeamte, die

a) wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem 
Dienstunfall beruht, in den Ruhestand getreten 
sind, oder

b) nach § 51 Abs. 4 Nr. 1 des Hessischen Beam-
tengesetzes in den Ruhestand getreten sind, 

bis zum Ablauf des Monats, in dem die Regelal-
tersgrenze nach § 50 Abs. 1 oder 3 des Hessi-
schen Beamtengesetzes erreicht wird,
71,75 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, 
aus der sich das Ruhegehalt berechnet, mindes-
tens ein Betrag in Höhe des Eineinhalbfachen der 
jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zuzüglich des 

(2) Als Höchstgrenze gelten

1. für Ruhestandsbeamtinnen, Ruhestandsbeamte, 
Witwen und Witwer die ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, 
aus der sich das Ruhegehalt berechnet, mindestens 
ein Betrag in Höhe des Eineinhalbfachen der jeweils 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe 
der Besoldungsgruppe A 6, zuzüglich des jeweils 
zustehenden Unterschiedsbetrages nach § 55 Abs. 
1,

2. für Waisen 40 Prozent des Betrages, der sich nach 
Nr. 1 unter Berücksichtigung des ihnen zustehen-
den Unterschiedsbetrags nach § 55 Abs. 1 ergibt.

und Hinzuverdienst die Höchstgrenze überschreitet. 

Abs. 2 Nr. 1 enthält eine Folgeänderung der Änderung 
des § 14 Abs. 4 (Mindestversorgung). 

Abs. 2 Nr. 3 wird gestrichen.
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jeweils zustehenden Unterschiedsbetrages nach § 
50 Abs. 1 sowie 467 Euro.

(3) Die Höchstgrenze nach Abs. 2 ist in den Fällen des 
§ 5 Abs. 2 Nr. 2 des Hessischen Sonderzahlungsge-
setzes vom 22. Oktober 2003 (GVBl. I S. 280), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 1. Oktober 2008 (GVBl. I 
S. 844), um die nach den §§ 5 und 6 des Hessischen 
Sonderzahlungsgesetzes zu zahlenden Beträge zu 
erhöhen.

(4) (weggefallen)

(5) Dem Versorgungsberechtigten ist mindestens ein 
Betrag in Höhe von 20 vom Hundert seines jeweiligen 
Versorgungsbezuges (§ 2) zu belassen. Satz 1 gilt 
nicht beim Bezug von Verwendungseinkommen, das 
mindestens aus derselben Besoldungsgruppe oder 
einer vergleichbaren Vergütungsgruppe berechnet 
wird, aus der sich auch die ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge bestimmen. Für sonstiges in der Höhe ver-
gleichbares Verwendungseinkommen gelten Satz 2 
und Abs. 7 Satz 5 entsprechend.

(6) Bei der Ruhensberechnung für einen früheren Be-
amten oder früheren Ruhestandsbeamten, der An-
spruch auf Versorgung nach § 38 hat, ist mindestens 
ein Betrag als Versorgung zu belassen, der unter Be-
rücksichtigung seiner Minderung der Erwerbsfähigkeit 
infolge des Dienstunfalles dem Unfallausgleich ent-
spricht. Dies gilt nicht, wenn wegen desselben Unfalls 
Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz zu-
steht.

(7) Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus nichtselbst-
ändiger Arbeit einschließlich Abfindungen, aus selb-
ständiger Arbeit sowie aus Gewerbebetrieb und aus 

(3) Der oder dem Versorgungsberechtigten ist min-
destens ein Betrag in Höhe von 20 Prozent des
Versorgungsbezuges zu belassen. 

(4) Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus einer 
selbstständigen oder nicht selbstständigen Tätig-
keit. Nicht als Erwerbseinkommen gelten Aufwands-

Der bisherige § 53 Abs. 3 wird neu in § 62 Abs. 2 ge-
regelt.

Abs. 3 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Abs. 
5 S. 1. Satz 2 wird gestrichen, da nicht mehr zwischen 
innerhalb und außerhalb des öffentlichen Dienstes 
erzieltem Einkommen unterschieden wird.

Der bisherige § 53 Abs. 6 wird neu in § 62 Abs. 1 ge-
regelt.

Abs. 4 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 53 Abs. 7. 
Die Definition des anzurechnenden Einkommens wird 
lediglich kürzer gefasst und stellt jetzt klar, dass Er-
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Land- und Forstwirtschaft. Nicht als Erwerbseinkom-
men gelten Aufwandsentschädigungen, ein Unfallaus-
gleich (§ 35) sowie Einkünfte aus Tätigkeiten, die nach 
Art und Umfang Nebentätigkeiten im Sinne des § 80 
Abs. 1 Nr. 1 des Hessischen Beamtengesetzes ent-
sprechen. Erwerbsersatzeinkommen sind Leistungen, 
die auf Grund oder in entsprechender Anwendung 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften kurzfristig erbracht 
werden, um Erwerbseinkommen zu ersetzen (§ 18a 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch). Die Berücksichtigung des Erwerbs- und des 
Erwerbsersatzeinkommens erfolgt monatsbezogen. 
Wird Einkommen nicht in Monatsbeträgen erzielt, ist 
das Einkommen des Kalenderjahres, geteilt durch 
zwölf Kalendermonate, anzusetzen.

(8) Nach Ablauf des Monats, in dem der Versorgungs-
berechtigte die für Beamte auf Lebenszeit geltende
Regelaltersgrenze nach § 50 Abs. 1 oder 3 des Hessi-
schen Beamtengesetzes erreicht, gelten die Abs. 1 bis 
7 nur für Erwerbseinkommen aus einer Verwendung im 
öffentlichen Dienst (Verwendungseinkommen). Dies ist 
jede Beschäftigung im Dienst von Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des deutschen öffentlichen 
Rechts oder ihrer Verbände; ausgenommen ist die 
Beschäftigung bei öffentlich-rechtlichen Religionsge-
sellschaften oder ihren Verbänden. Der Verwendung 
im öffentlichen Dienst steht gleich die Verwendung im 
öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung, an der eine Körperschaft 
oder ein Verband im Sinne des Satz 2 durch Zahlung 
von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise 
beteiligt ist. Ob die Voraussetzungen zutreffen, ent-
scheidet auf Antrag der zuständigen Stelle oder des 
Versorgungsberechtigten das für das Versorgungs-
recht zuständige Ministerium oder die von ihm be-
stimmte Stelle.

entschädigungen, ein Unfallausgleich (§ 40) sowie 
Einkünfte aus Tätigkeiten, die nach Art und Umfang 
Nebentätigkeiten im Sinne des § 74 Abs. 1 Nr. 1 des 
Hessischen Beamtengesetzes entsprechen. Erwerbs-
ersatzeinkommen sind nach § 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch Leistungen, 
die aufgrund oder in entsprechender Anwendung öf-
fentlich-rechtlicher Vorschriften kurzfristig erbracht 
werden, um Erwerbseinkommen zu ersetzen. Die Be-
rücksichtigung des Erwerbs- und des Erwerbsersatz-
einkommens erfolgt monatsbezogen. Wird Einkommen 
nicht in Monatsbeträgen erzielt, ist das Einkommen 
des Kalenderjahres, geteilt durch zwölf Kalendermona-
te, anzusetzen.

werbseinkommen nur dann anzurechnen ist, wenn es 
durch den Einsatz der Arbeitskraft der oder des Ver-
sorgungsberechtigten erzielt wird. Weitere Einzelheiten 
werden in Verwaltungsvorschriften oder Durchfüh-
rungshinweisen definiert. 

Die bisherigen Abs. 8 bis 10 entfallen.
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(9) Beziehen Beamte, die nach § 51 Abs. 4 Nr. 2 oder 
§ 194 Abs. 1 Satz 2, auch in Verbindung mit § 197, des 
Hessischen Beamtengesetzes in den Ruhestand getre-
ten sind, Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen 
nach Abs. 7, ruhen die Versorgungsbezüge um 50 vom 
Hundert des Betrages, um den sie und das Einkom-
men die Höchstgrenze übersteigen.

(10) Beziehen Beamte im einstweiligen Ruhestand 
oder Wahlbeamte auf Zeit im Ruhestand Erwerbs-
oder Erwerbsersatzeinkommen nach Abs. 7, das nicht 
Verwendungseinkommen nach Abs. 8 ist, ruhen die 
Versorgungsbezüge um 50 vom Hundert des Betrages, 
um den sie und das Einkommen die Höchstgrenze 
übersteigen.

§ 54
Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge

(1) Erhalten aus einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst (§ 53 Abs. 8) an neuen Versorgungsbezügen

1. ein Ruhestandsbeamter Ruhegehalt oder eine 
ähnliche Versorgung,

2. eine Witwe oder Waise aus der Verwendung des 
verstorbenen Beamten oder Ruhestandsbeamten 
Witwengeld, Waisengeld oder eine ähnliche Ver-
sorgung,

3. eine Witwe Ruhegehalt oder eine ähnliche Versor-
gung,

so sind neben den neuen Versorgungsbezügen die 
früheren Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen 

§ 58
Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge

(1) Erhalten aus einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst nach Abs. 4 an neuen Versorgungsbezügen

1. eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestands-
beamter Ruhegehalt oder eine ähnliche Versor-
gung,

2. eine Witwe, ein Witwer oder eine Waise Witwen-
geld, Witwergeld, Waisengeld oder eine ähnliche 
Versorgung,

3. eine Witwe oder ein Witwer Ruhegehalt oder eine 
ähnliche Versorgung,

4. eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestands-
beamter Witwengeld, Witwergeld oder eine ähn-
liche Versorgung,

so sind neben den neuen Versorgungsbezügen die 
früheren Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen 

Zu § 58 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird der bisherige § 
54 Abs. 4 HBeamtVG durch die Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
und Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 3 inhaltsgleich er-
setzt. 



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

96

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

der in Abs. 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. 
Dabei darf die Gesamtversorgung nicht hinter der frü-
heren Versorgung zurückbleiben.

(2) Als Höchstgrenze gelten

1. für Ruhestandsbeamte (Abs. 1 Nr. 1) das Ruhege-
halt, das sich unter Zugrundelegung der gesamten 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit und der ruhegehalt-
fähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe, aus der sich das frühere Ruhegehalt 
berechnet, ergibt, zuzüglich des Unterschiedsbe-
trages nach § 50 Abs. 1,

2. für Witwen und Waisen (Abs. 1 Nr. 2) das Witwen-
oder Waisengeld, das sich aus dem Ruhegehalt 
nach Nr. 1 ergibt, zuzüglich des Unterschiedsbe-
trages nach § 50 Abs. 1,

3. für Witwen (Abs.1 Nr. 3) 71,75 vom Hundert, in 
den Fällen des § 36 75 vom Hundert, in den Fällen 
des § 37 80 vom Hundert, der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungs-
gruppe, aus der sich das dem Witwengeld zugrun-
deliegende Ruhegehalt bemisst, zuzüglich des Un-
terschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1. 

Ist bei einem an der Ruhensregelung nach Satz 1 Nr. 1 
oder 2 beteiligten Versorgungsbezug das Ruhegehalt 
nach § 14 Abs. 3 gemindert, ist das für die Höchst-
grenze maßgebende Ruhegehalt in sinngemäßer An-
wendung dieser Vorschrift festzusetzen. Ist bei der 
Ruhensregelung nach Satz 1 Nr. 3 das dem Witwen-
geld zugrundeliegende Ruhegehalt nach § 14 Abs. 3 
gemindert, ist die Höchstgrenze entsprechend dieser 
Vorschrift zu berechnen, wobei dem zu vermindernden 
Ruhegehalt mindestens ein Ruhegehaltssatz von 
71,75 vom Hundert zugrunde zu legen ist. Ist bei ei-
nem an der Ruhensregelung nach Satz 1 Nr. 1 oder 2 

der in Abs. 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. 
Dabei darf die Gesamtversorgung nicht hinter der frü-
heren Versorgung zurückbleiben.

(2) Als Höchstgrenze gelten in Fällen des Abs. 1 Satz 
1
1. Nr. 1 das Ruhegehalt, das sich unter Zugrundele-

gung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
und der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das 
frühere Ruhegehalt berechnet, ergibt,

2. Nr. 2 das Witwengeld, Witwergeld oder Waisen-
geld, das sich aus dem Ruhegehalt nach Nr. 1 
ergibt,

3. Nr. 3 und 4 71,75 Prozent, in den Fällen des § 41 
75 Prozent, in den Fällen des § 42 80 Prozent, 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich 
das dem Witwengeld oder Witwergeld zugrunde 
liegende Ruhegehalt bemisst.

Die Höchstgrenze erhöht sich um den Unter-
schiedsbetrag nach § 55 Abs. 1. Ist bei einem an 
der Ruhensregelung nach Abs. 1 beteiligten Ver-
sorgungsbezug das Ruhegehalt oder das dem 
Witwengeld oder Witwergeld zugrunde liegende 
Ruhegehalt um einen Versorgungsabschlag ge-
mindert oder um einen Versorgungsaufschlag er-
höht, ist dies bei der Berechnung der Höchstgren-
ze entsprechend zu berücksichtigen. 

Abs. 2 Satz 2 bestimmt, dass Versorgungsaufschläge, 
die das Ruhegehalt erhöhen, bei dem in die Berech-
nung nach § 58 einzubeziehenden Ruhegehalt anderer 
Dienstherren zu berücksichtigen sind. Ansonsten ent-
spricht die Regelung inhaltlich dem bisherigen § 54 
Abs. 2 Satz 2 und 3 HBeamtVG.
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beteiligten Versorgungsbezug der Ruhegehaltssatz 
nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 oder 3 dieses Ge-
setzes in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden 
Fassung gemindert, ist der für die Höchstgrenze maß-
gebende Ruhegehaltssatz in sinngemäßer Anwendung 
dieser Vorschrift festzusetzen. Ist bei der Ruhensrege-
lung nach Satz 1 Nr. 3 der Ruhegehaltssatz des dem 
Witwengeld zugrundeliegenden Ruhegehalts nach § 
14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 oder 3 dieses Gesetzes in 
der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung 
gemindert, ist die Höchstgrenze entsprechend dieser 
Vorschrift zu berechnen, wobei der zu vermindernde 
Ruhegehaltssatz mindestens 71,75 vom Hundert be-
trägt.

(3) Im Falle des Abs. 1 Nr. 3 ist neben dem neuen 
Versorgungsbezug mindestens ein Betrag in Höhe von 
20 vom Hundert des früheren Versorgungsbezuges zu 
belassen.

(3) Im Falle des Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 oder 4 ist min-
destens ein Betrag in Höhe von 20 Prozent des Wit-
wengeldes oder Witwergeldes zu belassen.

(4) Verwendung im öffentlichen Dienst ist jede Be-
schäftigung im Dienst von Körperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des deutschen öffentlichen 
Rechts oder ihrer Verbände; ausgenommen ist die 
Beschäftigung bei öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaften oder ihren Verbänden. Der Verwen-
dung im öffentlichen Dienst steht gleich die Ver-
wendung im öffentlichen Dienst einer zwischen-
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, an 
der eine Körperschaft oder ein Verband im Sinne 
des Satz 1 durch Zahlung von Beiträgen oder Zu-
schüssen oder in anderer Weise beteiligt ist. Ob 
die Voraussetzungen des Satz 1 oder 2 vorliegen, 
entscheidet auf Antrag der zuständigen Stelle oder 
der oder des Versorgungsberechtigten das für das 
Beamtenversorgungsrecht zuständige Ministerium.

Abs. 3 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 54 Abs. 3 
HBeamtVG.

Wegen der Definition des in Abs. 1 enthaltenen Be-
griffs „Verwendung im öffentlichen Dienst“ ist bisher auf 
den früheren § 53 Abs. 8 (neu: § 57) HBeamtVG ver-
wiesen worden. Die dortige Streichung dieser Definiti-
on erfordert deren inhaltsgleiche Aufnahme als Abs. 4. 
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(4) Erwirbt ein Ruhestandsbeamter einen Anspruch auf 
Witwengeld oder eine ähnliche Versorgung, so erhält 
er daneben sein Ruhegehalt zuzüglich des Unter-
schiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 nur bis zum Errei-
chen der in Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 sowie Satz 3 und 5 
bezeichneten Höchstgrenze. Die Gesamtbezüge dür-
fen nicht hinter seinem Ruhegehalt zuzüglich des Un-
terschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 sowie eines Be-
trages in Höhe von 20 vom Hundert des neuen Ver-
sorgungsbezuges zurückbleiben.

(5) § 53 Abs. 6 gilt entsprechend.

Die bisherigen Abs. 4 und 5 entfallen.

§ 55
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 

Renten

(1) Versorgungsbezüge werden neben Renten nur bis 
zum Erreichen der in Abs. 2 bezeichneten Höchstgren-
ze gezahlt. Als Renten gelten

1. Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherun-
gen,

2. Renten aus einer zusätzlichen Alters- oder Hinter-
bliebenenversorgung für Angehörige des öffentli-
chen Dienstes,

3. Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung, 
wobei ein dem Unfallausgleich (§ 35) entspre-
chender Betrag unberücksichtigt bleibt; bei einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um 20 vom Hun-
dert bleiben zwei Drittel der Mindestgrundrente 
nach dem Bundesversorgungsgesetz, bei einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um 10 vom Hun-
dert ein Drittel der Mindestgrundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz unberücksichtigt,

4. Leistungen aus einer berufsständischen Versor-

§ 59
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 

Renten

(1) Versorgungsbezüge werden neben Renten nur bis 
zum Erreichen der in Abs. 2 bezeichneten Höchstgren-
ze gezahlt. Als Renten gelten

1. Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherun-
gen,

2. Renten aus einer zusätzlichen Alters- oder Hinter-
bliebenenversorgung für Angehörige des öffentli-
chen Dienstes,

3. Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung, 
wobei für Ruhegehaltsempfängerinnen und Ru-
hegehaltsempfänger ein dem Unfallausgleich 
nach § 40 entsprechender Betrag unberücksichtigt 
bleibt; bei einem Grad der Schädigungsfolgen
von 20 bleiben zwei Drittel der Mindestgrundrente 
nach dem Bundesversorgungsgesetz, bei einem 
Grad der Schädigungsfolgen von 10 ein Drittel 
der Mindestgrundrente nach dem Bundesversor-
gungsgesetz unberücksichtigt,

4. Leistungen aus einer berufsständischen Versor-

Zu § 59 

Die Ergänzung „mit Ausnahme des Kinderzuschusses“ 
in Abs. 1 war vorher sinngemäß in Abs. 1 Satz 6 ent-
halten. Ansonsten entspricht Abs. 1 inhaltlich dem bis-
herigen § 55 Abs. 1 HBeamtVG.
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gungseinrichtung oder aus einer befreienden Le-
bensversicherung, zu denen der Arbeitgeber auf 
Grund eines Beschäftigungsverhältnisses im öf-
fentlichen Dienst mindestens die Hälfte der Beiträ-
ge oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat.

Wird eine Rente im Sinne des Satz 2 nicht beantragt 
oder auf sie verzichtet oder wird an deren Stelle eine 
Kapitalleistung, Beitragserstattung oder Abfindung 
gezahlt, so tritt an die Stelle der Rente der Betrag, der 
vom Leistungsträger ansonsten zu zahlen wäre. Bei 
Zahlung einer Abfindung, Beitragserstattung oder ei-
nes sonstigen Kapitalbetrages ist der sich bei einer 
Verrentung ergebende Betrag zugrunde zu legen.
Dies gilt nicht, wenn der Ruhestandsbeamte innerhalb 
von drei Monaten nach Zufluss den Kapitalbetrag zu-
züglich der hierauf gewährten Zinsen an den Dienst-
herrn abführt. Zu den Renten und den Leistungen nach 
Nr.4 rechnet nicht der Kinderzuschuss. Renten, Ren-
tenerhöhungen und Rentenminderungen, die auf § 
1587b des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder § 1 des 
Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungs-
ausgleich beruhen, bleiben unberücksichtigt.

(2) Als Höchstgrenze gelten

1. für Ruhestandsbeamte der Betrag, der sich als 
Ruhegehalt zuzüglich des Unterschiedsbetrages 
nach § 50 Abs. 1 ergeben würde, wenn der Be-
rechnung zugrunde gelegt werden

a) bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die 
Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich 
das Ruhegehalt berechnet,

b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit die Zeit vom 

gungseinrichtung oder aus einer befreienden Le-
bensversicherung, zu denen der Arbeitgeber auf-
grund eines Beschäftigungsverhältnisses im öffent-
lichen Dienst mindestens die Hälfte der Beiträge 
oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat,

mit Ausnahme des Kinderzuschusses. 

(2) Als Höchstgrenze gelten

1. für Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbe-
amte der Betrag, der sich als Ruhegehalt zuzüg-
lich des Unterschiedsbetrages nach § 55 Abs. 1 
ergeben würde, wenn der Berechnung zugrunde 
gelegt werden

a. bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die 
Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich 
das Ruhegehalt berechnet,

b. als ruhegehaltfähige Dienstzeit die Zeit bis zum 

Abs. 2 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 55 Abs. 2 
HBeamtVG.
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vollendeten 17. Lebensjahr bis zum Eintritt des 
Versorgungsfalles abzüglich von Zeiten nach § 
12a, zuzüglich der Zeiten, um die sich die ru-
hegehaltfähige Dienstzeit erhöht, und der bei 
der Rente berücksichtigten Zeiten einer ren-
tenversicherungspflichtigen Beschäftigung oder 
Tätigkeit nach Eintritt des Versorgungsfalles,

2. für Witwen der Betrag, der sich als Witwengeld 
zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 
Abs. 1, für Waisen der Betrag, der sich als Wai-
sengeld zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach 
§ 50 Abs. 1, wenn dieser neben dem Waisengeld 
gezahlt wird, aus dem Ruhegehalt nach Nr. 1 er-
geben würde.

Ist bei einem an der Ruhensregelung beteiligten Ver-
sorgungsbezug das Ruhegehalt nach § 14 Abs. 3 ge-
mindert, ist das für die Höchstgrenze maßgebende 
Ruhegehalt in sinngemäßer Anwendung dieser Vor-
schrift festzusetzen. Ist bei einem an der Ruhensrege-
lung beteiligten Versorgungsbezug der Ruhegehalts-
satz nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 oder 3 dieses 
Gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden 
Fassung gemindert, ist der für die Höchstgrenze maß-
gebende Ruhegehaltssatz in sinngemäßer Anwendung 
dieser Vorschrift festzusetzen.

Eintritt des Versorgungsfalles abzüglich von 
Zeiten nach § 13 Abs. 6, zuzüglich der Zeiten, 
um die sich die ruhegehaltfähige Dienstzeit er-
höht, und der bei der Rente berücksichtigten 
Zeiten einer rentenversicherungspflichtigen 
Beschäftigung oder Tätigkeit nach Eintritt des 
Versorgungsfalles,

2. für Witwen und Witwer der Betrag, der sich als 
Witwengeld oder Witwergeld zuzüglich des Un-
terschiedsbetrages nach § 55 Abs. 1, für Waisen 
der Betrag, der sich als Waisengeld zuzüglich des 
Unterschiedsbetrages nach § 55 Abs. 1, wenn 
dieser neben dem Waisengeld gezahlt wird, aus 
dem Ruhegehalt nach Nr. 1 ergeben würde.

Ist bei einem an der Ruhensregelung beteiligten Ver-
sorgungsbezug das Ruhegehalt um einen Versor-
gungsabschlag gemindert, ist das für die Höchstgren-
ze maßgebende Ruhegehalt entsprechend festzuset-
zen.

(3) Wird eine Rente im Sinne des Abs. 1 nicht bean-
tragt oder auf sie verzichtet oder wird an deren 
Stelle eine Kapitalleistung, Beitragserstattung oder 
Abfindung gezahlt, so tritt an die Stelle der Rente 
der Betrag, der vom Leistungsträger im Falle einer 
Verrentung ansonsten zu zahlen wäre. Dies gilt 
nicht, wenn die Ruhestandsbeamtin oder der Ru-
hestandsbeamte innerhalb von drei Monaten nach 
Zufluss den Kapitalbetrag zuzüglich der hierauf 
gewährten Zinsen an den Dienstherrn abführt. Die 

Abs. 3 enthält eine Regelung zur Ermittlung der zu 
berücksichtigenden Rente im Fall des Verzichts oder 
der Kapitalisierung, welche aus Gründen der Über-
sichtlichkeit aus dem Text des bisherigen § 55 Abs. 1 
Satz 3 bis 5 HBeamtVG herausgelöst wurde. Es wurde 
eine Klarstellung aufgenommen, ab wann die "fiktive" 
Rentenanrechnung" durchzuführen ist. Ferner wird das 
Urteil des BVerwG v. 27.03.2008 - 2 C 30.06 - berück-
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(3) Als Renten im Sinne des Abs. 1 gelten nicht

1. bei Ruhestandsbeamten (Abs. 2 Nr. 1) Hinterbliebe-
nenrenten aus einer Beschäftigung oder Tätigkeit des 
Ehegatten,
2. bei Witwen und Waisen (Abs.2 Nr. 2) Renten auf 
Grund einer eigenen Beschäftigung oder Tätigkeit.

Anrechnung nach Satz 1 und 2 ist ab dem Zeit-
punkt durchzuführen, zu dem die gesetzliche Al-
tersgrenze für den Bezug der Rente erreicht ist und 
sie ohne Zu- oder Abschläge wegen späterer oder 
vorzeitiger Inanspruchnahme gezahlt werden könn-
te. Die Kapitalbeträge nach Satz 2 sind um die 
Vomhundertsätze der allgemeinen Anpassungen 
der Bezüge hessischer Versorgungsberechtigter 
zu erhöhen oder zu vermindern, die sich nach dem 
Zeitpunkt der Entstehung des Anspruchs auf die 
Kapitalbeträge bis zur Gewährung von Versor-
gungsbezügen ergeben. Der Verrentungsbetrag 
nach Satz 2 errechnet sich bezogen auf den Monat 
aus dem Verhältnis zwischen dem nach Satz 4 dy-
namisierten Kapitalbetrag und dem Verrentungsdi-
visor, der sich aus dem zwölffachen Betrag des 
Kapitalwertes nach der vom Bundesministerium 
der Finanzen zu § 14 Abs. 1 des Bewertungsgeset-
zes vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 12. April 2012 (BGBl. I 
S. 579), in der jeweils geltenden Fassung im Bun-
dessteuerblatt Teil I veröffentlichten Tabelle ergibt. 
Satz 1 bis 6 gelten nicht für die am 1. Oktober 1994 
vorhandenen Versorgungsberechtigten, wenn die 
Zahlung einer Abfindung oder die Erklärung des 
Verzichts auf Rente vor dem 1. Oktober 1994 er-
folgt ist.

(4) Als Renten im Sinne des Abs. 1 gelten nicht
1. Renten, Rentenerhöhungen und Renten-
minderungen, die auf § 1587b des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs in der am 31. August 2009 gel-
tenden Fassung oder § 1 des Gesetzes zur Re-
gelung von Härten im Versorgungsausgleich 
vom 21. Februar 1983 (BGBl. I S. 105), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 3. April 2009 
(BGBl. I S. 700), in der am 31. August 2009 gel-

sichtigt, wonach die vorgeschriebene Ermittlung einer 
fiktiven Rente Rechengrößen erfordert, die der Ge-
setzgeber selbst festzulegen hat. Satz 7 enthält eine 
für am 1. Oktober 1994 vorhandene Versorgungsbe-
rechtigte geltende Übergangsregelung, die bisher in 
Art. 11 des Beamtenversorgungsänderungsgesetzes 
1993 enthalten war.

Abs. 4 Nr. 1 stellt klar, dass die auf ein Rentensplitting 
unter Ehegatten zurückzuführenden Rententeile, ähn-
lich wie beim Versorgungsausgleich, außer Betracht 
gelassen werden. 
Abs. 4 Nr. 2 und 3 entsprechen dem bisherigen § 55 
Abs. 3 HBeamtVG.
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(4) Bei Anwendung der Abs. 1 und 2 bleibt außer An-
satz der Teil der Rente (Abs.1), der
1. dem Verhältnis der Versicherungsjahre auf Grund 
freiwilliger Weiterversicherung oder Selbstversicherung 
zu den gesamten Versicherungsjahren oder, wenn sich 
die Rente nach Werteinheiten berechnet, dem Verhält-
nis der Werteinheiten für freiwillige Beiträge zu der 
Summe der Werteinheiten für freiwillige Beiträge, 
Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten und Ausfallzeiten oder, 
wenn sich die Rente nach Entgeltpunkten berechnet, 
dem Verhältnis der Entgeltpunkte für freiwillige Beiträ-
ge zu der Summe der Entgeltpunkte für freiwillige Bei-
träge, Pflichtbeiträge, Ersatzzeiten, Zurechnungszeiten 
und Anrechnungszeiten entspricht,
2. auf einer Höherversicherung beruht. Dies gilt nicht, 
soweit der Arbeitgeber mindestens die Hälfte der Bei-
träge oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat.

(5) Bei Anwendung des § 53 ist von der nach Anwen-
dung der Abs. 1 bis 4 verbleibenden Gesamtversor-

tenden Fassung oder auf dem Versorgungs-
ausgleichsgesetz vom 3. April 2009 (BGBl. I S. 
700), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. De-
zember 2010 (BGBl. I S. 1768), beruhen, sowie 
Zuschläge oder Abschläge beim Rentensplit-
ting unter Ehegatten nach § 76c des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch,
2. bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamten nach Abs. 2 Nr. 1 Hinterbliebenen-
renten aus einer Beschäftigung oder Tätigkeit der 
Ehegattin oder des Ehegatten und
3. bei Witwen, Witwern und Waisen nach Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 Renten aufgrund einer eigenen Be-
schäftigung oder Tätigkeit.

(5) Bei der Ermittlung der nach Abs. 1 anzusetzen-
den Rente bleibt der Teil der Rente außer Ansatz, 
der auf freiwilligen Beitragsleistungen oder auf 
einer Höherversicherung beruht. Dies gilt nicht, 
wenn der Arbeitgeber mindestens die Hälfte der 
Beiträge oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet 
hat.

Abs. 5 ersetzt den bisherigen § 55 Abs. 4 HBeamtVG. 
Die Regelung wird dadurch einfacher gefasst, ohne 
dass sich an der bisherigen Berechnungsweise ent-
sprechend der jeweiligen Bestimmungsgrößen (Ent-
geltpunkte, Werteinheiten oder Versicherungsjahre) 
etwas ändert.

Die bisherigen Absätze 5 bis 7 entfallen (jetzt: § 62)



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

103

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

gung auszugehen.

(6) Beim Zusammentreffen von zwei Versorgungsbe-
zügen mit einer Rente ist zunächst der neuere Versor-
gungsbezug nach Abs. 1 bis 4 und danach der frühere 
Versorgungsbezug unter Berücksichtigung des gekürz-
ten neueren Versorgungsbezuges nach § 54 zu regeln. 
Der hiernach gekürzte frühere Versorgungsbezug ist 
unter Berücksichtigung des gekürzten neueren Versor-
gungsbezuges nach Abs. 1 bis 4 zu regeln; für die 
Berechnung der Höchstgrenze nach Abs. 2 ist hierbei 
die Zeit bis zum Eintritt des neueren Versorgungsfalles 
zu berücksichtigen.

(7) § 53 Abs. 6 gilt entsprechend.

(8) Den in Abs. 1 bezeichneten Renten stehen ent-
sprechende wiederkehrende Geldleistungen gleich, die 
auf Grund der Zugehörigkeit zu Zusatz- oder Sonder-
versorgungssystemen der ehemaligen Deutschen De-
mokratischen Republik geleistet werden oder die von 
einem ausländischen Versicherungsträger nach einem 
für die Bundesrepublik Deutschland wirksamen zwi-
schen- oder überstaatlichen Abkommen gewährt wer-
den.

(6) Den in Abs. 1 bezeichneten Renten stehen ent-
sprechende wiederkehrende Geldleistungen gleich, die 
aufgrund der Zugehörigkeit zu Zusatz- oder Sonder-
versorgungssystemen der ehemaligen Deutschen De-
mokratischen Republik geleistet werden oder die von 
einem ausländischen Versicherungsträger nach einem 
für die Bundesrepublik Deutschland wirksamen zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Abkommen 
gewährt werden.

(7) Beruht die Versorgung auf einem Beamtenver-
hältnis, das vor dem 1. Januar 1966 begründet 
wurde, sind die Abs. 1 bis 6 mit der Maßgabe an-
zuwenden, dass der zu berücksichtigende Renten-
betrag um 40 Prozent gemindert wird.

Abs. 6 entspricht dem bisherigen § 55 Abs. 8 
HBeamtVG.

Abs. 7 ersetzt die Übergangsregelung des Art. 2 § 1 
Nr. 7 des 2. Haushaltsstrukturgesetzes vom 22. De-
zember 1981 (BGBl. I S. 1523), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. November 1989 (BGBl. I S. 2094). 
Danach wurden Empfänger von Versorgungsbezügen, 
die auf vor dem 1. Januar 1966 begründeten Beamten-
verhältnissen beruhen, in die Ruhensregelung des 
bisherigen § 55 HBeamtVG mit einbezogen. Aus 
Gründen des Vertrauensschutzes wird die um 40 Pro-
zent geminderte Berücksichtigung des Rentenbetrags 
in den einschlägigen Fällen weitergeführt, der Besitz-
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stand beim Mindestbetrag wird durch eine Überlei-
tungszulage gewahrt (Art. 4 des 2. DRModG).

§ 56
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 

Versorgung aus zwischenstaatlicher und überstaat-
licher Verwendung

(1) Erhält ein Ruhestandsbeamter aus der Verwen-
dung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Einrichtung eine Versorgung, ruht 
sein deutsches Ruhegehalt in Höhe des Betrages, um 
den die Summe aus der genannten Versorgung und 
dem deutschen Ruhegehalt die in Abs. 2 genannte 
Höchstgrenze übersteigt, mindestens jedoch in Höhe 
des Betrages, der einer Minderung des Vomhundert-
satzes von 1,79375 für jedes Jahr im zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen Dienst entspricht; der Unter-
schiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 ruht in Höhe von 
2,39167 vom Hundert für jedes Jahr im zwischenstaat-
lichen oder überstaatlichen Dienst. § 14 Abs. 1 Satz 2 
bis 4 ist entsprechend anzuwenden. Die Versorgungs-
bezüge ruhen in voller Höhe, wenn der Ruhestandsbe-
amte als Invaliditätspension die Höchstversorgung aus 
seinem Amt bei der zwischenstaatlichen oder über-
staatlichen Einrichtung erhält. Bei der Anwendung des 
Satz 1 wird die Zeit, in welcher der Beamte, ohne ein 
Amt bei einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung auszuüben, dort einen Anspruch auf Ver-
gütung oder sonstige Entschädigung hat und Ruhege-
haltsansprüche erwirbt, als Zeit im zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Dienst gerechnet; entsprechen-
des gilt für Zeiten nach dem Ausscheiden aus dem 
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung, die dort bei der Berechnung des Ruhege-
halts wie Dienstzeiten berücksichtigt werden.

§ 60
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 

Versorgung aus zwischenstaatlicher und überstaat-
licher Verwendung

(1) Erhält eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhe-
standsbeamter aus der Verwendung im öffentlichen 
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung eine Versorgung, ruht das Ruhegehalt 
nach diesem Gesetz nach Anwendung von § 14 
Abs. 3 in Höhe des Betrages, um den die Summe aus 
der genannten Versorgung und dem deutschen Ruhe-
gehalt die in Abs. 2 genannte Höchstgrenze übersteigt, 
mindestens jedoch in Höhe des Betrages, der einer 
Minderung des Prozentsatzes von 1,79375 für jedes 
Jahr im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Dienst entspricht; der Unterschiedsbetrag nach § 55 
Abs. 1 ruht in Höhe von 2,39167 Prozent für jedes 
Jahr im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Dienst. § 14 Abs. 1 Satz 2 bis 5 ist entsprechend an-
zuwenden. Die Versorgungsbezüge ruhen in voller 
Höhe, wenn die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhe-
standsbeamte als Invaliditätspension die Höchstver-
sorgung aus ihrem oder seinem Amt bei der zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung er-
hält. Bei der Anwendung des Satz 1 wird die Zeit, in 
welcher die Beamtin oder der Beamte, ohne ein Amt 
bei einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung auszuüben, dort einen Anspruch auf Ver-
gütung oder sonstige Entschädigung hat und Ruhege-
haltsansprüche erwirbt, als Zeit im zwischenstaatlichen 
oder überstaatlichen Dienst gerechnet. Entsprechen-
des gilt für Zeiten nach dem Ausscheiden aus dem 
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 

Zu § 60 

Durch eine Ergänzung in Abs. 1 wird klagestellt, dass 
in die Ruhensberechnung des § 60 das durch den Ver-
sorgungsabschlag geminderte hessische Ruhegehalt 
einfließt. Dies entspricht der bisherigen Verwaltungs-
praxis. 
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(2) Als Höchstgrenze gelten die in § 54 Abs. 2 be-
zeichneten Höchstgrenzen sinngemäß, wobei diese im 
Monat Dezember nicht zu verdoppeln sind; dabei ist 
als Ruhegehalt dasjenige deutsche Ruhegehalt zu-
grunde zu legen, das sich unter Einbeziehung der Zei-
ten einer Verwendung im öffentlichen Dienst einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung 
als ruhegehaltfähige Dienstzeit und auf der Grundlage 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe 
der nächsthöheren Besoldungsgruppe ergibt.

(3) Verzichtet der Beamte oder Ruhestandsbeamte bei 
seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst einer 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung 
auf eine Versorgung oder wird an deren Stelle eine 
Abfindung, Beitragserstattung oder ein sonstiger Kapi-
talbetrag gezahlt, so findet Abs. 1 mit der Maßgabe 
Anwendung, dass an die Stelle der Versorgung der 
Betrag tritt, der vom Leistungsträger ansonsten zu 
zahlen wäre; erfolgt die Zahlung eines Kapitalbetrages, 
weil kein Anspruch auf laufende
Versorgung besteht, so ist der sich bei einer Verren-
tung des Kapitalbetrages ergebende Betrag zugrunde 
zu legen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Beamte oder Ru-
hestandsbeamte innerhalb eines Jahres nach Beendi-
gung der Verwendung oder der Berufung in das Beam-
tenverhältnis den Kapitalbetrag zuzüglich der hierauf 
gewährten Zinsen an seinen Dienstherrn abführt.

(4) Hat der Beamte oder Ruhestandsbeamte schon vor 
seinem Ausscheiden aus dem zwischenstaatlichen 

Einrichtung, die dort bei der Berechnung des Ruhege-
haltes wie Dienstzeiten berücksichtigt werden.

(2) Als Höchstgrenze gelten die in § 58 Abs. 2 be-
zeichneten Höchstgrenzen sinngemäß; dabei ist als 
Ruhegehalt dasjenige Ruhegehalt nach diesem Ge-
setz zugrunde zu legen, das sich unter Einbeziehung 
der Zeiten einer Verwendung im öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich-
tung als ruhegehaltfähige Dienstzeit und auf der 
Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus 
der Endstufe der nächsthöheren Besoldungsgruppe 
ergibt.

(3) Verzichtet die Beamtin, der Beamte, die Ruhe-
standsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte bei ih-
rem oder seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen 
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung auf eine Versorgung oder wird an deren 
Stelle eine Abfindung, Beitragserstattung oder ein 
sonstiger Kapitalbetrag gezahlt, so findet Abs. 1 mit 
der Maßgabe Anwendung, dass an die Stelle der Ver-
sorgung der Betrag tritt, der vom Leistungsträger an-
sonsten zu zahlen wäre; erfolgt die Zahlung eines Ka-
pitalbetrages, weil kein Anspruch auf laufende Versor-
gung besteht, so ist der sich bei einer Verrentung des 
Kapitalbetrages ergebende Betrag zugrunde zu legen. 
Satz 1 gilt nicht, wenn die Beamtin, der Beamte, die 
Ruhestandsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte 
innerhalb eines Jahres nach Beendigung der Verwen-
dung oder der Berufung in das Beamtenverhältnis den 
Kapitalbetrag zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen 
an seinen Dienstherrn abführt. § 59 Abs. 3 Satz 6 gilt 
entsprechend.

(4) Hat die Beamtin, der Beamte, die Ruhestandsbe-
amtin oder der Ruhestandsbeamte schon vor ihrem 

Abs. 3 Satz 3 berücksichtigt durch die Verweisung auf 
§ 59 Abs. 3 Satz 6, dass nach dem Urteil des BVerwG 
v. 27.03.2008 - 2 C 30.06 - die vorgeschriebene Ermitt-
lung einer fiktiven Rente Rechengrößen erfordert, die 
der Gesetzgeber selbst festzulegen hat. 

Ansonsten entspricht § 60 inhaltlich dem bisherigen § 
56 HBeamtVG.
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oder überstaatlichen öffentlichen Dienst unmittelbar 
oder mittelbar Zahlungen aus dem Kapitalbetrag erhal-
ten oder hat die zwischenstaatliche oder überstaatliche 
Einrichtung diesen durch Aufrechnung oder in anderer 
Form verringert, ist die Zahlung nach Abs. 3 in Höhe 
des ungekürzten Kapitalbetrages zu leisten.

(5) Erhalten die Witwe oder die Waisen eines Beamten 
oder Ruhestandsbeamten Hinterbliebenenbezüge von 
der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrich-
tung, ruht ihr deutsches Witwengeld und Waisengeld in 
Höhe des Betrages, der sich unter Anwendung der 
Abs. 1 und 2 nach dem entsprechenden Anteilsatz 
ergibt. Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz, Abs. 3, 4 und 6 
finden entsprechende Anwendung.

(6) Der Ruhensbetrag darf die von der zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen Einrichtung gewährte Ver-
sorgung nicht übersteigen. Dem Ruhestandsbeamten 
ist mindestens ein Betrag in Höhe von 20 vom Hundert 
seines deutschen Ruhegehalts zu belassen. Satz 2 gilt 
nicht, wenn die Unterschreitung der Mindestbelassung 
darauf beruht, dass
1. das deutsche Ruhegehalt in Höhe des Betrages 
ruht, der einer Minderung des Vomhundertsatzes um 
1,79375 für jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Dienst entspricht, oder
2. Abs. 1 Satz 3 anzuwenden ist.

(7) § 53 Abs. 6 gilt entsprechend.

oder seinem Ausscheiden aus dem zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen öffentlichen Dienst unmittel-
bar oder mittelbar Zahlungen aus dem Kapitalbetrag 
erhalten oder hat die zwischenstaatliche oder über-
staatliche Einrichtung diesen durch Aufrechnung oder 
in anderer Form verringert, ist die Zahlung nach Abs. 3 
in Höhe des ungekürzten Kapitalbetrages zu leisten.

(5) Bei Zahlung von Hinterbliebenenbezügen durch 
die zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrich-
tung ruhen die Hinterbliebenenbezüge nach diesem 
Gesetz in Höhe des Betrages, der sich unter Anwen-
dung der Abs.1 und 2 nach dem entsprechenden An-
teilsatz ergibt. Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz, Abs. 3, 
4 und 6 finden entsprechende Anwendung.

(6) Der Ruhensbetrag darf die von der zwischenstaatli-
chen oder überstaatlichen Einrichtung gewährte Ver-
sorgung nicht übersteigen. Der Ruhestandsbeamtin 
oder dem Ruhestandsbeamten ist mindestens ein 
Betrag in Höhe von 20 Prozent des Ruhegehaltes 
nach diesem Gesetz zu belassen. Satz 2 gilt nicht, 
wenn die Unterschreitung der Mindestbelassung da-
rauf beruht, dass

1. das Ruhegehalt nach diesem Gesetz in Höhe 
des Betrages ruht, der einer Minderung des Pro-
zentsatzes um 1,79375 für jedes Jahr im zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst ent-
spricht, oder
2. Abs. 1 Satz 3 anzuwenden ist.

3.
(7) Für vor dem 1. Januar 1999 eingetretene Ver-
sorgungsfälle und für am 1. Januar 1999 vorhan-
dene Beamtinnen und Beamte findet § 69c Abs. 5 
des Hessischen Beamtenversorgungsgesetzes in 
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der bis zum 28. Februar 2014 geltenden Fassung 
Anwendung.

§ 56a
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 

Entschädigung oder Versorgungsbezügen nach dem 
Abgeordnetenstatut des Europäischen Parlaments 

Treffen Entschädigung, Übergangsgeld, Ruhegehalt 
und Versorgung für Hinterbliebene nach dem Be-
schluss des Europäischen Parlaments vom 28. Sep-
tember 2005 zur Annahme des Abgeordnetenstatuts 
des Europäischen Parlaments, 2005/684/EG, Euratom 
(ABl. EU Nr. L 262 S. 1) (Abgeordnetenstatut) mit Be-
zügen nach diesem Gesetz zusammen, so gelten die 
Anrechnungs- und Ruhensbestimmungen des § 29 des 
Abgeordnetengesetzes in der Fassung vom 21. Febru-
ar 1996 (BGBl. I S. 327), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 3. April 2009 (BGBl. I S. 700, 717), in der 
jeweils geltenden Fassung sinngemäß. Dabei tritt an 
die Stelle des Ruhens oder der Kürzung der Bezüge 
nach dem Abgeordnetenstatut ein Ruhen oder eine 
Kürzung der Bezüge nach diesem Gesetz in jeweils 
entsprechender Höhe.

§ 61
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 

Entschädigung oder Versorgungsbezügen nach dem 
Abgeordnetenstatut des Europäischen Parlaments

Treffen Entschädigung, Übergangsgeld, Ruhegehalt 
oder Versorgung für Hinterbliebene nach dem Be-
schluss des Europäischen Parlaments vom 28. Sep-
tember 2005 zur Annahme des Abgeordnetenstatuts 
des Europäischen Parlaments, 2005/684/EG, Euratom 
(ABl. EU Nr. L 262 S. 1) (Abgeordnetenstatut) mit Be-
zügen nach diesem Gesetz zusammen, so gelten die 
Anrechnungs- und Ruhensbestimmungen des § 29 des 
Abgeordnetengesetzes in der Fassung vom 21. Febru-
ar 1996 (BGBl. I S. 326), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 8. November 2011 (BGBl. I S. 2218), in der 
jeweils geltenden Fassung sinngemäß. Dabei tritt an 
die Stelle des Ruhens oder der Kürzung der Bezüge 
nach dem Abgeordnetenstatut ein Ruhen oder eine 
Kürzung der Bezüge nach diesem Gesetz in jeweils 
entsprechender Höhe.

Die Regelung entspricht dem bisherigen § 56a 
HBeamtVG.

§ 62
Allgemeines

(1) Bei Ansprüchen auf Versorgung nach § 43 ist 
bei den Ruhensberechnungen nach den §§ 57 bis 
60 mindestens ein Betrag als Versorgung zu belas-
sen, der unter Berücksichtigung des Grades der 
Schädigungsfolgen infolge des Dienstunfalles dem 
Unfallausgleich entspricht. Dies gilt nicht, wenn 
wegen desselben Unfalls Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz zusteht.

Zu § 62 

Abs. 1 ersetzt die bisherigen §§ 53 Abs. 6, 54 Abs. 5, 
55 Abs. 7 und 56 Abs. 7 HBeamtVG inhaltsgleich.

Abs. 2 stellt klar, in welcher Weise die Sonderzahlung 
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(2) Die Höchstgrenzen nach den §§ 57 bis 60 sind 
in den Fällen des § 5 Abs. 2 Nr. 2 des Hessischen 
Sonderzahlungsgesetzes um die nach den §§ 5 
und 6 des Hessischen Sonderzahlungsgesetzes zu 
zahlenden Beträge zu erhöhen.

(3) Der Anwendung der §§ 57 bis 61 gehen sonsti-
ge Anrechnungs- und Kürzungsvorschriften vor, 
soweit nichts anderes bestimmt ist.

(4) Beim Zusammentreffen von zwei Versorgungs-
bezügen mit Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkom-
men ist § 57 zunächst auf den neueren und dann 
auf den früheren Versorgungsbezug anzuwenden. 
Beim früheren Versorgungsbezug ist dem Ein-
kommen der nicht ruhende Teil des neueren Ver-
sorgungsbezugs hinzuzurechnen. Die Berech-
nungsreihenfolge ist umzukehren, soweit dies für 
die Versorgungsberechtigten günstiger ist. Die 
Versorgungsberechtigten dürfen dadurch nicht 
besser gestellt werden, als sie ohne Bezug von 
Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen stünden.

(5) Beim Zusammentreffen von Versorgungsbezü-
gen mit Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen 
und Renten ist bei der Berechnung nach § 57 als 
Versorgungsbezug die nach § 59 verbleibende Ge-
samtversorgung zu berücksichtigen.

(6) Beim Zusammentreffen von zwei Versorgungs-
bezügen mit einer Rente ist zunächst der neuere 
Versorgungsbezug nach § 59 und danach der frü-
here Versorgungsbezug unter Berücksichtigung 
des gekürzten neueren Versorgungsbezugs nach § 
58 zu berechnen. Der hiernach gekürzte frühere 
Versorgungsbezug ist unter Berücksichtigung des 

nach dem Hessischen Sonderzahlungsgesetz in die 
jeweilige Höchstgrenze einzubeziehen ist. Die Rege-
lung entspricht der bisherigen Verwaltungspraxis.

In den Abs. 3 bis 7 werden Regelungen zur Reihenfol-
ge der Anwendung der Anrechnungs-, Kürzungs- und 
Ruhensvorschriften aus dem bisherigen § 55 BeamtVG 
sowie der ständigen Verwaltungspraxis zusammenge-
fasst.
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gekürzten neueren Versorgungsbezugs nach § 59 
zu berechnen; für die Berechnung der Höchstgren-
ze nach § 59 Abs. 2 ist die Zeit bis zum Eintritt des 
neueren Versorgungsfalls zu berücksichtigen.

(7) Der Ruhensbetrag nach § 60 ist von den nach 
Maßgabe der §§ 57 bis 59 und 61 verbleibenden 
Versorgungsbezügen abzuziehen.

(8) Bei der Ermittlung des Höchstgrenzensatzes 
nach den §§ 58 bis 60 ist das Recht anzuwenden, 
das bei der Ermittlung des Ruhegehaltssatzes zu-
grunde lag.

Abs. 8 bestimmt, dass die Berechnung des 
Höchstgrenzensatzes und des Ruhegehaltssatzes
nach dem gleichen Recht erfolgt.

§ 57
Kürzung der Versorgungsbezüge nach der Eheschei-

dung

(1) Sind Anwartschaften in einer gesetzlichen Renten-
versicherung nach § 1587b Abs. 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs durch Entscheidung des Familiengerichts 

begründet worden, werden nach Wirksamkeit dieser 
Entscheidung die Versorgungsbezüge des verpflichte-
ten Ehegatten und seiner Hinterbliebenen nach An-
wendung von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungs-
vorschriften um den nach Abs. 2 oder 3 berechneten 
Betrag gekürzt.

Das Ruhegehalt, das der verpflichtete Ehegatte im 
Zeitpunkt der Wirksamkeit der Entscheidung des Fami-
liengerichts über den Versorgungsausgleich erhält, 
wird erst gekürzt, wenn aus der Versicherung des be-
rechtigten Ehegatten eine Rente zu gewähren ist. 

§ 63
Kürzung der Versorgungsbezüge nach dem Versor-

gungsausgleich

(1) Sind durch Entscheidung des Familiengerichts

1. Anwartschaften in einer gesetzlichen Rentenversi-
cherung nach § 1587b Abs. 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches in der bis zum 31. August 2009 gel-
tenden Fassung oder

2. Anrechte nach dem Versorgungsausgleichsge-
setz

übertragen oder begründet worden, werden nach Wirk-
samkeit dieser Entscheidung die Versorgungsbezüge 
der ausgleichspflichtigen Person oder ihrer Hinter-
bliebenen nach Anwendung von Anrechnungs- und 
Kürzungsvorschriften um den nach Abs. 2 oder 3 be-
rechneten Betrag gekürzt. 

Entspricht der bisherigen Regelung des § 57 
HBeamtVG mit folgenden Änderungen:

Mit Rücksicht auf die Versorgungsausgleichsstrukturre-
form zum 1. September 2009 wurden die Verweise auf 
das Bürgerliche Gesetzbuch zeitlich begrenzt und An-
rechte aus dem Versorgungsausgleichsgesetz einbe-
zogen.

In Hessen wird wie bisher eine externe Teilung durch-
geführt.

Der bisherige Satz 2 wird in Abs. 3 geregelt.
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Das einer Vollwaise zu gewährende Waisengeld wird 
nicht gekürzt, wenn nach dem Recht der gesetzlichen 
Rentenversicherungen die Voraussetzungen für die 
Gewährung einer Waisenrente aus der Versicherung 
des berechtigten Ehegatten nicht erfüllt sind.

(2) Der Kürzungsbetrag für das Ruhegehalt berechnet 
sich aus dem Monatsbetrag der durch die Entschei-
dung des Familiengerichts begründeten Anwartschaf-
ten. Dieser Monatsbetrag erhöht oder vermindert sich 
bei einem Beamten um die Vomhundertsätze der nach 
dem Ende der Ehezeit bis zum Zeitpunkt des Eintritts 
in den Ruhestand eingetretenen Erhöhungen oder 
Verminderungen der beamtenrechtlichen Versor-
gungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind. 
Vom Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand an, bei 
einem Ruhestandsbeamten vom Tag nach dem Ende 
der Ehezeit an, erhöht oder vermindert sich der Kür-
zungsbetrag in dem Verhältnis, in dem sich das Ruhe-
gehalt vor Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und 
Anrechnungsvorschriften durch Anpassung der Ver-
sorgungsbezüge erhöht oder vermindert.

(3) Der Kürzungsbetrag für das Witwen- und Waisen-
geld berechnet sich aus dem Kürzungsbetrag nach 
Abs. 2 für das Ruhegehalt, das der Beamte erhalten 

(2) Der Kürzungsbetrag für das Ruhegehalt berechnet 
sich aus dem Monatsbetrag der durch die Entschei-
dung des Familiengerichts begründeten Anwartschaf-
ten oder übertragenen Anrechte. Dieser Monatsbetrag 
erhöht oder vermindert sich um die Prozentsätze der 
nach dem Ende der Ehezeit eingetretenen Erhöhungen 
oder Verminderungen der beamtenrechtlichen Versor-
gungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind. 
Berechnungsgrundlage bleibt die Besoldungs-
gruppe am Ende der Ehezeit.

(3) Das Ruhegehalt, das die ausgleichspflichtige 
Person im Zeitpunkt der Wirksamkeit der Ent-
scheidung des Familiengerichts über den Versor-
gungsausgleich erhält, wird erst gekürzt, wenn aus 
der Versicherung der ausgleichsberechtigten Per-
son eine Rente gewährt wird. Die Kürzung nach Abs. 
2 ist in Höhe der Differenz der beiderseitigen Aus-
gleichswerte aus den Anrechten im Sinne des § 32 
des Versorgungsausgleichsgesetzes, aus denen 
die ausgleichspflichtige Person eine laufende Ver-
sorgung bezieht, auszusetzen.

(4) Der Kürzungsbetrag für die Hinterbliebenen be-
rechnet sich aus dem Kürzungsbetrag nach Abs. 2 für 
das Ruhegehalt, das die Beamtin oder der Beamte 

Der bisherige Satz 3 wird in Abs. 3 Satz 2 geregelt.

In Abs. 2 wurde eine Verwaltungsvereinfachung für die 
Hochrechnung der übertragenen Anrechte umgesetzt. 
Es sind immer die Erhöhungen der festen Beträge 
zugrunde zu legen. Außerdem bleibt die Basis für die 
Erhöhungen immer die am Ende der Ehezeit gemelde-
te Besoldungsgruppe, sonst kann es im ungünstigen 
Fall zu einer doppelten Erhöhung kommen. 

Der neue Abs. 3 regelt das sog. Pensionistenprivileg 
des bisherigen Abs. 1 Satz 2. Die Regelung wird um 
einen neuen Satz 2 ergänzt, damit es nicht zu einer 
Besserstellung durch das neue Versorgungsaus-
gleichsverfahren kommt. Sie entspricht der Regelung 
in § 33 Abs. 3 2. Halbsatz des Versorgungsausgleichs-
gesetzes.

Abs. 4 entspricht dem bisherigen Abs. 3.
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hat oder hätte erhalten können, wenn er am Todestag 
in den Ruhestand getreten wäre, nach den Anteilssät-
zen des Witwen- oder Waisengeldes.

(4) Ein Unterhaltsbeitrag nach § 22 Abs. 2 oder 3 oder 
nach entsprechendem bisherigen Recht und eine Ab-
findungsrente nach bisherigem Recht (§ 153 des Bun-
desbeamtengesetzes und entsprechende Vorschriften) 
werden nicht gekürzt.

(5) In den Fällen des Abs. 1 Satz 2 und des § 5 des 
Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungs-
ausgleich vom 21. Februar 1983 (BGBl. I S. 105) steht 
die Zahlung des Ruhegehalts des verpflichteten Ehe-
gatten für den Fall rückwirkender oder erst nachträglich 
bekanntwerdender Rentengewährung an den berech-
tigten Ehegatten unter dem Vorbehalt der Rückforde-
rung.

erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn sie 
oder er am Todestag in den Ruhestand getreten wäre, 
nach den Anteilssätzen der Hinterbliebenenversor-
gung. Das einer Vollwaise zu gewährende Waisen-
geld wird nicht gekürzt, wenn nach dem Recht der 
gesetzlichen Rentenversicherungen die Vorausset-
zungen für die Gewährung einer Waisenrente aus der 
Versicherung der ausgleichsberechtigten Person 
nicht erfüllt sind.

(5) In den Fällen des Abs. 3 und des § 5 des Gesetzes 
zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich 
vom 21. Februar 1983 (BGBl. I S. 105) in der bis zum 
31. August 2009 geltenden Fassung und der §§ 33 und 
34 des Versorgungsausgleichsgesetzes steht die 
Zahlung des Ruhegehalts der ausgleichspflichtigen 
Person für den Fall rückwirkender oder erst nachträg-
lich bekannt werdender Rentengewährung an die 
ausgleichsberechtigte oder an die aus-
gleichspflichtige Person unter dem Vorbehalt der 
Rückforderung.

(6) In Härtefällen kann auf Antrag der aus-
gleichspflichtigen Person die Kürzung entsprechend 
den§§ 37 und 38 des Versorgungsausgleichsgeset-
zes entfallen, wenn 

1. die Voraussetzung nach § 37 Abs. 2 des Versor-
gungsausgleichsgesetzes nicht erfüllt ist und

2. die Kürzungsdauer des Ruhegehalts die Bezugs-
dauer der Anrechte aus dem Versorgungsaus-

Abs. 4 Satz 2 entspricht dem bisherigen Abs. 1 Satz 3.

Der bisherige Abs. 4 wird gestrichen. Die Abfindungs-
rente war in Hessen nie vorgesehen. In § 28 wird be-
reits auf das bisherige Recht verwiesen und in § 75
wird die Kürzung des Unterhaltsbeitrags nach § 28 
bereits ausgeschlossen.

In Abs. 5 werden die bisherigen Verweise auf andere 
Gesetze wie in Abs. 1 angepasst. Der Vorbehalt der 
Rückforderung gilt aufgrund des neuen Versorgungs-
ausgleichsrechts auch beim Bezug von Leistungen der 
ausgleichspflichtigen Person.

Mit dem neuen Abs. 6 können Kürzungen nach § 63 in 
Härtefällen entfallen. Nach § 37 Abs. 2 Versorgungs-
ausgleichsgesetz kann die Kürzung nur dann entfallen, 
wenn die ausgleichsberechtigte Person gestorben ist 
und die Bezugsdauer der aus dem Versorgungsaus-
gleich erworbenen Anrechte 36 Monate nicht über-
schritten hat. Jedoch gibt es Einzelfälle, in denen die 
ausgleichsberechtigte Person nach mehr als 36 Mona-
ten Bezugsdauer gestorben ist und das Ruhegehalt 
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gleich um das Doppelte überschritten hat oder 
ein Betrag in entsprechender Höhe durch die 
ausgleichspflichtige Person an den Dienstherrn 
gezahlt wurde.

(7) Die Kürzung nach Abs. 1 kann die aus-
gleichspflichtige Person ganz oder teilweise durch 
Zahlung eines Kapitalbetrags an den Dienstherrn 
abwenden. Als voller Kapitalbetrag wird der Betrag 
angesetzt, der aufgrund der Entscheidung des Fa-
miliengerichts zur Begründung der Anwartschaft auf 
die bestimmte Rente zu leisten gewesen wäre. Für die 
Dynamisierung des Kapitalbetrags bis zum Tag der 
Zahlung gilt Abs. 2 entsprechend. Bei teilweiser 
Zahlung vermindert sich die Kürzung der Versor-
gungsbezüge in dem entsprechenden Verhältnis.

(8) Bei einem Versorgungsausgleich nach Aufhe-
bung einer Lebenspartnerschaft nach § 20 des Le-
benspartnerschaftsgesetzes vom 16. Februar 2001 
(BGBl. I S. 266), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
6. Juli 2009 (BGBl. I S. 1696), gelten die Abs. 1 bis 7
entsprechend.

weiter über Jahrzehnte gekürzt wird. Dem Dienstherrn 
entsteht kein finanzieller Verlust, da nach dem Tod 
bzw. Wegfall der Hinterbliebenen der ausgleichspflich-
tigen Person keine Erstattungen an den Rentenversi-
cherungsträger mehr geleistet werden müssen. Jedoch 
ist nur von einem Härtefall auszugehen, wenn die Kür-
zungsdauer des Ruhegehalts die Bezugsdauer der 
Rente um das Doppelte überschreitet. Wenn die Kür-
zungsdauer des Ruhegehalts diese Grenze noch nicht 
überschritten hat, kann der fehlende Betrag in einer 
Summe an den Dienstherrn gezahlt werden.

Der neue Abs. 7 nimmt die Abwendung der Kürzung 
der Versorgungsbezüge des bisherigen § 58 
HBeamtVG inhaltlich auf.

Mit dem neuen Abs. 8 werden Lebenspartnerschaften 
gleichgestellt. Diese haben andere Rechtsgrundlagen 
als Ehen.

§ 58
Abwendung der Kürzung der Versorgungsbezüge

(1) Die Kürzung der Versorgungsbezüge nach § 57 
kann von dem Beamten oder Ruhestandsbeamten 
ganz oder teilweise durch Zahlung eines Kapitalbetra-

wird in § 63 geregelt
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ges an den Dienstherrn abgewendet werden.

(2) Als voller Kapitalbetrag wird der Betrag angesetzt, 
der aufgrund der Entscheidung des Familiengerichts 
nach § 1587b Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
zur Begründung der Anwartschaft auf die bestimmte 
Rente zu leisten gewesen wäre, erhöht oder vermin-
dert um die Hundertsätze der nach dem Tage, an dem 
die Entscheidung des Familiengerichts ergangen ist, 
bis zum Tag der Zahlung des Kapitalbetrages eingetre-
tenen Erhöhungen oder Verminderungen der beamten-
rechtlichen Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen 
festgesetzt sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts in den 
Ruhestand an, bei einem Ruhestandsbeamten von 
dem Tage, an dem die Entscheidung des Familienge-
richts ergangen ist, erhöht oder vermindert sich der 
Kapitalbetrag in dem Verhältnis, in dem sich das Ru-
hegehalt vor Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und 
Anrechnungsvorschriften durch Anpassung der Ver-
sorgungsbezüge erhöht oder vermindert.

(3) Bei teilweiser Zahlung vermindert sich die Kürzung 
der Versorgungsbezüge in dem entsprechenden Ver-
hältnis; der Betrag der teilweisen Zahlung soll den 
Monatsbetrag der Dienstbezüge des Beamten oder 
des Ruhegehalts des Ruhestandsbeamten nicht unter-
schreiten.

Dritter Abschnitt
Verfahren

§ 49
Zahlung der Versorgungsbezüge

(1) Die oberste Dienstbehörde setzt die Versorgungs-
bezüge fest, bestimmt die Person des Zahlungsemp-
fängers und entscheidet über die Berücksichtigung von 
Zeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeit sowie über die 
Bewilligung von Versorgungsbezügen auf Grund von 

§ 64
Festsetzung und Zahlung der Versorgungsbezüge

(1) Die oberste Dienstbehörde setzt die Versorgungs-
bezüge fest, bestimmt die Zahlungsempfängerin 
oder den Zahlungsempfänger und entscheidet über 
die Berücksichtigung von Zeiten als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit sowie über die Bewilligung von Versor-

Zu § 64 

§ 64 ersetzt den bisherigen § 49 HBeamtVG. 
Die bisherigen Hinweise zur Berechnung des Kinderer-
ziehungszuschlags in § 49 Abs. 8 Satz 3 HBeamtVG 
entfallen, da sich diese künftig nicht mehr am SGB 
orientiert.
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Kannvorschriften. Sie kann diese Befugnisse, für Be-
amte des Bundes und der Länder im Einvernehmen 
mit dem für das Versorgungsrecht zuständigen Minis-
ter, auf andere Stellen übertragen. 

(2) Entscheidungen über die Bewilligung von Versor-
gungsbezügen auf Grund von Kannvorschriften dürfen 
erst beim Eintritt des Versorgungsfalles getroffen wer-
den; vorherige Zusicherungen sind unwirksam. Ob 
Zeiten auf Grund der §§ 10 bis 12 als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit zu berücksichtigen sind, soll in der Regel bei 
der Berufung in das Beamtenverhältnis entschieden 
werden; diese Entscheidungen stehen unter dem Vor-
behalt eines Gleichbleibens der Rechtslage, die ihnen 
zugrunde liegt.

(3) Entscheidungen in versorgungsrechtlichen Angele-
genheiten, die eine grundsätzliche, über den Einzelfall 
hinausgehende Bedeutung haben, sind von dem für 
das Versorgungsrecht zuständigen Minister zu treffen; 
Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Die Versorgungsbezüge sind, soweit nichts ande-
res bestimmt ist, für die gleichen Zeiträume und im 
gleichen Zeitpunkt zu zahlen wie die Dienstbezüge der 
Beamten.

(5) Werden Versorgungsbezüge nach dem Tag der 
Fälligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch auf Ver-
zugszinsen.

(6) Hat ein Versorgungsberechtigter seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Grundgesetzes, so kann die oberste 
Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle die 
Zahlung der Versorgungsbezüge von der Bestellung 

gungsbezügen aufgrund von Kannvorschriften. Sie 
kann diese Befugnisse im Einvernehmen mit dem für 
das Beamtenversorgungsrecht zuständigen Ministe-
rium auf andere Stellen übertragen.

(2) Entscheidungen über die Bewilligung von Versor-
gungsbezügen aufgrund von Kannvorschriften dürfen 
erst beim Eintritt des Versorgungsfalles getroffen wer-
den; vorherige Zusicherungen sind unwirksam. Ob 
Zeiten aufgrund der §§ 10 bis 12, des § 17 Abs. 7 und 
des § 18 Abs. 1 als ruhegehaltfähige Dienstzeit zu 
berücksichtigen sind, soll in der Regel bei der Berufung 
in das Beamtenverhältnis entschieden werden; diese 
Entscheidungen stehen unter dem Vorbehalt eines 
Gleichbleibens der Rechtslage, die ihnen zugrunde 
liegt.

(3) Entscheidungen in versorgungsrechtlichen Angele-
genheiten, die eine grundsätzliche, über den Einzelfall 
hinausgehende Bedeutung haben, sind von dem für 
das Beamtenversorgungsrecht zuständigen Ministe-
rium zu treffen.

(4) Die Versorgungsbezüge sind, soweit nichts ande-
res bestimmt ist, für die gleichen Zeiträume und im 
gleichen Zeitpunkt zu zahlen wie die Dienstbezüge der 
Beamtinnen und Beamten.

(5) Werden Versorgungsbezüge nach dem Tag der 
Fälligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch auf Ver-
zugszinsen.

(6) Haben Versorgungsberechtigte ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Grundgesetzes, so kann die oberste 
Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle die 
Zahlung der Versorgungsbezüge von der Bestellung 

Die bisherige Regelung des § 49 Abs. 9 HBeamtVG, 
wonach Beträge von weniger als fünf Euro nur auf 
Antrag auszuzahlen waren, wird aufgehoben. Die Aus-
zahlung von Beträgen von weniger als fünf Euro erfolgt 
in der Regel automatisch durch das Berechnungsver-
fahren und erfordert dann keinen unverhältnismäßigen 
Vollzugsaufwand mehr.
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eines Empfangsbevollmächtigten im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes abhängig machen.

(7) Für die Zahlung der Versorgungsbezüge hat der 
Empfänger auf Verlangen der zuständigen Behörde ein 
Konto anzugeben oder einzurichten, auf das die Über-
weisung erfolgen kann. Die Übermittlungskosten mit 
Ausnahme der Kosten für die Gutschrift auf dem Konto 
des Empfängers trägt die die Versorgungsbezüge zah-
lende Stelle; bei einer Überweisung der Versorgungs-
bezüge auf ein im Ausland geführtes Konto trägt der 
Versorgungsempfänger die Kosten und die Gefahr der 
Übermittlung der Versorgungsbezüge sowie die Kosten 
einer Meldung nach § 59 der Außenwirtschaftsverord-
nung in der jeweils geltenden Fassung. Die Kontoein-
richtungs-, Kontoführungs- oder Buchungsgebühren 
trägt der Empfänger. Eine Auszahlung auf andere 
Weise kann nur zugestanden werden, wenn dem Emp-
fänger die Einrichtung oder Benutzung eines Kontos 
aus wichtigem Grund nicht zugemutet werden kann.

(8) Bei der Berechnung von Versorgungsbezügen sind 
die sich ergebenden Bruchteile eines Cents unter 0,5 
abzurunden und ab 0,5 aufzurunden. Zwischenrech-
nungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durch-
geführt. Jeder Versorgungsbestandteil ist einzeln zu 
runden. Abweichend von Satz 1 und 2 sind bei der 
Berechnung von Leistungen nach den §§ 50a bis 50d 
die Regelungen des § 121 des Sechsten Buches Sozi-
algesetzbuch anzuwenden.

einer oder eines Empfangsbevollmächtigten im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes abhängig machen.

(7) Für die Zahlung der Versorgungsbezüge hat die 
Empfängerin oder der Empfänger auf Verlangen der 
zuständigen Behörde ein Konto anzugeben oder einzu-
richten, auf das die Überweisung erfolgen kann. Die 
Übermittlungskosten mit Ausnahme der Kosten für die 
Gutschrift auf dem Konto der Empfängerin oder des 
Empfängers trägt die die Versorgungsbezüge zahlende 
Stelle; bei einer Überweisung der Versorgungsbezüge 
auf ein im Ausland geführtes Konto trägt die Empfän-
gerin oder der Empfänger die Kosten und die Gefahr 
der Übermittlung der Versorgungsbezüge sowie die 
Kosten einer Meldung nach § 59 der Außenwirt-
schaftsverordnung in der Fassung vom 22. Novem-
ber 1993 (BGBl. I S. 1934, 2493), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21. Januar 2013 (Banz. 2013, AT 
29.1.2013), in der jeweils geltenden Fassung. Die 
Kontoeinrichtungs-, Kontoführungs- oder Buchungsge-
bühren trägt die Empfängerin oder der Empfänger. 
Eine Auszahlung auf andere Weise kann nur zuge-
standen werden, wenn der Empfängerin oder dem 
Empfänger die Einrichtung oder Benutzung eines Kon-
tos aus wichtigem Grund nicht zugemutet werden 
kann.

(8) Bei der Berechnung von Versorgungsbezügen sind 
die sich ergebenden Bruchteile eines Cents unter 0,5 
abzurunden und ab 0,5 aufzurunden. Zwischenrech-
nungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durch-
geführt. Jeder Versorgungsbestandteil ist einzeln zu 
runden.
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(9) Beträge von weniger als fünf Euro sind nur auf Ver-
langen des Empfangsberechtigten auszuzahlen.

§ 49a
Versorgungsauskunft

Die zuständige Dienstbehörde hat dem Beamten auf 
schriftlichen Antrag eine Auskunft zum Anspruch auf 
Versorgungsbezüge nach der Sach- und Rechtslage 
zum Zeitpunkt der Antragstellung zu erteilen. Die Aus-
kunft steht unter dem Vorbehalt künftiger Sach- und 
Rechtsänderungen sowie der Richtigkeit und Vollstän-
digkeit der zugrunde liegenden Daten.

§ 65
Versorgungsauskunft

Die zuständige Dienstbehörde hat der Beamtin oder
dem Beamten auf schriftlichen Antrag eine Auskunft 
zum Anspruch auf Versorgungsbezüge nach der Sach-
und Rechtslage zum Zeitpunkt der Antragstellung zu 
erteilen. Die Auskunft steht unter dem Vorbehalt künf-
tiger Sach- und Rechtsänderungen sowie der Richtig-
keit und Vollständigkeit der zugrunde liegenden Daten.

§ 65 entspricht der Regelung des bisherigen § 49a 
HBeamtVG.

§ 62a 
Mitteilungspflicht für statistische Zwecke

Öffentliche Stellen im Sinne des § 2 Abs. 2 des Bun-
desdatenschutzgesetzes vom 14. Januar 2003 (BGBl. I 
S. 67), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. August 
2009 (BGBl. I S. 2814), die Dienstvorgesetzte im Sinne 
des § 4 Abs. 2 des Hessischen Beamtengesetzes sind, 
übermitteln dem für das Beamtenversorgungsrecht 
zuständigen Ministerium die Daten

1. zu den Gründen der Dienstunfähigkeit nach Haupt-
diagnoseklassen und
2. zur Person und letzten Beschäftigung des Betroffe-
nen, die zur statistischen Auswertung erforderlich sind.

Soweit entsprechende Daten nicht vorliegen, können 
bei anderen als den in Satz 1 genannten Stellen, ins-
besondere solchen, die mit der ärztlichen Begutach-
tung beauftragt wurden, Angaben zu Gründen einer 
Versetzung in den Ruhestand erhoben werden.

§ 66
Mitteilungspflicht für statistische Zwecke

Öffentliche Stellen im Sinne des § 2 Abs. 2 des Bun-
desdatenschutzgesetzes in der Fassung vom 14. 
Januar 2003 (BGBl. I S. 66), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 14. August 2009 (BGBl. I S. 2814), die 
Dienstvorgesetzte im Sinne des § 3 Abs. 2 des Hessi-
schen Beamtengesetzes sind, übermitteln dem für das 
Beamtenversorgungsrecht zuständigen Ministerium die 
Daten
1. zu den Gründen der Dienstunfähigkeit nach Haupt-

diagnoseklassen und
2. zur Person und letzten Beschäftigung der oder des 

Betroffenen, die zur statistischen Auswertung erfor-
derlich sind.

Soweit entsprechende Daten nicht vorliegen, können 
bei anderen als den in Satz 1 genannten Stellen, ins-
besondere solchen, die mit der ärztlichen Begutach-
tung beauftragt wurden, Angaben zu Gründen einer 
Versetzung in den Ruhestand erhoben werden.

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 62a 
HBeamtVG.

§ 62
Anzeigepflicht

§ 67
Anzeigepflicht

Zu § 67 



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

117

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

(1) Die Beschäftigungsstelle hat der die Versorgungs-
bezüge anweisenden Stelle (Regelungsbehörde) oder 
der die Versorgungsbezüge zahlenden Kasse jede 
Verwendung eines Versorgungsberechtigten unter 
Angabe der gewährten Bezüge, ebenso jede spätere 
Änderung der Bezüge oder die Zahlungseinstellung 
sowie die Gewährung einer Versorgung unverzüglich 
anzuzeigen.

(2) Der Versorgungsberechtigte ist verpflichtet, der 
Regelungsbehörde oder der die Versorgungsbezüge 
zahlenden Kasse

1. die Verlegung des Wohnsitzes,
2. den Bezug und jede Änderung von Einkünften nach 

den §§ 10, 14 Abs. 5, §§ 14a, 22 Abs. 1 Satz 2 und 
§§ 47, 47a sowie den §§ 53 bis 56 und 61 Abs. 2,

3. die Witwe auch die Verheiratung (§ 61 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2) sowie im Falle der Auflösung der neuen Ehe 
den Erwerb und jede Änderung eines neuen Versor-
gungs-, Unterhalts- oder Rentenanspruchs (§ 61 
Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz),

4. die Begründung eines neuen öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnisses oder eines privatrechtlichen Ar-
beitsverhältnisses im öffentlichen Dienst in den Fäl-
len des § 47 Abs. 5 und des § 47a,

5. die Erfüllung der allgemeinen Wartezeit nach dem 
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch in den Fällen des 
§ 12b sowie im Rahmen der §§ 50a bis 50e 

unverzüglich anzuzeigen. Auf Verlangen der Rege-
lungsbehörde ist der Versorgungsberechtigte verpflich-
tet, Nachweise vorzulegen oder der Erteilung erforder-
licher Nachweise oder Auskünfte, die für die Versor-
gungsbezüge erheblich sind, durch Dritte zuzustim-
men.

(1) Die Beschäftigungsstelle hat der die Versorgungs-
bezüge anweisenden Stelle (Pensionsbehörde) jede 
Verwendung einer versorgungsberechtigten Person 
unter Angabe der gewährten Bezüge, ebenso jede 
spätere Änderung der Bezüge oder die Zahlungsein-
stellung sowie die Gewährung einer Versorgung un-
verzüglich anzuzeigen.

(2) Die versorgungsberechtigte Person ist verpflich-
tet, der Pensionsbehörde

1. die Verlegung des Wohnsitzes, 
2. den Bezug und jede Änderung von Einkünften, die 

sich auf die Höhe der Versorgungsbezüge aus-
wirken könnten,

3. im Fall einer Verwitwung die Verheiratung oder 
Begründung einer Lebenspartnerschaft und

4. die Erfüllung der allgemeinen Wartezeit nach dem 
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch

unverzüglich anzuzeigen. Auf Verlangen der Pensi-
onsbehörde ist die versorgungsberechtigte Person
verpflichtet, Nachweise vorzulegen oder der Erteilung 
erforderlicher Nachweise oder Auskünfte, die für die 
Versorgungsbezüge erheblich sind, durch Dritte zuzu-
stimmen. Dies gilt insbesondere für Lebensbe-
scheinigungen, wenn der Wohnsitz ins Ausland 
verlegt wurde oder sonstige Umstände einen Iden-
titätsnachweis erfordern.

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung des § 
62 HBeamtVG mit folgenden Änderungen:
Der Begriff Regelungsbehörde wird durch Pensionsbe-
hörde ersetzt.

In Abs. 2 werden die Anzeigepflichten sprachlich ver-
einfacht.
Die Pflicht der Vorlage einer Lebensbescheinigung bei 
einer Wohnsitzverlegung ins Ausland wird im neuen 
Satz 3 gesetzlich geregelt.
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(3) Kommt ein Versorgungsberechtigter der ihm nach 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 auferlegten Verpflichtung schuldhaft 
nicht nach, so kann ihm die Versorgung ganz oder 
teilweise auf Zeit oder Dauer entzogen werden. Beim 
Vorliegen besonderer Verhältnisse kann die Versor-
gung ganz oder teilweise wieder zuerkannt werden. 
Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde oder 
die von ihr bestimmte Stelle.

(3) Die Auszahlung der Bezüge kann ganz oder 
teilweise so lange hinausgeschoben werden, bis 
die nach Abs. 2 erforderlichen Auskünfte erteilt 
sind. Die Entscheidung  trifft die Pensionsbehörde.
Kommt die versorgungsberechtigte Person der ihr
nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 auferlegten Verpflich-
tung schuldhaft nicht nach, so kann ihr die Versorgung 
ganz oder teilweise auf Zeit oder Dauer entzogen wer-
den. Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse kann die 
Versorgung ganz oder teilweise wieder zuerkannt wer-
den. Die Entscheidung trifft die oberste Dienstbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle.

Durch den neuen Abs. 3 Satz 1 und 2 wird gesetzlich 
geregelt, dass der Teil der Versorgungsbezüge, des-
sen Anspruchsberechtigung noch nicht zweifelsfrei 
festgestellt werden konnte, zunächst solange verwahrt 
werden darf, bis alle erforderlichen Auskünfte erteilt 
sind. Die Entscheidung liegt, wie auch beim Entzug der 
Versorgung nach Satz 3, im pflichtgemäßen Ermessen 
der zuständigen Behörde und ist stets von den Um-
ständen des einzelnen Falles abhängig zu machen.

§ 29
Zahlung der Bezüge

(1) Ein verschollener Beamter, Ruhestandsbeamter 
oder sonstiger Versorgungsempfänger erhält die ihm 
zustehenden Bezüge bis zum Ablauf des Monats, in 
dem die oberste Dienstbehörde oder die von ihr be-
stimmte Stelle feststellt, dass sein Ableben mit Wahr-
scheinlichkeit anzunehmen ist.

(2) Vom Ersten des Monats ab, der dem in Abs. 1 be-
zeichneten Zeitpunkt folgt, erhalten die Personen, die 
im Falle des Todes des Verschollenen Witwen- oder 
Waisengeld erhalten würden oder einen Unterhaltsbei-
trag erhalten könnten, diese Bezüge. Die §§ 17 und 18 
gelten nicht.

(3) Kehrt der Verschollene zurück, so lebt sein An-
spruch auf Bezüge, soweit nicht besondere gesetzliche 
Gründe entgegenstehen, wieder auf. Nachzahlungen 
sind längstens für die Dauer eines Jahres zu leisten; 
die nach Abs. 2 für den gleichen Zeitraum gewährten 

§ 68
Zahlung der Bezüge bei Verschollenheit

(1) Eine verschollene Beamtin, Ruhestandsbeamtin 
oder sonstige Versorgungsempfängerin oder ein 
verschollener Beamter, Ruhestandsbeamter oder 
sonstiger Versorgungsempfänger erhält die ihr oder
ihm zustehenden Bezüge bis zum Ablauf des Monats, 
in dem die oberste Dienstbehörde oder die von ihr 
bestimmte Stelle feststellt, dass ihr oder sein Ableben 
mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist.

(2) Vom Ersten des Monats an, der dem in Abs. 1 be-
zeichneten Zeitpunkt folgt, erhalten die Personen, die 
im Falle des Todes der oder des Verschollenen Wit-
wengeld, Witwergeld oder Waisengeld erhalten würden 
oder einen Unterhaltsbeitrag erhalten könnten, diese 
Bezüge. Die §§ 22 und 23 gelten nicht.

(3) Kehrt die oder der Verschollene zurück, so lebt ihr 
oder sein Anspruch auf Bezüge, soweit nicht besonde-
re gesetzliche Gründe entgegenstehen, wieder auf. 
Nachzahlungen sind längstens für die Dauer eines 
Jahres zu leisten; die nach Abs. 2 für den gleichen 

§ 68 entspricht inhaltlich der Regelung des bisherigen 
§ 29 HBeamtVG.
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Bezüge sind anzurechnen.

(4) Ergibt sich, dass bei einem Beamten die Voraus-
setzungen des § 9 des Bundesbesoldungsgesetzes 
vorliegen, so können die nach Abs. 2 gezahlten Bezü-
ge von ihm zurückgefordert werden.

(5) Wird der Verschollene für tot erklärt oder die To-
deszeit gerichtlich festgestellt oder eine Sterbeurkunde 
über den Tod des Verschollenen ausgestellt, so ist die 
Hinterbliebenenversorgung von dem Ersten des auf die 
Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung oder die 
Ausstellung der Sterbeurkunde folgenden Monats ab 
unter Berücksichtigung des festgestellten Todeszeit-
punktes neu festzusetzen.

Zeitraum gewährten Bezüge sind anzurechnen.

(4) Liegen die Voraussetzungen des § 8 des Hessi-
schen Besoldungsgesetzes vor, so können die nach 
Abs. 2 gezahlten Bezüge von der Beamtin oder dem 
Beamten zurückgefordert werden.

(5) Wird die oder der Verschollene für tot erklärt oder 
die Todeszeit gerichtlich festgestellt oder eine Sterbe-
urkunde über den Tod der oder des Verschollenen 
ausgestellt, so ist die Hinterbliebenenversorgung von 
dem Ersten des auf die Rechtskraft der gerichtlichen 
Entscheidung oder die Ausstellung der Sterbeurkunde 
folgenden Monats an unter Berücksichtigung des fest-
gestellten Todeszeitpunktes neu festzusetzen.

§ 51
Abtretung, Verpfändung, Aufrechnungs- und Zurück-

behaltungsrecht

(1) Ansprüche auf Versorgungsbezüge können, wenn 
bundesgesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur 
insoweit abgetreten oder verpfändet werden, als sie 
der Pfändung unterliegen.

(2) Gegenüber Ansprüchen auf Versorgungsbezüge 
kann der Dienstherr ein Aufrechnungs- oder Zurückbe-
haltungsrecht nur in Höhe des pfändbaren Teils der 
Versorgungsbezüge geltend machen. Dies gilt nicht, 
soweit gegen den Versorgungsberechtigten ein An-
spruch auf Schadenersatz wegen vorsätzlicher uner-
laubter Handlung besteht.

(3) Ansprüche auf Sterbegeld (§ 18), auf Erstattung der 
Kosten des Heilverfahrens (§ 33) und der Pflege (§ 
34), auf Unfallausgleich (§ 35) sowie auf eine einmali-

§ 69
Abtretung, Verpfändung, Aufrechnungs- und Zurück-

behaltungsrecht

(1) Ansprüche auf Versorgungsbezüge können nur 
insoweit abgetreten oder verpfändet werden, als sie 
der Pfändung unterliegen.

(2) Gegenüber Ansprüchen auf Versorgungsbezüge 
kann der Dienstherr ein Aufrechnungs- oder Zurückbe-
haltungsrecht nur in Höhe des pfändbaren Teils der 
Versorgungsbezüge geltend machen. Dies gilt nicht, 
soweit gegen die Versorgungsberechtigte oder den 
Versorgungsberechtigten ein Anspruch auf Scha-
densersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung 
besteht.

(3) Ansprüche auf 

1. Sterbegeld nach § 23, 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich der Regelung des 
bisherigen § 51 HBeamtVG.
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ge Unfallentschädigung (§ 43) und auf Schadensaus-
gleich in besonderen Fällen (§ 43a)

können weder gepfändet noch abgetreten noch ver-
pfändet werden. Forderungen des Dienstherrn gegen 
den Verstorbenen aus Vorschuss- oder Darlehnsge-
währungen sowie aus Überzahlungen von Dienst- oder 
Versorgungsbezügen können auf das Sterbegeld an-
gerechnet werden.

2. Erstattung der Kosten des Heilverfahrens und der 
Pflege nach § 39, 

3. Unfallausgleich nach § 40,
4. einmalige Unfallentschädigung nach § 49 und 
5. Schadensausgleich in besonderen Fällen nach § 51

können nicht gepfändet, abgetreten oder verpfändet 
werden. Forderungen des Dienstherrn gegen die Ver-
storbene oder den Verstorbenen aus Vorschuss- oder 
Darlehensgewährungen sowie aus Überzahlungen 
von Dienst- oder Versorgungsbezügen können auf das 
Sterbegeld angerechnet werden.

(4) Die Zahlung von Versorgungsbezügen kann von 
der Abgabe einer Abtretungserklärung über Sozial-
leistungen nach § 53 Abs. 2 Nr. 1 des Ersten Bu-
ches Sozialgesetzbuch abhängig gemacht werden, 
wenn zu erwarten ist, dass es wegen auf die Ver-
sorgungsbezüge anzurechnender Sozialleistungen 
zu einer Rückforderung kommen kann.

§ 52
Rückforderung von Versorgungsbezügen

(1) Wird ein Versorgungsberechtigter durch eine ge-
setzliche Änderung seiner Versorgungsbezüge mit 
rückwirkender Kraft schlechter gestellt, so sind die 
Unterschiedsbeträge nicht zu erstatten.

(2) Im Übrigen regelt sich die Rückforderung zu viel 
gezahlter Versorgungsbezüge nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung, soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist. Der Kenntnis des 
Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es 
gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, dass 
der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der 

§ 70
Rückforderung von Versorgungsbezügen

(1) Werden Versorgungsberechtigte durch eine ge-
setzliche Änderung der Versorgungsbezüge rückwir-
kend schlechter gestellt, so sind die Unterschiedsbe-
träge nicht zu erstatten.

(2) Im Übrigen regelt sich die Rückforderung zu viel 
gezahlter Versorgungsbezüge nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung, soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist. Der Kenntnis des 
Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es 
gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, dass 
die Empfängerin oder der Empfänger ihn hätte erken-

Abs. 1 entspricht der bisherigen Regelung des § 52 
Abs. 1 HBeamtVG.

Abs. 2 Satz 1 und 2 entspricht der bisherigen Vor-
schrift. Bei rückwirkender Gewährung von Renten 
kommt es regelmäßig zu Überzahlungen von Versor-
gungsbezügen. Die Abtretungserklärung vermeidet ein 
förmliches Rückforderungsverfahren gegen die Ver-
sorgungsempfängerinnen und - empfänger.
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Rückforderung kann aus Billigkeitsgründen mit Zu-
stimmung der obersten Dienstbehörde oder der von ihr 
bestimmten Stelle ganz oder teilweise abgesehen wer-
den.

(3) Die Rückforderung von Beträgen von weniger als 
fünf Euro unterbleibt. Treffen mehrere Einzelbeträge 
zusammen, gilt die Grenze für die Gesamtrückforde-
rung.

(4) Geldleistungen, die für die Zeit nach dem Tode des 
Versorgungsberechtigten auf ein Konto bei einem 
Geldinstitut überwiesen wurden, gelten als unter dem 
Vorbehalt der Rückforderung erbracht. Das Geldinstitut 
hat sie der überweisenden Stelle zurück zu überwei-
sen, wenn diese sie als zu Unrecht erbracht zurückfor-
dert. Eine Verpflichtung zur Rücküberweisung besteht 
nicht, soweit über den entsprechenden Betrag bei Ein-
gang der Rückforderung bereits anderweitig verfügt 
wurde, es sei denn, dass die Rücküberweisung aus 
einem Guthaben erfolgen kann. Das Geldinstitut darf 
den überwiesenen Betrag nicht zur Befriedigung eige-
ner Forderungen verwenden.

(5) Soweit Geldleistungen für die Zeit nach dem Tode 
des Versorgungsberechtigten zu Unrecht erbracht 
worden sind, haben die Personen, die die Geldleistun-
gen in Empfang genommen oder über den entspre-
chenden Betrag verfügt haben, diesen Betrag der 
überweisenden Stelle zu erstatten, sofern er nicht nach 
Abs. 4 von dem Geldinstitut zurücküberwiesen wird. 
Ein Geldinstitut, das eine Rücküberweisung mit dem 
Hinweis abgelehnt hat, dass über den entsprechenden 
Betrag bereits anderweitig verfügt wurde, hat der 
überweisenden Stelle auf Verlangen Namen und An-

nen müssen. Von der Rückforderung kann aus Billig-
keitsgründen mit Zustimmung der obersten Dienstbe-
hörde oder der von ihr bestimmten Stelle ganz oder 
teilweise abgesehen werden. 

(3) § 118 Abs. 3 bis 5 des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch gilt mit Ausnahme des Abs. 4a Satz 1 
entsprechend.

Zu Abs. 3: Die Regelung ersetzt den bisherigen § 52 
Abs. 4 und Abs. 5 HBeamtVG. Die dynamische Ver-
weisung auf die rentenrechtlichen Regelungen zur 
Sicherung des Rückforderungsanspruchs vermeidet 
eine fortlaufende Anpassung. Die bisherige Regelung 
in Abs. 3 zur Rückforderung von Kleinbeträgen kann 
entfallen (s. Begründung zu § 64 HBeamtVG).
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schrift der Personen, die über den Betrag verfügt ha-
ben, und etwaiger neuer Kontoinhaber zu benennen. 
Ein Anspruch gegen die Erben bleibt unberührt.

§ 65
Nichtberücksichtigung der Versorgungsbezüge

Werden Versorgungsberechtigte im öffentlichen Dienst 
(§ 53 Abs. 8) verwendet, so sind ihre Bezüge aus die-
ser Beschäftigung ohne Rücksicht auf die Versor-
gungsbezüge zu bemessen. Das Gleiche gilt für eine 
auf Grund der Beschäftigung zu gewährende Versor-
gung.

§ 71
Nichtberücksichtigung der Versorgungsbezüge

Werden Versorgungsberechtigte im öffentlichen Dienst 
nach § 58 Abs. 4 verwendet, so sind ihre Bezüge aus 
dieser Beschäftigung ohne Rücksicht auf die Versor-
gungsbezüge zu bemessen. Das gleiche gilt für eine 
aufgrund der Beschäftigung zu gewährende Versor-
gung.

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen § 65 
HBeamtVG.

§ 70
Allgemeine Anpassung

(1) Werden die Dienstbezüge der Besoldungsberech-
tigten allgemein erhöht oder vermindert, sind von dem-
selben Zeitpunkt an die Versorgungsbezüge durch 
Gesetz entsprechend zu regeln.

(2) Als allgemeine Änderung der Dienstbezüge im Sinn
des Abs. 1 gelten auch die Neufassung der Grundge-
haltstabelle mit unterschiedlicher Änderung der Grund-
gehaltssätze und die allgemeine Erhöhung oder Ver-
minderung der Dienstbezüge um feste Beträge.

Der bisherige § 70 HBeamtVG entfällt, da bloßer Pro-
grammsatz.

Vierter Abschnitt
Erlöschen und Entzug der Versorgungsbezüge

§ 59
Erlöschen der Versorgungsbezüge wegen Verurtei-

lung

(1) Ein Ruhestandsbeamter,

1. gegen den wegen einer vor Beendigung des Beam-
tenverhältnisses begangenen Tat eine Entscheidung 

§ 72
Erlöschen der Versorgungsbezüge wegen Verurtei-

lung

(1) Eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhestands-
beamter,

1. gegen die oder den wegen einer vor Beendigung 
des Beamtenverhältnisses begangenen Tat eine 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen § 59 
HBeamtVG.
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ergangen ist, die nach § 48 des Bundesbeamtengeset-
zes oder entsprechendem Landesrecht zum Verlust 
der Beamtenrechte geführt hätte, oder
2. der wegen einer nach Beendigung des Beamtenver-
hältnisses begangenen Tat durch ein deutsches Ge-
richt im Geltungsbereich des Grundgesetzes im orden-
tlichen Strafverfahren
a) wegen einer vorsätzlichen Tat zu Freiheitsstrafe von 
mindestens zwei Jahren oder
b) wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vor-
schriften über Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung 
des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat 
und Gefährdung der äußeren Sicherheit strafbar ist, zu 
Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten 
verurteilt worden ist, 

verliert mit der Rechtskraft der Entscheidung seine 
Rechte als Ruhestandsbeamter. Entsprechendes gilt, 
wenn der Ruhestandsbeamte auf Grund einer Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts gemäß Art. 
18 des Grundgesetzes ein Grundrecht verwirkt hat.

(2) Die §§ 50 und 51 des Bundesbeamtengesetzes 
oder das entsprechende Landesrecht finden entspre-
chende Anwendung.

Entscheidung ergangen ist, die nach § 24 des Be-
amtenstatusgesetzes zum Verlust der Beamten-
rechte geführt hätte, oder

2. die oder der wegen einer nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses begangenen Tat durch ein 
deutsches Gericht im Geltungsbereich des Grund-
gesetzes im ordentlichen Strafverfahren
a) wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Frei-

heitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder
b) wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den 

Vorschriften über Friedensverrat, Hochverrat, 
Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates 
oder Landesverrat und Gefährdung der äußeren 
Sicherheit strafbar ist, zu einer Freiheitsstrafe 
von mindestens sechs Monaten 

verurteilt worden ist, 

verliert mit der Rechtskraft der Entscheidung ihre oder
seine Rechte als Ruhestandsbeamtin oder Ruhe-
standsbeamter. Entsprechendes gilt, wenn die Ruhe-
standsbeamtin oder der Ruhestandsbeamte aufgrund 
einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
gemäß Art. 18 des Grundgesetzes ein Grundrecht 
verwirkt hat.

(2) Die §§ 31 und 32 des Hessischen Beamtenge-
setzes finden entsprechende Anwendung.

§ 60
Erlöschen der Versorgungsbezüge bei Ablehnung 

einer erneuten Berufung

Kommt ein Ruhestandsbeamter entgegen den Vor-
schriften der §§ 39 und 45 Abs. 1 des Bundesbeam-
tengesetzes oder des entsprechenden Landesrechts 
einer erneuten Berufung in das Beamtenverhältnis 

§ 73
Erlöschen der Versorgungsbezüge bei Ablehnung 

einer erneuten Berufung

Kommt eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhe-
standsbeamter einer erneuten Berufung in das Beam-
tenverhältnis nach § 29 Abs. 2, auch in Verbindung 
mit § 30 Abs. 3 Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes, 

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen § 60 
HBeamtVG.
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schuldhaft nicht nach, obwohl er auf die Folgen eines 
solchen Verhaltens schriftlich hingewiesen worden ist, 
so verliert er für diese Zeit seine Versorgungsbezüge. 
Die oberste Dienstbehörde stellt den Verlust der Ver-
sorgungsbezüge fest. Eine disziplinarrechtliche Verfol-
gung wird dadurch nicht ausgeschlossen.

schuldhaft nicht nach, obwohl sie oder er auf die Fol-
gen eines solchen Verhaltens schriftlich hingewiesen 
worden ist, so verliert sie oder er für diese Zeit ihre 
oder seine Versorgungsbezüge. Die oberste Dienst-
behörde stellt den Verlust der Versorgungsbezüge fest. 
Eine disziplinarrechtliche Verfolgung wird dadurch 
nicht ausgeschlossen.

§ 64
Entzug von Hinterbliebenenversorgung

(1) Die oberste Dienstbehörde kann Empfängern von 
Hinterbliebenenversorgung die Versorgungsbezüge 
auf Zeit teilweise oder ganz entziehen, wenn sie sich 
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes betätigt haben; § 41 gilt 
sinngemäß. Die diese Maßnahme rechtfertigenden 
Tatsachen sind in einem Untersuchungsverfahren fest-
zustellen, in dem die eidliche Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen zulässig und der Versorgungs-
berechtigte zu hören ist. 

(2) § 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Satz 2 bleibt unbe-
rührt.

§ 74
Entzug von Hinterbliebenenversorgung

(1) Die oberste Dienstbehörde kann Empfängerinnen 
und Empfängern von Hinterbliebenenversorgung die 
Versorgungsbezüge auf Zeit teilweise oder ganz ent-
ziehen, wenn sie sich gegen die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
betätigt haben; § 47 gilt sinngemäß. Die diese Maß-
nahme rechtfertigenden Tatsachen sind in einem 
Untersuchungsverfahren festzustellen, in dem die eid-
liche Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen 
zulässig und die oder der Versorgungsberechtigte zu 
hören ist. 

(2) § 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Satz 2 bleibt unbe-
rührt.

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen § 64 
HBeamtVG.

Fünfter Abschnitt
Gleichstehende Tatbestände

§ 63
Anwendungsbereich

Für die Anwendung des Abschnitts VII gelten

1. ein Unterhaltsbeitrag nach § 15 als Ruhegehalt,
2. ein Unterhaltsbeitrag nach § 38 als Ruhegehalt, 
außer für die Anwendung des § 59,
3. ein Unterhaltsbeitrag nach § 26 als Witwen- oder 

§ 75
Gleichstehende Tatbestände

Für die Anwendung des Sechsten Teils gelten

1. ein Unterhaltsbeitrag nach § 16 als Ruhegehalt,
2. ein Unterhaltsbeitrag nach § 43 als Ruhegehalt, 

außer für die Anwendung des § 72,
3. ein Unterhaltsbeitrag nach § 32 als Witwengeld, 

Die neue Nr. 12 nimmt Bezug auf das Altersgeld.

Ansonsten entspricht die Vorschrift inhaltlich dem bis-
herigen § 63 HBeamtVG. 



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

125

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

Waisengeld,
4. ein Unterhaltsbeitrag nach den §§ 41 und 61 Abs. 1 
Satz 3 als Witwen- oder Waisengeld, außer für die 
Anwendung des § 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Satz 2,

5. ein Unterhaltsbeitrag nach § 22 Abs. 1 und § 40 als 
Witwengeld,
6. ein Unterhaltsbeitrag nach § 22 Abs. 2 oder 3 als 
Witwengeld, außer für die Anwendung des § 57,
7. ein Unterhaltsbeitrag nach § 23 Abs. 2 als Waisen-
geld,
7a. ein Unterhaltsbeitrag nach § 38a als Waisengeld,
8. ein Unterhaltsbeitrag nach § 50 des Bundesbeam-
tengesetzes und entsprechendem Landesrecht, den §§ 
59 und 61 Abs. 1 Satz 4 und § 68 als Ruhegehalt, 
Witwen- oder Waisengeld,
9. die Bezüge der nach § 32 des Deutschen Richter-
gesetzes oder einer entsprechenden gesetzlichen Vor-
schrift nicht im Amt befindlichen Richter und Mitglieder 
einer obersten Rechnungsprüfungsbehörde als Ruhe-
gehalt,
10. die Bezüge, die nach oder entsprechend § 4 Abs. 1 
Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes gewährt wer-
den, als Ruhegehalt; 
die Empfänger dieser Versorgungsbezüge gelten als 
Ruhestandsbeamte, Witwen oder Waisen.

Witwergeld oder Waisengeld,
4. ein Unterhaltsbeitrag nach den §§ 47 und 34 Abs. 

1 Satz 3 als Witwengeld, Witwergeld oder Wai-
sengeld, außer für die Anwendung des § 34 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 und Satz 2,

5. ein Unterhaltsbeitrag nach § 27 Abs. 1 und § 46
als Witwengeld oder Witwergeld,

6. ein Unterhaltsbeitrag nach § 28 als Witwengeld 
oder Witwergeld, außer für die Anwendung des § 
63,

7. ein Unterhaltsbeitrag nach § 29 Abs. 2 als Wai-
sengeld,

8. ein Unterhaltsbeitrag nach § 44 als Waisengeld,
9. ein Unterhaltsbeitrag nach § 32 des Hessischen 

Beamtengesetzes, § 34 Abs. 1 Satz 4, den §§ 52
und 72 Abs. 2 als Ruhegehalt, Witwengeld, Wit-
wergeld oder Waisengeld,

10. die Bezüge der nach § 32 des Deutschen Richter-
gesetzes oder einer entsprechenden gesetzlichen 
Vorschrift nicht im Amt befindlichen Richterinnen 
und Richter sowie Mitglieder einer obersten 
Rechnungsprüfungsbehörde als Ruhegehalt,

11. die Bezüge, die nach oder entsprechend § 4 Abs. 
1 Satz 1 des Hessischen Besoldungsgesetzes 
gewährt werden, als Ruhegehalt,

12. ein Altersgeld des Siebenten Teils als Ruhege-
halt, ein Witwenaltersgeld oder Witweralters-
geld als Witwengeld oder Witwergeld und ein 
Waisenaltersgeld als Waisengeld; bei der An-
wendung des § 58 gilt das Altersgeld stets als 
neuer Versorgungsbezug, es sei denn, mehrere 
Altersgelder treffen zusammen. Gleiches gilt 
für dem Altersgeld vergleichbare Leistungen.

Die Empfängerinnen und Empfänger dieser Versor-
gungsbezüge gelten als Ruhestandsbeamtinnen, 
Ruhestandsbeamte, Witwen, Witwer oder Waisen.
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SIEBTER TEIL
Altersgeld

§ 76
Anspruchsvoraussetzungen

(1) Nach der Entlassung aus einem Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit oder auf Zeit nach § 29 Abs. 1 
des Hessischen Beamtengesetzes entsteht ein 
Anspruch auf Altersgeld, wenn eine ruhegehaltfähi-
ge Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abgeleis-
tet wurde. Es muss sich dabei um eine Zeit nach § 6 
handeln, die bei dem letzten Dienstherrn in einem 
Beamtenverhältnis auf Probe, Zeit oder Lebenszeit 
erbracht wurde. Beamtinnen und Beamte auf Zeit 
erhalten ein Altersgeld nur, wenn sie nach Ende 
ihrer Amtszeit in den Ruhestand getreten wären.

Durch die Einführung eines Altersgeldes kann die auf 
eigenem Antrag aus dem Beamtenverhältnis ausge-
schiedene Person ihre im Rahmen des Beamtenver-
hältnisses erdienten Versorgungsanwartschaften mit-
nehmen. Das Altersgeld tritt an die Stelle der Nachver-
sicherung und gewährt damit eine Versorgung im ren-
tenrechtlichen Sinn (§ 8 Abs. 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch).
Die Einführung der Mitnahme der Versorgungsanwart-
schaften führt zu einer deutlichen finanziellen Besser-
stellung der die Entlassung beantragenden Beamtin-
nen und Beamten.

Abs. 1:
Voraussetzung für die Gewährung des Altersgeldes ist 
die Erfüllung einer Wartezeit von fünf ruhegehaltfähi-
gen Jahren bei dem letzten Dienstherrn. Die Zeit im 
Beamtenverhältnis auf Widerruf ist für diese Wartezeit 
nicht zu berücksichtigen, da die Ausbildung dem 
Dienstherrn erst nach einer Übernahme zu Gute 
kommt. Eine Beamtendienstzeit vor einer beantragten 
Entlassung, um z. B. einer drohenden Entlassung zu-
vorzukommen, ist nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 nicht ruhege-
haltfähig und zählt deshalb auch nicht zu der Warte-
zeit, daraus folgt kein Anspruch auf Altersgeld. Auf 
Verfehlungen, die nach dem Zeitpunkt der Entlassung 
liegen, findet § 72 entsprechende Anwendung. Beam-
tinnen und Beamte auf Zeit erwerben nur dann einen 
Altersgeldanspruch, wenn sie am Ende ihrer Amtszeit 
in den Ruhestand versetzt worden wären, d. h. zu die-
sem Zeitpunkt einen Ruhegehaltsanspruch erworben 
hätten.
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(2) Der Anspruch auf Zahlung des Altersgeldes 
ruht bis zum Ersten des Monats, in dem die berech-
tigte Person

1. die Regelaltersgrenze nach § 33 Abs. 1 oder 3 
des Hessischen Beamtengesetzes erreicht 
oder

2.
a) teilweise erwerbsgemindert nach § 43 Abs. 1 

oder
b) voll erwerbsgemindert nach § 43 Abs. 2 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
ist; dabei gelten die §§ 103 und 104 des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.

Bei einer Erwerbsminderung auf Zeit verschiebt 
sich der Beginn des Anspruchs um sieben Monate.

(3) Das Altersgeld wird auf Antrag gewährt. Der An-
trag ist innerhalb von drei Monaten nach Erfüllung 
der Voraussetzungen nach Abs. 2 zu stellen. Bei 
einer späteren Antragsstellung wird das Altersgeld 
ab dem Ersten des Antragsmonats gewährt. Die 
Zahlung des Altersgeldes nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
endet mit Ablauf des Monats, in dem die Erwerbs-
minderung nicht mehr vorliegt.

(4) Auf Antrag kann eine Nachversicherung inner-
halb von sechs Monaten nach der Entlassung und 
vor Beginn der Zahlung eines Altersgeldes nach 
Abs. 2 durchgeführt werden.

(5) Der Altersgeldanspruch erlischt bei

Abs. 2:
Das Altersgeld wird grundsätzlich mit dem Erreichen 
der Regelaltersgrenze nach Hessischem Beamtenge-
setz gezahlt.

Bei teilweiser oder voller Erwerbsminderung analog 
dem Rentenrecht kann bereits eine frühere Zahlung 
eintreten. Die Vorschriften des Sechsten Buches Sozi-
algesetzbuch gelten entsprechend.

Es erfolgt keine Altersgeldzahlung auf Antrag vor Er-
reichen der Regelaltersgrenze, auch nicht bei Schwer-
behinderung. 

Abs. 3:
Die Zahlung des Altersgeldes hängt von dem Antrag 
der berechtigten Person ab.

Abs. 4:
Die Wahlmöglichkeit zwischen Altersgeld und Nach-
versicherung wird eingeräumt, da in Einzelfällen die 
Nachversicherung günstiger sein kann. Diese Wahl-
möglichkeit erlischt jedoch spätestens sechs Monate 
nach der Entlassung, wenn noch keine Altersgeldzah-
lung erfolgte.
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1. einer erneuten Verbeamtung durch den selben 
Dienstherrn,

2. einer Nachversicherung nach § 8 Abs. 2 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch oder

3. einem Vorliegen von Aufschubgründen nach § 184 
Abs. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch.

Abs. 5:
Hier werden die Rechtsfolgen von Kettenbeamtenver-
hältnissen bei gleichen Dienstherren geregelt. Bei einer 
erneuten Verbeamtung entsteht ein neuer Versor-
gungsanspruch, der die bisherige Beamtendienstzeit
einbezieht, deshalb entfällt ein bisheriger Altersgeldan-
spruch. Altersgeld- und Versorgungsansprüche ver-
schiedener Dienstherren werden nach § 58 geregelt.
Ebenso erlischt der Altersgeldanspruch bei einer 
Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung (bzw. berufsständischen Versorgung) oder bei 
Vorliegen von Aufschubgründen für die Nachversiche-
rung nach den Vorschriften des Sechsten Buches So-
zialgesetzbuch.

§ 77
Berechnungsgrundlagen

(1) Zur Ermittlung der Höhe des Altersgeldes sind 
die Vorschriften dieses Gesetzes zur Ermittlung 
des Ruhegehalts entsprechend anzuwenden, so-
fern nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. Das 
Altersgeld nimmt ab Entstehung des Anspruchs an 
den jeweiligen Versorgungsanpassungen teil.

(2) Bei der Gewährung eines Altersgeldes aufgrund 
teilweiser Erwerbsminderung sind die ruhegehaltfä-
higen Dienstbezüge und der Kindererziehungs- und 
Pflegezuschlag nach § 56 um die Hälfte zu vermin-
dern.

(3) § 7 ist nicht anzuwenden.

Abs. 1:
Grundsätzlich gelten die gleichen Vorschriften wie 
beim Ruhegehalt. Das Altersgeld zählt zu den Versor-
gungsbezügen nach § 2 und nimmt daher an allgemei-
nen Anpassungen teil.

Abs. 2:
Bei teilweiser Erwerbsminderung wird wie im Renten-
recht nur die Hälfte des Altersgeldanspruchs gezahlt.

Abs. 3:
Die Zeit nach § 7 (Zeit nach der Entlassung, Doppel-
anerkennungszeit wegen Aufbauhilfe im Beitrittsgebiet 
oder gesundheitsschädlicher Verwendung und Zurech-
nungszeit) findet bei der Berechnung des Altersgeldes 
keine Berücksichtigung.
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(4) Die Anerkennung der Dienstzeit nach den §§ 11,
12 und 17 Abs. 7 sowie § 18 Abs. 1 Satz 3 und 4 ist 
auf die Dauer der ruhegehaltfähigen Zeit nach § 76
Abs. 1 Satz 2 begrenzt.

(5) Bei der Gewährung eines Altersgeldes aufgrund 
einer Erwerbsminderung ist § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 
entsprechend anzuwenden.

(6) Eine Mindestversorgung nach § 14 Abs. 4 wird 
nicht gewährt.

(7) Bei der Gewährung eines Altersgeldes aufgrund 
einer Erwerbsminderung oder des Todes kann auf 
Antrag ein erhöhtes Altersgeld gewährt werden. Dies 
entspricht der Differenz zwischen der Summe aus 
Altersgeld und Leistungen aus anderen Alterssi-
cherungssystemen gegenüber dem fiktiven Renten-
anspruch, der sich aus einer Nachversicherung 
ergeben hätte. Die Auskunft über die Höhe des Ren-
tenanspruchs im Falle einer fiktiven Nachversiche-
rung nach der Entlassung aus dem Beamtenver-
hältnis ist beim zuständigen Rentenversicherungsträ-
ger der gesetzlichen Rentenversicherung einzuho-
len.

(8) Für die Berechnung des Altersgeldes ist der Fünf-
te Teil nicht anzuwenden. Die Gewährung von Un-
fallfürsorgeleistungen bleibt von dem Anspruch und 
der Zahlung von Altersgeld unberührt, es erfolgt 
jedoch eine Anrechnung nach § 58.

Abs. 4:
Die Dienstzeit nach den sog. Kann-Vorschriften wird 
insgesamt auf den Umfang der Beamtendienstzeit bei 
dem letzten Dienstherrn begrenzt.

Abs. 5:
Die Versorgungsabschlagsberechnung findet auch bei 
einer Erwerbsminderung statt.

Abs. 6:
Eine Mindestversorgung wird nicht gewährt.

Abs. 7:
Es kann nicht in allen Fällen ausgeschlossen werden, 
dass eine Nachversicherung für die entlassene Beam-
tin oder den entlassenen Beamten günstiger ist. Des-
halb kann das Altersgeld zum Ausgleich auf Antrag 
erhöht werden.

Abs. 8:
Die Unfallfürsorgeansprüche von entlassenen Beam-
tinnen und Beamten bleiben auch durch den Bezug 
eines Altersgeldes erhalten. Der Unterhaltsbeitrag 
nach § 43 stellt ein Äquivalent zur gesetzlichen Unfall-
rente dar, da eine Nachversicherung in der gesetzli-
chen Unfallversicherung nicht möglich ist. Das Alters-
geld ist dienstzeitabhängig und wird neben dem Unter-
haltsbeitrag nach § 43 gewährt. Die Anrechnung bei 
einer Doppelgewährung von Altersgeld und Unter-
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(9) Für die Hinterbliebenen der altersgeldberechtig-
ten Personen ist der Vierte Teil mit folgenden Maß-
gaben anzuwenden:

1. an die Stelle des Witwengeldes oder Witwergel-
des tritt das Witwenaltersgeld oder Witweral-
tersgeld,

2. an die Stelle des Waisengeldes tritt das Waisen-
altersgeld,

3. ein Anspruch auf Mindesthinterbliebenenver-
sorgung nach § 25 Abs. 1 Satz 2 besteht nicht 
und

4. § 23 findet keine Anwendung.

(10) Der Sechste Teil ist mit folgenden Maßgaben 
anzuwenden:

1. § 55 findet keine Anwendung,
2. eine Mindestbelassung nach § 57 Abs. 3, § 58 Abs. 

3, § 59 Abs. 7 und § 60 Abs. 9 wird nicht gewährt 
und

3. an die Stelle des § 57 tritt die entsprechende An-
wendung des
a) § 96a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
bei Anspruch eines Altersgeldes aufgrund Er-
werbsminderung und
b) § 97 Abs. 2 Satz 1 bis 3 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch bei der Gewährung eines Hin-
terbliebenenaltersgeldes.

haltsbeitrag erfolgt nach § 58.

Abs. 9:
Grundsätzlich gelten die gleichen Vorschriften wie bei 
der Hinterbliebenenversorgung.
Hinterbliebene haben keinen Anspruch auf Sterbegeld.

Abs. 10:
Für Empfänger von (Hinterbliebenen-)Altersgeld be-
steht kein Anspruch auf Familienzuschlag oder Aus-
gleichsbetrag. Bei der Anwendung von 
Ruhensvorschriften ist kein Mindestbetrag zu belassen.
Bei der Gewährung von Altersgeld an Hinterbliebene 
oder an Erwerbsgeminderte werden bei der Einkom-
mensanrechnung die rentenrechtlichen Regelungen 
angewandt.

ACHTER TEIL
Übergangsvorschriften

§ 78
Vorhandene versorgungsberechtige Perso-
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nen

Die Rechtsverhältnisse der am 1. März 2014 vor-
handenen versorgungsberechtigten Personen re-
geln sich nach dem Hessischen Beamtenversor-
gungsgesetz in der am 28. Februar 2014 geltenden 
Fassung mit folgenden Maßgaben:

1. die Anrechnung von weiteren Versorgungsleis-
tungen erfolgt nach § 13 Abs. 9 dieses Geset-
zes, wenn entsprechende Versorgungsleistun-
gen am 28. Februar 2014 noch nicht bezogen 
werden,

2. die Mindestversorgungsbezüge und die Min-
destunfallversorgungsbezüge bestimmen sich 
nach den §§ 14 Abs. 4, 41 Abs. 3 Satz 2 und 3 
und 43 Abs. 2 Nr. 1 dieses Gesetzes,

3. § 14 Abs. 4 Satz 4 und Abs. 5 ist nicht anzuwen-
den,

4. die vorübergehende Erhöhung des Ruhegehalts 
bestimmt sich mit Ausnahme von Abs. 1 Nr. 1 
und 2 nach § 15 dieses Gesetzes; die vorüber-
gehende Gewährung von Zuschlägen bestimmt 
sich nach § 15 Abs. 3 dieses Gesetzes,

5. die Unterhaltsbeiträge für entlassene Beamtin-
nen und Beamte regeln sich nach § 16 dieses 
Gesetzes,

6. die Vorschriften der Hinterbliebenenversorgung 
(Vierter Teil) dieses Gesetzes sind mit Ausnah-
me von § 24 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und § 25 Abs. 4 
anzuwenden,

Grundsätzlich gilt das bisherige Recht für vorhandene 
versorgungsberechtige Personen fort. Der Eintritt des 
Versorgungsfalls (in der Regel Ruhestand, Tod oder 
Unfall) bestimmt das anzuwendende Recht. Deshalb 
bleibt z. B. grundsätzlich die bereits erfolgte Festset-
zung des Ruhegehalts unverändert. Jedoch ist für die 
Rechtsanwendung die ausschließliche Weitergeltung 
des bisherigen Rechts unnötig kompliziert. Deswegen 
wird ein Großteil der Vorschriften des aktuellen Rechts 
für anwendbar erklärt.

Nach Nr. 1 wird die Anwendung der Anrechnung von 
weiteren Versorgungsleistungen dieses Gesetzes ge-
regelt.

Nach Nr. 2 werden die Mindestversorgungsbezüge für 
alle versorgungsberechtigten Personen neu festge-
setzt.

Nach Nr. 3 entfällt die Kürzung der Mindestversorgung 
nach § 14 Abs. 4 Satz 4 und 5 des bisherigen Rechts.
Nach Nr. 4 wird die vorübergehende Erhöhung des 
Ruhegehalts und die vorübergehende Gewährung von 
Zuschlägen nach diesem Gesetz geregelt und das 
Ruhegehalt wird ab diesem Zeitpunkt neu festgesetzt. 
Die Anwendung der bisherigen §§ 14a und 50e entfällt.
Nach Nr. 5 regelt sich die Gewährung von Unterhalts-
beiträgen für entlassene Beamtinnen und Beamte nach 
diesem Gesetz.
Nach Nr. 6 gelten für die Hinterbliebenenversorgung 
die Vorschriften dieses Gesetzes. Ausgenommen sind 
die Neureglungen bei der Definition der sog. „Versor-
gungsehe“ sowie der Berücksichtigung der Kinderer-
ziehungszeit beim Witwengeld oder Witwergeld. 
Zu Nr. 7: Die Vorschriften des Fünften Teils dieses 
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7. die Vorschriften der Unfallfürsorge (Fünfter Teil) 
dieses Gesetzes sind mit Ausnahme des § 37 
Abs. 1 anzuwenden,

8. die gemeinsamen Vorschriften (Sechster Teil) 
dieses Gesetzes sind mit Ausnahme der §§ 56 
und 60 anzuwenden,

9. die §§ 83 und 84 dieses Gesetzes sind anzu-
wenden.

Gesetzes sind anzuwenden. § 37 Abs. 1 ist wegen 
Verkürzung der Meldefrist nicht anzuwenden.
Nach Nr. 8 sind die gemeinsamen Vorschriften dieses 
Gesetzes anzuwenden. Ausgenommen sind die Vor-
schriften zum Kinderziehungs- und Pflegezuschlag 
sowie die Regelung beim Zusammentreffen von Ver-
sorgungsbezügen mit Versorgung aus zwischenstaatli-
cher und überstaatlicher Versorgung.
Nach Nr. 9 sind die Vorschriften dieses Gesetzes zur 
Verteilung der Versorgungslasten anzuwenden.

§ 79
Vorhandene politische Beamtinnen und Beamte

Für Beamtinnen und Beamte, denen erstmals vor 
dem 1. Januar 1999 ein Amt im Sinne des § 7 Abs. 1 
des Hessischen Beamtengesetzes übertragen wur-
de, finden § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, die §§ 6, 7 und § 14 
Abs. 6 des Beamtenversorgungsgesetzes in der in 
der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung 
Anwendung.

§ 79 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 69c Abs. 3 
HBeamtVG.

§ 69f
Übergangsregelungen zur Anhebung des Ruhe-

standseintrittsalters
(1) Für Beamte, die nach dem 31. Dezember 2010 
nach § 51 Abs. 4 Nr. 1 des Hessischen Beamtenge-
setzes in den Ruhestand versetzt werden, ist § 14 Abs. 
3 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. An die Stelle der Vollendung des 65. Lebensjahres 
tritt, wenn sie vor dem 1. Januar 1952 geboren sind, 
die Vollendung des 63. Lebensjahres.

2. An die Stelle der Vollendung des 65. Lebensjahres 
tritt, wenn sie nach dem 31. Dezember 1951 und vor 
dem 1. Januar 1964 geboren sind, das Erreichen 

§ 80
Anhebung des Ruhestandseintrittsalters

(1) Für Beamtinnen und Beamte, die nach dem 31. 
Dezember 2010 nach § 35 Satz 1 Nr. 1 des Hessi-
schen Beamtengesetzes in den Ruhestand versetzt 
werden, ist § 14 Abs. 3 mit folgenden Maßgaben an-
zuwenden:
1. An die Stelle der Vollendung des 65. Lebensjahres 

tritt, wenn sie vor dem 1. Januar 1952 geboren sind, 
die Vollendung des 63. Lebensjahres.

2. An die Stelle der Vollendung des 65. Lebensjahres 
tritt, wenn sie nach dem 31. Dezember 1951 und 
vor dem 1. Januar 1964 geboren sind, das Errei-

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen § 69f 
HBeamtVG.
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folgenden Lebensalters:

Geburtsdatum bis Lebensalter
Jahr Monat

31. Januar 1952 63 1 
29. Februar 1952 63 2 
31. März 1952 63 3 
30. April 1952 63 4 
31. Mai 1952 63 5 
31. Dezember 1952 63 6 
31. Dezember 1953 63 7 
31. Dezember 1954 63 8 
31. Dezember 1955 63 9 
31. Dezember 1956 63 10 
31. Dezember 1957 63 11 
31. Dezember 1958 64 0
31. Dezember 1959 64 2 
31. Dezember 1960 64 4 
31. Dezember 1961 64 6 
31. Dezember 1962 64 8 
31. Dezember 1963 64 10 

3. Für am 1. Januar 2011 vorhandene Beamte, die von 
der Regelung nach § 50 Abs. 5 Satz 1 oder Abs. 7 
des Hessischen Beamtengesetzes erfasst sind, gilt 
§ 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes in 
der Fassung vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 322, 
847, 2033) in der am 31. August 2006 geltenden 
Fassung.

(2) Für Beamte, die nach dem 31. Dezember 2010 
nach § 51 Abs. 4 Nr. 2 des Hessischen Beamtenge-
setzes in den Ruhestand versetzt werden, ist § 14 Abs. 
3 Satz 1 Nr. 2 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. An die Stelle des Erreichens der gesetzlichen Al-
tersgrenze tritt, wenn sie vor dem 1. Januar 1949 

chen folgenden Lebensalters:

Geburtsdatum bis Lebensalter
Jahr Monat

31. Januar 1952 63 1 
29. Februar 1952 63 2 
31. März 1952 63 3 
30. April 1952 63 4 
31. Mai 1952 63 5 
31. Dezember 1952 63 6 
31. Dezember 1953 63 7 
31. Dezember 1954 63 8 
31. Dezember 1955 63 9 
31. Dezember 1956 63 10 
31. Dezember 1957 63 11 
31. Dezember 1958 64 0
31. Dezember 1959 64 2 
31. Dezember 1960 64 4 
31. Dezember 1961 64 6 
31. Dezember 1962 64 8 
31. Dezember 1963 64 10 

3. Für am 1. Januar 2011 vorhandene Beamtinnen 
und Beamte, die von der Regelung nach § 33 Abs. 
7 des Hessischen Beamtengesetzes erfasst sind, 
gilt § 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes 
in der Fassung vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 322, 
847, 2033) in der am 31. August 2006 geltenden 
Fassung.

(2) Für Beamtinnen und Beamte, die nach dem 31. 
Dezember 2010 nach § 35 Satz 1 Nr. 2 des Hessi-
schen Beamtengesetzes in den Ruhestand versetzt 
werden, ist § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 mit folgenden 
Maßgaben anzuwenden:
1. An die Stelle des Erreichens der gesetzlichen Al-

tersgrenze tritt, wenn sie vor dem 1. Januar 1949 
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geboren sind, die Vollendung des 65. Lebensjahres.
2. An die Stelle des Erreichens der gesetzlichen Al-

tersgrenze tritt, wenn sie nach dem 31. Dezember 
1948 und vor dem 1. Januar 1950 geboren sind, das 
Erreichen folgenden Lebensalters:

Geburtsdatum bis Lebensalter
Jahr Monat

31. Januar 1949 65 1 
28. Februar 1949 65 2 
31. Dezember 1949 65 3 

3. Für am 1. Januar 2011 vorhandene Beamte, die von 
der Regelung nach § 50 Abs. 5 Satz 1 oder Abs.7 
des Hessischen Beamtengesetzes erfasst sind, gilt 
§ 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes in 
der Fassung vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 322, 
847, 2033) in der am 31. August 2006 geltenden 
Fassung.

(3) Für Beamte, die nach dem 31. Dezember 2010 
wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstun-
fall beruht, in den Ruhestand versetzt werden, ist § 14 
Abs. 3 mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

1. An die Stelle der Vollendung des 65. Lebensjahres 
tritt, wenn sie vor dem 1. Januar 2012 in den Ruhe-
stand versetzt werden, die Vollendung des 63. Le-
bensjahres.

2. An die Stelle der Vollendung des 65. Lebensjahres 
tritt, wenn sie nach dem 31. Dezember 2011 und vor 
dem 1. Januar 2024 in den Ruhestand versetzt wer-
den, das Erreichen folgenden Lebensalters:

Zeitpunkt der Versetzung

geboren sind, die Vollendung des 65. Lebensjahres.
2. An die Stelle des Erreichens der gesetzlichen Al-

tersgrenze tritt, wenn sie nach dem 31. Dezember 
1948 und vor dem 1. Januar 1950 geboren sind, 
das Erreichen folgenden Lebensalters:

Geburtsdatum bis Lebensalter
Jahr Monat

31. Januar 1949 65 1 
28. Februar 1949 65 2 
31. Dezember 1949 65 3 

3. Für am 1. Januar 2011 vorhandene Beamtinnen 
und Beamte, die von der Regelung nach § 33 Abs. 
7 des Hessischen Beamtengesetzes erfasst sind, 
gilt § 14 Abs. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes 
in der am 31. August 2006 geltenden Fassung.

(3) Für Beamtinnen und Beamte, die nach dem 31. 
Dezember 2010 wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf 
einem Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt 
werden, ist § 14 Abs. 3 mit folgenden Maßgaben an-
zuwenden:

1. An die Stelle der Vollendung des 65. Lebensjahres 
tritt, wenn sie vor dem 1. Januar 2012 in den Ruhe-
stand versetzt werden, die Vollendung des 63. Le-
bensjahres.

2. An die Stelle der Vollendung des 65. Lebensjahres 
tritt, wenn sie nach dem 31. Dezember 2011 und 
vor dem 1. Januar 2024 in den Ruhestand versetzt 
werden, das Erreichen folgenden Lebensalters:

Zeitpunkt der Versetzung
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in den Ruhestand vor dem Lebensalter
Jahr Monat

1. Februar 2012 63 1 
1. März 2012 63 2 
1. April 2012 63 3 
1. Mai 2012 63 4 
1. Juni 2012 63 5 
1. Januar 2013 63 6 
1. Januar 2014 63 7 
1. Januar 2015 63 8 
1. Januar 2016 63 9 
1. Januar 2017 63 10 
1. Januar 2018 63 11 
1. Januar 2019 64 0
1. Januar 2020 64 2 
1. Januar 2021 64 4 
1. Januar 2022 64 6 
1. Januar 2023 64 8 
1. Januar 2024 64 10 

3. Für Beamte, die vor dem 1. Januar 2024 in den Ru-
hestand versetzt werden, gilt § 14 Abs. 3 Satz 5 Nr. 2 
mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Angabe „40“
die Angabe „35“ tritt.

in den Ruhestand vor dem Lebensalter
Jahr Monat

1. Februar 2012 63 1 
1. März 2012 63 2 
1. April 2012 63 3 
1. Mai 2012 63 4 
1. Juni 2012 63 5 
1. Januar 2013 63 6 
1. Januar 2014 63 7 
1. Januar 2015 63 8 
1. Januar 2016 63 9 
1. Januar 2017 63 10 
1. Januar 2018 63 11 
1. Januar 2019 64 0
1. Januar 2020 64 2 
1. Januar 2021 64 4 
1. Januar 2022 64 6 
1. Januar 2023 64 8 
1. Januar 2024 64 10 

Für Beamtinnen und Beamte, die vor dem 1. Januar 
2024 in den Ruhestand versetzt werden, gilt § 14 Abs. 
3 Satz 6 Nr. 2 mit der Maßgabe, dass an die Stelle der 
Angabe "40" die Angabe "35" tritt.

§ 69
Anwendung bisherigen und neuen Rechts für am 1. 
Januar 1977 vorhandene Versorgungsempfänger

(1) Die Rechtsverhältnisse der am 1. Januar 1992 vor-
handenen Ruhestandsbeamten, entpflichteten Hoch-
schullehrer, Witwen, Waisen und sonstigen Versor-
gungsempfänger regeln sich, sofern der Versorgungs-
fall oder die Entpflichtung vor dem 1. Januar 1977 ein-
getreten oder wirksam geworden ist, nach dem bis 
zum 31. Dezember 1976 geltenden Recht mit folgen-
den Maßgaben:

s. § 78

Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 und Abs. 4 sind durch Zeitablauf 
entfallen.
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1. Die Witwenabfindung richtet sich nach diesem Ge-
setz.
2. Die §§ 3, 9, 22 Abs. 1 Satz 2 und 3, §§ 33, 34, 42 
Satz 2, §§ 49 bis 50a, 51, 52, 55 Abs. 1 Satz 3 bis 7 
und Abs. 2 bis 8, §§ 57 bis 65, 69e Abs. 3 und 4 sowie 
§ 70 dieses Gesetzes sind anzuwenden. § 6 Abs. 1 
Satz 5, § 10 Abs. 2, § 14a Abs. 1, 3 und 4, § 55 Abs. 1 
Satz 1 und 2 und § 56 sind in der bis zum 31. Dezem-
ber 1991 geltenden Fassung anzuwenden. § 14a Abs. 
2 und die §§ 53 und 54 sind in der am 1. Januar 2002 
geltenden Fassung anzuwenden. In den Fällen der §§ 
140 und 141a des Bundesbeamtengesetzes in der 
Fassung vom 28. Juli 1972 (BGBl. I S. 1288) oder des 
entsprechenden Landesrechts richten sich die ruhege-
haltfähigen Dienstbezüge und der Ruhegehaltssatz 
nach § 36 in der bis zum 31. Dezember 1991 gelten-
den Fassung und § 37 in der bis zum 31. Dezember 
2001 geltenden Fassung; § 69e Abs. 3 und 4 ist in 
diesen Fällen nicht anzuwenden. Ist in den Fällen des 
§ 54 dieses Gesetzes die Ruhensregelung nach dem 
bis zum 31. Dezember 1976 geltenden Recht für den 
Versorgungsempfänger günstiger, verbleibt es dabei,
solange eine weitere Versorgung besteht. Solange ein 
über den 1. Januar 1999 hinaus bestehendes Beschäf-
tigungsverhältnis andauert, finden, wenn dies für den 
Versorgungsempfänger günstiger ist, die §§ 53 und 
53a in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fas-
sung, längstens für weitere sieben Jahre vom 1. Janu-
ar 1999 an, mit folgenden Maßgaben Anwendung:
a) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhensregelung nach 
dem bis zum 31. Dezember 1976 geltenden Recht für 
den Versorgungsempfänger günstiger, verbleibt es 
dabei, solange ein über den 31. Dezember 1976 hin-
aus bestehendes Beschäftigungsverhältnis andauert.
b) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhensregelung nach 
dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht 
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günstiger, verbleibt es dabei, solange ein über den 31. 
Dezember 1991 hinaus bestehendes Beschäftigungs-
verhältnis andauert.
c) Bei der Anwendung des § 53a Abs. 1 Satz 1 treten 
an die Stelle der dort genannten Vorschriften die ent-
sprechenden Vorschriften des bis zum 31. Dezember 
1976 geltenden Rechts.
d) § 53a gilt nicht, solange eine am 31. Dezember 
1991 über diesen Zeitpunkt hinaus bestehende Be-
schäftigung oder Tätigkeit eines Ruhestandsbeamten 
andauert.
3. Die Mindestversorgungsbezüge (§ 14 Abs. 4 Satz 2 
und 3) und die Mindestunfallversorgungsbezüge be-
stimmen sich nach diesem Gesetz.
4. Als Ruhegehalt im Sinne der §§ 53 bis 58, 62 und 
65 gelten auch die Bezüge der entpflichteten beamte-
ten Hochschullehrer; die Empfänger dieser Bezüge 
gelten als Ruhestandsbeamte. Die Bezüge der ent-
pflichteten beamteten Hochschullehrer gelten unter 
Hinzurechnung des dem Entpflichteten zustehenden, 
mindestens des zuletzt zugesicherten Vorlesungsgel-
des (Kolleggeldpauschale) als Höchstgrenze im Sinne 
des § 53 Abs. 2 Nr. 1 und 3 dieses Gesetzes und als 
ruhegehaltfähige Dienstbezüge im Sinne des § 53a 
Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden 
Fassung. § 65 gilt nicht für entpflichtete Hochschulleh-
rer, die die Aufgaben der von ihnen bis zur Entpflich-
tung innegehabten Stelle vertretungsweise wahrneh-
men.
5. Die Rechtsverhältnisse der Hinterbliebenen eines 
Ruhestandsbeamten, der nach dem 31. Dezember 
1976 und vor dem 1. Januar 1992 verstorben ist, rich-
ten sich nach diesem Gesetz in der bis zum 31. De-
zember 1991 geltenden Fassung, jedoch unter Zu-
grundelegung des bisherigen Ruhegehalts; § 22 Abs. 1 
Satz 2 und § 55 Abs. 4 finden in der ab 1. Januar 1992 
geltenden Fassung dieses Gesetzes Anwendung. § 53 
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findet Anwendung. § 53 findet, wenn dies für den Ver-
sorgungsempfänger günstiger ist, in der bis zum 31. 
Dezember 1998 geltenden Fassung, längstens für 
weitere sieben Jahre vom 1. Januar 1999 an, Anwen-
dung, solange ein über den 1. Januar 1999 hinaus 
bestehendes Beschäftigungsverhältnis andauert. § 53 
findet, wenn dies für den Versorgungsempfänger güns-
tiger ist, in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden 
Fassung Anwendung, solange ein über den 31. De-
zember 1991 hinaus bestehendes Beschäftigungsver-
hältnis, längstens für weitere sieben Jahre vom 1. Ja-
nuar 1999 an, andauert. § 26 dieses Gesetzes ist auch 
auf Hinterbliebene eines früheren Beamten auf Le-
benszeit oder auf Widerruf anwendbar, dem nach dem 
bis zum 31. Dezember 1976 geltenden Recht ein Un-
terhaltsbeitrag bewilligt war oder hätte bewilligt werden 
können. Für die Hinterbliebenen eines entpflichteten 
Hochschullehrers, der nach dem 31. Dezember 1976 
und vor dem 1. Januar 1992 verstorben ist, gilt § 91 
Abs. 2 Nr. 3 in der bis zum 31. Dezember 1991 gelten-
den Fassung entsprechend.
6. Die Rechtsverhältnisse der Hinterbliebenen eines 
Ruhestandsbeamten, der nach dem 31. Dezember 
1991 verstorben ist, regeln sich nach diesem Gesetz, 
jedoch unter Zugrundelegung des bisherigen Ruhege-
halts; § 56 findet in der bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung Anwendung. Für die Hinterbliebe-
nen eines entpflichteten Hochschullehrers, der nach 
dem 31. Dezember 1991 verstorben ist, gilt § 91 Abs. 2 
Nr. 3 entsprechend.

(2) Für die am 1. Januar 1977 vorhandenen früheren 
Beamten, früheren Ruhestandsbeamten und ihre Hin-
terbliebenen gelten die §§ 38, 41 und 61 Abs. 1 Satz 3; 
§ 82 findet in der bis zum 31. Dezember 1991 gelten-
den Fassung Anwendung. Für eine sich danach erge-
bende Versorgung gelten die Vorschriften des Abs. 1, 
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wobei § 38 Abs. 4 Satz 3 und § 38 Abs. 5 anzuwenden 
sind.

(3) Haben nach bisherigem Recht Versorgungsbezüge 
nicht zugestanden, werden Zahlungen nur auf Antrag 
gewährt, und zwar vom Ersten des Monats, in dem der 
Antrag gestellt worden ist. Anträge, die bis zum 31. 
Dezember 1977 gestellt werden, gelten als am 1. Ja-
nuar 1977 gestellt.

(4) Abs. 1 Nr. 2 Satz 3 ist mit dem Inkrafttreten der 
achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpas-
sung nach § 70 nicht mehr anzuwenden. Ab dem ge-
nannten Zeitpunkt sind die §§ 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
und Abs. 2, §§ 53 und 54 dieses Gesetzes anzuwen-
den.

§ 69a
Anwendung bisherigen und neuen Rechts für am 1. 
Januar 1992 vorhandene Versorgungsempfänger

Die Rechtsverhältnisse der am 1. Januar 1992 vorhan-
denen Ruhestandsbeamten, entpflichteten Hochschul-
lehrer, Witwen, Waisen und sonstigen Versorgungs-
empfänger regeln sich, sofern der Versorgungsfall oder 
die Entpflichtung nach dem 31. Dezember 1976 einge-
treten oder wirksam geworden ist, nach dem bis zum 
31. Dezember 1991 geltenden Recht mit folgenden 
Maßgaben:

1. § 22 Abs. 1 Satz 2 und 3, § 42 Satz 2, §§ 49 bis 
50a, §§ 52, 55 Abs. 1 Satz 3 bis 7 und Abs. 2 bis 8, §§ 
61, 62 und 69e Abs. 3, 4 und 6 dieses Gesetzes sind 
anzuwenden. § 37 ist in der bis zum 31. Dezember 
2001
geltenden Fassung anzuwenden. § 14a Abs. 2 und die 
§§ 53 und 54 sind in der am 1. Januar 2002 geltenden 
Fassung anzuwenden. 

s. § 78

Nr. 1 Satz 2 und Nr. 5 sind durch Zeitablauf entfallen.
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2. Solange ein über den 1. Januar 1999 hinaus beste-
hendes Beschäftigungsverhältnis andauert, finden, 
wenn dies für den Versorgungsempfänger günstiger 
ist, die §§ 53 und 53a in der bis zum 31. Dezember 
1998 geltenden Fassung, längstens für weitere sieben 
Jahre vom 1. Januar 1999 an, mit folgenden Maßga-
ben Anwendung:
a) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhensregelung nach 
dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht 
günstiger, verbleibt es dabei, solange ein über den 31. 
Dezember 1991 hinaus bestehendes Beschäftigungs-
verhältnis andauert.
b) Bei der Anwendung des § 53a Abs. 1 Satz 1 treten 
an die Stelle der dort genannten Vorschriften die ent-
sprechenden Vorschriften des bis zum 31. Dezember 
1991 geltenden Rechts.
c) § 53a gilt nicht, solange eine am 31. Dezember 
1991 über diesen Zeitpunkt hinaus bestehende Be-
schäftigung oder Tätigkeit eines Ruhestandsbeamten 
andauert.
3. Die Rechtsverhältnisse der Hinterbliebenen eines 
Ruhestandsbeamten, der nach dem 31. Dezember 
1991 verstorben ist, regeln sich nach den ab dem 1. 
Januar 1992 geltenden Vorschriften, jedoch unter Zu-
grundelegung des bisherigen Ruhegehalts. § 56 findet 
in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung 
Anwendung. Für die Hinterbliebenen eines entpflichte-
ten Hochschullehrers, der nach dem 31. Dezember 
1991 verstorben ist, gilt § 91 Abs. 2 Nr. 3 entspre-
chend.
4. § 69 Abs. 1 Nr. 3 gilt entsprechend.
5. Nr. 1 Satz 2 ist mit dem Inkrafttreten der achten auf 
den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung nach § 
70 nicht mehr anzuwenden. Ab dem genannten Zeit-
punkt sind § 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2 sowie 
die §§ 53 und 54 dieses Gesetzes anzuwenden.

§ 69b
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Übergangsregelungen für vor dem 1. Juli 1997 bewil-
ligte Freistellungen und eingetretene Versorgungs-

fälle

(1) § 6 Abs. 1 Satz 4 und 5, § 12 Abs. 5, § 13 Abs. 1 
Satz 3 und § 14 Abs. 4 Satz 4 gelten nicht für Freistel-
lungen, die vor dem 1. Juli 1997 bewilligt und angetre-
ten worden sind.

(2) Für Versorgungsfälle, die vor dem 1. Juli 1997 ein-
getreten sind, finden § 5 Abs. 2, § 12 Abs. 1 Satz 1, § 
13 Abs. 1 Satz 1, § 36 Abs. 2 und § 66 Abs. 7 in der 
bis zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung Anwendung. 
Satz 1 gilt entsprechend für künftige Hinterbliebene 
eines vor dem 1. Juli 1997 vorhandenen Versorgungs-
empfängers.
Versorgungsempfänger, die am 28. Februar 1997 ei-
nen Erhöhungsbetrag nach § 14 Abs. 2 in der an die-
sem Tag geltenden Fassung bezogen haben, erhalten 
diesen weiter mit der Maßgabe, dass sich dieser Erhö-
hungsbetrag bei der nächsten allgemeinen Erhöhung 
der Versorgungsbezüge um die Hälfte verringert; die 
Verringerung darf jedoch die Hälfte der allgemeinen 
Erhöhung nicht übersteigen. Bei einer weiteren allge-
meinen Erhöhung der Versorgungsbezüge entfällt der 
verbleibende Erhöhungsbetrag. Versorgungsempfän-
ger, die am 30. Juni 1997 einen Anpassungszuschlag 
gemäß § 71 in der an diesem Tag geltenden Fassung 
bezogen haben, erhalten diesen in Höhe des zu die-
sem Zeitpunkt zustehenden Betrages weiter. Künftige 
Hinterbliebene der in Satz 3 und 5 genannten Versor-
gungsempfänger erhalten die jeweiligen Beträge ent-
sprechend anteilig.

s. § 78

Abs. 1 ist durch Zeitablauf erledigt.

Abs. 2 Satz 3 und 4 ist durch Zeitablauf erledigt.
Abs. 2 Satz 5 ist durch die Besoldungsüberleitung er-
ledigt.

§ 69c
Übergangsregelungen für vor dem 1. Januar 1999 

eingetretene Versorgungsfälle und für am 1. Januar 
1999 vorhandene Beamte

s. §§ 78 und 79.

Die Verweise in Abs. 1 und Abs. 2 auf die geänderte 
Wartefrist ist durch die Änderung in § 5 erledigt.
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(1) Für Versorgungsfälle, die vor dem 1. Januar 1999 
eingetreten sind, finden § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, § 5 
Abs. 3 bis 5, die §§ 7, 14 Abs. 6 sowie die §§ 43 und 
66 Abs. 6 in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden 
Fassung Anwendung. Satz 1 gilt entsprechend für 
künftige Hinterbliebene eines vor dem 1. Januar 1999 
vorhandenen Versorgungsempfängers.

(2) Für Beamte, die vor dem 1. Januar 2001 befördert 
worden sind oder denen ein anderes Amt mit höherem 
Endgrundgehalt verliehen worden ist, findet § 5 Abs. 3 
bis 5 in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden 
Fassung Anwendung.

(3) Für Beamte, denen erstmals vor dem 1. Januar 
1999 ein Amt im Sinne des § 36 des Bundesbeamten-
gesetzes oder des entsprechenden Landesrechts 
übertragen worden war, finden § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, 
die §§ 7 und 14 Abs. 6 in der bis zum 31. Dezember 
1998 geltenden Fassung Anwendung.

(4) Die §§ 53 und 53a in der bis zum 31. Dezember 
1998 geltenden Fassung finden, wenn dies für den 
Versorgungsempfänger günstiger ist, längstens für 
weitere sieben Jahre vom 1. Januar 1999 an, Anwen-
dung, solange eine am 31. Dezember 1998 über die-
sen Zeitpunkt hinaus ausgeübte Beschäftigung oder 
Tätigkeit des Versorgungsempfängers andauert.

Im Falle des Satz 1 sind ebenfalls anzuwenden § 2 
Abs. 5 Satz 4, Abs. 7 und 8 des Gesetzes zur Über-
nahme der Beamten und Arbeitnehmer der Bundesan-
stalt für Flugsicherung vom 23. Juli 1992 (BGBl. I S. 
1370, 1376) in der bis zum 31. Dezember 1998 gelten-
den Fassung sowie § 2 Abs. 3 des Bundeswehrbeam-
tenanpassungsgesetzes vom 20. Dezember 1991 
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(BGBl. I S. 2378) in der bis zum 31. Dezember 1997 
geltenden Fassung und § 2 Abs. 3 des Gesetzes zur 
Verbesserung der personellen Struktur in der Bundes-
zollverwaltung vom 11. Dezember 1990 (BGBl. I S. 
2682, 2690) in der bis zum 31. Dezember 1995 gelten-
den Fassung.

5) § 56 findet Anwendung, soweit Zeiten im Sinne des 
§ 56 erstmals nach dem 1. Januar 1999 zurückgelegt 
werden. Im Übrigen ist § 56 in der bis zum 30. Sep-
tember 1994 geltenden Fassung anzuwenden, es sei 
denn, die Anwendung des § 56 in der bis zum 31. De-
zember 1998 geltenden Fassung ist für den Versor-
gungsempfänger günstiger. Bei der Anwendung des 
Satz 2 bleibt § 85 Abs. 6 unberührt; dies gilt nicht, 
wenn Zeiten im Sinne des § 56 Abs. 1 erstmals ab 
dem 1. Januar 1999 zurückgelegt worden sind.

§ 69d
Übergangsregelungen für vor dem 1. Januar 2001 

eingetretene Versorgungsfälle und für am 1. Januar 
2001 vorhandene Beamte und Versorgungsempfän-

ger

(1) Auf Versorgungsfälle, die vor dem 1. Januar 2001 
eingetreten sind, sind § 13 Abs. 1 Satz 1, § 14 Abs. 3 
und § 36 Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 2000 
geltenden Fassung anzuwenden; § 85a ist in der bis 
zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung anzu-
wenden, wenn dies für den Versorgungsempfänger 
günstiger ist. Satz 1 gilt entsprechend für künftige Hin-
terbliebene eines vor dem 1. Januar 2001 vorhande-
nen Versorgungsempfängers.

(2) Für am 1. Januar 2001 vorhandene Wahlbeamte 
auf Zeit im Ruhestand, deren Beschäftigungsverhältnis 
über den 1. Januar 2001 hinaus andauert, gilt § 53a in 

s. § 78

Abs. 3, 4 und 6 sind durch Zeitablauf erledigt.
Abs. 5 wird in § 14 Abs. 3 aufgenommen.
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der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung 
längstens bis zum 31. Dezember 2007, wenn dies für 
den Versorgungsempfänger günstiger ist als die An-
wendung des § 53 Abs. 10. Für am 1. Januar 1992 
vorhandene Wahlbeamte auf Zeit im Ruhestand bleibt 
§ 69a unberührt.

(3) Für am 1. Januar 2001 vorhandene Beamte, die bis 
zum 31. Dezember 2003 wegen Dienstunfähigkeit in 
den Ruhestand versetzt werden, gilt Folgendes:

1. § 14 Abs. 3 ist mit folgenden Maßgaben anzuwen-
den:
Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand
Minderung des Ruhegehalts für jedes Jahr des vorge-
zogenen Ruhestands (vom Hundert)
Höchstsatz der Gesamtminderung des Ruhegehalts
(vom Hundert)
vor dem 1.1.2002 1,8 3,6
vor dem 1.1.2003 2,4 7,2
vor dem 1.1.2004 3,0 10,8
2. § 13 Abs. 1 Satz 1 ist mit folgenden Maßgaben an-
zuwenden:
Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand
Umfang der Berücksichtigung als Zurechnungszeit in 
Zwölfteln
vor dem 1.1.2002 5
vor dem 1.1.2003 6
vor dem 1.1.2004 7

(4) Für am 1. Januar 2001 vorhandene Beamte, die vor 
dem 1. Januar 1942 geboren sind, wegen Dienstunfä-
higkeit in den Ruhestand versetzt werden und zu die-
sem Zeitpunkt mindestens 40 Jahre ruhegehaltfähige 
Dienstzeit nach § 6, § 8 oder § 9 zurückgelegt haben, 
gilt Abs. 1 entsprechend.
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(5) Auf am 1. Januar 2001 vorhandene Beamte, die bis 
zum 16. November 1950 geboren und am 16. Novem-
ber 2000 schwerbehindert im Sinne des § 2 Abs. 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind sowie nach § 
42 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder 
entsprechendem Landesrecht in den Ruhestand ver-
setzt werden, ist § 14 Abs. 3 nicht
anzuwenden.

(6) Für am 1. Januar 2001 vorhandene Beamte, die 
nach dem 16. November 2000 schwerbehindert im 
Sinne des § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch werden und nach § 42 Abs. 4 Nr. 1 des Bun-
desbeamtengesetzes oder entsprechendem Landes-
recht in den Ruhestand versetzt werden, ist § 14 Abs. 
3 Satz 1 Nr. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass an 
die Stelle der Vollendung des 63. Lebensjahres
a) die Vollendung des 61. Lebensjahres tritt, wenn sie 
vor dem 1. Januar 1942 geboren sind,
b) die Vollendung des 62. Lebensjahres tritt, wenn sie 
vor dem 1. Januar 1943 geboren sind;
sind sie vor dem 1. Januar 1941 geboren, ist § 14 Abs. 
3 nicht anzuwenden.

§ 69e
Übergangsregelungen aus Anlass des Versorgungs-

änderungsgesetzes 2001

(1) Die Rechtsverhältnisse der am 1. Januar 2002 vor-
handenen Ruhestandsbeamten, entpflichteten Hoch-
schullehrer, Witwen, Waisen und sonstigen Versor-
gungsempfänger regeln sich nach dem bis zum 31. 
Dezember 2001 geltenden Recht mit folgenden Maß-
gaben:
Abs. 3, 4 und 6, § 22 Abs. 1 Satz 3, § 42 Satz 2, §§ 49 
bis 50a, 50b, 50d, 50e, 52, 54 Abs. 1 Satz 2, § 55 Abs. 
1 Satz 3 bis 7 sowie die §§ 61, 62 und 85 Abs. 11 die-
ses Gesetzes sind anzuwenden.

s. § 78

Abs. 2, 3, 4 und 6 sind durch Zeitablauf entfallen.
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(2) Auf Versorgungsfälle, die nach dem 31. Dezember 
2001 eintreten, sind § 14 Abs. 1 und 6, § 14a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2, § 47a Abs. 1, §§ 50e, 53 Abs. 
2 Nr. 3, § 54 Abs. 2 sowie § 66 Abs. 2 und 8 in der bis 
zum 31. Dezember 2002 geltenden Fassung anzu-
wenden; § 56 Abs. 1 und 6 dieses Gesetzes ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass anstelle der Zahl 
"1,79375" die Zahl "1,875" sowie anstelle der Zahl 
"2,39167" die Zahl "2,5" tritt. § 50e Abs. 1 dieses Ge-
setzes ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die 
Stelle der Zahl "66,97" die Zahl "70" tritt. Satz 1 und 2 
sind mit dem Inkrafttreten der achten auf den 31. De-
zember 2002 folgenden Anpassung nach § 70 nicht 
mehr anzuwenden.

(3) Ab der ersten auf den 31. Dezember 2002 folgen-
den Anpassung nach § 70 werden die der Berechnung 
der Versorgungsbezüge zugrunde liegenden ruhege-
haltfähigen Dienstbezüge bis zur siebten Anpassung 
nach § 70 durch einen Anpassungsfaktor nach Maß-
gabe der folgenden Tabelle vermindert:

Anpassung nach dem 31. Dezember 2002
Anpassungsfaktor
1. 0,99458
2. 0,98917
3. 0,98375
4. 0,97833
5. 0,97292
6. 0,96750
7. 0,96208

Dies gilt nicht für das Ruhegehalt, das durch Anwen-
dung des § 14 Abs. 4 Satz 1 und 2 und § 91 Abs. 2 Nr. 
1 ermittelt ist. Für Versorgungsbezüge, deren Berech-
nung ein Ortszuschlag nach dem Bundesbesoldungs-
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gesetz in der bis zum 30. Juni 1997 geltenden Fas-
sung nicht zugrunde liegt, und für Versorgungsbezüge, 
die in festen Beträgen festgesetzt sind, sowie bei der 
Anwendung von Ruhensvorschriften (§§ 53 bis 56) 
gelten  Satz 1 und 2 entsprechend. Zu den ruhegehalt-
fähigen Dienstbezügen im Sinne des Satz 1 gehören 
auch die Anpassungszuschläge, der Strukturausgleich 
sowie Erhöhungszuschläge nach Art. 5 und 6 des Sie-
benten Gesetzes zur Änderung des Bundesbesol-
dungsgesetzes vom 15. April 1970 (BGBl. I S. 339) 
und entsprechendem Landesrecht. Für die von den 
Erhöhungen 2003/2004 nach § 71 ausgenommenen 
Versorgungsempfänger beginnt die Verminderung 
nach Satz 1 am 1. Januar 2005 mit dem dritten Anpas-
sungsfaktor.

(4) In Versorgungsfällen, die vor der achten auf den 
31. Dezember 2002 folgenden Anpassung nach § 70 
eingetreten sind, wird der den Versorgungsbezügen 
zugrunde liegende Ruhegehaltssatz mit dem Inkrafttre-
ten und vor dem Vollzug der achten Anpassung nach § 
70 mit dem Faktor 0,95667 vervielfältigt; § 14 Abs. 1 
Satz 2 und 3 ist anzuwenden. Der nach Satz 1 vermin-
derte Ruhegehaltssatz gilt als neu festgesetzt. Er ist ab 
dem Tag der achten Anpassung nach § 70 der Be-
rechnung der Versorgungsbezüge zugrunde zu legen.

(4a) Für die Verteilung der Versorgungslasten bei Be-
amten und Richtern, die vor dem 1. Januar 2002 in den 
Dienst eines anderen Dienstherrn übernommen wor-
den sind, gilt § 107b Abs. 1 in der bis zum 31. Dezem-
ber 2001 geltenden Fassung.

(5) § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 ist in der bis zum 31. De-
zember 2001 geltenden Fassung anzuwenden, wenn 
die Ehe vor dem 1. Januar 2002 geschlossen wurde. § 
20 Abs. 1 Satz 1 ist in der bis zum 31. Dezember 2001 
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geltenden Fassung anzuwenden, wenn die Ehe vor 
dem 1. Januar 2002 geschlossen wurde und mindes-
tens ein Ehegatte vor dem 2. Januar 1962 geboren ist. 
§ 50c ist in diesen Fällen nicht anzuwenden. Im Übri-
gen gilt Abs. 1 für künftige Hinterbliebene eines vor 
dem 1. Januar 2002 vorhandenen Versorgungsemp-
fängers entsprechend.

(6) Für die Anwendung des § 36 Abs. 3 gilt unbescha-
det des § 85 der § 14 Abs. 1 Satz 1 in der bis zum 31. 
Dezember 2002 geltenden Fassung. In den Fällen des 
Satz 1 sowie des § 37 sind Abs. 3 und 4 sowie § 85 
Abs. 11 nicht anzuwenden.

§ 84
Ruhegehaltfähige Dienstzeit

Für am 1. Januar 1977 vorhandene Beamte können 
zum Ausgleich von Härten Zeiten, die nach dem bis 
zum 31. Dezember 1976 geltenden Recht ruhegehalt-
fähig waren, als ruhegehaltfähig galten oder als ruhe-
gehaltfähig berücksichtigt werden konnten und
vor dem 1. Januar 1977 zurückgelegt worden sind, im 
Anwendungsbereich des bis zum 31. Dezember 1976 
geltenden Rechts als ruhegehaltfähig berücksichtigt 
werden. Die Entscheidung trifft der für das Versor-
gungsrecht zuständige Minister oder die von ihm be-
stimmte Stelle.

entfällt

§ 85
Ruhegehaltssatz für am 31. Dezember 1991 vorhan-

dene Beamte

(1) Hat das Beamtenverhältnis, aus dem der Beamte in 
den Ruhestand tritt, oder ein unmittelbar vorangehen-
des anderes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 
bereits am 31. Dezember 1991 bestanden, bleibt der 
zu diesem Zeitpunkt erreichte Ruhegehaltssatz ge-
wahrt. Dabei richtet sich die Berechnung der ruhege-

Abs. 1 und 4 wird in § 14 geregelt
Abs. 2 wird in § 17 Abs. 9 geregelt.
Abs. 3 und 5 ist durch Zeitablauf erledigt.
Abs. 6 wird in § 62 Abs. 8 geregelt.
Abs. 7 wird in § 6 geregelt.
Abs. 8 wird in § 40 Abs. 5 geregelt.
Abs. 9 und 10 entfallen.
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haltfähigen Dienstzeit und des Ruhegehaltssatzes 
nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden 
Recht; § 14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 und 3 findet hier-
bei keine Anwendung. Der sich nach Satz 1 und 2 
ergebende Ruhegehaltssatz steigt mit jedem Jahr, das 
vom 1. Januar 1992 an nach dem von diesem Zeit-
punkt an geltenden Recht als ruhegehaltfähige Dienst-
zeit zurückgelegt wird, um eins vom Hundert der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge bis zum Höchstsatz von 
75 vom Hundert; insoweit gilt § 14 Abs. 1 Satz 2 und 3 
entsprechend. Bei der Anwendung von Satz 3 bleiben 
Zeiten bis zur Vollendung einer zehnjährigen ruhege-
haltfähigen Dienstzeit außer Betracht; § 13 Abs. 1 fin-
det in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fas-
sung Anwendung. § 14 Abs. 3 findet Anwendung.

(2) Für die Beamten auf Zeit, deren Beamtenverhältnis 
über den 31. Dezember 1991 hinaus fortbesteht, ist § 
66 Abs. 2, 4 und 6 in der bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung anzuwenden.

(3) Hat das Beamtenverhältnis, aus dem der Beamte in 
den Ruhestand tritt, oder ein unmittelbar vorangehen-
des anderes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 
bereits am 31. Dezember 1991 bestanden und erreicht 
der Beamte vor dem 1. Januar 2002 die für ihn jeweils 
maßgebende gesetzliche Altersgrenze, so richtet sich 
die Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit und 
des Ruhegehaltssatzes nach dem bis zum 31. Dezem-
ber 1991 geltenden Recht. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn ein von dieser Vorschrift erfasster Beamter vor 
dem Zeitpunkt des Erreichens der jeweils maßgeben-
den gesetzlichen Altersgrenze wegen Dienstunfähig-
keit oder auf Antrag in den Ruhestand versetzt wird 
oder verstirbt.

(4) Der sich nach Abs.1, 2 oder 3 ergebende Ruhege-

Abs. 11 entfällt durch Zeitablauf.
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haltssatz wird der Berechnung des Ruhegehalts zu-
grunde gelegt, wenn er höher ist als der Ruhegehalts-
satz, der sich nach diesem Gesetz für die gesamte 
ruhegehaltfähige Dienstzeit ergibt. Der sich nach Abs.
1 ergebende Ruhegehaltssatz darf den Ruhegehalts-
satz, der sich nach dem bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Recht ergäbe, nicht übersteigen.

(5) Hat das Beamtenverhältnis, aus dem der Beamte in 
den Ruhestand tritt, oder ein unmittelbar vorangehen-
des anderes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 
bereits am 31. Dezember 1991 bestanden, ist § 14 
Abs. 3 mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 
Bei Erreichen der Altersgrenze nach § 42 Abs. 4 Satz 
1 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes oder entspre-
chendem Landesrecht beträgt der Vomhundertsatz der 
Minderung für jedes Jahr vor dem 1. Januar 1998 0,0, 
nach dem 31. Dezember 1997 0,6, nach dem 31. De-
zember 1998 1,2, Bei Erreichen der Altersgrenze nach 
§ 42 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes 
oder entsprechendem Landesrecht beträgt der Vom-
hundertsatz der Minderung für jedes Jahr nach dem 
31. Dezember 1999 1,8, nach dem 31. Dezember 2000 
2,4, nach dem 31. Dezember 2001 3,0, nach dem 31. 
Dezember 2002 3,6.

(6) Errechnet sich der Ruhegehaltssatz nach Abs. 1 in 
Verbindung mit Abs. 4 Satz 2, Abs. 2 oder 3, ist ent-
sprechend diesen Vorschriften auch der Ruhegehalts-
satz für die Höchstgrenze nach § 54 Abs. 2 und § 55 
Abs. 2 zu berechnen. Bei Zeiten im Sinne des § 56 
Abs. 1, die bis zum 31. Dezember 1991 zurückgelegt 
sind, ist § 56 in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden 
Fassung anzuwenden; soweit Zeiten im Sinne des § 
56 Abs. 1 nach diesem Zeitpunkt zurückgelegt sind, ist 
§ 56 in der vom 1. Januar 1992 an geltenden Fassung 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle des 
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Vomhundertsatzes von 1,875 der Satz von 1,0 und an 
die Stelle des Vomhundertsatzes von 2,5 der Satz von 
1,33 tritt. Errechnet sich der Versorgungsbezug nach 
Abs. 2 oder 3, ist § 56 in der bis zum 31. Dezember 
1991 geltenden Fassung anzuwenden. In Fällen des 
Satz 2 und 3 wird bei der Berechnung des Ruhensbet-
rages auch die Dienstzeit bei einer zwischen- oder 
überstaatlichen Einrichtung berücksichtigt, die über 
volle Jahre hinausgeht.

(7) Die Berücksichtigung der Zeit einer Kindererzie-
hung für ein vor dem 1. Januar 1992 geborenes Kind 
richtet sich nach § 6 Abs. 1 Satz 4 und 5 in der bis zum 
31. Dezember 1991 geltenden Fassung. Für nach dem 
31. Dezember 1991 innerhalb des Beamtenverhältnis-
ses geborene Kinder gilt hinsichtlich der Kindererzie-
hungszeit § 50a Abs. 1 bis 7 auch dann, wenn die Be-
rechnung des Ruhegehaltssatzes nach dem bis zum 
31. Dezember 1991 geltenden Recht vorzunehmen ist.

(8) Auf die am 31. Dezember 1991 vorhandenen Be-
amten, denen auf Grund eines bis zu diesem Zeitpunkt 
erlittenen Dienstunfalles ein Unfallausgleich gewährt 
wird, findet § 35 in der bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Fassung Anwendung.

(9) Bei der Anwendung der Abs. 1 und 3 bleibt der am 
31. Dezember 1991 erreichte Ruhegehaltssatz auch 
dann gewahrt, wenn dem Beamtenverhältnis, aus dem 
der Beamte in den Ruhestand tritt, mehrere öffentlich-
rechtliche Dienstverhältnisse in unmittelbarem zeitli-
chen Zusammenhang mit dem am 31. Dezember 1991 
bestehenden öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
vorangegangen sind.

(10) Einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis steht 
ein Beschäftigungsverhältnis im Sinne des § 5 Abs. 1 
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Nr. 2 und des § 6 Abs. 1 Nr. 2 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch gleich.

(11) Für den nach Abs. 1 bis 4 ermittelten Ruhege-
haltssatz sowie die in Abs. 6 Satz 2 genannten Vom-
hundertsätze gilt § 69e Abs. 4 entsprechend.

§ 85a
Erneute Berufung in das Beamtenverhältnis

Bei einem nach § 39 oder § 45 des Bundesbeamten-
gesetzes oder dem entsprechenden Landesrecht er-
neut in das Beamtenverhältnis berufenen Beamten 
bleibt der am Tag vor der erneuten Berufung in das 
Beamtenverhältnis vor Anwendung von Ruhens-, Kür-
zungs- und Anrechnungsvorschriften zustehende Be-
trag des Ruhegehalts gewahrt. Tritt der Beamte erneut 
in den Ruhestand, wird die ruhegehaltfähige Dienstzeit 
und das Ruhegehalt nach dem im Zeitpunkt der 
Zurruhesetzung geltenden Recht berechnet. Bei der 
Anwendung des § 85 Abs. 1 und 3 gilt die Zeit des 
Ruhestandes nicht als Unterbrechung des Beamten-
verhältnisses; die Zeit im Ruhestand ist nicht ruhege-
haltfähig. Das höhere Ruhegehalt wird gezahlt.

wird in § 14 Abs. 7 geregelt

§ 86
Hinterbliebenenversorgung

(1) Die Gewährung von Unterhaltsbeiträgen an ge-
schiedene Ehegatten richtet sich nach den bis zum 31. 
Dezember 1976 geltenden beamtenrechtlichen Vor-
schriften, wenn die Ehe vor dem 1. Juli 1977 geschie-
den, aufgehoben oder für nichtig erklärt worden ist.

(2) Die Vorschrift des § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 über 
den Ausschluss von Witwengeld findet keine Anwen-
dung, wenn die Ehe am 1. Januar 1977 bestanden und 
das bis zu diesem Zeitpunkt geltende Landesrecht den 

Abs. 1 und Abs. 4 wird in § 28 geregelt.

Die Abs.2 und 3 entfallen, weil die dort genannten Vo-
raussetzungen für Hessen nicht vorliegen.
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Ausschlussgrund nicht enthalten hat. An die Stelle des 
65. Lebensjahres in § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 tritt ein in 
der bis zum 31. Dezember 1976 geltenden landes-
rechtlichen Vorschrift vorgesehenes höheres Lebensal-
ter, wenn die Ehe am 1. Januar 1977 bestanden hat.

(3) Die Vorschriften über die Kürzung des Witwengel-
des bei großem Altersunterschied der Ehegatten (§ 20 
Abs. 2) finden keine Anwendung, wenn die Ehe am 1. 
Januar 1977 bestanden und das bis zu diesem Zeit-
punkt für den Beamten oder Ruhestandsbeamten gel-
tende Landesrecht entsprechende Kürzungsvorschrif-
ten nicht enthalten hat.

(4) Die Vorschrift des § 22 Abs. 2 in der bis zum 31. 
Juli 1989 geltenden Fassung findet Anwendung, wenn 
ein Scheidungsverfahren bis zum 31. Juli 1989 rechts-
hängig geworden ist oder die Parteien bis zum 31. Juli 
1989 eine Vereinbarung nach § 1587o des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs getroffen haben.

§ 87
Unfallfürsorge

(1) Für die am 1. Januar 1977 vorhandenen Beamten 
steht ein vor diesem Zeitpunkt erlittener Dienstunfall im 
Sinne des bisherigen Bundes- oder Landesrechts dem 
Dienstunfall im Sinne dieses Gesetzes gleich.

(2) Bis zum Erlass der Rechtsverordnungen nach § 31 
Abs. 3, § 33 Abs. 5 und § 43 Abs. 3 gelten die bisheri-
gen Verordnungen des Bundes und der Länder weiter, 
soweit dieses Gesetz dem nicht entgegensteht.

(3) Eine Entschädigung aus einer Unfallversicherung, 
für die der Dienstherr die Beiträge gezahlt hat, ist auf 
die Unfallentschädigung nach § 43 Abs. 3 anzurech-
nen.

Abs.1: Regelung ist wegen Zeitablauf obsolet

Abs. 2.:Die Rechtsverordnungen wurden erlassen und 
durch das 1. DRModG in Landesrecht überführt.

Abs. 3: Die Regelung erfolgt nunmehr in § 49 Abs. 7.
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§ 88
Abfindung

(1) Bei der Entlassung einer verheirateten Beamtin bis 
zum 31. August 1977 finden die bisherigen Vorschrif-
ten über die Abfindung nach § 152 des Bundesbeam-
tengesetzes oder dem entsprechenden bisherigen 
Landesrecht weiter Anwendung.

(2) Eine erneut in das Beamtenverhältnis berufene 
Beamtin kann eine früher erhaltene Abfindung an ihren 
neuen Dienstherrn zurückzahlen. Hierbei sind anstelle
der Dienstbezüge, die der Abfindung zugrunde lagen, 
die Dienstbezüge nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 des Bun-
desbesoldungsgesetzes nach der Besoldungsgruppe 
des vor der Abfindung innegehabten Amtes zugrunde 
zu legen, die sich ergeben würden, wenn die im Zeit-
punkt der erneuten Berufung in das Beamtenverhältnis 
maßgebenden Grundgehalts- und Familienzuschlags-
sätze im Monat vor der Entlassung gegolten hätten. 
Der Antrag auf Rückzahlung ist innerhalb einer Aus-
schlussfrist von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, bei erneuter Berufung in das Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei 
Jahren nach der Berufung in das Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit zu stellen. Eine teilweise Rückzahlung 
der Abfindung ist nicht zulässig. Nach der Rückzahlung 
werden die Zeiten vor der Entlassung aus dem frühe-
ren Dienstverhältnis besoldungs- und versorgungs-
rechtlich so behandelt, als wäre eine Abfindung nicht 
gewährt worden. Satz 5 gilt entsprechend, wenn eine
Beamtin bei erneuter Berufung in das Beamtenverhält-
nis innerhalb der Ausschlussfrist nach Satz 3 auf eine 
zugesicherte aber noch nicht gezahlte Abfindungsrente 
verzichtet.

entfällt durch Zeitablauf
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§ 90
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit 

Versorgung aus zwischenstaatlicher und überstaat-
licher Verwendung

(1) Bei der Anwendung des § 56 Abs. 1 bleibt die Zeit, 
die ein Beamter oder Ruhestandsbeamter vor dem 1. 
Juli 1968 im Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung tätig war, bis zu sechs 
Jahren außer Betracht.

(2) Auf die am 1. Juli 1968 vorhandenen Versorgungs-
empfänger findet § 56 Abs. 1 Satz 3 mit der Maßgabe 
Anwendung, dass ihnen zwölf vom Hundert der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge als Versorgung verblei-
ben.

(3) Hat ein Beamter oder Versorgungsempfänger vor 
dem 1. Juli 1968 bei seinem Ausscheiden aus dem 
öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen Einrichtung anstelle einer Versorgung 
einen Kapitalbetrag als Abfindung oder Zahlung aus 
einem Versorgungsfonds erhalten, sind Abs. 1, § 56 
Abs. 3 und § 69c Abs. 5 anzuwenden.

entfällt durch Zeitablauf

§ 91
Hochschullehrer, Wissenschaftliche Assistenten 

und Lektoren

(1) Auf die Versorgung der Hochschullehrer, Wissen-
schaftlichen Assistenten und Lektoren im Sinne des 
Kapitels I, Abschnitt V, 3. Titel des Beamtenrechtsrah-
mengesetzes in der vor dem Inkrafttreten des Hoch-
schulrahmengesetzes geltenden Fassung, die nicht als 
Professoren oder als Hochschulassistenten übernom-
men worden sind, und ihrer Hinterbliebenen finden die 
für Beamte auf Lebenszeit, auf Probe oder auf Wider-
ruf geltenden Vorschriften dieses Gesetzes nach Maß-

Die Regelung erfolgt in § 18 Abs. 3.
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gabe der bis zum 31. Dezember 1976 geltenden lan-
desrechtlichen Vorschriften Anwendung. § 67 Abs. 2 
Satz 1 gilt entsprechend.

(2) Für Professoren, die nach dem 31. Dezember 1976 
von ihren amtlichen Pflichten entbunden werden (Ent-
pflichtung), und ihre Hinterbliebenen gilt folgendes:
1. Die §§ 53 bis 58, 62 und 65 finden Anwendung; 
hierbei gelten die Bezüge der entpflichteten Professo-
ren als Ruhegehalt, die Empfänger als Ruhestandsbe-
amte. § 65 gilt nicht für entpflichtete Hochschullehrer, 
die die Aufgaben der von ihnen bis zur Entpflichtung 
innegehabten Stelle vertretungsweise wahrnehmen.
2. Die Bezüge der entpflichteten Professoren gelten 
unter Hinzurechnung des dem Entpflichteten zuste-
henden, mindestens des zuletzt vor einer Überleitung 
nach dem nach § 72 des Hochschulrahmengesetzes 
erlassenen Landesgesetz zugesicherten Vorlesungs-
geldes (Kolleggeldpauschale) als Höchstgrenze im 
Sinne des § 53 Abs. 2 Nr. 1 und 3 dieses Gesetzes 
sowie als ruhegehaltfähige Dienstbezüge im Sinne des 
§ 53a Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 1998 gel-
tenden Fassung.
3. Für die Versorgung der Hinterbliebenen eines ent-
pflichteten Hochschullehrers gilt dieses Gesetz mit der 
Maßgabe, dass sich die Bemessung des den Hinter-
bliebenenbezügen zugrunde zu legenden Ruhegehalts 
sowie die Bemessung des Sterbe-, Witwen- und Wai-
sengeldes der Hinterbliebenen nach dem vor dem 1. 
Januar 1977 geltenden Landesrecht bestimmt. Für die 
Anwendung des § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und des § 23 
Abs. 2 gelten die entpflichteten Professoren als Ruhe-
standsbeamte.
4. Für Professoren, die unter § 76 Abs. 4 des Hoch-
schulrahmengesetzes fallen, wird abweichend von Nr.
2 das Vorlesungsgeld (Kolleggeldpauschale), das ih-
nen beim Fortbestand ihres letzten Beamtenverhältnis-
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ses als Professor im Landesdienst vor der Annahme 
des Beamtenverhältnisses an einer Hochschule der 
Bundeswehr zuletzt zugesichert worden wäre, der 
Höchstgrenze im Sinne des § 53 Abs. 2 Nr. 1 und 3 
dieses Gesetzes sowie den ruhegehaltfähigen Dienst-
bezügen im Sinne des § 53a Abs. 2 in der bis zum 31. 
Dezember 1998 geltenden Fassung hinzugerechnet. 
Für ihre Hinterbliebenen gilt in den Fällen der Nr. 3 das 
Landesrecht, das für das Beamtenverhältnis als Pro-
fessor im Landesdienst maßgebend war.

(3) Die Versorgung der Hinterbliebenen eines nach 
dem nach § 72 des Hochschulrahmengesetzes erlas-
senen Landesgesetz übergeleiteten Professors, der 
einen Antrag nach § 76 Abs. 2 des Hochschulrahmen-
gesetzes nicht gestellt hat, regelt sich nach § 67 dieses 
Gesetzes, wenn der Professor vor der Entpflichtung 
verstorben ist.

NEUNTER TEIL
Schlussvorschriften

§ 107
Ermächtigung zum Erlass von Verwaltungsvor-

schriften und Zuständigkeitsverordnungen

(1) Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderli-
chen allgemeinen Verwaltungsvorschriften erlässt die 
Landesregierung.

(2) Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung 
die nach diesem Gesetz den obersten Dienstbehörden 
zugewiesenen Befugnisse auf andere Stellen übertra-
gen.

§ 81
Verwaltungsvorschriften

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften erlässt das für 
das Beamtenversorgungsrecht zuständige Ministe-
rium.

Die Vorschrift entspricht inhaltlich dem bisherigen § 
107 Abs. 1 HBeamtVG.

Abs. 2 entfällt.

§ 82
Versorgungszuschlag

In den Fällen einer Beurlaubung nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 
ist ein Versorgungszuschlag in Höhe von 30 Prozent 

§ 82 regelt die Erhebung von Versorgungszuschlägen:

Bisher wurde die Zahlung eines Versorgungszuschlags 
bei Beurlaubungen, die dienstlichen Interessen oder 
öffentlichen Belangen dienen, nur in den Verwaltungs-
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der ohne die Beurlaubung zustehenden ruhegehalt-
fähigen Dienstbezüge zuzüglich Sonderzahlung zu 
erheben; das für das Beamtenversorgungsrecht 
zuständige Ministerium kann im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der Finanzen Ausnahmen von der 
Zahlung des Versorgungszuschlags zulassen. Bei
Abordnungen ohne Versetzungsabsicht ist vom 
aufnehmenden Dienstherrn an den abgebenden 
Dienstherrn ein Versorgungszuschlag zu zahlen. Für 
den Fall einer Abordnung mit Versetzungsabsicht, 
bei der die Versetzung nicht erfolgt, ist der Versor-
gungszuschlag nachzuerheben. Bei einer Abord-
nung ohne Versetzungsabsicht, die im unmittelba-
ren Anschluss eine Versetzung nach sich zieht, ist 
der Versorgungszuschlag an den aufnehmenden 
Dienstherrn zurückzuerstatten.

vorschriften (Tz 6.1.10) geregelt und wird deshalb in 
den Gesetzestext aufgenommen. Die Erhebung eines 
Versorgungszuschlags dient dem finanziellen Aus-
gleich für die zu Lasten des Dienstherrn gehende Er-
höhung der Versorgungsbezüge durch die Ruhegehalt-
fähigkeit von Beurlaubungszeiten im dienstlichen Inte-
resse. Da die bisherige Regelung durch allgemeine 
Verwaltungsvorschrift nicht alle relevanten Fälle er-
fasst, soll die gesetzliche Regelung diese Lücke 
schließen und der tatsächlichen Nutzenverteilung 
Rechnung tragen. Für die Zeit der Abordnung, in der 
die abgeordnete Person dem Dienstherrn nicht zur 
Dienstleistung zur Verfügung steht, ist nunmehr eben-
falls ein finanzieller Ausgleich zu zahlen.

§ 107b
Verteilung der Versorgungslasten

(1) Wird ein Beamter oder Richter eines Dienstherrn in 
den Dienst eines anderen Dienstherrn übernommen 
und stimmen beide Dienstherren der Übernahme vor-
her zu, so tragen der aufnehmende Dienstherr und der 
abgebende Dienstherr bei Eintritt des Versorgungsfal-
les die Versorgungsbezüge anteilig nach Maßgabe des 
Abs. 2 bis 5, wenn der Beamte oder Richter bereits auf 
Lebenszeit ernannt worden ist und dem abgebenden 
Dienstherrn nach Ablegung der Laufbahnprüfung oder 
Feststellung der Befähigung mindestens fünf Jahre zur 
Dienstleistung zur Verfügung stand; dies gilt nicht für 
Beamte auf Zeit sowie für Beamte, die beim aufneh-
menden Dienstherrn in ein Beamtenverhältnis auf Zeit 
berufen werden.

(2) Versorgungsbezüge im Sinne des Abs. 1 sind alle 
regelmäßig wiederkehrenden Leistungen aus dem 
Beamten- oder Richterverhältnis, die mit oder nach 

§ 83
Verteilung der Versorgungslasten

Die Verteilung der Versorgungslasten bei landesin-
ternen Dienstherrenwechseln erfolgt nach Maßgabe 
des Staatsvertrags über die Verteilung von Versor-
gungslasten bei bund- und länderübergreifenden 
Dienstherrenwechseln (Versorgungslastentei-
lungs-Staatsvertrag) vom 16. Dezember 2009 bis 
26. Januar 2010 in Verbindung mit dem Gesetz zu
dem Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag vom 
17. September 2010 (GVBl. I S. 286).

An die Stelle des § 107b HBeamtVG tritt für landesin-
terne Dienstherrenwechsel der Versorgungslastentei-
lungs-Staatsvertrag.
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Eintritt des Versorgungsfalles fällig werden. Ist dem 
Beamten oder Richter aus Anlass oder nach der Über-
nahme vom aufnehmenden Dienstherrn ein höherwer-
tiges Amt verliehen worden, so bemisst sich der Anteil 
des abgebenden Dienstherrn so, wie wenn der Beamte 
oder Richter in dem beim abgebenden Dienstherrn 
zuletzt bekleideten Amt verblieben wäre.
Entsprechendes gilt für Berufungsgewinne im Hoch-
schulbereich und für Zulagen für die Wahrnehmung 
einer höherwertigen Funktion.

(3) Wird der übernommene Beamte oder Richter vom 
aufnehmenden Dienstherrn in den einstweiligen Ruhe-
stand versetzt, beginnt die Versorgungslastenbeteili-
gung des abgebenden Dienstherrn erst mit der An-
tragsaltersgrenze (§ 26 Abs. 4 des Beamtenrechts-
rahmengesetzes) des Beamten oder Richters, spätes-
tens jedoch mit Einsetzen der Hinterbliebenenversor-
gung.

(4) Die Versorgungsbezüge werden in dem Verhältnis 
der beim abgebenden Dienstherrn abgeleisteten ruhe-
gehaltfähigen Dienstzeiten zu den beim aufnehmenden 
Dienstherrn abgeleisteten ruhegehaltfähigen Dienstzei-
ten aufgeteilt, dabei bleiben Ausbildungszeiten (z. B. 
Studium, Vorbereitungsdienst) unberücksichtigt; Zeiten 
einer Beurlaubung, für die der beurlaubende Dienst-
herr die Ruhegehaltfähigkeit anerkannt oder zugesi-
chert hat, stehen den bei ihm abgeleisteten ruhegehalt-
fähigen Dienstzeiten gleich. Im Falle des Abs. 3 wird 
die Zeit im einstweiligen Ruhestand, soweit sie ruhe-
gehaltfähig ist, zu Lasten des aufnehmenden Dienst-
herrn berücksichtigt. Zeiten, für die der Beamte oder 
Richter vor der Übernahme bereits zum aufnehmenden 
Dienstherrn abgeordnet war, gelten als beim abgeben-
den Dienstherrn abgeleistete Dienstzeiten.
(5) Der aufnehmende Dienstherr hat die vollen Versor-
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gungsbezüge auszuzahlen. Ihm steht gegen den ab-
gebenden Dienstherrn ein Anspruch auf die in Abs. 2 
und 4 genannten Versorgungsanteile zu. Zahlt anstelle
des aufnehmenden Dienstherrn eine Versorgungskas-
se die Versorgungsbezüge aus, hat der aufnehmende 
Dienstherr den ihm nach Satz 2 erstatteten Betrag an 
die Versorgungskasse abzuführen.

§ 107c
Verteilung der Versorgungslasten bei erneuter Be-
rufung in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 
in dem Art. 3 des Einigungsvertrages genannten 

Gebiet

Erwirbt ein Ruhestandsbeamter oder Richter im Ruhe-
stand eines Dienstherrn im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Stand vom 2. Oktober 1990 auf 
Grund einer zwischen dem 3. Oktober 1990 und dem 
31. Dezember 1999 erfolgten Berufung in ein öffent-
lich-rechtliches Dienstverhältnis bei einem Dienstherrn 
in dem in Art. 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet gegen diesen einen weiteren Versorgungsan-
spruch, so erstattet der frühere Dienstherr dem neuen 
Dienstherrn die Versorgungsbezüge in dem Umfang, in 
dem die beim früheren Dienstherrn entstandenen Ver-
sorgungsansprüche infolge der Ruhensvorschrift des § 
54 nicht zur Auszahlung gelangen, sofern der Ruhe-
standsbeamte oder Richter im Ruhestand im Zeitpunkt 
der Berufung in das neue öffentlich-rechtliche Dienst-
verhältnis das 50. Lebensjahr vollendet hatte.

§ 84
Verteilung der Versorgungslasten bei erneuter Be-
rufung in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis 

in dem in Art. 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet

Erwirbt eine Ruhestandsbeamtin oder ein Ruhe-
standsbeamter oder eine Richterin oder ein Richter 
im Ruhestand eines Dienstherrn im Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland nach dem Stand vom 2. Ok-
tober 1990 aufgrund einer zwischen dem 3. Oktober 
1990 und dem 31. Dezember 1999 erfolgten Berufung 
in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bei einem 
Dienstherrn in dem in Art. 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet gegen diesen einen weiteren Ver-
sorgungsanspruch, so erstattet der frühere Dienstherr 
dem neuen Dienstherrn die Versorgungsbezüge in 
dem Umfang, in dem die beim früheren Dienstherrn 
entstandenen Versorgungsansprüche infolge der 
Ruhensvorschrift des § 58 nicht zur Auszahlung gelan-
gen, sofern die Ruhestandsbeamtin oder der Ruhe-
standsbeamte oder die Richterin oder der Richter im 
Ruhestand im Zeitpunkt der Berufung in das neue öf-
fentlich- rechtliche Dienstverhältnis das 50. Lebensjahr 
vollendet hatte.

Die Vorschrift entspricht der bisherigen Regelung des
§ 107c HBeamtVG.

§ 85
Aufhebung bisherigen Rechts

Das Hessische Beamtenversorgungsgesetz in der 
Fassung vom 28. Januar 2011 (GVBl. I S. 98) und 

Das bisherige HBeamtVG und bestimmte übergeleitete
Rechtsverordnungen werden aufgehoben.
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die durch § 1 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes zur Überlei-
tung des Beamtenversorgungsgesetzes vom 25. 
November 2010 (GVBl. I S. 410, 413, 606) übergelei-
tete
1. Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung in 

der Fassung vom 19. März 1993 (BGBl. S. 369) 
und

2. Verordnung zur Durchführung des § 31 des Beam-
tenversorgungsgesetzes (Bestimmung von 
Krankheiten für die beamtenrechtliche Unfallfür-
sorge) vom 20. Juni 1977 (BGBl. I S. 1004) 

werden aufgehoben.

§ 109
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. Es tritt 
mit Ablauf des 31. Dezember 2015 außer Kraft.

§ 86
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. März 2014 in Kraft. 
(2) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2019 außer Kraft.

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten und Außer-
krafttreten des Gesetzes.

§ 105
Außerkrafttreten

Soweit Rechtsvorschriften den Vorschriften dieses 
Gesetzes entsprechen oder widersprechen, treten sie 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft. 
Dies gilt nicht für die nachstehenden Vorschriften in 
der beim Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas-
sung:
1. § 27 Abs. 2 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-
Württemberg,
2. Artikel 77 Abs. 2, Artikel 77a, 123 des Gesetzes 
über kommunale Wahlbeamte des Landes Bayern,
3. § 191 des Landesbeamtengesetzes Berlin,
4. § 209 des Hamburgischen Beamtengesetzes,
5. Landesgesetze und Verwaltungsvereinbarungen 
über die Anwendung der Ruhensvorschriften bei Ver-

entfällt



Synopse Hessisches Beamtenversorgungsgesetz
Stand: Juni 2013

162

HBeamtVG
Stand 1. DRModG

HBeamtVG 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 312)

Begründung / Anmerkungen

wendung im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsge-
sellschaften und ihrer Verbände oder bei Ersatzschu-
len,
6. Vorschriften über die Rechtsstellung der in den 
Bundestag oder den Landtag gewählten Beamten und 
Richter; solche Vorschriften können auch nach In-
krafttreten dieses Gesetzes noch erlassen werden.

§ 106
Verweisung auf aufgehobene Vorschriften

Soweit in Gesetzen und Verordnungen auf Vorschriften 
oder Bezeichnungen verwiesen wird, die durch dieses 
Gesetz außer Kraft treten oder aufgehoben werden, 
treten an ihre Stelle die entsprechenden Vorschriften 
oder die Bezeichnungen dieses Gesetzes.

entfällt

§ 107a
Überleitungsregelungen aus Anlass der Herstellung 

der Einheit Deutschlands

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die bis zum 31. Dezember 2009 zu 
erlassen ist, mit Zustimmung des Bundesrates für die 
Beamtenversorgung Übergangsregelungen zu be-
stimmen, die den besonderen Verhältnissen in dem in 
Art. 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
Rechnung tragen. Diese Verordnungsermächtigung 
erstreckt sich insbesondere auf Berechnungsgrundla-
gen, Höhe von Versorgungsleistungen und 
Ruhensregelungen abweichend von diesem Gesetz.

(2) Die Landesregierungen in dem in Art. 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass hinsicht-
lich der Voraussetzungen einer zweijährigen Amtszeit 
und des Alters im Sinne des § 2 Nr. 1 der Beamtenver-
sorgungs-Übergangsverordnung auf das reguläre En-
de der Kommunalwahlperiode abzustellen ist, wenn 

entfällt
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das Amt auf Grund landesrechtlicher Vorschriften vor-
zeitig entfällt.


